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Robert Kaltenbrunner

Ungewiss und kreativ versus kontrolliert 

und rational?
Eine thematische Einstimmung

Dr. Robert Kaltenbrunner 
Leiter der Abteilung Bau- und 
Wohnungswesen im Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und  
Raumforschung 
robert.kaltenbrunner@ 
bbr.bund.de

Wechselspiel von Theorie und Praxis

Dass sich heute ausgerechnet ein technisch 
so hoch entwickeltes Land wie Deutsch­
land so schwer mit der Realisierung sei­
ner Großbauprojekte tut, scheint sich u. a. 
darauf zurückführen zu lassen, dass viele 
Beteiligte die Komplexität der Vorgänge un­
terschätzen. Bauen ist nicht nur eine Frage 
von Personen, Finanzen und Materialien, 
sondern auch eine Frage der bestehenden  
gesellschaftlichen und politischen Orga­
nisationsstrukturen und wissenstheore­
tischen Ideale. Diese Strukturen werden 
bei der architektonischen Planung häufig 
schlicht vergessen. Allzu oft scheint man bei 
der Konzeption von Großprojekten noch 
immer davon auszugehen: „Hier ist das  
Material, da das Geld, dann zeichnet einer 
einen Plan, dann wird gebaut.“ Anderer­
seits muss man freilich sehen, dass gerade 
sehr großformatige und komplexe Baupro­
jekte nicht nur einen Rattenschwanz an 
Problemen, sondern durchaus auch über­
raschende Innovationen nach sich zogen. 
Offenkundig ist Wissen oft dadurch ent­
standen, dass Menschen versucht haben, 
konkrete Probleme zu lösen. 

Eine Innovation, ein neues Produkt, eine 
veritable Erfindung kommt nicht „einfach 
so“ in die Welt.1 Die Veränderung einer 
komplexen Prozesskette ist nicht ohne Wei­
teres herzustellen. Das Hoffen auf „König 
Zufall“ wird nicht reichen, wenn man an­
spruchsvolle Hoffnungen auf etwas Neues, 
zumindest substantiell Verändertes hegt. 
Erneuerung ist ohne einen Abschied von 
Bestehendem nicht zu haben. Innovation 
geht, bis zu einem gewissen Maße, immer 
mit kreativer Zerstörung einher. Der Termi­
nus selbst bezieht sich dabei auf zweierlei: 
zum einen auf das Erfinden. Zum anderen 
auf die Umsetzung und Implementierung 

einer neuen Idee. Denn nur eine Erfindung, 
die sich in der Gesellschaft auch durchsetzt, 
wird letztlich als Innovation anerkannt. 

In der Sphäre des Sozialen kommt frei­
lich ein weiterer Aspekt hinzu: Denn mag 
eine Handlung auch in sich selbst innova­
tiv sein, so ist damit noch nichts über ih­
ren Nutzen für die Gesellschaft gesagt. Vor 
allem technische Innovationen haben in 
der Vergangenheit mitunter durchaus desa­
ströse Wirkungen gezeitigt. Die Frage nach 
dem Ertrag einer Innovation ergibt sich 
also letztlich nur aus dem Gegenstand der 
Neuerung, ihrem Inhalt, und nicht schon 
aus ihrer innovativen Gestalt an sich. Nicht 
zuletzt deshalb hat der Umgang mit Inno­
vation zwei Seiten: die ständige Suche nach 
bzw. Konfrontation mit Ungewissheiten, 
und der gleichzeitige Versuch von Orga­
nisation und Kontrolle. Mit Offenheit und  
Unbestimmtheit, d. h. kreativem Handeln 
umzugehen, ohne dies gleichzeitig ein­
zugrenzen und zu kontrollieren, fällt Or­
ganisationen schwer. Beispielsweise wird 
in vielen Situationen und Verfahren allent­
halben Kreativität gefordert, geprägt aber 
ist das entsprechende Milieu von einem 
wachsenden Regulierungsdruck. Mit ande­
ren Worten: Es gibt augenscheinlich einen 
Zusammenhang von Innovation und Un­
sicherheit, der indes nur schwer präzisiert 
werden kann.

Womit sich die Frage stellt, ob wir hierzu­
lande – wie es eine mitunter vollmundige 
Rhetorik nahelegt – tatsächlich in einem 
innovationsfreundlichen Umfeld angesie­
delt sind. Zumindest darf man den Ver­
dacht hegen, dass viele Führungskräfte in 
Wirtschaft, Politik und Verwaltung sich nur 
wenig für Innovationen interessieren. Wich­
tiger scheinen ihnen Finanzen, Rechts­
sicherheit und kurzfristige Ergebnisse. Was 
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recht eigentlich das Gegenteil von innova­
tionsfreundlicher Kultur bedeutet. Denn 
es liegt auf der Hand, dass eine dominan­
te ökonomische und bürokratische Logik 
keineswegs mit einer „Neuerungen beför­
dernden“, zumindest ermöglichenden Rou­
tine gleich zu setzen ist. Die Bedeutungszu­
nahme von Regulierung, von Steuergrößen 
des Management-Entscheidungsprozesses, 
die Formalisierung und Standardisierung 
von Projektarbeit im Sinne eines einschrän­
kenden „Risikomanagements“, das sind 
nicht unbedingt dienliche Umstände für 
Wandel, Reformation und Schöpfung (oder, 
wie Niklas Luhmann es nennt, für eine  
„Autopoiesis des Systems“, deren wichtigste 
Ressource die „fortbestehende und immer 
wieder neu generierte Unsicherheit“ sei). 
Innovatives Handeln impliziert einerseits 
einen sozialen Lernprozess – unsicher, ku­
mulativ, kollektiv –, stellt aber andererseits 
auch ein kreatives Vollbringen dar (erfin­
derisch, die Imagination nutzend). Es ba­
siert auf einer spezifischen Kultur der Acht­
samkeit, die eine permanent mitlaufende 
(Selbst-)Kritik an Erwartungen und/oder 
Planungen impliziert – um dem Unerwar­
teten eine Chance zu geben.2

Innovation in der räumlichen Planung

Lange ist man in der europäischen Wissen­
schaftsgeschichte davon ausgegangen, dass 
die Theorie stets vor der Praxis kam. Erfor­
schen, durchstrukturieren, notieren – dann 
umsetzen. Von dieser Grundannahme sind 
die Wissenschaftshistoriker mittlerweile ab­
gerückt. Heute neigt man der Auffassung 
zu, dass neues Wissen und neue Organisa­
tionsstrukturen sich zumeist wechselwirk­
sam begünstigen, dass Theorie und Praxis 
im Tandem gewirkt haben. Das ist auch der 
Ansatz, der in diesem Themenheft der IzR 
verfolgt wird. 

Dabei muss nicht groß erläutert werden, 
warum das BBSR es für sinnvoll und gebo­
ten hält, über zukünftige räumliche Planung 
in der Perspektive der Innovation nachzu­
denken und damit eine ganze Ausgabe zu 
füllen: Das sollte sich von selbst verstehen. 
Allerdings ist der Begriff der Innovation in 
diesem Zusammenhang nicht eindeutig. In 
den verschiedenen Fachdisziplinen, Berufs­
gruppen und Milieus herrscht offenkundig 
ein unterschiedliches Verständnis vor. So 

wird in der Zunft der Planer und Stadtent­
wickler, und übrigens auch im BBSR, üb­
licherweise als innovativ anerkannt, was 
modellhaft gelungen ist und zur Nachah­
mung empfohlen werden kann. In diesem 
Heft geht es hingegen um die erfolgreich 
gemeisterte Neuerung – die von Oliver Ibe­
rt, Gabriela Christmann, Johann Jessen und 
Uwe-Jens Walther als „soziale Innovation“ 
apostrophiert wird. In ihrem Einführungs­
beitrag heißt es: „Dabei geht es nicht um 
Optimierungen bewährter Routinen, son­
dern um grundlegende Ziel- und Verfah­
renswechsel, substanzielle Neuerungen in 
der Praxis der Steuerung der räumlichen 
Entwicklung und Gestaltung der gebauten 
Umwelt.“ Da diese „soziale Innovation“ 
sich gleichsam in ganzer Breite durchge­
setzt haben muss, kann sie als solche auch 
nur retrospektiv beschrieben werden. Und 
entscheidend ist dabei nicht, ob es sich auf 
lange Sicht um eine segensreiche Innova­
tion handelt.

Die Autoren dieser Ausgabe verbinden 
–  dem retrospektiven Ansatz zum Trotz – 
mit und in ihren Texten natürlich prospek­
tive Erwartungen. Cum grano salis folgen 
sie etwa dieser Argumentation: Wenn man 
mittels und nach den Untersuchungen, 
Fallstudien, Expertisen usw. präziser ange­
ben kann, welches begünstigende oder be­
hindernde Faktoren sozialer Innovationen 
in der Raumplanung sind, dann kann Poli­
tik und Planung diese vielleicht in Zukunft 
auch besser und zielgenauer fördern (was 
sie ja auch schon tut, wie die einzelnen 
Beiträge dann zeigen werden). Mit anderen 
Worten: Damit werden nicht nur inhaltlich 
die Felder und Themen vorgegeben, in de­
nen Politik und Planung künftige Probleme 
und künftigen Handlungsbedarf sehen 
und Neues für nötig halten, sondern auch 
die Formate adressiert, die die Verbreitung 
neuer Ideen und Lösungen befördern sol­
len. Und nolens volens steht man in einer 
Traditionslinie von den frühen Demon­
strativbauvorhaben über Instrumente der 
ExWoSt- und MORO-Forschungsfelder bis 
hin zu den Reallaboren, die jetzt allerorts 
propagiert werden.

Nun soll es in diesem Heft jedoch nicht um 
eine Art Leistungsbilanz der Modellvorha­
benforschung gehen. Vielmehr findet hier 
eine grundsätzliche Auseinandersetzung 
statt. Nach einem umfassenden „Dacharti­

(1)
Ausnahmen bestätigen die 
Regel. Es wirkt fast wie eine 
Anekdote: Ende der neunziger 
Jahre wollte Aad Kieboom, 
Manager am Flughafen 
Schiphol in Amsterdam, ein 
kleines, aber lästiges Problem 
lösen. Viele Männer zielten 
beim Pinkeln im Stehen dane-
ben – mit der Folge, dass die 
Herrentoiletten am Flughafen 
viel schneller schmutzig waren 
als die Damen-WCs. Kiebooms 
Lösung war so clever wie 
simpel: Er klebte das Bild einer 
Fliege ins Urinal. Das weckte 
den Spieltrieb der Männer, sie 
zielten auf das Insekt, und es 
ging deutlich weniger daneben 
als zuvor. Das Ergebnis: Die 
Sauberkeit der Toiletten ver-
besserte sich um 80 %. Eine 
spezifische Art der Innovation!

(2)
Gleichwohl ist Innovation kein 
Ziel an sich: Wenn in der 
ruhigen Balance eines Status 
quo alle glücklich wären, 
bräuchte es keinen Fortschritt. 
Entweder ist es die Neugier 
des Menschen oder der 
Wettbewerbsdruck, der nach 
Neuem suchen lässt. Eine 
Innovation auf einem Markt 
bringt zeitlich befristet Gewinn 
und das schafft auch gesell-
schaftlich gute Aussichten: 
Beschäftigung, Einkommen, 
Steuern – Voraussetzungen 
für all das „Gute“, das ein Ge-
meinwesen sich erhofft: Kultur, 
Bildung, Altenversorgung…
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kel“, der, theoretisch fundiert, den Orien­
tierungsrahmen vorgibt, folgen vier Fall­
studien zu einzelnen Innovationen. Jeder 
dieser Expertisen ist wiederum ein Aufsatz 
beigestellt, der von außen, d. h. aus der Per­
spektive der Praxis bzw. des BBSR auf den 
gleichen Gegenstand schaut. Verbunden ist 
damit die Hoffnung, in der Struktur dieser 
Ausgabe ebenfalls ein wenig innovativ zu 
sein. 

Subjektive Annäherung (I):  
Der Bestand

Im Folgenden sollen (aus einer beliebig 
großen Zahl) zwei Aspekte kursorisch ange­
sprochen werden, die für das Thema rele­
vant sind: Zum einen die Kategorie der Zeit, 
zum anderen der Umgang mit der bestehen­
den urbanen Situation. Ein gerade in letzte­
rem Kontext interessantes Buch hat Steven 
Johnson 2013 veröffentlicht; es trägt den  
Titel: „Wo gute Ideen herkommen – Eine 
kurze Geschichte der Innovation“. Darin 
heißt es, dass soziale Verdichtung ein Muster 
der Innovation sei, dass sie also vor allem in 
Städten hervorgebracht werde. „Und in den 
Städten entstehen die meisten neuen Ideen 
in alten Gebäuden. Warum? Weil sich Er­
finder neue meistens weder leisten können 
noch einen Sinn für Eindrucksmanagement 
haben. […] Erfinder sind oft Wiederver­
werter dessen, wovon sich die anderen 
abgewendet haben. Außerdem darf die  
Registratur der eigenen Einfälle nicht zu  
rigide sein. Wer zu stark sortiert, isoliert Ge­
danken gegeneinander, deren Zusammen­
treffen erst die Neuerung ausmacht.“3 

Damit soll nun die Brücke zu jenen Inno­
vationen geschlagen sein, die sich mit der 
räumlichen Planung befassen. Um sie zu 
benutzen, ist allerdings eine Art Zufahrts­
rampe nötig – hier im Sinne einer subjektiv 
gefärbten historischen Problemwahrneh­
mung. Während sich Bewohner, Politiker, 
Planer und Architekten über das Erschei­
nungsbild des öffentlichen Raums und der 
Fassaden streiten, während die Debatten 
– beispielsweise zur Rekonstruktion der 
Altstädte in Frankfurt oder Dresden – noch 
immer in der Stilkritik des 19. Jahrhunderts 
verharren, haben sich die Grundlagen der 
Stadtentwicklung seit der Jahrtausendwen­
de grundlegend verändert. Diese Funda­
mente wurden in den 1970er Jahren in den 

angelsächsischen Ländern gelegt: Milton 
Friedman vertrat mit seiner „trickle-down“-
Theorie die Auffassung, dass durch Steuer­
minderung bei den Reichen Geldmittel frei 
würden, die nach und nach den weniger 
Bemittelten zu Gute kommen würden. Da­
raus entwickelten sich „Reaganomics“ und 
„Thatcherism“ mit der Privatisierung öf­
fentlicher Infrastruktur und Daseinsvorsor­
ge, einschließlich des sozialen Wohnungs­
baus, sowie die Minderung öffentlicher Aus­
gaben in diesen Bereichen. Im Finanzwesen 
wurde durch den „Big Bang“ von 1986, also 
der Deregulierung von Märkten und Pro­
dukten, eine sukzessive immer volatiler 
werdende Parallelwelt zur Realwirtschaft 
geschaffen. Dieser „Big Bang“ begann nicht 
nur mit einem Knall am Anfang, sondern 
erreichte mit der Insolvenz der Investment­
bank Lehman Brothers Ende 2008 einen 
Höhepunkt. Die Vertrauenskrise innerhalb 
der Finanzwelt ist noch nicht überwunden, 
wie die bis heute verfolgte Geldmarktpolitik 
der größten Zentralbanken der Welt bestä­
tigt. Was hat das mit der räumlichen Pla­
nung zu tun? Sehr viel, denn nicht zuletzt 
hier wird sich zeigen, ob die Gesellschaft 
den politischen und ökonomischen Durch­
blick hat, überzeugende neue Paradigmen 
des Gemeinwohls zu entwickeln, die sich 
letztlich auch in neuen räumlichen und/
oder urbanistischen Modellen ausdrücken. 
Echte Innovationen müssten sich hiermit 
befassen: Nicht mit formalistischen Fragen 
von architektonischen Stilen und städte­
baulichen Figuren, sondern mit der grund­
sätzlichen Organisation von Städten, mit 
ihrer Governance, mit Geld und mit Macht. 
Und dafür ist Innovation vonnöten. 

Doch dafür wären zunächst einmal die 
richtigen Fragen zu stellen. Denn es ist ja 
nicht so ohne weiteres klar, welcher Art von 
Innovationen es bedarf, in welchen Feldern 
sie liegen, welche Stellschrauben neu ge­
stellt werden müssten. Zur Illustration sei 
eine kleine Begebenheit eingestreut: Eine 
(namenlose) Unternehmensberatung be­
treute einmal eine Firma, die Spezialpum­
pen herstellt, und machte recht schnell 
eine grundlegende Erfahrung: Die meisten 
Techniker probierten ihre Ideen am Com­
puter aus. Ihre Kunden hatten sie nie gese­
hen und den Einsatzort ihrer Produkte auch 
nicht. Also war die erste Aufgabe, die die 
Consultants den Firmenmitarbeitern stell­
ten: Jedes Teammitglied musste raus zum 

(3) 
Kaube, Jürgen: Aus Altbauten 
kommen die besten neuen 
Ideen. In: FAZ 28.05.2013
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Kunden in die Fabrik – mindestens sechs, 
manchmal auch zehn Tage lang, und zwar 
bevor die neue Pumpe tatsächlich entwor­
fen wurde. Die zweite Festlegung: Jeweils 
ein Techniker und ein Marketingexperte 
oder ein Vertriebsmann mussten zusam­
men gehen. Denn letztere haben einen ganz 
anderen Blick auf die gleichen Sachverhalte 
und stellen unterschiedliche Fragen. Und 
schließlich gab die Unternehmensberatung 
den Mitarbeitern noch einen Interviewleit­
faden mit – zumal die meisten Ingenieure 
nicht recht wissen, was sie den Kunden 
konkret fragen sollen. Entsprechend wenig 
aussagekräftig sind die Ergebnisse. Als eine 
gute Frage in diesem Fall hat sich etwa fol­
gende heraus kristallisiert: Mögen Sie Pum­
pen? Die meisten Befragten antworten: Wir 
hassen sie. Warum? Nach und nach bekam 
man die Antwort, auf die es ankommt. Der 
Ingenieur würde die Sache ganz anders an­
gehen. Er würde dem Kunden seinen Ent­
wurf präsentieren und sagen: Das ist meine 
neue Pumpe, ist die nicht toll? Wie finden 
Sie die? Doch auf diese Art wird man kaum 
dahinter kommen, was der Kunde wirklich 
will. Zumal ja bereits eine Lösung parat ge­
halten wird, bevor das Problem in Gänze 
bekannt war.

Ist es nicht ganz ähnlich auch mit den Pla­
nern? Dass man glaubt, mit dem arrivier­
ten Instrument des „Plans“ adäquat auf 
ein Problem zu reagieren, welches in der 
Tiefe nicht völlig erfasst ist, lässt sich am 
Umgang mit dem Bestand festmachen. 
Es ist dies womöglich ein Beispiel für eine 
noch nicht hinreichend ausgeprägte Inno­
vation. Trotz der enormen wirtschaftlichen 
und gesellschaftspolitischen Bedeutung 
des bereits Gebauten, d. h. der bestehen­
den Stadtregionen mit all ihren Architek­
turen, Anlagen, Infrastrukturen usw., und 
trotz vieler eindrucksvoller Einzelbeispiele 
für eine (partielle) Inwertsetzung, Revita­
lisierung und Neunutzung: Das Metier der 
planenden Berufe – im Besonderen das 
der Architekten – scheint nach wie vor die 
grüne Wiese zu präferieren, das freigeräum­
te Baufeld. Schier unstillbar wirkt die Nei­
gung, immer wieder von vorn anzufangen. 
Der Bestand (d. h. die vorhandene, zumeist 
wenig spektakuläre Stadt-, Siedlungs- und 
Baustruktur) hingegen galt – und gilt wohl 
noch – immer als Stiefkind.

Die dominante Logik des „on jette, en 
remplace“ (franz.: man wirft es fort, man 
ersetzt es) „hat der Architekt Wolfgang Dö­
ring, der sich in den sechziger Jahren mit 
den Möglichkeiten serienproduzierter Häu­
ser befasste, später offener und radikaler 
formuliert: „Bei Automobilen rechnet man 
mit einer Amortisationszeit von vier Jah­
ren – und bei Häusern von fünfzig Jahren. 
Und Häuser sind damit selbstverständlich 
die technologisch rückständigsten Indus­
trieprodukte. Es ist also in der Konsequenz 
dringend notwendig, das Produkt ‚Haus‘ in 
seiner Lebenszeit drastisch zu verkürzen, 
um seinen Amortisationszeitraum herabzu­
setzen, um es damit für Forschung und Ent­
wicklung attraktiv machen zu können und 
auf diese Weise dann zu entscheidenden 
Verbilligungen zu gelangen.“4 Vermutlich 
wird das heute kaum noch jemand so offen 
sagen. Aber in den Hinterköpfen hat sich 
eine solche Haltung wohl noch immer ge­
halten. Aus der Warte fortlaufender techno­
logischer Innovation heraus werden Chan­
cen eines prognostizierten Systemwechsels 
im Planen und Bauen überschätzt. Und zu­
gleich werden Qualitäten und Anpassungs­
möglichkeiten des Bestandes unterbewer­
tet. Systematisch unterbewertet. 

Ähnlich verhält es sich auf städtebaulicher 
Ebene bzw. im urbanistischen Zusammen­
hang. Dies lässt sich exemplarisch illustrie­
ren am Duisburger Stadtteil Marxloh: Letzt­
lich zeigt sich in solchen von Umbrüchen 
tief gezeichneten Stadtgebieten ein Form­
wandel des Städtischen, der die Politiker 
und Planer bislang überfordert. Wenn ein 
Gebiet nicht mehr im herkömmlichen Sinn 
als Stadtquartier funktioniert, reißt man es 
ab und schafft etwas anderes, das man ge­
wohnt ist: den Park, das Gewerbegebiet, die 
Wohnsiedlung oder das Einkaufszentrum. 
Und das tut man mit dem Instrumentari­
um, das man kennt und beherrscht: dem 
Plan. Was aber, wenn die räumliche Unge­
wissheit, die solche Gebiete auszeichnet, 
gar keinen neuen Plan braucht? Wenn der 
Plan, der ausschließlich mit herkömmlichen 
Repertoires arbeitet, eine Gewissheit über 
das Richtige nur vortäuscht? Marxloh ist 
insofern ein beredtes Beispiel: Der enorme 
Boom an Braut- und Abendmodengeschäf­
ten, für den der Duisburger Stadtteil über 

(4)
Döring, Wolfgang, 1970: 
Perspektiven einer Architektur. 
Frankfurt a.M.; zitiert nach 
Kegler, Karl R.: Substanz oder 
Zeichen? In: archimaera, 2011
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Deutschland hinaus bekannt geworden ist, 
war ursprünglich in keinem Masterplan, in 
keinem Entwicklungskonzept vorgesehen. 
Es ist einfach passiert. Und das Interes­
sante ist, es passiert im vorhandenen Ge­
bäudebestand. Dieses neue ökonomische 
Cluster benötigte bislang kein einziges 
neues Gebäude. Eine überaus lehrreiche 
Erfahrung. Öfter als man denkt hat man es 
mit Stadtteilen zu tun, die gar keinen der 
vermeintlich neuen Pläne vertragen. Sie 
brauchen lediglich ein paar Regeln. Oder 
Grundsätze, die einen Modus des Handelns 
in räumlicher Ungewissheit beschreiben, 
ohne bereits irgendein endgültiges Ziel zu 
formulieren. 

Was bedeutet das nun für diejenigen, die 
planen und bauen? Sich mit dem Bestand 
zu beschäftigen heißt so viel wie eine Neu­
aneignung. Es geht um das Herstellen eines 
neuen Funktionszustandes unter Rückgriff 
auf systemimmanente Elemente und Rou­
tinen. Dabei sind es insbesondere zwei 
Fragen, die sich stellen: Wie kann man be­
stehenden städtischen Räumen zeitgemäße 
Programmierungen einschreiben? Und wie 
können dabei immanente, bisher vielleicht 
kaum beachtete Qualitäten freigesetzt und 
für eine nachhaltige Gestaltung und Kon­
zeption der Stadt von morgen fruchtbar 
gemacht werden? Recht eigentlich stellen 
diese beiden Hypothesen das traditionelle 
Planungsverständnis auf den Kopf. Denn 
üblicherweise formuliert Planung zuerst 
ein (intendiertes) Ergebnis, um im zweiten 
Schritt zu überlegen, wie dieses erreicht 
werden kann. Hier dreht sich das Verhält­
nis um, weil zunächst gefragt wird, wie 
eine Entwicklungsdynamik entfaltet wer­
den kann, ohne gleich einen idealen End­
zustand zu definieren. Eine unerkannte 
Innovation? Möglicherweise ist es hilfreich, 
dabei drei Elemente zu unterscheiden. Sie 
interagieren und vermischen sich, und es 
sind keine Phasen, die hübsch nacheinan­
der ablaufen. Da wäre als Bedingung zu 
nennen: ein Umdenken, ein zunächst un­
präzises Vermuten von innewohnenden 
Möglichkeiten, eine neuartige, von bishe­
rigen Funktionszusammenhängen unab­
hängige Reflexion des architektonischen 
oder städtebaulichen Gebildes, seiner Ty­
pologien und Freiräume. Sodann müsste 

eine systematische Suche starten; sie be­
inhaltet eine konzeptionelle Überformung 
und die städtebauliche Einschreibung der 
neuen Deutungsfigur. Schließlich braucht 
es die Wiedereinbindung des Elements in 
den städtischen Kontext – am besten durch 
Verwebungen auf verschiedenen Maßstabs­
ebenen und durch findige Aktivierungen.

Nicht nur aus der Denkfigur selbst, viel­
mehr aus den einschlägigen, wenn auch 
gelegentlichen Praktiken muss man folgern, 
dass Veränderung im Bestehenden nicht 
nur möglich ist, sondern sich auch gestal­
ten lässt. Dazu sind drei Dinge vonnöten: 
Inventionen, Gelegenheitsstrukturen und 
so etwas wie eine übergreifende Aufmerk­
samkeit. Inventionen, Erfindungen – als 
Beispiel könnte man, der Eingängigkeit hal­
ber, Mobiltelefon oder Solarzelle nennen 
– setzten sich nicht von alleine durch, viel­
mehr sind dafür bestimmte Ereignisse oder 
„windows of oppurtunities“ notwendig 
(wie etwa Katastrophen, Regierungswech­
sel, Modetrends). „Wenn sich ein solches 
Handlungsfenster ergibt und auf passende 
Erfindungen stößt, dann kann dies dazu 
genutzt werden, die weicher gewordenen 
Arrangements bisherigen Praktiken zu ver­
schieben, die Invention einzubauen, das 
ganze wieder zu schließen und zu härten 
– und es in einen sich nach Möglichkeit 
selbst verstärkenden Prozess zu entlassen.“5 

Doch es braucht regelmäßig noch ein drit­
tes Element, nämlich die Bündelung und 
Generierung von Aufmerksamkeit – als Ka­
talysator, um Gelegenheitsstrukturen und 
Inventionen zusammenzubringen und es 
unwahrscheinlicher werden zu lassen, dass 
das Pflänzchen, kaum gekeimt, gleich wie­
der vertrocknet. Doch auch hier wäre man 
gut beraten, mehr auf Offenheit, Zufällig­
keit und Emergenz zu setzen, als das in der 
Vergangenheit der Fall war.

Subjektive Annäherung (II):  
Die Kategorie der Zeit

Und damit sei ein zweiter Aspekt angespro­
chen: Die Kategorie der Zeit. Gerade hier 
schlummert ein erhebliches Innovations­
potenzial. Seit Ende des 19. Jahrhunderts 
bildet Effizienz einen gesellschaftlichen 

(5) 
Westermeyer, Till, 2012: Für 
eine politische Ökologie der 
Sachzwänge. www.heise.de/ 
tp/artikel/36/36668/
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Schlüsselbegriff, dessen entscheidender 
Gradmesser die Uhr ist. Implizit steckt da­
hinter die Aufforderung, die Zeit optimal zu 
nutzen, schneller zu arbeiten und schnel­
ler zu leben.6 Im Bereich der Mobilität ist 
das augenfällig: Eine möglichst schnelle 
Raumüberwindung durch beschleunigte 
Transportmittel gilt nach wie vor als Leitli­
nie moderner Verkehrspolitik. Beschleuni­
gung wird in unserer Gesellschaft mit öko­
nomischem Fortschritt, technischer Moder­
nisierung und räumlicher Unabhängigkeit 
gleichgesetzt; sie ist ein Wert. Die technisch-
ökonomische Rationalität in der Mobilitäts­
planung betrachtet Zeit und Raum als Res­
sourcen, deren effiziente Bewirtschaftung 
durch Verkehrstechnik gewährleistet wird. 
Dem Prinzip der Beschleunigung wohnt 
indes ein Kardinalproblem inne. Denn die 
durch Motorisierung und Ausbau der Stra­
ßennetze erhöhte individuelle Beweglich­
keit hat, wie zahlreiche Untersuchungen 
ergaben, kaum zur Einsparung von Reise­
zeit und zu größeren Freiheitsspielräumen 
geführt, sondern zur Ausdehnung der Ent­
fernungen zwischen den verschiedenen 
Bereichen des täglichen Lebens. Das Pa­
radigma der Beschleunigung trägt mithin 
nicht der tatsächlichen Vielfalt städtischer 
Mobilitätsbedürfnisse Rechnung.7 Sie wirkt 
in vielerlei Hinsicht sogar kontraproduktiv, 
indem das Machtgefälle zwischen Lang­
samen und Schnellen wächst. Mobilität un­
ter den Maßgaben technisch-ökonomischer 
Effizienzkriterien zu buchstabieren, ist pro­
blematisch, wenn es um die Verknüpfung 
von eher kurzen Wegen geht, die die unter­
schiedlichen Orte des Lebensalltags zusam­
men führt.8

Deshalb wäre wohl mehr Demut vor den 
Logiken städtischer Entwicklung, mehr 
Gelassenheit und Geduld einzufordern. 
Aber auch ein Bewusstsein bezüglich der 
relativen Begrenztheit und zeitlichen Be­
dingtheit von Planung zu kultivieren. Oh­
nehin wird man einräumen müssen, dass 
der Rhythmus einer belebten Stadt von 
Ungleichzeitigkeit geprägt ist. Hier funk­
tioniert nichts nach einem zentralen Zeit­
regime. Wie überhaupt gilt, dass eine Stadt 
nur dann lebendig ist, wenn man darauf 
hoffen darf, dass nicht alles nach Plan ver­
läuft. Denn die tatsächlich urbane Stadt lebt 
wesentlich von der beständigen Erwartung, 
dass alles, was ist, auch anders sein könnte. 
Auf der planerischen Ebene hat das Impli­

kationen wider die strenge Ökonomie der 
Zeit. Innovation kann also auch ein Maß­
halten im Timing von planerischen und 
städtebaulichen Vorhaben meinen, auf ein 
neues Bewusstsein in der zeitlichen Tak­
tung abzielen. Zumal man ja ein gewisses 
Paradox konstatieren muss: Die unaufhör­
liche Dynamisierung unserer Welt lässt den 
Planungsbedarf steigen, während jedoch 
die Reichweite des Planbaren sinkt. Pla­
nung erweist sich zunehmend als reaktiv; 
sie verliert ihre gestalterische Rolle und 
wird immer mehr zum Spielball gesell­
schaftlicher Halbwertszeiten. Und aus der 
Not wird somit Improvisationsvermögen zu 
einer wertvollen, aber zwingend erforder­
lichen Tugend. 

Innovation in der räumlichen Planung be­
deutet demnach auch, danach zu fragen, 
ob nicht alle Rettungsaktionen und alle Prä­
ventionen tendenziell rückwärtsgewandt 
sind. Je mehr sie für sich beanspruchen, die 
Zukunft zu beherrschen, umso gefährlicher 
werden sie. Der Ökonom und Sozialphilo­
soph Friedrich von Hayek spricht vom „an­
maßenden Wissen“. „Politiker, Intellektuelle 
[Planer] Unternehmer möchten die Zukunft 
in den Griff nehmen, um „Planungssicher­
heit“ zu geben. Sie wollen den Zufall elimi­
nieren. Aber sie haben nicht alle Informa­
tionen, und sie wissen noch nicht einmal, 
welche Informationen relevant sein werden. 
Und selbst wenn sie es wüssten, wüssten sie 
nicht, ob sich deren Relevanz im Zeitverlauf 
ändert. Denn die Zukunft ist eine spontane 
Ordnung, sie ist ‘Ergebnis menschlichen 
Handeln, nicht menschlichen Entwurfs’, 
wie der schottische Aufklärer Adam Fergu­
son schrieb: Handeln aber ist immer ein Akt 
der menschlichen Freiheit“9, bezogen auf 
die Freiheit anderer, nicht denkbar ohne 
Zufall und überraschende Konstellation, sei 
sie glücklich oder unglücklich. All das ent­
zieht sich der Planbarkeit. Was freilich kei­
neswegs heißt, dass es nicht auch Innova­
tionen in der räumlichen Planung braucht. 
Im Gegenteil.

Vom Wunschzettel zur Heftstruktur

In kursorischer und assoziativer Art und 
Weise wurden hier einige Themenfelder 
angesprochen, in denen inhaltliche Neu­
erungen wünschenswert wären. Die Argu­
mentation folgte dabei weitgehend einem 

(6)
Aber auch – und das wird in 
der Stadtentwicklung mitunter 
vergessen – unbefriedigende 
Situationen, problematische 
Entwicklungen, schlechte Pha-
sen usw. schneller zu beheben.

(7)
Einschränkend muss freilich 
gesagt sein, dass über die 
größere Entfernungsvernetzung 
mehr Ideen verknüpfbar sind 
und der potenzielle Innovati-
onsraum steigt – je mehr un-
terschiedliche Ideen gekreuzt 
werden, desto größer ist die 
Chance, Neues zu entdecken. 
Und hierzu kann der Stadtraum 
möglicherweise zu eng sein.

(8)
Dieser Aspekt folgt zugegebe-
nermaßen einem traditionellen 
Argumentationsmuster der 
(kritischen) Fachgemeinde. Gibt 
es womöglich andere, originelle 
Ansätze?

(9)
zitiert nach: Bendixen, Peter,  
2009: Die unsichtbare Hand, 
die Freiheit und der Markt. 
Münster
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(verkürzten) Innovationsbegriff, wie er in 
Planerkreisen üblich ist: 

1.	 Planerische Innovation in einer sich ver­
selbstständigenden, volatilen, weltweit 
operierenden und zu einem Großteil 
in Immobilien anlegenden Finanzwirt­
schaft. Welche Optionen hat die Pla­
nung? Und wie kann sie diese Optionen 
überhaupt in Erfahrung bringen?

2.	 Innovation in der räumlichen Planung, 
die einem komplexeren Verständnis von 
„Zeit“ Rechnung trägt, die veränderten, 
in sich widersprüchlichen Anforderun­
gen an städtische Mobilität zwischen 
Be- und Entschleunigung besser auf­
nimmt, sich widerständig gegenüber der 
„strengen Ökonomie der Zeit“ zeigt, und 
Improvisationsvermögen als hierfür pas­
sende Tugend ausbildet.

3.	 Zukünftige Innnovation sollte auf eine 
informiertere, qualifiziertere und ideen­
reichere Auseinandersetzung mit dem 
Bestand abzielen. 

4.	 Innovation in der räumlichen Planung, 
die nicht nur auf eine Quartiersplanung 
ohne Plan setzt, sondern Gelegenheiten 
wahrnimmt, eröffnet und orchestriert.10

Zugleich sollte damit exemplarisch die Be­
deutung von Rahmenbedingungen ange­
sprochen sein, nämlich einerseits innova­
tionsbehindernde Umstände (wie Regulie­
rungsdruck, Formalisierung und Standardi­
sierung, bürokratische Logik etc.) und an­
dererseits innovationsfördernde Umstände 
(Kultur der Achtsamkeit, interdisziplinäre 
Kooperation, hohe und frühe Aufmerksam­
keit für die Wünsche und Adressaten als 
Ausgangspunkt der Innovation, Erfindungs­
geist, Sinn für das „window of opportuni­
ties“ und zeitgemäße mediale Aufbereitung 
und Verbreitung der guten Tat).

Die Relevanz dieser Aspekte dürfte vermut­
lich recht unterschiedlich eingeschätzt wer­
den. Auch ist das Argumentationsmuster 
ein anderes, wenn der Fokus auf die „sozi­
ale Innovation“ gelegt wird. Unstrittig indes 
sollte es sein, sich immer wieder damit zu 
beschäftigen, welche Neuerungen unsere 
Städte in den vergangenen Jahren geprägt 
haben und welche dies möglicherweise in 
den kommenden Jahren tun werden. Wir 
haben deshalb sehr gerne entsprechende 
Anregungen von Uwe-Jens Walther, Gabri­
ela Christmann, Oliver Ibert und Johann 
Jessen aufgenommen, uns in den „Infor­

mationen zur Raumentwicklung“ mit dem 
Thema zu beschäftigen. Sie haben – auf der 
Basis umfangreicher Forschungen im Rah­
men eines DFG-Projektes – wesentlich die 
Struktur und den Aufbau dieses Heftes mit­
geprägt. Über ihre Problemwahrnehmung, 
Motivation, Ziele und Herangehensweise 
geben sie in der einführenden Abhandlung 
umfassend Auskunft. Die acht nachfol­
genden Beiträge sind paarweise aufeinan­
der bezogen: Thematisch widmen sie sich

1. dem städtebaulichen „Quantensprung“ 
von der Großsiedlung zum kompakten, 
nutzungsgemischten Stadtquartier, 

2. dem Aspekt der Zwischennutzung, 

3. einer neuen, „reflexiven“ Regionalpolitik 
und 

4. dem Quartiersmanagement. 

Das Besondere dieser Konstellation liegt 
darin, dass die einzelnen Innovationen je­
weils wissenschaftlich/theoretisch aufgear­
beitet und sodann in einer eher praxisbezo­
genen Außensicht gespiegelt werden. Den 
Abschluss des Heftes bildet schließlich eine 
Art Collage: Auszüge aus den Statements 
von (praktizierenden) Experten, die im Rah­
men einer kleinen, vom BBSR lancierten 
Umfrage entstanden: Was sei in den letzten 
Jahren die wichtigste Neuerung in der Stad­
tentwicklung gewesen, und was erwarten 
Sie als nächste.

Weshalb die thematische Einstimmung 
hier, auf spekulative Weise, abgekürzt wer­
den kann. Auf die räumliche Planung be­
zogen gleicht „Innovation“ womöglich der 
Quadratur des Kreises: Denn aus einem 
gewissen Blickwinkel bleibt sie, um noch 
einmal Niklas Luhmann zu zitieren, auf 
„nichttechnisierbares“ innovatives Arbeits­
handeln angewiesen, das sie „in die Inter­
aktion unter Anwesenden auslagern und 
einem für die Aufsicht undurchsichtigen 
Geschehen überlassen muss“. Ob das frei­
lich ein abschließendes Verdikt sein kann: 
Bilden Sie sich mit der folgenden Lektüre 
besser ein eigenes Urteil.

(10)
Wobei freilich eingeräumt  
werden muss, dass, zumal bei 
den beiden letztgenannten 
Punkten, in der jüngeren 
Vergangenheit bereits – mental 
und real – viele Fortschritte 
erzielt wurden.
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Die Autoren leiten das DFG-
Forschungsprojekt „Innovationen 
in der Planung. Wie kommt 
Neuartiges in die räumliche 
Planung?“. 

Die Geschichte der räumlichen Planung zeigt, dass hier stets grundlegende Neuorientierun-
gen stattgefunden haben – sowohl im Hinblick auf Planungsprodukte als auch in Hinblick 
auf Planungsprozesse. Bislang hat man das Entstehen derartiger Neuorientierungen in der 
Regel als Reaktion auf gesellschaftlichen Wandel im Umfeld von Planung aufgefasst. Das 
gezielte und proaktive Handeln, das sich aus der Mitte der Profession heraus vollzieht und 
Richtungsänderungen bewusst gestaltet, blieb dabei bislang weitgehend ausgeblendet. Im 
Beitrag wird das Konzept der sozialen Innovation diskutiert, das dieses Desiderat adressie-
ren kann. Auf der Basis eines Forschungsprojekts, das – am Beispiel von vier raumplaneri-
schen Handlungsfeldern – entsprechende Neuerungen als soziale Innovationen untersucht, 
wird zunächst das zugrunde liegende Verständnis dieses Typs der Innovation skizziert, um 
dann der Frage nachzugehen, wie derartige Innovationen entstehen, in die Praxis umge-
setzt und verbreitet werden. Insbesondere interessiert die Autoren, welche Verläufe die Inno-
vationsprozesse haben und wie sich diese konzeptionell in Phasen gliedern lassen.

1 Einleitung

Der Begriff Innovation ist in der anwen-
dungsbezogenen Stadt- und Planungsfor-
schung durchaus gebräuchlich.1 Dabei wird 
der Begriff nur selten expliziert (vgl. Fuhrich 
2005); implizit ist aber deutlich, was mit In-
novation gemeint ist. Danach gelten Pro-
jekte gewöhnlich schon als innovativ, wenn 
sie bezogen auf wichtige Ausschnitte der 
räumlichen Planung als gelungenes Modell 
das Potenzial enthalten, zum erreichbaren 
Vorbild für andere zu werden – sei es, weil 
sie bessere Antworten auf alte Probleme 
oder aber aussichtsreiche Antworten auf 
neue Probleme bieten. Beispiele dafür sind 
Dokumentationen von best practices, etwa 
der Forschungsvorhaben des Experimentel-
len Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt), 
die fraglos ihre Berechtigung haben, zumal 
dort auch die Frage der Übertragbarkeit der 
– in jenem Sinne „innovativen“ – Projekte 
stets zentral war und ist.

Dieses im Bereich der Stadtpolitik und der 
anwendungsbezogenen Planungsforschung 
übliche Verständnis von Innovation weicht 
deutlich von der Verwendung des Begriffs 
Innovation in diesem Artikel und Heft ab. 
Das hier vorgestellte Konzept der Innova-
tion ist vielmehr der sozialwissenschaftlich 
orientierten Innovationsforschung ver-
pflichtet und wird auf die räumliche Pla-
nung übertragen. 

Im sozialwissenschaftlichen Verständnis 
von Innovation ist seit Schumpeter (1964) 
stets Doppeltes enthalten: Innovation ist 
zum einen als das erfolgreiche Umsetzen 
neuer Ideen in die Praxis zu verstehen; in-
novativ ist eine Idee nur dann, wenn sie 
den Weg in die Umsetzung schafft. Zum 
anderen schließt der Begriff auch ein, dass 
sich infolge der Innovation über kurz oder 
lang die bisherige Praxis in ihrer Breite ver-
ändert, eine Idee sich also nicht nur um-
setzen lässt, sondern sich auch durchset-
zen kann. Das Kriterium der Durchsetzung 
unterscheidet unseren Innovationsbegriff 
zentral von dem in der anwendungsorien-
tierten Planungsforschung. Danach würden 
die meisten der zahlreich dokumentierten 
best practices nicht als innovativ gelten 
können. Im Folgenden steht die Frage im 
Mittelpunkt, inwiefern sich das sozialwis-
senschaftliche Verständnis von Innovation 
nutzbar machen lässt, um erfassen zu kön-
nen, wie im Bereich der räumlichen Pla-
nung „Neues in die Welt“ kommt, sich dort 
behauptet und zur Regel oder Routine wird.

Räumliche Planung verändert sich stän-
dig. So hat sich ihr Handlungsbereich von 
der klassischen obrigkeitsstaatlichen Rah-
mensetzung bis hin zur Planung von Me-
ga-Projekten (z. B. in Form von Public-Pri-
vate-Partnerships) erweitert. In flacheren 
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Hierarchien agiert sie immer seltener aus 
einer obrigkeitsstaatlichen Position heraus, 
Akteure der öffentlichen Planung beschei-
den sich inzwischen häufig mit der Rolle 
von Prozessinitiatoren, Moderatoren oder 
einfachen Prozessbeteiligten. Die Planungs-
ebenen zwischen den administrativ fest-
gelegten Räumen nehmen im Sinne eines 
Mehrebenensystems zu und erschließen 
damit neue Handlungsräume. Schließlich 
umfassen neue Planungsstrategien immer 
häufiger auch Elemente des Identitätsma-
nagements, des Marketings und der Mo-
bilisierung von Aufmerksamkeit und Res-
sourcen, wie sie etwa in der Festivalisierung 
der Stadt- und Regionalplanung zusammen 
treffen. 

Beispiele 

In diese generellen Veränderungstendenzen 
eingeschrieben sind zum Teil radikale Neu-
orientierungen in den materiellen Zielen 
und Verfahren, die wesentlich schärfer kon-
turiert sind. Beispiele aus der Stadtplanung 
in der Bundesrepublik der letzten 50 Jahre 
mögen illustrieren, wie die Disziplin seit 
Beginn beständig Neuorientierungen her-
vorgebracht hat, die inzwischen selbstver-
ständlich geworden sind. Die Einrichtung 
der Fußgängerzonen in den Innenstädten 
seit Mitte der 1960er Jahre und die Einfüh-
rung der flächenhaften Verkehrsberuhi-
gung in Wohngebieten in der ersten Hälfte 
der 1980er Jahre sind substanzielle und 
komplexe Richtungswechsel der bis dahin 
verfolgten Praxis, die weit reichende Kon-
sequenzen für das Leben in den Städten 
hatten. 

Als radikal veränderte Verfahren können 
etwa der Städtebauliche Rahmenplan und 
der Vorhaben- und Erschließungsplan gel-
ten. Heute sind beide seit Langem etablier-
te und bewährte informelle bzw. formelle 
Planungsinstrumente. Der Städtebauliche 
Rahmenplan wurde in seinen konzeptio-
nellen und methodischen Grundzügen aus 
der kommunalen Stadterneuerungspraxis 
heraus Ende der 1960er bzw. Anfang der 
1970er Jahre entwickelt. Der Vorhaben- und 
Erschließungsplan ging aus den Übergangs-
regelungen für das Baurecht in den Neuen 
Bundesländern hervor.

Soziale Innovation  
als proaktive Veränderung

Bislang wurden grundlegende Veränderun-
gen der Planung als Reaktion auf veränder-
te Rahmenbedingungen interpretiert und 
als von außen induzierte Vorgänge bzw. als 
ein sich vollziehender Wandel der Planung 
charakterisiert. Bei einer solchen Perspek-
tive bleibt aber die Frage offen, wie es zu 
diesen Neuerungen in der Planung kommt, 
vor allem warum sich von vielen möglichen 
Varianten eine oder wenige durchsetzen. 
Wir stellen die These dagegen, dass es auch 
proaktive und intendierte Veränderun-
gen aus der Mitte der Profession oder des 
Politikfeldes geben kann, die ihre eigene 
Entwicklungs- und Ausbreitungslogik ent-
falten. Diesen Prozess bezeichnen wir als 
soziale Innovation in der Planung. Dabei 
geht es nicht um Optimierungen bewähr-
ter Routinen, sondern um grundlegende 
Ziel- und Verfahrenswechsel, substanzielle 
Neuerungen in der Praxis der Steuerung der 
räumlichen Entwicklung und Gestaltung 
der gebauten Umwelt. In diesem Sinne wä-
ren Fußgängerzonen und Tempo-30-Zonen 
Beispiele für Produktinnovationen; der 
Städtebauliche Rahmenplan und der Vor-
haben- und Erschließungsplan wären Bei-
spiele für Prozessinnovationen. 

In diesem Artikel wollen wir uns nun über 
den Begriff der sozialen Innovation der Fra-
ge nähern, wie innerhalb der räumlichen 
Planung neuartige Praktiken entstehen und 
sich durchsetzen: Wo entstehen diese Neu-
erungen? Wie lösen sie sich vom Ort ihrer 
Entstehung ab? Welche unterschiedlichen 
Phasen durchlaufen sie im Zuge des Durch-
setzungs- und Ausbreitungsprozesses und 
wie verändern sie sich? Welches ist der Bei-
trag beteiligter Akteure in welchen Phasen 
der Generierung und Durchsetzung? Wie 
prägen sie diese Veränderungen, und wie 
verhelfen sie ihnen zum Durchbruch? 

Gewöhnlich orientiert sich der Begriff der 
Innovation eher an wirtschaftlichen und 
technischen Neuerungen, die das Augen-
merk auf Produkte, Unternehmer, Markt-
eintritt und Markterfolg richten. Dies sind 
für die räumliche Planung mit ihrer Vielfalt 
und Komplexität von Planungsproblemen, 
-formen, Akteuren und Arenen eher unge-
eignete Orientierungspunkte. Innovationen 
in der Planung werden entsprechend nicht 
allein als technische oder wirtschaftliche, 

(1)
Ein Beispiel unter vielen ist 
das ExWoSt-Forschungsfeld 
„Innovationen für familien- und 
altengerechte Stadtquartiere“ 
des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) mit 27 Modellvorha-
ben in der Bundesrepublik, 
in denen neue Ansätze der 
Quartiersentwicklung verfolgt 
werden, die sich offensiv den 
Folgen des demografischen 
Wandels stellen.
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sondern vorrangig als soziale Innovationen 
gefasst. Diese Perspektive wird in diesem 
Artikel und in weiteren Beiträgen des Hef-
tes konzeptionell und empirisch begründet.

In diesem Artikel werden zunächst der Be-
griff der sozialen Innovation betrachtet und 
dessen Implikate erläutert. Exemplarisch 
und idealtypisch werden dann fünf Phasen 
von Innovationen in der räumlichen Pla-
nung dargestellt, die in den Beiträgen des 
Heftes wiederkehren. Diese werden empi-
risch an vier Teilbereichen der räumlichen 
Planung vom Projekt „InnoPlan“2 unter-
sucht und in diesem Heft vorgestellt. 

Grundlegende Neuerungen  
in der räumlichen Planung als  
soziale Innovationen

Den Begriff soziale Innovation gibt es seit 
Ende der 1930er Jahre (vgl. Ogburn 1937), 
als deutlich wurde, dass technische Neue-
rungen (wie z. B. die Erfindung und Einfüh-
rung des Fließbandes) mit grundlegenden 
sozialen Neuerungen (wie etwa der Arbeits-
organisation und dem Massenkonsum) 
eng zusammenhängen. Als eigenständiger 
Forschungsansatz, in dem soziale Innovati-
onen in ihrem Eigenwert und nicht nur im 
Zusammenhang mit technischen oder wirt-
schaftlichen Innovationen gesehen werden, 
besteht er jedoch erst seit Ende der 1980er 
Jahre. 

Heute gibt es zwei Denkschulen, die den 
Begriff soziale Innovation nutzen: Die ers-
te sieht soziale Innovationen in normativer 
Weise als gesellschaftlich hoch bewertete, 
wünschenswerte Neuerungen (vgl. Mou-
laert et al. 2013), die zweite analytisch als 
„neue Wege, Ziele zu erreichen, insbeson
dre neue Organisationsformen, neue Re-
gulierungen, neue Lebensstile“ (Zapf 1989: 
177). Wir folgen der zweiten Definition, um 
einen empirisch offenen Untersuchungsan-
satz für die räumliche Planung zu erhalten. 
Merkmale sozialer Innovationen sind im 
Rahmen dieser Definition:

•	 Neuheit vs. Bekanntheit: Sie brechen mit 
dem Gewohnten, bzw. weichen zumin-
dest von ihm ab, bieten also entweder 
absolute oder „relative Neuheit“ (Gillwald 
2000: 11) und werden schließlich in einer 
Gesellschaft als Neuheit wahrgenommen.

•	 Umsetzung/ räumliche Verbreitung: Ent-
scheidende Bedingung dafür, dass Neu-
erungen als soziale Innovation gelten 
können, ist ihre erfolgreiche Durchset-
zung in der Praxis – entsprechend dem 
Markterfolg einer wirtschaftlichen Inno-
vation.

•	 Überlegenheit: Sie präsentieren bessere, 
bedarfsgerechtere Lösungen im Rahmen 
des jeweiligen Referenzsystems beteilig-
ter Akteure.

•	 Konflikthaftigkeit: Allein aus der Not-
wendigkeit, mit alten, eingeführten Prak-
tiken zu konkurrieren und deren Defizite 
zu beleuchten, also aus der Schattensei-
te von jeder Innovation („kreative Zer-
störung“, Schumpeter 1964) ergibt sich 
allerdings auch die Konflikthaftigkeit der 
Durchsetzung. Neue Lösungen werfen 
zudem oft neue Probleme auf.

•	 Nicht-Intentionalität vs. Intentionalität: 
Nicht die Absicht, Innovationen zu er-
zeugen, ist entscheidend; es reicht die 
Überzeugung, eine bessere, bedarfsge-
rechtere Lösung zu realisieren.

•	 Linearität vs. Nicht-Linearität: Innova
tionsprozesse vollziehen sich nicht line-
ar, sondern fragmentiert und zyklisch; 
entsprechend bilden zyklische Verlaufs-
modelle den iterativen, ergebnisoffenen 
und nicht-endenden Charakter sozialer 
Innovationen besser ab als gängige linea-
re Phasenmodelle. Dennoch gibt es meist 
kritische Schwellen, deren Überschreiten 
die Dynamik und Entwicklungsrichtung 
einer Innovation immer auch entschei-
dend beeinflussen können, weshalb die 
lineare Logik nicht vollständig ignoriert 
werden darf (Ibert et al. 2014).	

Im Rahmen von empirischen Analysen 
zeigte sich indes, und davon zeugen die 
verschiedenen Beiträge in diesem Heft, dass 
soziale Innovationsprozesse (in der räum
lichen Planung) zeitlich langgestreckt sind 
und sich bisweilen über Jahrzehnte hinzie-
hen. Zudem haben die Konstellationen der 
beteiligten Akteure eine hohe Komplexität, 
was sich unter anderem darin manifes-
tiert, dass die Akteure, die eine Innovation 
voranbringen, zu unterschiedlichen Zeit-
punkten eines Innovationsverlaufs jeweils 
andere sein können. Darin dürften sich 

(2)
„InnoPlan“ steht für das 
DFG-Projekt „Innovationen 
in der Planung: Wie kommt 
Neuartiges in die räumliche 
Planung?“ (Laufzeit: 10/2013–
09/2015). Das Projekt besteht 
aus vier Teilprojekten und wird 
an der Universität Stuttgart 
und am Leibniz-Institut für 
Regionalentwicklung und 
Strukturplanung (IRS) in Erkner 
durchgeführt. Projektleiter sind 
Gabriela B. Christmann, Oliver 
Ibert, Johann Jessen und 
Uwe-Jens Walther. Franz Füg, 
Thomas Honeck, Oliver Koczy 
und Daniela Zupan bearbeiten 
das Projekt.
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soziale Innovationen von technischen oder 
wirtschaftlichen Innovationen zumindest 
graduell unterscheiden. Vor diesem Hinter-
grund kommen sie in gewisser Weise sozia-
len Wandlungsprozessen nahe, was jedoch 
nicht darüber hinweg täuscht, dass soziale 
Innovationen gleichwohl durch ein reflexi-
ves und proaktives Vorantreiben von (neu-
artigen) Lösungsansätzen gekennzeichnet 
sind.

Wie Innovationen in der  
räumlichen Planung verlaufen

Soziale Innovationen vollziehen sich in 
Zeit und Raum. Über Zeit diffundieren 
sie im Raum. Sie haben ihren räumlichen 
Ausgangspunkt und „erobern“ über einen 
längeren Zeitraum Terrain. Darin bilden 
sie ihre eigene Zeitlichkeit und Räumlich-
keit aus, die von der historischen Zeit und 
dem geographischen Raum zu unterschei-
den sind. 

Zeitlichkeit

Grundlegende Neuerungen sind zwar un-
trennbar mit ihren konkreten historischen 
Umständen verbunden, haben aber auch 
– wie angedeutet – ihre eigene Zeit: Um In-
novationen in der Zeit zu definieren, muss 
ihre historische von ihrer prozessimma-
nenten Zeitlichkeit unterschieden werden. 
Während historische Perioden oder Ereig-
nisse sich durch ihre Besonderheit und Ein-
zigartigkeit auszeichnen, betont der Begriff  
Phase die Regelhaftigkeit und Wiederhol-
barkeit des Geschehens in seiner zeitlichen 
Abfolge. Die historische Zeit bildet einen ab-
soluten Zeitrahmen, erfassbar in Form von  
Perioden und Ereignissen. So haben sich 
etwa in den letzten 50 Jahren zentrale Rah-
menbedingungen der räumlichen Planung 
verändert – sei es das Selbstverständnis 
vom Planer, angefangen vom Ingenieur (bis 
Ende der 1960er Jahre) über den Prozess-
gestalter/Moderator (ab den 1970ern) bis 
hin zum Manager von Raumentwicklung 
(ab den 1990ern); sei es die Akademisie-
rung von Planung, oder sei es das Staatsver-
ständnis (vom demokratischen Obrigkeits-
staat der 1960er über den Wohlfahrtsstaat 
der 1970er und dem kooperativen Staat der 
1980er/1990er hin zum fordernden und för-
dernden Staat der 2000er) etc.

 Diese historischen Phasen verlaufen linear, 
einzigartig und gleichförmig, es gibt keine 
Muster oder Wiederholungen. In diesem 
Sinne ist die historische Zeit quasi-objek-
tiv: Einerseits basiert sie auf historischen 
Fakten, andererseits gibt es dennoch Be-
deutungsverschiebungen, weil die histori-
sche Zeit immer wieder zeitspezifisch neu 
wahrgenommen wird. Bei diesen Wahrneh-
mungen kann sich der Blick neuen Fakten 
zuwenden und von ehemals als wichtig 
erachteten Fakten abwenden, es ist aber 
auch durchaus üblich, dass ein und dersel-
be Umstand unterschiedlich gedeutet wird 
(z. B. die Wahrnehmung von Großwohn-
siedlungen), oder dass es zu semantischen 
Verschiebungen kommt (z. B. aus „Alt-
stadt“ wird „City“; aus „Siedlungen“ werden 
„Stadtteile“).

Die prozessimmanente Zeit bedeutet ge-
genüber der historischen, dass es im Ver-
lauf von Innovationsprozessen neben Ei-
gentümlichkeiten des besonderen Falles vor 
allem um Regelmäßigkeiten im Prozessab-
lauf geht. Dieses Zeitverständnis fügt der 
linear verlaufenden historischen Zeit ein 
zirkuläres Moment hinzu, bestimmte Pro-
zessmuster wiederholen sich. In Bezug auf 
den Innovationsprozess wären dies etwa 
verschiedene Phasen, die immer wieder 
durchlaufen werden.

Die historische Zeit bildet einen Kontext für 
die prozessimmanente Zeit, der spezifische 
Anregungen und Restriktionen, Probleme 
und Denkmuster bereithält, ohne dass sich 
daraus zwingend Innovationen ableiten 
ließen. Den historischen Kontext für Inno-
vationen können wir als eine vielschichti-
ge Gelegenheitsstruktur interpretieren, die 
das Repertoire an verfügbaren Elementen 
bereithält, die im Zuge einer Innovation 
opportunistisch re-kombiniert werden. In-
sofern kann eine historische Analyse eine 
sozialwissenschaftliche Analyse des kreati-
ven Zugriffs von innovativen Akteuren auf 
ihren historischen Kontext nicht ersetzen, 
sehr wohl aber bereichern.

Räumlichkeit

So wie bei der Zeitlichkeit kann analog zwi-
schen geographischer und prozessimma-
nenter Räumlichkeit unterschieden werden. 
Auch der politisch-geographische Raum 
kann als quasi-objektiv verstanden werden, 
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der sich über Zeit ebenfalls in wichtigen Di-
mensionen kontinuierlich verändern kann. 
Die Wiedervereinigung Deutschlands ist 
ein prägnantes Beispiel; die Veränderung 
der Erreichbarkeiten durch den Ausbau der 
Transporttechnologien ein anderes. Jede 
soziale Innovation vollzieht sich im gegebe-
nen und sich verändernden politisch-geo-
graphischen Raum und bildet dabei eine  
eigene prozessimmanente Räumlichkeit 
aus, eine eigene Geographie der Ausbrei-
tung (vgl. Hägerstrand 1967; Agnew 1979). 

Prozesse sozialer Innovationen zeigten ge-
rade in der räumlichen Planung immer 
schon eine starke internationale Dimen-
sion. Obwohl Neuerungen in der räumli-
chen Planung immer eng mit dem lokalen 
und nationalen rechtlichen, institutionellen 
und kulturellen Kontext verknüpft und oft 
auch an ihn gebunden sind, begleitete ein 
professioneller Austausch über nationale 
Grenzen hinweg die Fachdisziplin seit ihren 
frühesten Anfängen im letzten Viertel des 
19. Jahrhunderts (vgl. Albers 1996). Erfah-
rungen und Projekte in anderen Ländern, 
in denen die Innovation früher einsetzte, 
können im eigenen Land Anstöße und An-
regungen für Innovationsprozesse liefern, 
sie können als Informations- und Inspira
tionsquelle während des Innovationspro-
zesses einschließlich eventueller Rück-
kopplungen mit der ausländischen Praxis 
(Erfahrungsaustausch, informelle Kontakte 
etc.) dienen, und schließlich können die In-
novationen im eigenen Land auch über die 
eigenen Grenzen ausstrahlen, quasi „expor-
tiert“ werden.3

Phasen 

Um diesen raum-zeitlichen Kontext von In-
novationsprozessen zu fassen, sind in der 
Innovationsforschung Phasenmodelle vor-
geschlagen worden. Das klassische Modell 
sieht in der Zusammenschau drei Phasen 
im immanenten Prozess der Innovation 
vor: Einführung, Fermentierung und Sta-
bilisierung. Für die Analyse von Prozessen 
der sozialen Innovation schlagen wir vor, 
klassische Drei-Phasen-Modelle der Inno-
vation (vgl. z. B. auch Braun-Thürmann 
2005: 45ff.) um zwei Phasen zu ergänzen: 
Die Einführungsphase wird danach durch 
eine Latenzphase vorbereitet und die Stabi-
lisierungsphase mündet in eine Ernüchte-
rungs-/Kritikphase.

Latenz 

In der Latenzphase existiert die Innovation 
noch nicht, aber wesentliche Bedingungen 
sind bereits erfüllt, in denen die Innova-
tion angelegt ist. Zwar ist die Innovation 
als Möglichkeit bereits denkbar, aber kei-
nesfalls geradlinig aus den Bedingungen 
ableitbar. Man könnte diese Phase „Ideen-
schwangerschaft“ (Wolf Reuter)4 nennen. 
Sie ist gekennzeichnet durch Unzufrieden-
heit mit bestehenden Praktiken, Ressour-
cenknappheit und hohen Problemdruck, 
der bis zur „Verzweiflung“ (Walter Siebel 
über die Situation in der Regionalentwick-
lung im Ruhrgebiet Ende der 1980er Jahre) 
führen kann. Alternativ oder in Ergänzung 
dazu können sich auch entscheidende (his-
torische) Rahmenbedingungen geändert 
haben, in denen sich etwa Denktabus ab-
schwächen. Institutionen tun sich schwer 
mit den neuen Gedanken. Innovation ist in 
der Latenzphase etwas vollkommen Unge-
wohntes, das den Zeitgenossen daher als 
bizarr und abweichend erscheinen muss. 
Die Unzufriedenheit mit bestehenden Ins-
titutionen steigt spürbar. Damit einher geht 
deren De-Legitimierung.

Noch ist niemand in der Lage, das Problem 
zu erfassen und einzugrenzen, auch wenn 
viele einen latenten Problemdruck verspü-
ren. Die Innovation ist in einem prä-kon-
zeptionellen Zustand. Das zu lösende Prob-
lem hingegen wird besonders spürbar oder 
emblematisch erlebbar an einigen wenigen 
Orten. So war das Ruhrgebiet noch in den 
frühen 1980er Jahren sichtbares, schein-
bar auswegloses Beispiel des industriellen, 
wirtschaftlichen und sozialen Niedergangs 
einer Region im Strukturwandel (vgl. Füg 
2015).

Erste kritische Stimmen kommen aus ei-
nem Kreis von Akteuren und aus sozialen 
Netzwerken, die besondere Voraussetzun-
gen mitbringen, die Defizite dieser Praxis 
zu erkennen oder zu benennen. Eine Ursa-
che für die besondere Fähigkeit, Probleme 
klarer benennen zu können, kann darin 
liegen, dass Kontakte zu anderen Kontex-
ten bestehen oder vorherige Erfahrungen 
mit anderen Praktiken gemacht worden 
sind, sodass eine größere Distanzierung 
vom Normalen möglich und eine gewisse 
Naivität (vgl. Powell/Sandholz 2012) in der 
Herangehensweise an das Gewohnte ge-
geben ist (Ibert et al. 2014). Konflikte und 

(3)
In jüngerer Zeit sind von der 
kritischen Geographie unter 
dem Stichwort der „policy 
mobility“ Ausbreitungskarrieren 
von Konzepten in machttheo-
retischer Perspektive analysiert 
worden. Dort sind Innovationen 
bereits in der Welt, im Fokus 
steht deren Durchsetzung und 
lokale Adaption. Die Verbrei-
tung von lokalen Politiken wird 
dort vorderhand als kritisch zu 
kommentierender Machtakt im 
Kontext gesellschaftlicher Glo-
balisierung interpretiert, mit de-
ren Hilfe dominante politische 
und ökonomische Macht-
zentren ihre Einflusssphären 
erweitern und so immer mehr 
Länder und Menschen ihrer 
Logik unterordnen (vgl. z. B. 
Mitchell 2001; McCann/Ward 
2012).

(4)
Die „Ideenschwangerschaft“ 
wurde auf der Basis von 
Diskussionen in einem Projekt-
Workshop entwickelt, der am 
17. Januar 2014 in Stuttgart 
stattfand. Wir danken Jörn 
Düwel, Nina Gribat, Simon 
Güntner, Heiderose Kilper, Bet-
tina Lelong, Philipp Misselwitz, 
Reimar Molitor, Wolf Reuter 
und Walter Siebel für ihre zahl-
reichen Anregungen und kon-
struktiven Kommentare. Formu-
lierungen aus dieser Runde, 
die wir nicht treffender als im 
Original ausdrücken können, 
haben wir wörtlich übernom-
men und in der folgenden Art 
referenziert: „Formulierung“ 
(Workshop-Teilnehmer/in); für 
mögliche, wenn auch wenig 
wahrscheinliche Missverständ-
nisse sind wir verantwortlich.
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erste Kritik bleiben jedoch noch ein diffus 
‘konflikthaftes Hintergrundrauschen’. Noch 
ist die Kritik ungerichtet, sodass sich keine 
Problemlösung aus ihr ableiten lässt. Doch 
sie fördert die Neigung, etwas Neues aus-
zuprobieren, da sie die bestehenden Re-
gelungen und Ansätze de-legitimiert und 
schwächt. 

Entstehung 

In dieser Phase ändern sich die Praktiken 
grundlegender, ohne dass indessen die 
Richtung der Änderung endgültig klar wäre. 
Man könnte daher von „anarchischen Mi-
lieus“ (Wolf Reuter) sprechen. Bisherige 
Problemdeutungen werden brüchig. Wahr-
nehmungsmuster verändern sich zum Teil 
grundlegend: Bisherige Probleme können 
als Lösungen erscheinen (vgl. Grabher/
Stark 1997). So wurden bekanntlich man-
che Altbaubestände der Innenstädte in den 
1970er Jahren radikal neu bewertet – und 
avancierten damit von einer negativen zu 
einer positiven Prämisse, von einem Hin-
dernis zu einem Aktivposten der Stadter-
neuerung. Ähnlich wurden später Leerstän-
de und Brachen und deren provisorische 
Nutzung in den 1990er Jahren zunächst als 
Belastung, sodann jedoch als Chance neu-
er Nutzungen begriffen (vgl. Honeck 2015). 
Auf der Basis solch veränderter Problem-
deutungen stellen wenige Pioniere neue, 
bereits als „gut“ anerkannte Entwicklungen 
vor. Sie nehmen wesentliche Merkmale der 
späteren Innovation vorweg und setzen sie 
erstmals gezielt in die Praxis um.

Den Institutionen fällt der Umgang mit dem 
sich herausbildenden Neuartigen schwer. 
Es entstehen Erwartungshaltungen, die aus 
der Perspektive der dominanten Denkge-
wohnheiten befremdlich wirken, aber in 
einem kleinen Zirkel von Eingeweihten be-
reits geteilt werden. Das Neue ist nicht for-
malisiert; verschiedene Versuche, es auf den 
Begriff zu bringen und zu kodifizieren, kon-
kurrieren um Deutungshoheit. Die geteilte 
Erwartung kann (noch) in keinem Territo-
rium allgemeine Gültigkeit beanspruchen, 
verbreitet sich allerdings sehr schnell in 
fachlichen Gemeinschaften.

Erste praktische Manifestationen werden 
in Prototypen sichtbar: Aus der Kritik am 
Bestehenden entwickeln sich Problemdefi-
nition und -eingrenzung. So können erste 

Konzeptionalisierungen von Lösungen ent-
stehen und vereinzelt in Modellprojekten 
getestet werden – eine Analogie zum rapid 
prototyping der industriellen Produktent-
wicklung. Konferenzen und Tagungen kön-
nen nun große Eigendynamiken entfalten 
und die Konkretisierung der neuen Idee 
stark beeinflussen, sie bereiten den frucht-
baren Boden der Erneuerung und werden 
so zu „field configuring events“ (Lampel/
Meyers 2008: 1026). Modellprojekte wer-
den üblicherweise an Orten initiiert, die 
einerseits die Problemstellung idealtypisch 
repräsentieren und andererseits dafür för-
derliche Rahmenbedingungen bieten (in-
trinsisch motivierte Akteure, herabgesetzte 
Widerstände und verfügbare Grundstücke). 
Sonderbedingungen wie zusätzliches Geld, 
erhöhte Aufmerksamkeit, rechtliche Aus-
nahmen überlagern die spezifische lokale 
Konstellation.

Akteure und soziale Netzwerke formieren 
sich um eine organisierende Idee herum: 
Aus der unübersichtlichen Umbruchsitu-
ation hat sich eine „handlungsfähige Min-
derheit“ (Lelong 2014: 206) hinter einer 
Idee versammelt und ist bereit, diese vor-
anzutreiben. Das Selbstverständnis der Ak-
teure ist das einer Avantgarde. Einige von 
ihnen koppeln ihre berufliche Karriere an 
die Idee und propagieren sie innerhalb der 
Fachwelt. Weiterhin charakteristisch ist die 
zufällige Entdeckung neuer Möglichkeiten 
oder das glückliche Zusammenkommen 
von Umständen und Personen. Externe Ex-
pertise kann als hilfreich entdeckt werden; 
häufig werden bei der Entstehung neuer 
Politikprogramme mehr oder weniger sys-
tematische Erkundungen und Anleihen im 
Ausland gemacht. Die Akteure eint einer-
seits ihr geteilter Glauben an den neuen 
Ansatz, andererseits sind sie heterogen hin-
sichtlich ihrer Expertise. Typisch ist schließ-
lich, dass sich hochrangige Entscheidungs-
träger von der Idee begeistern (lassen) und 
deren Umsetzung in ihrem Einflussbereich 
fördern. 

Konfliktlinien verlaufen in dieser Phase 
zwischen Vertretern von und Kritikern an 
den herrschenden Bedingungen. Die auf-
kommende Kritik gibt der Innovations-
Avantgarde Rückenwind, denn sie nimmt 
die Innovation wahr, setzt sie in Wert und 
legitimiert deren abweichendes Verhalten. 
Die zuvor noch diffuse und ungerichtete 
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Kritik wird in dieser Phase auf eine Art fo-
kussiert, die es erlaubt, ein eingegrenztes 
Problem zu definieren und somit eine Lö-
sung nahezulegen und zu legitimieren. 

Fermentierung 

Jetzt wird forciert versucht, die wesentli-
chen Merkmale der als gut erlebten Lösung 
sowie die wesentlichen Rahmenbedingun-
gen, die zur Umsetzung wichtig sind, zu 
identifizieren und beides unter ansonsten 
unterschiedlichen Kontextbedingungen er-
neut erfolgreich umzusetzen. Verschiedene 
Initiativen an mehreren Orten versuchen 
dies zur selben Zeit, einige mehr, andere 
weniger erfolgreich. 

Durch erfolgreiche Modellprojekte hat sich 
die Innovation in wesentlichen Dimensio-
nen entfaltet. Institutionen beginnen, die 
neuen Ansätze aufzugreifen und machen 
sie sich zu eigen. Langsam setzen sich 
neue Begrifflichkeiten durch, etablieren 
sich in der Fachwelt und werden auch au-
ßerhalb der Fachwelt zunehmend bekannt. 
Praktische Manifestationen verhelfen zur 
weiteren Verbreitung. Zahlreiche Nachfol-
geprojekte versuchen, das andernorts als 
erfolgreich erlebte Neue erneut in ihrer ei-
genen Praxis umzusetzen. Dabei ist typisch, 
dass einzelne Elemente des Neuen in ihrer 
ursprünglichen Form in der lokalen Kontex-
tualisierung fehlen. Dies liegt beispielswei-
se daran, dass für die erneute Umsetzung 
keine Sonderbedingungen mehr realisiert 
werden können – oder nur in geringerem 
Maße. Es beginnt die Zeit der Begleitfor-
schungen, der Prozess- und Produktevalu-
ierungen, deren Ziel es ist, aus der sich ver-
breitenden Praxis Standards abzuleiten und 
zu kodifizieren.

Akteure und soziale Netzwerke verändern 
sich bzw. wechseln: In dieser Phase schleift 
sich die Innovation ab. Teilaspekte, die für 
viele der Initiatoren aber von hoher Bedeu-
tung sind und die den Charme der Innova-
tion ausgemacht haben, können wegfallen. 
Die soziale Reichweite der Innovation wei-
tet sich insgesamt aus. Damit eröffnet sich 
oft eine Konfliktfront zwischen den Prag-
matikern, die an einer Verbreitung, Mo-
bilisierung und Generalisierung arbeiten, 
und den Idealisten der ersten Stunde, die 
versuchen, die Aufbruchsstimmung und 
die Magie des Originals zu konservieren, 

sich dann auch oft enttäuscht oder im Zorn 
abwenden. Das entstehende Vakuum wird 
von neuen Akteuren gefüllt, die unbefange-
ner mit der Idee umgehen und unempfind-
licher an der „Abschleifung“ der Innovation 
beteiligt sind. Es ist die Zeit der Nachah-
mer. Charakteristisch ist ein „Projekt- und 
Format-Tourismus“ (Reimar Molitor), das 
heißt, zahlreiche Planer reisen, um sich die 
Referenzprojekte anzuschauen und Ideen 
bzw. Praxismodelle in ihre jeweiligen Betä-
tigungsfelder mitzubringen. 

Mit Schritten in Richtung Verallgemeine-
rung werden die Konflikte um die Innova-
tion auf eine politischere Ebene gehoben, 
denn jetzt geht es nicht mehr nur um rela-
tiv unverbindliches Ausprobieren, sondern 
um gesellschaftliche Prioritäten und even-
tuell auch um die Verletzung von materiel-
len und ideellen Interessen. 

Stabilisierung

Die ersten Planungsprodukte sind bereits 
alt, in der Alltagsnutzung haben sie auch 
schon ihre Grenzen gezeigt. Insbesondere 
die Aufregung um Modellprojekte legt sich, 
da deren Kinderkrankheiten langfristig 
und im Rückblick sowie im vergleichenden 
Blick auf andere Projekte offenkundiger 
werden. Die Routinisierung und das Ein-
schleifen der neuen Gewohnheiten stehen 
im Vordergrund.

Institutionelle und rechtliche Hindernisse, 
die die Durchsetzung des Neuen behin-
dern, werden abgebaut, und Teilaspekte 
werden durch Gesetzesänderungen insti-
tutionalisiert, wobei dies auf den verschie-
denen Ebenen (Land, Bund oder EU) im 
unterschiedlichen zeitlichen Duktus erfol-
gen kann, was auch die Möglichkeiten der 
räumlichen Verbreitung innovativer Prak-
tiken prägt. Der räumliche Maßstab ver-
größert sich: Es kann eine Skalierung der 
Thematik nach oben konstatiert werden, 
also von der lokalen und regionalen Ebene 
auf die Landes-, Bundes- und EU-Ebene. 
Auf den höherrangigen Ebenen werde Pro-
gramme aufgelegt, die der Innovation zur 
Verbreitung verhelfen sollen. Weiterhin 
kann eine Professionalisierung beobachtet 
werden, Planer erhalten Zusatzqualifikatio-
nen, die auf ein berufliches Profil hin zuge-
schnitten sind.
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Die Innovation wird nicht mehr nur im For-
mat von Modellprojekten umgesetzt. Der 
Fokus von Lernprozessen liegt einerseits 
darauf, die einst innovative Praxis zu ver-
bessern, also z. B. effizienter auszugestalten 
oder wiederholt auftretende Fehler/Schwä-
chen zu beseitigen, andererseits geht es 
um vielfältige lokale Anpassungen und die 
Frage, was von der Idee auch in weniger för-
derlichen Kontexten erhaltenswert ist. 

Es arbeiten immer mehr Praktiker mit der 
Innovation, ohne deren Entstehungskon-
text genau zu kennen. Persönliche Netzwer-
ke auf horizontaler und vertikaler Ebene 
werden unwichtiger. Fachlich kann man 
inzwischen durch das Studieren von Pu
blikationen wie das Besuchen von Fach-
kongressen die notwendigen Vorkenntnisse 
erwerben. Es wird wichtig, die Kontakte zu 
den Managern der inzwischen aufgelegten 
Programme zu intensivieren. 

Die Konflikte, die durch Widerstände bei 
der Einführung der neuen Idee entfacht 
worden waren, nehmen ab. Inzwischen 
sind sie allenfalls noch lokaler Natur in Re-
gionen, die erst sehr spät von der Neuerung 
erfasst worden sind. Intensiver wird über 
die richtige Ausrichtung von Programmen 
(Adressaten, Anreize, räumlicher Zuschnitt) 
gestritten. 

Kritik 

Die „Halbwertszeit“ (Walter Siebel) der In-
novation ist abgelaufen. Es wird jetzt deut-
licher, welche sozialen Gruppen von der 
Innovation profitieren und welche dabei 
verlieren. Die institutionellen, politischen 
oder gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen, die einst das Entstehen der Innovation 
begünstigt haben, gelten nicht mehr. Da-
durch wird das Handeln im Sinne der Inno-
vation auch immer weniger erfolgverspre-
chend. Der Charme des Neuen ist endgültig 
passé, das Neuartige wird als vorüberge-
hend und historisch situiert erlebt. Kritiker 
wie Verteidiger können sich gleichermaßen 
auf schlechte wie gute Erfahrungen beru-
fen. Theoretisch kann die Kritikphase auch 
mit einer neuen Latenzphase (einer ande-
ren Innovation) zusammenfallen – dann 
würde eine neue Innovationssequenz be-
ginnen. Nachjustierungen im institutionel-
len Rahmen und auf der Ebene übergeord-
neter Programme werden vorgenommen. 

Expertise zu der Innovation ist inzwischen 
Standard in den Curricula der ausbildenden 
Institutionen.

Die praktischen Manifestationen der In-
novation lassen inzwischen nicht nur Er-
folge, sondern auch Mängel erkennen: Die 
Grenzen und unbeabsichtigten Nebenwir-
kungen des innovativen Handelns werden 
erlebbar, oft auch an besonders spektakulär 
gescheiterten Vorhaben. Ansonsten sind die 
Innovationen breit gestreut realisiert.

Die mit der Idee befassten Planer haben ihr 
Wissen aus kodifiziertem Lehrmaterial er-
worben und machen damit ihre ersten Er-
fahrungen in der Praxis und im Austausch 
mit Praktikern, die bereits über Praxiser-
fahrungen verfügen. Auf hohen Entschei-
dungsebenen gibt es inzwischen eine gut 
eingespielte Interessenvertretung für die 
Idee. Befürworter der ehemals neuen Pra-
xis stehen immer mehr in Verdacht, dass es 
ihnen mehr um die Wahrung ihrer persön-
lichen Interessen als um die Sache geht. Die 
Verlängerung und Neuausrichtung von Pro-
grammen kann so grundsätzlich zur Dispo-
sition stehen. 

Empirische Analysen von Inno- 
vationen in der räumlichen Planung

Ein nicht-normatives Verständnis von sozi-
aler Innovation und darauf aufbauend ein 
erweitertes Phasenmodell bilden den kon-
zeptionellen Rahmen für die empirische 
Analyse von Innovationsprozessen in der 
räumlichen Planung, deren erste Ergebnis-
se in diesem Heft vorgestellt und erörtert 
werden. Am Beispiel von ausgewählten 
Handlungsfeldern der räumlichen Planung 
in Deutschland aus den letzten vier Jahr-
zehnten wird der Prozess der Entstehung, 
Umsetzung und Ausbreitung von Innovati-
on nachvollzogen: 

1:	 Handlungsfeld Regionalentwicklung – 
Reflexive Regionalpolitik

2: Handlungsfeld Städtebau – Konzeption 
neuer Stadtteile

3: Handlungsfeld Stadtumbau – Raumpio-
niere und Zwischennutzungen

4: Handlungsfeld Quartiersentwicklung – 
Quartiersmanagement und integrierte 
Ansätze 
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An jedes Handlungsfeld werden die glei-
chen übergreifenden Fragen zum Verlauf 
(zeitliche Dimension), zu Strukturmerkma-
len (organisatorische Dimension) und zur 
Manifestation (institutionelle Dimension) 
von Innovationsprozessen gerichtet:

1. 	Welche Phasen der Entstehung, Umset-
zung und Verbreitung von innovativen 
Ansätzen lassen sich in der räumlichen 
Planung identifizieren? Wodurch sind die 
Phasen charakterisiert? (Verlaufsformen 
des Innovationsprozesses)

2.	 Welche Akteure, Arrangements und In-
stanzen wirken in welcher Weise auf Er-
neuerungen in der Raumplanung ein? 
Welche Bedeutung haben sie für den In-
novationsprozess in den verschiedenen 
Phasen? Wie entsteht kollektives Han-
deln um eine innovative Idee herum? 
(Strukturmerkmale der Innovation)

3.	 In welchen formellen, rechtlichen oder 
symbolischen Manifestationen etab-
liert sich die neue Routine? Welche Rolle 
spielen Leitbilder bei der Bündelung von 
Einzelerfahrungen zu kollektiven Neu-
orientierungen? (Manifestationen der In-
novation)

Bei der Auswahl der Handlungsfelder war 
wichtig, dass sowohl Produktinnovationen 
(materielle Planungsziele) als auch Prozess
innovationen (Verfahren und Instrumente) 
gleichgewichtig abgebildet sind, wobei sich 
herausstellt, dass es sich in diesem Feld 
häufig um eine analytische Trennung han-
delt, die der wechselseitigen Verflechtung 
nicht immer gerecht wird. Des Weiteren 
sollten verschiedene räumliche Ebenen re-
präsentiert werden – vom Quartier bis zur 
Region. Schließlich erfasste die Auswahl 
bewusst unterschiedliche Reifegrade der 
Innovation, d. h. sowohl eher etablierte 
als auch jüngere Innovationen. Folgende 
Handlungsfelder wurden für die empirische 
Analyse ausgewählt:

Handlungsfeld Regionalentwicklung –  
Reflexive Regionalpolitik

Die Strukturkrise altindustrieller Regionen 
in den 1970er und frühen 1980er Jahren 
brachte große und fundamental neuarti-
ge Herausforderungen für Politik und Ver-
waltung. In diesen Regionen erschien ein 

Entwicklungsmodell, welches auf der Idee 
einer aufholenden Regionalentwicklung 
entlang einer bekannten Bahn beruht, zu-
nehmend unangebracht. Denn der Ent-
wicklungspfad dieser ehemals erfolgrei-
chen Regionen führte in eine Sackgasse. In 
Anbetracht einer solchen Situation wurde 
es vielmehr notwendig, einen neuen Ent-
wicklungspfad zu initiieren. Reflexive Regio-
nalpolitik ist ein Governance-Arrangement, 
welches eine reflexiv-lernende Neuorien-
tierung unter Inwertsetzung der Region 
verfolgt. Hier wird gezeigt, wie ein Wech-
selspiel aus raumplanerischer Umsetzung 
und wissenschaftlicher Rezeption eine 
bedeutende Rolle in der Entwicklung und 
Ausbreitung dieses Politikmodus spielt. 
Dieser präsentiert sich als eine Kombina-
tion vielfältiger Ideen aus Diskursen über 
Wirtschaftsgeographie, Regionalökonomie, 
politische Steuerung und politische Pro-
gramme (vgl. Füg 2015).

Handlungsfeld Städtebau – Konzeption 
neuer Stadtteile

Die Planung neuer Stadtteile gehört zu den 
klassischen Aufgaben der kommunalen Pla-
nung, die sich in den vergangenen 100 Jah-
ren immer wieder zyklisch gestellt hat. Hier 
hat sich in den letzten vier bis fünf Jahrzehn-
ten ein grundlegender Trendwechsel voll-
zogen, der sich mit dem Übergang von der 
funktionalistischen Moderne zur kompak-
ten, nutzungsgemischten Stadt beschreiben 
lässt. Dieser Übergang brach mit der alten 
Routine, die sich seit der Nachkriegszeit vor 
allem im Bau von Großsiedlungen nieder-
geschlagen hatte. Dieser Leitbildwechsel 
wird als Lernprozess untersucht, wobei die 
bewusste Reflexion der alten Routine sowie 
aktive Ansätze zur Weiterentwicklung in den 
Vordergrund der Betrachtung rücken. Das 
allmähliche Zusammenfinden und Kon-
kurrieren einzelner, aus unterschiedlichen 
Diskursen und Bereichen stammender Bau-
steine bis hin zur Formulierung des neuen 
Leitbildes und dessen Durchsetzung wird 
nachgezeichnet und vor dem Hintergrund 
einer sich wandelnden Wohnungspolitik 
diskutiert (vgl. Zupan 2015).

Handlungsfeld Stadtumbau – Raumpionie-
re und Zwischennutzungen

Zwischennutzungen von vakanten Flächen 
und Gebäuden sind heute legitimierte und 
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strukturelle Bestandteile der Stadtentwick-
lung in Deutschland. Unter anderem ent-
wickelte sich das Planungsinstrument aus 
Raumaneignungen durch Stadtbewohner, 
die zuvor von Planern und Verwaltungen 
weitgehend unterbunden worden waren. 
In dem Maße wie temporäre Nutzungen 
institutionalisiert wurden, eignete sich die 
räumliche Planung die kreativen Praktiken 
von – häufig als Raumpioniere bezeichne-
ten – Akteuren an, um neue Entwicklungs-
perspektiven für Brachen, leerstehende 
Häuser und damit für Stadtquartiere und 
sogar ganze Städte zu initiieren. Fanden 
frühe Zwischennutzungen lediglich ni-
schenhaft in Städten mit einem geringen 
Verwertungsdruck durch den Immobili-
enmarkt statt, so gehören sie mittlerwei-
le auch in prosperierenden Städten zum 
festen Planungsrepertoire und werden auf 
prominenten Flächen angewandt. Durch 
die Innovationsperspektive lassen sich ins-
besondere Erkenntnisse über die intenti-
onalen Momente im Entwicklungsprozess 
des Planungsinstruments gewinnen (vgl. 
Honeck 2015).

Handlungsfeld Quartiersentwicklung – 
Quartiersmanagement und integrierte 
Ansätze 

Quartiersmanagement definiert ein Han-
deln über eine Vielzahl von Elementen: 
dazu gehören der Gebietsbezug, ein über 
das Bauen hinausgehender Entwicklungs-
ansatz, die Rolle als intermediäre Instanz, 
die vertikale und horizontale Integration 
von Handlungsfeldern, Instrumenten und 
Finanzmitteln. Prägend für diese Elemen-
te waren u. a. die Rahmensetzung und die 
Veränderungen in der Praxis Städtebauli-
cher Sanierung, Lernprozesse innerhalb 
der Fachdisziplinen (Stadtplanung, Soziale 
Arbeit/Gemeinwesenarbeit) und die verän-
derte Förderpraxis von Ländern, Bund und 
EU. Sehr unterschiedliche Diskurse griffen 
nicht nur die veränderten Bedingungen der 
Stadtentwicklung auf, sondern verbanden 
diese Elemente zunehmend miteinander 
zu einer neuen Planungspraxis, die sich 
allmählich verbreitete, institutionalisierte 
und weiterentwickelte. Der Artikel zeichnet 
die einzelnen Diskurse, Entwicklungssträn-
ge und Etappen nach, in denen Quartiers-
management in der Praxis der räumlichen 
Planung an Gewicht gewonnen hat und die 
sich schließlich als Landes- bzw. Bundes-
programm durchsetzten (vgl. Koczy 2015).

Methodik

Die vier Handlungsfelder wurden mit einem 
annähernd gleich gearteten methodischen 
Instrumentarium untersucht. Konkret wur-
den für die Erhebung und Analyse des Da-
tenmaterials folgende Methoden eingesetzt: 

•	 eine qualitativ wie quantitativ ausgerich-
tete wissenssoziologische Diskursanaly-
se einschlägiger Fachzeitschriften und 
anderer bundesweit vorliegender Doku-
mente aus der jeweils analysierten Zeit-
spanne;

•	 qualitative Experteninterviews mit aus-
gewählten Schlüsselpersonen, die als 
Mitgestalter oder kritische Betrach-
ter den Aushandlungs- und Durchset-
zungsprozess der fraglichen Innovation 
bundesweit beobachtet oder ihn voran-
getrieben haben (ca. zehn Experteninter-
views pro Handlungsfeld).

Die methodischen Instrumente unterschie-
den sich im Detail, weil sie an die jeweili-
gen Forschungsgegenstände in den spezifi-
schen Handlungsfeldern angepasst werden 
mussten. Ergänzend ist beabsichtigt, in 
den Handlungsfeldern jeweils zwei bis drei 
Fallbeispiele (Modellvorhaben, Referenz-
projekte) an konkreten Orten vertiefend zu 
analysieren, von denen bekannt ist, dass 
sie für die Entstehung, Durchsetzung bzw. 
Etablierung des gesamten Innovationspro-
zesses eine besondere Bedeutung hatten. 
Abschließend werden die Ergebnisse inner-
halb der einzelnen Handlungsfeldstudien 
zusammengeführt und vergleichend ausge-
wertet. Im Abgleich von Gemeinsamkeiten 
und Unterschieden werden theoretisch-
konzeptionelle Schlussfolgerungen zum 
Ablauf von Innovationsprozessen in der 
räumlichen Planung gezogen.
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Schlussbemerkung

Dieser Beitrag hat versucht – unter anderem 
auf der Grundlage des Forschungsprojekts 
„InnoPlan“ – zu zeigen, warum und wie der 
Begriff der Innovation für Forschungen in 
verschiedenen Bereichen der räumlichen 
Planung fruchtbar gemacht werden kann. 
Ziel des Projekts ist es, den Prozess der Ent-
stehung, Durchsetzung und Ausbreitung 
von Innovationen in der räumlichen Pla-
nung in vier Handlungsfeldern nachzuvoll-
ziehen: Regionalentwicklung, Städtebau, 
Stadtumbau und Quartiersentwicklung. 
Dabei nutzen wir einen offenen, generi-
schen Begriff von (räumlicher) Planung 
und beziehen uns auf ein nicht-normatives 
Konzept von sozialer Innovation.

Erste systematische und belastbare Ergeb-
nisse werden in vier Beiträgen dieses Heftes 
vorgestellt. Das in diesem Beitrag präsen-
tierte Phasenmodell fasst die wichtigsten 
Erkenntnisse aus den vier Handlungsfeld-
studien idealtypisierend zusammen. Diese 
ersten Erkenntnisse werden künftig in zwei 

Richtungen ausgeweitet werden: Erstens 
haben die bisherigen Analysen die Pro-
zesse in den Handlungsfeldern aus einer 
Vogelperspektive betrachtet. Im Zentrum 
standen die Veränderungen in fachlichen 
und politischen Diskursen zu diesen Hand-
lungsfeldern über große Zeiträume (von 
15 bis 40 Jahren). Auf der Basis der noch 
durchzuführenden Fallstudien wird genau-
er untersucht, wie sich der Innovationspro-
zess im Einzelnen an konkreten Orten für 
die handelnden Akteure gestaltete. Zwei-
tens eignet sich die hier vorgelegte idealty-
pisierende Darstellung vor allem dafür, eine 
grundsätzliche Idee vom Verlauf von sozia-
len Innovationsprozessen in der Planung zu 
gewinnen. Dies geht aber auf Kosten einer 
Vernachlässigung von Spezifika der Hand-
lungsfelder. Eine systematisch vergleichen-
de Analyse über die Handlungsfelder hin-
weg wird daher aus Gemeinsamkeiten und 
Unterschieden Schlussfolgerungen für die 
Prozessverläufe zu ziehen haben.
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Im Bereich der Planung und des Baus von Stadtteilen konnte in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten fünf Jahrzehnten ein grundlegender Trendwechsel beobachtet 
werden, der sich mit dem Übergang von der funktionalistischen Moderne zur kompakten 
nutzungsgemischten Stadt beschreiben lässt. Er umfasst substanzielle Änderungen in der 
räumlichen, funktionellen und strukturellen Konzipierung von Quartieren, im Planungs-
prozess sowie in der Herstellung und Umsetzung. Doch wie kam diese Neuorientierung zu-
stande – wie lassen sich die Prozesse der Entstehung, Verbreitung und Durchsetzung von 
neuem Wissen erklären und konzeptionell fassen? Zur Beantwortung dieser Fragen wird 
der Leitbildwechsel als Lernprozess untersucht, indem die bewusste Reflexion der alten 
Routine sowie aktive Ansätze zur Weiterentwicklung in den Vordergrund der Betrachtung 
rücken.

Einleitung1

Planung und Umsetzung neuer Stadtteile 
haben sich in den letzten vier bis fünf Jahr-
zehnten grundlegend verändert. Der Bruch 
mit der „alten Routine“ und der Übergang 
vom Nachkriegs-Leitbild2 der funktionalis-
tischen Moderne zu dem der kompakten, 
nutzungsgemischten Stadt schlug sich auch 
semantisch nieder: Statt „neuer Siedlun-
gen“ werden „neue Quartiere“ gebaut. Die-
ser Beitrag zeichnet diese Neuorientierung 
des Städtebaus nach. Er unternimmt damit 
den Versuch, ein bereits außerordentlich 
gut aufgearbeitetes Kapitel der westdeut-
schen Geschichte erneut – unter einem ver-
änderten Blickwinkel – zu betrachten.3 Fol-
gende Frage steht dabei im Zentrum: Bildet 
sich in diesem Leitbildwechsel lediglich 
eine Anpassung an sich verändernde ge-
sellschaftliche, politische und ökonomische 
Verhältnisse sowie die Aufnahme techni-
scher Neuerungen ab, oder lässt sich dieser 
auch als ein komplexer Lern- und Aushand-
lungsprozess der Disziplin beschreiben und 
erklären? Einfacher formuliert: Ist Stadtpla-
nung eine lernende Disziplin (vgl. Jessen 
1997)?

Neue Siedlungen und neue Quartiere 
in der Bundesrepublik: Definition und 
gebaute Praxis

Der Untersuchungsgegenstand ist das 
städtebauliche Großvorhaben mit einheit-
licher städtebaulicher Grundkonzeption 
und vorwiegender Wohnnutzung, das über 
1.000 Wohneinheiten umfasst.4 Historisch 
schließt diese Definition sowohl die vor-
wiegend in den 1950er bis 1970er Jahren 
errichteten Großsiedlungen als auch neue, 
ab den 1990er Jahren errichtete Stadtquar-
tiere ein. Typologisch umfasst es Stadter-
weiterungsvorhaben auf der grünen Wiese 
(z. B. Neue Vahr Bremen, Hamburg Aller-
möhe, Potsdam Kirchsteigfeld) genauso wie 
großflächige Wiederaufbau- (z. B. Berlin 
Hansaviertel) und Stadtumbauvorhaben 
in innerstädtischen Lagen (z. B. Frankfurt 
Deutschherrenviertel, Hamburg HafenCi-
ty, Tübingen Südstadt) sowie Vorort- bzw. 
Stadtrandlagen (z. B. München Riem, Ber-
lin Rummelsburger Bucht, Stuttgart Burg-
holzhof). Der Beobachtungszeitraum reicht 
von 1960 bis zur Durchsetzung des neuen 
Modells in den 2000er Jahren. Abbildung 1 
zeigt die Zyklen des Baus von neuen Sied-
lungen bzw. Quartieren.
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Die zweigipflige Kurve macht deutlich, dass 
es sich nicht um einen stetig verlaufenden 
Prozess handelt, sondern dass der Unter-
suchungsgegenstand in hohem Maße von 
Konjunkturzyklen auf dem Wohnungsmarkt 
abhängig ist: Die Kurve zeigt den Höhe-
punkt Mitte der 1960er Jahre an – es ist die 
Phase der extensiven Urbanisierung, in der 
Stadtplanung Stadterweiterung bedeutete 
(vgl. Siebel 2006: 3f.). In der zweiten Hälfte 
der 60er Jahre geht der öffentlich geförder-
te Wohnbau erstmals zurück (vgl. Conradi/
Zöpel 1994: 104) und es findet schrittwei-
se der Übergang zur Phase der intensiven 
Urbanisierung und des Stadtumbaus statt 
(vgl. Siebel 2006: 3f.). Rezession, mangeln-
de Nachfrage und fortschreitender Rückzug 
des Bundes bringen den Großsiedlungsbau 
in den 1980er Jahren beinahe zum Erliegen. 
Erst mit Wiedervereinigung und „neuer 
Wohnungsnot“ setzt zu Beginn der 1990er 
Jahre eine neue, kleinere Welle des Baus 
neuer Quartiere ein. Angesichts der drän-
genden Probleme reflektiert diese das Ge-
gensteuern von Bund und Kommunen, die 
in Form von Public-Private-Partnerships, 
städtebaulicher Verträge oder Entwick-
lungsmaßnahmen den öffentlichen und 
privaten Wohnbau ankurbeln wollten (vgl. 
Harlander 1999: 380).

Das kompakte, nutzungsgemischte 
Stadtquartier als soziale Innovation  
im Städtebau

Diesem Beitrag liegt eine Konzeption so-
zialer Innovationen zugrunde (vgl. Ibert et 
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Abbildung 1 
In der BRD zwischen 1950 und 2015 realisierte Wohneinheiten (WE) in Vorhaben über 1.000 WE 
mit einheitlicher städtebaulicher Konzeption und vorwiegender Wohnnutzung, erfasst nach  
Projektbaubeginn5

al. 2015), in der Innovationen als neuartige 
und von Akteuren als neu definierte Prak-
tiken verstanden werden, die Verbreitung 
gefunden und sich als neue Routine durch-
gesetzt haben.6 Darin unterscheidet sie sich 
von der üblichen Begriffsverwendung in 
der anwendungsorientierten Planungsfor-
schung.

Die Siedlungen der Moderne der 1950–
1970er Jahre unterscheiden sich in zentra-
len Merkmalen von den kompakten nut-
zungsgemischten Quartieren, die seit den 
90er Jahren entstanden sind (siehe u. a. 
Jessen 2004, BBR 2007, BBSR 2012). Ab-
bildung  2 stellt, in abstrahierter Form und 
differenziert nach Produkt- und Prozess-
elementen, die wichtigsten Unterschiede 
zusammen. 

Wir gehen davon aus, dass es sich auf der 
Ebene des Idealtypus sowohl in der räumli-
chen, funktionellen und strukturellen Kon-
zeption von Quartieren sowie im Planungs-, 
Produktions- und Umsetzungsprozess um 
substanzielle Änderungen, also um Neuar-
tiges handelt. Dagegen könnte eingewandt 
werden, dass das Leitbild der kompakten 
nutzungsgemischten Stadt materiell und 
ideell auf die Stadtproduktion des späten 
19. Jahrhunderts zurückgreift und insofern 
im eigentlichen Sinne nicht neuartig sei. 
Da Innovationen durch die neuartige Re-
Kombination zum Teil bekannter Elemen-
te erzeugt und begründet werden können, 
trifft dieser Einwand nicht zu (vgl. Rammert 
2010: 45).

(1)
Der Beitrag berichtet aus dem 
von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) 
geförderten Projekt „InnoPlan: 
Innovationen in der Planung: 
Wie kommt Neuartiges in die 
räumliche Planung?“, das an 
der Universität Stuttgart und 
dem IRS Erkner von Oktober 
2013 bis September 2015 
durchgeführt wird. In der Folge 
werden erste Ergebnisse der 
Projektphase I des Teilprojekts 
„Planung und Bau neuer Stadt-
teile“ präsentiert. Für kritische 
Hinweise und Anmerkungen 
zu diesem Beitrag möchte 
ich mich bei Heidede Becker, 
Johann Jessen und Tilman 
Harlander bedanken.

(2)
Während die Nachkriegsge-
schichte des westdeutschen 
Städtebaus häufig als Abfolge 
städtebaulicher Leitbilder be-
schrieben wird, die als norma-
tive Vorgaben das Wachstum 
von Städten koordinieren und 
gestalten sollten, ist heutige 
Planung mit vielfältigen und oft 
widersprüchlichen Anforderun-
gen konfrontiert; umfassende 
und zugleich konsistente 
Leitbilder kann es nicht mehr 
geben – gleichzeitig kommt 
die Disziplin jedoch nicht ohne 
Leitvorstellungen aus, die zu-
mindest zeitlich und räumlich 
begrenzt Orientierung schaffen 
(vgl. Jessen 2014: 125ff.). 
Leitbilder sind inzwischen Teil 
eines planungspolitischen Dis-
kurses und damit zunehmend 
Ergebnis von Kommunikation, 
aber auch selbst Medium der 
Verständigung über die Diszip-
lin (vgl. Becker 1998: 134). Vor 
diesem Hintergrund kann die 
Herausbildung eines neuen 
städtebaulichen Leitbilds im 
Sinne eines „vergemeinschaf-
tenden Bandes“ (vgl. Braun-
Thürmann 2005: 43) genau 
als jener Prozess verstanden 
werden, in dessen Verlauf sich 
die Disziplin des Städtebaus 
auf einen neuen Konsens im 
Sinne einer „sozialen Innova-
tion“ verständigt (vgl. Jessen 
2006: 29).

Quelle: eigene Darstellung
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Die Neuartigkeit stellt ein notwendiges, 
nicht jedoch hinreichendes Merkmal ei-
ner sozialen Innovation dar. Demnach gel-
ten nicht einmalig Erprobtes, sondern erst 
durchgesetzte und verbreitete Modelle als 
Innovation: Während die Siedlungen der 
1950er bis 1970er Jahre tendenziell dem 
Modell der funktionalistischen Moder-
ne folgten, handelt es sich bei den ab den 
1990er Jahren errichteten Quartieren um 
Umsetzungen der kompakten nutzungsge-
mischten Stadt. Insgesamt fand damit eine 
Ablösung der alten durch eine neue Praxis 
statt. Es stellt eine westdeutsche Besonder-
heit dar, dass es durch die zwei deutlich 
unterscheidbaren Gipfel (Abb. 1) kaum eine 
zeitliche Überlappung in der baulichen 
Umsetzung gegeben hat, sondern die städ-
tebaulichen Leitbilder relativ eindeutig den 
beiden Wellen zugeordnet werden können. 
In der Folge wird allerdings demonstriert, 
dass es sich keineswegs um einen radikalen 

Bruch handelt, sondern um einen sich über 
mehrere Jahrzehnte erstreckenden Prozess, 
der durch Diskontinuitäten und schwan-
kende Aktualitäten charakterisiert war und 
durch die zeitlich versetzte Entwicklung 
von Bausteinen hybride Übergangstypen 
entstehen ließ (Abb. 3).

Um es zusammenzufassen: Die neuen 
Stadtquartiere setzen sich zeitlich von der 
Praxis des Großsiedlungsbaus ab und wur-
den semantisch als etwas Neues definiert. 
Sie unterscheiden sich in ihrer Konzeption 
von der vorherigen Praxis, wurden als Mo-
dell akzeptiert, haben Verbreitung gefunden 
und sind zur neuen Normalität geworden. 
Die veränderte Praxis kann demnach als 
neuartiges Modell verstanden werden, das 
aufgrund seiner gelungenen Durchsetzung 
eine soziale Innovation in der Planung dar-
stellt.

Leitbild Siedlung der Moderne (überwiegend 
1950er bis 1970er Jahre)

Kompaktes nutzungsgemischtes  
Quartier (ca. ab 1990er Jahre)

 

P
ro

d
uk

t

 

Morphologie Zeilen- und Punktbauweise, räum- 
liche Entkopplung von Erschließung und 
Bebauung, fließender Übergang von 
öffentlichen und privaten Freiräumen 

Blockrandbebauung, Korridorstraße,
Platzraum, klare Trennung von öffent-
lichem und privatem Freiraum

Funktionsräumliche  
Konzeption

Trennung der Funktionen,  
Versorgungsfunktionen in Zentren

Feinkörnige Funktionsmischung, Handel 
sowie öffentliche und private Dienst- 
leistungen als Erdgeschossnutzung, 
Schaffung nutzungsoffener Strukturen

Lage Siedlung als selbstständige, von der 
Umgebung abgegrenzte Einheit

Quartier als in das bestehende Stadt- 
gefüge bewusst integrierte Einheit

Erschließung & Mobilität Trennung der Verkehrsarten  
(motorisierter und Fußgängerverkehr), 
großzügige Dimensionierung für einen 
störungsfrei fließenden Verkehr 

Mischung der Verkehrsarten, Verkehrs- 
beruhigung durch sparsame  
Erschließung

Freiräume & Grün Bauten in fließender Landschaft, Grün-
züge

Baulich-räumlich gefasstes Grün, 
städtische Freiflächen

P
ro

ze
ss Planung Rein innerfachlicher Vorgang, Planung als 

technischer, künstlerischer und organisa-
torischer Prozess

Einbeziehung der Bürger in den  
Planungsprozess

Trägerschaft Große gemeinnützige Wohnungsbau- 
gesellschaften als Träger

Ausdifferenzierung der Trägerschaften: 
private Wohnungsbaugesellschaften, 
Wohnungsbaugenossenschaften, Bauher-
rengemeinschaften, Baugruppen etc.

Produktion Industrialisierte Bauweisen, gleichförmige 
Baukomplexe, Großformat, standardisier-
te Wohnraumversorgung

Gestalterisch individualisierte, auf den 
Kontext bezogene Baukomplexe, Klein- 
teiligkeit, vielfältige Wohnungstypen

Implementierung Keine Fortsetzung kommunaler Aktivi-
täten nach Einzug der Bewohner 

Aktive Förderung des Eingewöhnens  
der Erstbezieher in die neue Wohn- 
umgebung

Auswahl an Beispielen  
(Angabe Anzahl Wohneinheiten, 
Bauzeit)

Bremen Neue Vahr (10.000 WE,  
1957–1962), Bielefeld Sennestadt (7.000 
WE, 1956–1965), Berlin  
Märkisches Viertel (16900 WE, 1963–
1974), Hamburg Steilshoop (6.400 WE, 
1969–1975)

Frankfurt Deutschherrenviertel  
(1.500 WE, 1995–2000), Tübingen Süd-
stadt (2.500 WE, 1996–2012), München 
Riem (6.000 WE, 1996–2012)

Abbildung 2 
Merkmale: Großsiedlung und kompaktes nutzungsgemischtes Quartier

(3)
Siehe u. a. Reinborn (1996), 
von Beyme (1999), Harlan-
der (1999), Düwel/Gutschow 
(2001).

(4)
Vgl. die Definition des BBR 
2007: 21 bzw. BBSR 2012: 3, 
in denen allerdings Quartiere 
über 500 Wohneinheiten aufge-
nommen wurden, die nach 
1990 errichtetet wurden.

(5)
Als Grundlagen für diese Abbil-
dung dienten die für den Groß-
siedlungsbericht 1994 durch-
geführte Bestandserhebung 
des BfLR sowie die Erhebung 
zu den neuen Stadtteilen des 
BBR (2007). Diese Daten wur-
den ergänzt durch Recherchen 
in Literatur (Dokumentation 
Bundesdemonstrativbauvor-
haben, Förderlisten Städte-
bauförderungsprogramme, 
Architektur- und Städtebau-
führer, Fachzeitschriften), im 
Internet sowie durch Anfragen 
bei Kommunen. Insgesamt 
konnten 316 Projekte (über 
845.000 Wohneinheiten) in 
die Darstellung aufgenommen 
werden.

(6)
Die Verwendung des Innova
tionsbegriffes dient als neu-
trales analytisches Konzept, 
um die Herausbildung von 
Neuerungen in der räumlichen 
Planung zu rekonstruieren. 
Damit wird keine Wertung des 
Autors vermittelt. Ebenso we-
nig untersucht dieser Beitrag, 
inwieweit es sich bei der als 
Innovation untersuchten Neu-
erung und von Akteuren inten-
dierte „Verbesserung“ um eine 
„tatsächliche Verbesserung“ 
gegenüber der vorherigen Rou-
tine handelt.

Quelle: eigene Darstellung
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Methodik und Untersuchungs- 
instrumente

Im Folgenden wird die innere Logik des 
Leitbildwechsels als ein komplexer Lern-
prozess rekonstruiert, der seine eigene Zeit-
lichkeit und Räumlichkeit ausbildet und in 
dem sich zunächst relativ unabhängige Dis-
kurse überlagern, ineinander verschränken 
und in einzelnen Phasen auf unterschiedli-
che Weise und Gewichtung zur Herausbil-
dung der Neuerung beitragen. Es geht also 
nicht primär um die Ursachen für Verände-
rungen, sondern um das wie (Prozess) und 
warum so (Entwicklungsrichtung).

Für die empirische Untersuchung wurde 
ein Mix aus quantitativen und qualitati-
ven Instrumenten angewandt. Wichtiger 
methodischer Baustein war die diskurs-
analytische Auswertung (Keller 2007) von 
fünf ausgewählten Zeitschriften zum The-
menfeld.7 Sie sollten Hinweise darauf er-
bringen, auf welche Weise im Bereich des 
Städtebaus Wissens- und Werteordnungen 
erzeugt und stabilisiert wurden, durch wel-
che Akteure und Mechanismen der neue 
Regelmodus etabliert wurde, und welche 
Effekte (z. B. veränderte Handlungsweisen, 
bauliche Umsetzungen) davon ausgingen. 
Da trotz des Versuchs, durch die Auswahl 
der Fachzeitschriften den wissenschaftli-
chen Diskurs, die planerische Praxis sowie 
die politische Ebene8 abzudecken, einzelne 
entscheidende Diskurse oder Elemente un-
terrepräsentiert waren, wurden für die qua-
litative Inhaltsanalyse zusätzliche Schlüs-
seltexte ausgewählt.

Des Weiteren wurden zehn leitfadenge-
stützte Interviews mit Zeitzeugen und füh-
renden Experten aus der städtebaulich-
planerischen Praxis, der wissenschaftlichen 
Begleitforschung und Diskussion, der stadt-
politischen Ebene sowie der Wohnungs
politik geführt, die den Erneuerungsprozess 
in der BRD maßgeblich mitbeeinflusst und 
vorangetrieben haben.

Aus der Auswertung konnte ein Drei-Stu-
fenmodell abgeleitet werden, das den Pro-
zess der Entstehung, Verdichtung und Kon-
kretisierung nachzeichnet (siehe Abb. 4): 
Stufe 3 sind Publikationen zuzurechnen, 
die Bereiche des Diskurses abbilden, die 
maßgeblich zur Herausbildung des neuen 
Regelmodus beigetragen haben. Die Suche 

Abbildung 3 
Verlauf der Siedlungs-/Quartierskonzipierung, dargestellt anhand  
ausgewählter Schwarzpläne

100m 200m 300m 400m 500mRieselfeld Freiburg (1994−2004)

Allermöhe-Ost, Hamburg (1983−1996)

Steilshoop, Hamburg (1969−1975)

Neue Vahr, Bremen (1957−1962)

Quelle: eigene Darstellung
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nach einem neuen Modell ist hier allerdings 
nicht zentrales Anliegen. Zur Stufe 2 wurden 
Publikationen gezählt, die die aktive Suche 
nach neuen Modellen und die Diskussion 
konkurrierender Forderungen thematisie-
ren: Darin ist die Neuerung in Teilen bereits 
angelegt, die einzelnen Bausteine finden 
allerdings noch nicht zusammen. In Stufe 1 
wurden Publikationen gesammelt, in denen 
die Elemente zu einem kohärenten Bild zu-
sammengeführt werden und eine kritische 
Auseinandersetzung mit dem neuen Leit-
bild und seiner Umsetzung stattfindet. 

Die Auswertung zeigte, dass die Herausbil-
dung des neuen Regelmodus in der BRD 
von drei übergreifenden und zunächst un-
terschiedlichen Themenfeldern der letzten 
vier bis fünf Jahrzehnte beeinflusst wurde: 

•	 Großsiedlungen als Negativfolie

•	 Stadterneuerung als Erfahrungs- und 
Lernfeld

•	 Ökologie als neuer Imperativ planeri-
schen Handelns

(1) Großsiedlungen als Negativfolie: 
Bereits zu Beginn der 1960er Jahre setzte 
der kritische Diskurs um die Großsiedlun-
gen ein. Bis Ende der 1970er Jahre wurden, 
ausgelöst durch intensive Kritik an der be-
stehenden Praxis, Verbesserungen und Wei-
terentwicklungen diskutiert. Neben Verbes-
serungen der infrastrukturellen Versorgung 
(ÖPNV-Anschluss, Schulen, Einzelhandel 
etc.) und der Ausstattung des Umfelds wur-
den Flexibilität und Anpassungsfähigkeit 
der Baustrukturen, Rationalisierung der 
Bauproduktion zur Kostensenkung, die Er-
zeugung von Urbanität und die Suche nach 
einer Stadtmitte thematisiert. Mitte der 80er 
Jahre verschob sich die Debatte, veranlasst 
durch erste Wohnungsleerstände, Vermie-
tungsprobleme, nicht beseitigte Ausstat-
tungsdefizite und Mieterproteste von „Ver-
besserungen“ hin zu „Nachbesserung“ und 
„Rückbau“ (Autzen/Becker 1985, Harms/
Schubert 1986, Gibbins 1988, Becker 1990) 
– Begriffe, die zu dieser Zeit zum ersten 
Mal eingeführt wurden. Die Kritik an den 
Großsiedlungen ging ins Grundsätzliche 
(„Scheitern eines Modells“, Jessen 1989). 
Schreckensmeldungen aus französischen 
und englischen Großsiedlungen sowie der 
Zusammenbruch der Neuen Heimat trugen 
das Ihre zum beschädigten Image der Groß-
siedlungen bei. Die Großsiedlungen wur-

den zunehmend als negative Kontrastfolie 
wahrgenommen, die vor allem demonst-
rierte, was abzulehnen sei, ohne Orientie-
rung für Alternativen bereit zu halten.

(2) Stadterneuerung als Erfahrungs- und 
Lernfeld:
In ihren Anfängen geriet die Stadterneue-
rung mit den Konzepten der Flächensanie-
rung ähnlich in die Kritik wie der Großsied-
lungsbau. Unter dem Protest der Bürger 
gegen die Abrisskonzepte, aber auch wegen 
des sinkenden Entwicklungsdrucks auf den 
Wohnungsmärkten vollzog sich in der Folge 
der Strategiewechsel von der Funktionssa-
nierung zur erhaltenden und behutsamen 
Erneuerung. Die direkte Auseinanderset-
zung mit von Sanierung betroffenen Be-
völkerungsgruppen, die Politisierung der 
Stadtplanung Ende der 1960er Jahre und 
die ab Ende der 1970er Jahre in den Groß-
städten wachsende Instandbesetzerbewe-
gung stellten die Stadtplanung als techno-
kratischen Planungsprozess infrage und 
erforderten das Eingehen auf die Belange 
der Bewohner. Themen wie Bürgerbeteili-
gung, Demokratisierung und Dezentrali-
sierung der Planung und Selbsthilfe, aber 
auch Fragen des Bauens im Bestand, das 
Verhältnis von Denkmalschutz und zeit-
genössischer Architektur sowie Ideen zur 
Umnutzung alter Bauten standen im Zen-
trum der Debatten. Ab Anfang der 1970er 
Jahre bis Mitte der 1980er Jahre bildete die 
Stadterneuerung ein zentrales Themenfeld 
im städtebaulichen Diskurs. Während die 
Großsiedlungen als Kontrastfeld dienten, 
wurden in der Stadterneuerung jene Bau-
steine erprobt – von der Baulückenschlie-
ßung bis zu größeren Neubauprojekten im 
städtischen Kontext –, die in der Folge auf 
Stadterweiterungen auf der grünen Wiese 
transferiert wurden. Gleiches galt für Ver-
fahren zur Bürgerbeteiligung, die ebenso 
den Weg von der Stadterneuerung in die 
Planung neuer Quartiere fanden.

(3) Ökologie als neuer Imperativ  
planerischen Handelns:
Umwelt und Ökologie waren bereits in den 
frühen 1970er Jahren zu neuen Schlagwor-
ten geworden (Dahmen 1972: 324) und 
hatten bekanntlich in der Energiekrise 
und der aufkommenden Umweltbewegung 
ihre Wurzeln. Aber erst seit Mitte der 80er 
Jahre gewannen ökologische Belange für 
die räumliche Planung immer stärker an 

(7)
Folgende Fachzeitschriften 
wurden ausgewertet: Stadt-
bauwelt, Arch+, Archiv für 
Kommunalwissenschaften, In-
formationen zur Raumentwick-
lung und Bundesbaublatt. Eine 
ähnliche Herangehensweise 
wählt Schultz (2013), wobei sie 
den gesamten städtebaulichen 
Diskurs in nur einer Zeitschrift 
(Stadtbauwelt) nachzeichnet.

(8)
Im folgenden Beitrag wird die 
politische Ebene weniger im 
Vordergrund stehen – diesbe-
züglich wird auf den im selben 
Band veröffentlichten Beitrag 
von Bernd Breuer verwiesen.
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Bedeutung. Ziele wie Energieeinsparung, 
Eindämmung des Landschaftsverbrauchs, 
Minderung von Lärm- und Luftbelastun-
gen, Bodenschutz und andere wurden nach 
und nach in die kommunale Planungspraxis 
aufgenommen, durch Förderprogramme 
unterstützt, im Bau-, Planungs- und Um-
weltrecht verankert und in Forderungen 
wie „Innen- vor Außenentwicklung“ und 
„Nachhaltige Siedlungsentwicklung“ emb-
lematisch verdichtet. Spätestens seit Mitte 
der 1980er Jahre müssen mit wachsender 
Verbindlichkeit ökologische Belange bei 
allen wichtigen planerischen Vorhaben be-
rücksichtigt werden. Dies gilt auch für die 
Planung der neuen Quartiere.

Das erarbeitete Stufenmodell brachte ebenso 
erste Hinweise auf die zeitlichen Phasenver-
läufe der Innovation (siehe folgendes Kapitel 

sowie Abb. 4). Insgesamt kann der Schwer-
punkt des Diskurses, der die städtebauliche 
Konzeption für neue Quartiere maßgeblich 
beeinflusste, paradoxerweise in den 1980er 
Jahren verortet werden und liegt damit in je-
ner Periode, in der kaum neue großflächige 
Stadtteile errichtet worden sind.

Phasen der Innovation

Um neben sich verändernden Rahmenbe-
dingungen vor allem aktive Lernprozesse 
innerhalb der Disziplin zu erfassen, wird 
das sozialwissenschaftliche Konzept der 
sozialen Innovation auf die räumliche Pla-
nung übertragen (vgl. Ibert et al. 2015). In 
einem zirkulären Prozess wurde ein heuris-
tisches Phasenmodell entwickelt, das der 
folgenden Darstellung zugrunde liegt.
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Lernen durch Kritik 
Verbesserungen innerhalb des bestehenden Paradigmas

ENTSTEHUNG
Lernen durch neue 
Aufgaben und Prämissen 

FERMENTIERUNG 
Lernen aus Vergangenem 
Re-Kombination

STABILISIERUNG
Lernen durch Routine 
Einspielen der Praxis

Phasen der Innovation

KRITIK & VERBESSERUNGSANSÄTZE GROßSIEDLUNGEN

LERNFELD STADTERNEUERUNG 

„WIE BAUEN?“

NACHBESSERUNG DER GROßSIEDLUNGEN

VERBREITUNG UND DURCHSETZUNG 

ÖKOLOGIE ALS NEUER IMPERATIV 

Abbildung 4 
Darstellung der Diskurse (1960 bis 2010) des Stufenmodells und der Wohnbauproduktion 
Links: Prozentsatz an erhobenen Artikeln (Stufen 1–3) bezogen auf die Gesamtzahl an jährlich in den ausgewerteten Zeitschriften 
erschienen Artikel. Rechts: Wohnbauproduktion, siehe Abbildung 1
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Latenz: Kulturkritik, Selbstzweifel  
der Fachdisziplin und der Erneuerungs-
versuch der eingespielten Praxis

Die Zweifel am Städtebau der funktiona-
listischen Moderne, der den Wiederaufbau 
der Städte in der Bundesrepublik präg-
te, setzte in den frühen 1960er Jahren ein 
und verfestigte sich zunehmend. Es kön-
nen drei Stränge identifiziert werden: Zum  
einen wird zunehmend Unbehagen an der 
Form des Wiederaufbaus geäußert, und 
zwar bezeichnender Weise zunächst nicht 
von der Fachdisziplin der Stadtplanung 
selbst  (1). Des Weiteren manifestieren sich 
erste Selbstzweifel innerhalb der Disziplin: 
Die Gewissheit früherer Planer der funk-
tionalistischen Moderne, die keine Zweifel 
an ihren Zielen, Konzepten und Methoden 
sowie an der herausgehobenen Bedeutung  
ihrer Disziplin für die Entwicklung der 
Städte aufkommen ließen, teilt die nach-
folgende Generation so nicht mehr (2). 
Schließlich können die zahlreichen städ-
tebaulichen Ansätze, die in den 1960/70er 
Jahren innerhalb des Referenzrahmens der 
funktionalistischen Moderne formuliert 
wurden und für gewöhnlich als Wechsel 
vom Leitbild der Aufgelockerten und geglie-
derten Stadt hin zu Urbanität durch Dichte9 
beschrieben werden, als innerfachliche Er-
neuerungsversuche der Praxis verstanden 
werden (3). Durch das zunehmende Unbe-
hagen und die Kritik an der gängigen Pra-
xis, durch die Selbstzweifel der Planer sowie 
aufgrund der Erneuerungsversuche, bei de-
nen Elemente thematisiert wurden, die bei 
der späteren Formierung des Leitbilds eine 
wichtige Rolle spielten, kann hier die Phase 
der Latenz angenommen werden.

(1) Kulturkritik und Unbehagen:
Bekanntlich kamen die ersten Kritiker der 
gängigen Formen der Stadtentwicklung 
und der daran beteiligten Akteure nicht 
aus der Zunft der Städtebauer selbst. Zu 
Recht werden immer wieder die Schriften 
der Journalistin Jane Jacobs (1961, 1963 
ins Deutsche), des Soziologen Hans Paul 
Bahrdt (1969, 1968), des Psychoanalyti-
kers Alexander Mitscherlich (1965) und des  
Publizisten Jobst Siedler (1964) genannt, 
die mit ihren Publikationen eine tiefe Wir-
kung in der Architekten- und Städtebauer-
gemeinde erzielten. Trotz unterschiedlicher 
Zugänge und Schwerpunkte verband sie die 
Kritik an der „Anti-Urbanität“ der funktio-
nalistischen Moderne. Durch das direkte 

bzw. indirekte Betonen der Qualitäten der 
komplexen vielfältigen Großstadt verlor 
die Industriestadt des 19. Jahrhunderts, die 
Negativfolie für die funktionalistische Mo-
derne, ihren Schrecken. Auch Architekten 
beteiligten sich früh an dieser Kritik, etwa 
mit der in vielen Städten gezeigten Wander-
ausstellung „Heimat deine Häuser“ (Bächer 
u. a. 1963).10

(2) Selbstzweifel und Unsicherheit:
Einher ging eine Krise im Selbstverständnis 
der Städtebauer, die sich sowohl aus der 
gesellschaftlichen Kritik an ihren gebauten 
Resultaten als auch aus dem internationa-
len Austausch speiste: „Die missionarische 
Sicherheit eines Le Corbusier, des frühen 
May und des früheren Gropius ist uns ver-
lorengegangen; ... ... der Planer empfindet 
bisweilen selbst ein Gefühl der Willkürlich-
keit bei seiner Massenverteilung“ (Sieverts 
1965: 481). Angeregt durch den anglo-ame-
rikanischen Raum, wo Stadtplanung bereits 
als interdisziplinäre Steuerungs- und Ma-
nagementaufgabe verstanden wurde, sollte 
nun auch in der BRD durch „Verwissen-
schaftlichung der Planung“ und Kooperati-
onen mit anderen Disziplinen „dem Mangel 
an allgemeingültigen Zielvorstellungen für 
die Planung“ (Bahrdt 1964: 16) abgeholfen 
werden. Die erhofften unmittelbaren prak-
tischen Hinweise wurden indessen in der 
Regel enttäuscht. Die Soziologie sah ihren 
Beitrag vorwiegend in der Kritik der Praxis 
und war zum Großteil nicht bereit bzw. sah 
sich nicht dazu in der Lage, den Planern 
ihre Verantwortung als Entwerfer abzu-
nehmen. Jedoch trugen ihre Schriften zum 
Thema maßgeblich zur Konkretisierung der 
bislang diffusen Kritik bei: Während mit der 
These von Öffentlichkeit und Privatheit be-
reits zu Beginn der 1960er Jahre eine The-
orie vorlag, die die Kritik räumlich in feste 
Kategorien brachte (Bahrdt 19692), entstan-
den am Übergang zu den 1970er Jahren 
empirische Studien, die sich gezielt mit so-
zialen Verhältnissen in den neuen Siedlun-
gen auseinandersetzten (u. a. Zapf/Heil/ 
Rudolph 1969, Heil 1971, Weeber 1971).

(3) Erneuerungsversuche im Paradigma  
der Moderne:
Schließlich kann auch die städtebauliche 
Entwurfspraxis der 1960/70er Jahre als ein 
Prozess des Suchens verstanden werden, in 
dem innerhalb des Paradigmas der Moder-
ne auf die Erfahrungen des Städtebaus der 

(9)
Die Wortfolge „Urbanität 
durch Dichte“ taucht in den 
untersuchten Quellen 1967 in 
einer Stellungnahme zur Bau-
nutzungsverordnung von 1962 
in der Stadtbauwelt erstmals 
auf (siehe Farenholtz 1967: 
981). Die von Roskamm (2011: 
313) vertretene Vermutung, 
„Urbanität durch Dichte“ sei 
erst im Nachhinein als Leitbild 
konstruiert worden, die sich 
maßgeblich darauf stützt, dass 
die Wortkombination nicht in 
Texten der 1960er und 1970er 
Jahre auftaucht, sollte vor 
diesem Hintergrund überprüft 
werden. Auch die gezielte 
Schaffung städtischen Gefüges 
durch höhere Dichtewerte und 
die Bezeichnung dieser Zielvor-
stellung als Leitbild finden sich 
in der Literatur (siehe Stracke 
1973: 148).

(10)
Später auch Lehmbrock/ 
Fischer 1972 sowie Keller 
1973.



 
Daniela Zupan: Von der Großsiedlung der Spätmoderne zum kompakten nutzungsge-
mischten Stadtquartier: Verlaufsformen eines städtebaulichen Entwicklungsprozesses190

1950er Jahre und die daran geübte Kritik 
reagiert, Einflüsse aus dem europäischen 
Ausland aufgenommen und auf verschiede-
nen Maßstabsebenen – von der Wohnein-
heit bis zum übergreifenden Erschließungs-
konzept  – experimentiert wurde. Wichtige 
Stichworte waren Urbanität, Dichte und 
Verflechtung, die auf Tagungen wie „Ge-
sellschaft durch Dichte“ (1963) (Boedding-
haus 1995) verhandelt wurden und sich 
zunehmend in städtebaulichen Wettbe-
werbsausschreibungen niederschlugen: So 
findet sich bereits im 1961 durchgeführten 
Wettbewerb für die Neue Stadt Wulfen die 
Forderung nach „Stadt statt Siedlung“ (Rühl 
1962: 3), die zumindest semantisch die zu-
künftige Entwicklungsrichtung andeutete.

Die wichtigste Plattform zur Diskussion 
neuer Ansätze stellten die zu jener Zeit 
noch zahlreichen Wettbewerbe für großflä-
chige Stadterweiterungsvorhaben dar, die 
auch jüngeren Büros die Präsentation ihrer 
Ideen ermöglichte. Die Experimentierfelder 
umfassten: 

•	 Typologische Ausdifferenzierung  
des Wohnangebots:

	 Als Antwort auf die serielle Wohnungs-
produktion wurden ausgehend von der 
Wohnung als kleinster Einheit komplexe 
Module als städtebauliche Grundbau-
steine entwickelt. Dafür stehen etwa die 
Siedlung Halen bei Bern oder die soge-
nannten Spengelin-Typen in Deutschland 
(Geschosswohnbau mit vorgelagerter in-
tegrierter Reihenhauszeile).

•	 Komplexe Zentren als urbane Mitten: 
	 Als Alternative zu den schwach beleb-

ten und als monoton erlebten Versor-
gungszentren wurden bei der Suche 
nach einer Mitte u. a. multifunktionale 
Gebäudekomplexe vorgeschlagen. De-
ren wichtigstes Vorbild war das Zentrum 
der schottischen New Town Cumbern-
auld (vor einigen Jahren abgerissen). Sie 
sollten zum Schauplatz urbanen Lebens 
werden, das man in den Siedlungen der 
1950er Jahre vermisste und das in Be-
standsquartieren der Gründerzeit so 
selbstverständlich war.

•	Städtebauliche Konfigurationen: 
	 Zudem zeigte sich in vielen Entwurfsbei-

trägen eine bewusste Abkehr vom tra-
ditionellen Zeilenbau der 1950er Jahre. 

Vorbilder fanden die Planer etwa in den 
Projekten des niederländischen Stadtpla-
nungsbüros Broek/van Bakema oder des 
Pariser Büros Candilis/Josic/Woods, dem 
französischen Ableger von Team 10. Die 
neuen Figurationen waren zunächst we-
niger von der Idee einer zu steigernden 
Dichte, als von dem Entgegenwirken ei-
nes „Siedlungseinerleis“ getragen; durch 
kontextuelles Vorgehen und die Entwick-
lung skulpturaler Großformen wurde 
versucht, unverwechselbare Stadträume 
zu schaffen und lokale Identität zu stif-
ten. In einigen Entwürfen wurde auch die 
Korridorstraße wiederbelebt: So sah der 
nur in Teilen umgesetzte Vorschlag des 
Büro Guther und Stracke im Wettbewerb 
für die Erweiterung von Neu-Perlach als 
zentrales Element eine beidseitig bebau-
te Magistrale vor – ein städtebauliches 
Element, das im Nachkriegs-Europa fast 
als Tabu gelten konnte. Der Rückkehr zur 
geschlossenen Bauweise kam in dieser 
Phase der Entwurf für die Siedlung Ham-
burg-Steilshoop, bestehend aus 16 Groß-
blöcken (Bauzeit 1969–1975), am nächs-
ten (vgl. Lindemann 1970: 51).11

•	 Entwicklungsoffene Strukturplanung:
	 Schließlich wurden erste Ansätze ent-

wickelt, die nicht auf den Entwurf eines 
gewünschten Endzustands zielten, son-
dern ein gestaltungs- und nutzungs-
neutrales städtebauliches Grundgerüst 
vorsahen. Auch in dieser Hinsicht gilt 
das Projekt Hamburg-Steilshoop als Pi-
onier (vgl. ebda, Frick 1967: 1221). Als 
Prototyp für eine entwicklungsoffene 
großmaßstäbliche Rahmenplanung kann 
der Siegerbeitrag des jungen Büros Freie 
Planergruppe Berlin im 1973 durchge-
führten gutachterlichen Planungsverfah-
ren Billwerder-Allermöhe gelten.

Das Ziel der beteiligten Akteure war es, 
bessere Städte zu bauen. Die Neuerungen 
gingen häufig von jungen Mitarbeitern in 
führenden Büros oder aber jungen Pla-
nungs-Start-ups aus, die sich bewusst von 
ihren Lehrern absetzten und durch ihre 
Entwurfsideen gängige Routinen ins Wan-
ken brachten. Vielfach waren diese inspi-
riert durch Projekte im westeuropäischen 
Ausland. Der konflikthafte Dialog zwischen 
den Generationen, der auch in den späte-
ren Phasen eine wichtige Rolle spielt, wur-
de immer wieder in Interviews mit den 

(11)
Die schrittweise Wieder-
Annäherung an die Form des 
Baublocks lässt sich parallel 
auch in den Schriften Hans 
Paul Bahrdts nachverfolgen: 
Dieser denunziert 1961 die 
Blockrandbebauung als ein 
Modell, das „heute – mit Recht 
– eines der Hauptangriffsziele 
der modernen Städteplaner“ 
darstelle (Bahrdt 1962: 93f.). 
Vielmehr müssten neue, den 
aktuellen Anforderungen ge-
nügende Bauformen gefunden 
werden (vgl. ebd.: 94f.). Diese 
Ausführungen weicht er in 
einer späteren Überarbeitung 
seiner Schrift auf: In einem 
Einschub von 1969 hält er es 
bereits für möglich, dass der 
Baublock in Zukunft doch wie-
der eine Rolle spielen könne 
(vgl. ebd: 95f.).
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damaligen Protagonisten thematisiert. Den 
Verdichtungs- und Verflechtungsideen der 
Jungen stand die alte Garde in wichtigen 
Positionen, häufig als Stadtbauräte, Pla-
nungsdezernenten oder Vorsitzende bei 
Wettbewerben, skeptisch gegenüber. Auf-
lockerung und Entballung war für sie nicht 
nur aus stadthygienischen Gründen gebo-
ten, sondern stellte eine biographisch tief 
wurzelnde Lehre dar, die aus den Erfahrun-
gen des Bombenhagels auf die Großstädte 
im 2. Weltkrieg zu ziehen sei (vgl. Harlander 
1999: 242f.).

Die angestoßenen Verbesserungsansätze 
hatten schrittweise das Leitbild der geglie-
derten und aufgelockerten Stadt durch das 
Modell Urbanität durch Dichte abgelöst, 
verblieben jedoch im Paradigma der Mo-
derne. Paradoxerweise führten diese Erneu-
erungsversuche zu noch größerer Kritik als 
ihre Vorläufer und erzeugten, trotz wohl-
meinender Intention, genau jene Generati-
on von Großsiedlungen, die in der Folge als 
die Negativfolie schlechthin dargestellt wur-
de. Begründet wurde dies häufig durch die 
überragende ökonomische Machtstellung 
der Gemeinnützigen Wohnungsbaugesell-
schaften als alleinige Entwicklungsträger, 
die nachträglich die Ausnutzung erhöhten, 
Entwürfe veränderten und Infrastrukturen 
verspätet bereitstellten (siehe Analysen von 
Planungsgeschichten zur Gropiusstadt Be-
cker/Keim 1977, Fehl 1979, zur Frankfurter 
Nordweststadt Einsiedel 1979 und zu Ratin-
gen-West Schöller 2005). Allerdings räum-
ten auch verantwortliche Planer ein, die 
selbstgesteckten Ziele von Urbanität durch 
Dichte nicht erreicht zu haben (vgl. Stracke 
1973: 148).

Entstehung: Ökologische Imperative, 
Lern- und Experimentierfelder im  
Bestand und hybride Pioniervorhaben

Die Grundzüge und die Begründungen ei-
nes neuen Leitbilds für die Konzipierung 
von Stadtteilen bildeten sich in der BRD 
seit Ende der 1970er und im Laufe der 
1980er Jahre heraus. Damit entstanden sie 
in einer Phase der Stadtentwicklung, in der 
kaum neue Stadtteile geplant und errichtet 
wurden. Es lassen sich drei Bereiche iden-
tifizieren, die entscheidende Komponenten 
beisteuerten: Zum einen sind dies die sich 
ab Anfang der 1980er Jahre schrittweise 
konkretisierenden Anforderungen eines 

ökologischen Städtebaus (1). Zum ande-
ren ist die Praxis der Stadterneuerung und 
Stadtreparatur als Lern- und Experimen-
tierfeld von entscheidender Bedeutung für 
die Erprobung des städtebaulichen Reper-
toires (2). Schließlich zeigt sich in den we-
nigen „Nachzüglern“ der ersten Stadterwei-
terungswelle bereits das erklärte Ziel, die 
städtebauliche Konzeption der funktiona-
listischen Moderne zu überwinden (3).

(1) Ökologie als Begründung und Imperativ:
In den 1980er Jahren wurden Prinzipien 
und Komponenten einer umweltgerechten 
Stadtentwicklung in programmatischen 
Schriften postuliert (Krusche u. a. 1982, 
Bargholz 1984, Hahn 1987), in Modellvor-
haben erprobt sowie über Förderprogram-
me und erste Gesetzesregelungen verbrei-
tet. Die Verkehrswissenschaft entwickelte 
bereits Anfang der 1980er Jahre im Zusam-
menhang mit Wohnumfeldverbesserung 
und Verkehrsberuhigung das Schlagwort 
von der Stadt der kurzen Wege, das die ver-
kehrsmindernde Wirkung städtebaulicher 
Nutzungsmischung hervorhob (vgl. Billin-
ger u. a. 1983: 709). Ökologische Belange 
bildeten in der Folge auch für die Planung 
neuer Quartiere einen wichtigen Begrün-
dungsrahmen: Demnach zielen bauliche 
und funktionale Dichte sowie kompakte 
Bauweisen auch darauf ab, den Bodenver-
brauch zu minimieren, die Wege kurz zu 
halten, umweltschonende Mobilität (Fuß- 
und Radverkehr) zu fördern und motori-
sierten Verkehr einzuschränken. Wichtige 
Elemente und Prinzipien des Leitbilds, die 
damit erstmals in den 1980er Jahren formu-
liert wurden, sind ökologisch begründet, 
was einen Teil des späteren Erfolgs erklärt.

(2) Generierung von Neuem durch  
Rückgriff auf Altes:
Der Übergang von Flächenabbruch zu be-
hutsamer Erneuerung und die Wertschät-
zung historischer Stadtstrukturen speisten 
sich maßgeblich aus einer Werteverschie-
bung, für die symbolisch immer wieder 
das Europäische Denkmalschutzjahr 1975 
angeführt wird. Damit war auf offizieller 
Ebene ein wichtiges Vorzeichen geschaf-
fen worden, das nicht nur den Umgang mit 
bestehenden Stadtquartieren veränderte, 
sondern auch die Planung neuer Stadt-
quartiere maßgeblich beeinflusste: Denn 
die zunehmend wieder geschätzten innen-
städtischen Quartiere des 19. Jahrhunderts 
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sollten nicht nur erhalten werden, sondern 
lieferten mit Funktionsmischung in hoher 
baulicher Dichte, Block und Korridorstra-
ße, entschleunigtem Verkehr und belebten 
öffentlichen Plätzen auch die späteren Ziele 
für neue Stadtquartiere.

In diesem Zusammenhang wird immer 
wieder die herausragende Bedeutung der 
Internationalen Bauausstellung in Berlin 
(1979–1987) sowie einige Wegbereiter-Pro-
jekte im Vorfeld der IBA betont. Die IBA ge-
nerierte nicht nur die Ziele, sondern konnte 
durch die Sonderkonditionen großzügiger 
Förderung auch erste Prototypen für eine 
Architektur der Stadt12 entwickeln. Insbe-
sondere die größeren Neubauprojekte, wie 
die Wohnanlage Ritterstraße-Nord in der 
Südlichen Friedrichstadt (Städtebauliche 
Studie von Rob Krier 1977), können als ent-
scheidende städtebauliche Referenzpro-
jekte für die spätere Konzipierung neuer 
Stadtteile angesehen werden. Als wichtiger 
gebauter Vorläufer gilt der Wohnblock am 
Vinetaplatz (1975–1977) in Berlin-Wedding, 
entworfen von Josef Paul Kleihues, dem Ar-
chitekten und späteren Direktor der Neu-
bau-IBA. Das Projekt demonstrierte, dass 
eine zeitgemäße Wohnbebauung in der 
tradierten Figur des Blocks möglich war. 
Damit wurde der Rückgriff auf städtebau-
liche Formen der Vergangenheit enttabui-
siert. Dieser Ansatz war zu jener Zeit natür-
lich heftig umstritten: Gegner lehnten das 
„Plündern des Fundus“ (vgl. Rumpf 1980: 1) 
strikt ab, Befürworter argumentieren hin-
gegen, dass der Blick in die Vergangenheit 
endlich neue Impulse liefern könnte (vgl. 
Zwoch 1981: 211). Während die jüngere Ge-
neration von den Planern der Großsiedlun-
gen das Eingeständnis ihres Scheiterns und 
eine Distanzierung „von ihrem stadt- und 
menschenfeindlichen Lebenswerk“ forder-
te, wurde ihnen von der alten Garde vorge-
worfen, dass sie durch ihre Sehnsucht nach 
„einer ästhetisch inszenierten Kulissenwelt“ 
„weit hinter die befreienden Reformvorstel-
lungen der Moderne zurückfallen“ würden 
(Zwoch 1985: 307).

Die Leitkonzepte der IBA, „Kritische Rekon-
struktion der Stadt“ und „Grundsätze der 
behutsamen Stadterneuerung“, die die In-
nenstadt als Wohnort und die Stadtrepara-
tur zum Programm erhoben, waren für die 
besondere geopolitische Lage Westberlins 
Ende der 1970er, Anfang der 1980er Jahre 

formuliert (vgl. SEN o.J.: 7 f.). Durch das 
Bekenntnis der IBA zu städtebaulichen For-
men der Vergangenheit wurde eine mög-
liche Entwicklungsrichtung für zukünftige 
großflächige Neubauvorhaben legitimiert. 
Zusammen mit den Ausstellungsbauten 
waren die Leitlinien ein wichtiges Signal, 
das weit über die Stadt Berlin und die Auf-
gabe der Stadterneuerung hinaus strahlte 
und wichtige Bausteine für das Leitbild der 
kompakten, durchmischten Stadt lieferte.

(3) Hybride Pioniervorhaben:
Der großflächige Stadterweiterungsbau war 
Ende der 1970er Jahre wegen sinkender 
Wohnungsnachfrage beinahe zum Erlie-
gen gekommen. Experimente im Wohnbau 
zur Nutzerbeteiligung, zum ökologischen 
Bauen sowie zum Gemeinschaftswohnen 
fanden vorwiegend in kleineren Vorhaben 
statt. In wenigen Großsiedlungen wurde 
noch in größeren Abschnitten weitergebaut, 
wie zum Beispiel in Nürnberg-Langwasser: 
Hier wurde im zwischen 1976 und 1987 er-
richteten Abschnitt P bereits eine radikale 
Abkehr von den Prinzipien der Moderne 
angestrebt (vgl. Windsheimer 1995: 203, sie-
he auch DASL Bayern 1988). Als das letzte 
vor der Wiedervereinigung verwirklichte 
großflächige Stadterweiterungsvorhaben 
in Westdeutschland gilt Neu-Allermöhe 
(Hamburg). Als nach dem 1973 durchge-
führten Wettbewerb erst 1979 die Planung 
von Neu-Allermöhe für rund 11.000 Ein-
wohner wieder aufgenommen wurde, war 
es bereits erklärtes Ziel, sich vom Städtebau 
früherer Großsiedlungsplanungen abzuset-
zen (Hafner/Wohn/Rebholz-Chaves 1998: 
147, siehe auch Polkowski 1998). Aus heu-
tiger Sicht stellen Neu-Allermöhe wie auch 
der Abschnitt P in Nürnberg-Langwasser 
hybride Vorhaben des Übergangs dar, die 
noch nicht alle Merkmale des Alten über-
wunden hatten und das Neue nur in Ansät-
zen umsetzen konnten.

Fermentierung: Vom „Ende des Massen-
wohnungsbaus“ über den Theorie-Praxis-
Dialog zu den „neuen Quartieren“ 

Ab der zweiten Hälfte der 1980er Jahre ver-
schränken sich die Diskurse: Anliegen der 
Ökologie verbinden sich mit denjenigen 
der Stadterneuerung und der Modernisie-
rung von Großsiedlungen – hier werden in 
anderem Kontext Elemente und Baustei-

(12)
Insbesondere das Werk „Die 
Architektur der Stadt“ des 
Architekten Aldo Rossi (1966, 
ins Deutsche 1973) erlangte 
großen Einfluss.
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ne diskutiert und erprobt, die in der Folge 
Impulse für die Debatte um zukünftigen 
großflächigen Wohnungsneubau gaben (1). 
Gleichzeitig intensiviert sich die Grund-
satzdiskussion über Ziele und Konzepte 
zukünftigen Städtebaus (Stufe 2). Diese er-
langt allerdings erst unter dem Eindruck der 
sogenannten „neuen Wohnungsnot“ prakti-
schen Einfluss, als der Bau großer zusam-
menhängender Wohnquartiere wieder zur 
aktuellen Anforderung wird (2). Die zweite 
Stadterweiterungswelle beginnt mit zahl-
reichen Wettbewerben für neue Stadtteile 
in westdeutschen Großstädten. Die Ergeb-
nisse zeigen überwiegend im Vollbild das 
neue Leitbild der kompakten, durchmisch-
ten Stadt (Stufe 1) und werden Großteils 
danach umgesetzt (3). Das bewusste Abset-
zen von der alten Praxis des Großsiedlungs-
baus, das systematische Zusammenführen 
von Bausteinen zu einem neuartig kombi-
nierten und als neu definierten Modells für 
die Konzipierung großflächiger Wohnungs-
neubauvorhaben sowie die Propagierung 
und Verbreitung der gewonnenen Leitlini-
en über Netzwerke, charakterisieren diese 
Phase der Fermentierung.

(1) Lernen aus Vergangenem: 
Ab Mitte der 1980er Jahre wurde die Nach-
besserung der Großsiedlungen in Form 
von „Bestandspflege und Weiterentwick-
lung“ (Gibbins 1988) zu einem wichtigen 
Themenfeld, um die Wohnungsbestände 
im Markt zu halten. Neben baulichtech-
nischen Maßnahmen, wie die Aufwertung 
von Eingangsbereichen, die Neugestaltung 
wohnungsnaher Freiräume, der Rückbau 
überdimensionierter verkehrlicher Infra-
struktur oder die Umgestaltung von Versor-
gungszentren, wurden frühe Ansätze des 
Quartiermanagements (vgl. Koczy 2015) 
verfolgt. Vor dem Hintergrund, dass die 
Neubausiedlungen innerhalb kurzer Zeit 
zu Sanierungsgebieten geworden waren, 
die mit Fördermitteln aufwendig nach-
gebessert werden mussten, und der Krise 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft, 
wurden die Großsiedlungen zunehmend 
zur Kontrastfolie. Für zukünftigen Städte-
bau am Stadtrand wurde postuliert: „Als 
gemeinsamen Nenner kann man lediglich 
ausmachen: Keine neuen Großsiedlungen!“ 
(Pfeiffer 1991: 1277).

(2) Konstruktion des Leitbilds im Theorie-
Praxis-Dialog:
Die kritischen Erfahrungen mit den Groß-
siedlungen und die Wirtschaftsflaute der 
1980er Jahre hatten dazu geführt, dass man 
großflächige Stadterweiterungen als mög-
liche Form der Wohnungsversorgung in 
der BRD weitgehend ablehnte. Man glaub-
te, dass die „Zeit der Trabantenstädte und 
der großflächigen Ausweisungen neuer 
Baugebiete im Außenbereich vorbei“ sei 
(Bundesbaublatt 1986: 14) – das „Ende des 
Massenwohnungsbaus“ (Herlyn/Saldern/
Tessin 1987: 34) wurde ausgerufen. Nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands zeigte 
sich jedoch rasch, dass dies ein Irrtum war. 
Die Versäumnisse in der Wohnungspolitik 
der späten 1980er Jahre mit der Einstellung 
des sozialen Wohnbaus auf Bundesebene, 
die Zuwanderung aus den ostdeutschen 
Bundesländern und der Zustrom der Spät-
aussiedler veranlassten vor allem westdeut-
sche Großstädte, wieder neue Stadtteile zu 
planen, um der „neuen Wohnungsnot“ zu 
begegnen.

Dadurch belebte sich die Debatte über den 
Städtebau der Zukunft, an der sich Pla-
nungspraktiker, Stadtforscher und Fach-
publizisten beteiligten. Denn während für 
Lückenschließungen und kleinere Neubau-
projekte im Bestand eine „Rückbesinnung 
auf die Raumformen (...) der vorindustriel-
len Stadt“ bereits als offenkundig angese-
hen wurde (Kossak 1985: 26 f.), gab es kaum 
Übereinstimmung in Bezug auf großflächi-
ge Wohnungsneubauvorhaben. Begleitet 
von der Frage, ob große Stadterweiterungs-
projekte auf der grünen Wiese angesichts 
des Flächenverbrauchs überhaupt eine 
zeitgemäße Antwort auf Wohnungseng-
pässe darstellen, spitzte sich die Debatte 
zunehmend auf die Frage zu: Wenn keine 
neuen Großsiedlungen, was dann? Welches 
Verständnis von Stadt und Wohnen soll-
te sich in neuen Quartieren abbilden? Um 
1990 erreichte diese Diskussion einen ers-
ten Höhepunkt (u. a. Sieverts 1990, Novy/
Zwoch 1991). Deutliche Positionen wurden 
in den Aufsätzen von Klaus Novy (1990),  
Stephan Reiß-Schmidt und Felix Zwoch 
(1986, 1988, 1990) sowie den zahlreichen 
Publikationen von Dieter Hoffmann-Axt-
helm (u. a. 1990, 1993 und 1996), der das 
Konzept der „Parzelle“ wieder in den städ-
tebaulichen Diskurs einbrachte, und An-
dreas Feldtkeller (1994) vertreten. Die in 
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Berlin vom Senatsbaudirektor Hans Stim-
mann angestoßene Initiative für die „neuen 
Vorstädte“ wurde intensiv in den Fachzeit-
schriften rezipiert (u. a. Stimmann 1994, 
Hoffmann-Axthelm 1994, Scarpa 1994, 
Tausch 1995); in Frankfurt veranstaltete der 
Planungsdezernent Martin Wentz eine Rei-
he von Fachtagungen, die namhafte Exper-
ten aus dem In- und Ausland zusammen-
brachten, um über aktuelle Themen der 
Stadtentwicklung und möglichen Formen 
zukünftigen Wohnbaus zu diskutieren (u. a. 
Wentz 1991, 2000).

In der ersten Hälfte der 1990er Jahre wur-
den Bausteine strategisch zusammenge-
führt und, zunächst mit leicht divergieren-
den Schwerpunkten und unterschiedlichen 
Bezeichnungen, semantisch als neue Mo-
delle („Neue Vorstädte“ in Berlin, „Neue 
Stadtteile“ in Frankfurt) definiert: Die zu 
neuem Leben erweckte klassische Tradition 
(Blockrand, vielfältige Erdgeschossnutzung, 
geschlossene Straßenräume) wurde auf gro-
ße Neubauvorhaben übertragen und mit 
ökologischen Aspekten (kompakte Formen, 
kurze Wege durch Nutzungsmischung) so-
wie modernen rechtlichen Bestimmungen 
(u. a. zulässige Dichtewerte, Gebäudeab-
stände, Hygienevorschriften) verbunden. 
Wohnungsneubau sollte wieder in großem 
Maße entstehen, aber in deutlicher Ab-
grenzung von den Großsiedlungen – kom-
pakt, dicht und gemischt (vgl. BMBau 1993,  
Jessen 1995: 391).

Gleichzeitig war das Interesse an den 
Stadterweiterungen wieder geweckt, die 
in den letzten Jahren im Ausland entstan-
den waren. In Fallsammlungen fand man 
beispielhafte Vorhaben aus den Niederlan-
den, Schweden, Dänemark, Frankreich und 
Großbritannien, aber auch aus Österreich 
und der Schweiz, die in der Folge Ziel von 
Informations- und Weiterbildungsreisen 
darstellten (Pfeiffer/Aring/Schote 1993, INF 
1995, Hafner/Wohn/Rebholz-Chaves 1998; 
mit dem Schwerpunkt auf städtebauliche 
Nutzungsmischung Jessen 1999).

(3) Fermentierung über Wettbewerbe:
Der eben skizzierte Fachdiskurs, der im Vor-
feld der neuen Welle von Stadtteilplanun-
gen von engagierten Planungspolitikern, 
Stadtforschern und Fachpublizisten geführt 
wurde, kann als kollektiver, im Dialog von 

Theorie und Praxis entstandener Lern- und 
Formierungsprozess verstanden werden, 
der seine Wirkung in der Folge auf die ge-
samte Fachdisziplin entfaltete. Daraus lässt 
sich erklären, dass die Siegerentwürfe der 
zahlreichen städtebaulichen Wettbewerbe, 
die für die Planung neuer Stadtteile in den 
frühen 1990er Jahren durchgeführt wurden, 
mit wenigen Ausnahmen13 dem Leitbild der 
kompakten und gemischten Stadt folgten 
(z. B. München Riem, Frankfurt Deutsch-
herrenufer, Freiburg Rieselfeld, Tübingen 
Französisches Viertel).14 Das neue Leitbild 
der kompakten und durchmischten Stadt 
setzte sich damit über die städtebaulichen 
Wettbewerbe und deren Rezeption in der 
ersten Hälfte der 1990er Jahre durch.

Stabilisierung: Kanonisierung, Routinisie-
rung und kritische Gegenmodelle

Ab Mitte der 1990er Jahre verfestigt sich das 
Leitbild der kompakten und durchmischten 
Stadt, der Diskurs (Stufe 1) nimmt deutlich 
ab. In dieser Phase der Stabilisierung erhält 
das Leitbild offiziösen Status und etabliert 
sich auch in anderen Kontexten (1). Dane-
ben setzt in der Praxis eine gewisse Routi-
ne ein: Im Zuge der Verbreitung entfernt es 
sich zunehmend von den hohen Erwartun-
gen und Idealen früherer Phasen. Einstige 
engagierte Befürworter wenden sich in der 
Folge zum Teil enttäuscht ab (2). Schließlich 
formieren sich erste Gegenpositionen, die 
die Prämissen des Leitbilds grundlegend 
infrage stellen, ohne sie jedoch erfolgreich 
verdrängen zu können (3).

(1) Gängige Doktrin:
Das Leitbild findet sich heute auf unter-
schiedlichen räumlichen Maßstäben in 
Vorgaben kommunaler Planungen: Es 
liegt Stadtentwicklungsplänen zugrun-
de (z. B. Stadtentwicklungsplan München 
1995 „kompakt, urban, grün“) und ist in 
Stadtentwicklungsberichten der Bundesre-
gierung (z. B. BMVBS 2009, Stadtentwick-
lungsbericht 2012) sowie in Manifesten und 
Chartas der Europäischen Union (z. B. Leip-
zig Charta zur nachhaltigen Europäischen 
Stadt 2007) verankert. Das Leitbild wurde 
zur Europäischen Stadt erweitert und hat 
damit auch politisch-soziale Konnotation 
erhalten (vgl. Becker/Jessen 2014: 6). Die 
kompakte nutzungsgemischte Stadt hat 

(13)
Erfolgreiche Wettbewerbs
beiträge, wie der Siegerent-
wurf für Falkenhöh Falkensee 
(nahe Berlin), die ausdrücklich 
auf den Berliner Reformsied-
lungsbau der 1920er Jahre 
Bezug nahmen, stellten eine 
Ausnahme dar.

(14)
Viele, vor allem westdeutsche 
(Groß-)Städte planten einen 
neuen Stadtteil: Neue Stadt-
quartiere als Stadterweite-
rungen: Berlin Karow-Nord, 
Falkenhöh Falkensee (bei Ber-
lin), Hamburg Allermöhe-West, 
Potsdam Kirchsteigfeld, Frank-
furt Riedberg, Freiburg Riesel-
feld, Hannover Kronsberg und 
andere; Neue Stadtquartiere 
auf Brachflächen: München 
Riem, Berlin Rummelsburger 
Bucht, Frankfurt Deutschher-
renufer, Stuttgart Burgholzhof, 
Kassel Unterneustadt, Tü-
bingen Französisches Viertel, 
Ostfildern Scharnhauser Park 
(bei Stuttgart), Freiburg Vauban 
u. a. Vgl. BBR 2007.
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sich damit auf verschiedenen politischen 
Ebenen, gesellschaftlichen Handlungsfel-
dern und räumlichen Maßstabsebenen als 
Leitbild durchgesetzt und ist zum neuen 
Mainstream geworden.

(2) Lernen durch Routine:
Die Nachfolgeprojekte zeigen in der prakti-
schen Umsetzung nicht mehr den Ehrgeiz 
der Pionierprojekte. Selten entstehen noch 
herausragende Vorhaben, vielmehr brachte 
die gewonnene Routine eine gewisse Ab-
schleifung und zum Teil auch Banalisierung 
mit sich. Es hat sich gezeigt, dass bestimm-
te Teilziele nicht oder nur mit Abstrichen 
erreicht werden konnten: So lassen sich 
feinkörnige Nutzungsmischung und parzel-
liertes Bauen unter aktuell dominierenden 
Marktinteressen nur selten umsetzen. Des 
Weiteren handelte es sich um abwägendes 
Lernen, in dem städtebauliche und ökolo-
gische Ziele in Konkurrenz miteinander tre-
ten: Die geschlossene Blockrandbebauung 
steht beispielsweise ökologischen Anliegen 
entgegen, die energieoptimale Ausrichtun-
gen zur Sonne fordern. Unter den Pionie-
ren machte sich angesichts nachlassender 
Ansprüche und gebauter Realitäten Ent-
täuschung breit: Die neuen Quartiere seien 
nichts anderes als die früheren Großsied-
lungen, lediglich „in neuen Kleidern“ bzw. 
„mit neuen Frisuren“.

(3) Kritik an der „alten“ neuen Praxis:
Die zuvor als junge Vorausdenker aufgetre-
tene Gruppe, die sich mit der Wiederentde-
ckung der vormodernen Stadt gegenüber 
den Planern der Moderne hatte durchset-
zen können, sah sich bereits früh mit Ge-
genpositionen konfrontiert: Das Konzept 
wurde als realitätsfern und rückwärtsge-
wandt kritisiert und die Anhänger als kon-
servative Romantikerfraktion dargestellt 
(vgl. Jessen 1995: 395). Zudem wurde dem 
Leitbild eine naive oder implizit autoritäre 
Vorstellung von Stadtplanung vorgeworfen 
(dokumentiert u. a. in Becker/Jessen/San-
der 1998). Die Debatten konnten das Leit-
bild der Europäischen Stadt allerdings nicht 
ernstlich gefährden – vielmehr hat es sich 
in Deutschland als aktueller Grundkonsens 
städtebaulicher Planung durchgesetzt und 
stellt weiterhin einen wichtigen Bezugs-
punkt, auch der fachlichen Debatte, dar 
(siehe Siebel 2004, Frey/Koch 2011 und zu-
letzt die Ausgabe 12.2015 der StadtBauwelt).

Fazit

Der im Städtebau beobachtete Leitbild-
wechsel kann nicht allein als passiver Wan-
del verstanden werden: Der gesamtgesell-
schaftliche Kontext forderte Anpassungen, 
gab Denkmuster vor und hielt Restriktionen 
bereit, derer sich Akteure auf unterschiedli-
che Weise bedienten. Es handelte sich um 
einen von Unsicherheit geprägten Prozess, 
der sowohl ein aktives Lernen aus Vergan-
genem, das Anstreben von Verbesserungen, 
ein reges Experimentieren und Aufnehmen 
von Ideen aus anderen Bereichen und dem 
Ausland sowie Positionskämpfe zwischen 
Akteuren (und Generationen) umfasste.

Die Veränderungsdynamik war maßgeb-
lich geprägt durch den Großsiedlungsbau 
und Ansätze zu seiner Nachbesserung, das 
Lernfeld der Stadterneuerung sowie die 
Ökologisierung der räumlichen Planung. 
Diese drei Stränge trugen in den einzelnen 
Phasen auf unterschiedliche Weise zum Er-
neuerungsprozess bei. 

In der Latenzphase wurde vor allem der 
Großsiedlungsbau aktiv weiterentwickelt. 
Maßgebliche Ansätze zur Veränderung 
wurden eingeleitet, verblieben jedoch im 
Paradigma der Moderne. 

In der Entstehungsphase wurden neue 
Bausteine der Stadterneuerung entwickelt 
sowie erste ökologische Prämissen erarbei-
tet. Die veränderte Einstellung zur Groß-
stadt trug maßgeblich zur Erneuerung bei: 
Dichte, Vielfalt und Komplexität wurden 
positiv konnotiert, wohingegen negative 
Auswirkungen auf die Gesundheit, wie die 
Nähe zu Industrie, Straßenlärm und Luft-
verschmutzung heute als Preis für das Le-
ben in der wieder geschätzten Großstadt 
in Kauf genommen werden. Mit dem er-
wachenden Bewusstsein für Ressourcen-
knappheit und Umweltschutz wiederum 
traten zunehmend ökologische Belange in 
den Vordergrund. Nur dadurch lassen sich 
Erfolg und Verbreitung des Konzepts gegen-
über konkurrierenden Ansätzen erklären. 

Erst am Übergang zur Fermentierungs-
phase fand mit Nachbesserung und Rück-
bau auf breiter Ebene eine Deutung der 
Großsiedlungen als Gegenmodell statt, die 
städtebauliche Moderne wurde fortan als 
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Irrweg und die Rückkehr zur Praxis der eu-
ropäischen Stadt als Korrekturversuch die-
ser Fehlentwicklung interpretiert. Während 
sich in der Entstehungsphase Praktiken be-
reits grundlegender zu wandeln begonnen 
hatten, fand in der Fermentierungsphase 
das systematische und reflektierte Zusam-
menführen von Bausteinen der einzelnen 
Diskurse statt: Das Gegenmodell Groß-
siedlung und die Erfahrungen der Nach-
besserung, die Skalierung der in der Stadt-
erneuerung erprobten Bausteine sowie die 
Integration ökologischer Vorgaben wurden 
nun zu einem neuartigen Gesamtkonzept 
für neue Quartiere verbunden.

Daneben stellte insbesondere die Konjunk-
tur der Wohnungsproduktion einen bedeu-
tenden Einflussfaktor dar: Indem Phasen 
der exzessiven Produktion mit solchen der 
Flaute wechselten, wurden unterschiedli-
che Formen von Lernprozessen begüns-
tigt: Während in der Latenzphase aufgrund 
der Kritik ein besonders großer Druck zur 
Weiterentwicklung herrschte, ließ die hohe 
Wohnbaurate nur beschränkt Verbesserun-
gen der gängigen Praxis zu. Demgegenüber 
fand Lernen in der durch geringe Nachfrage 
gekennzeichneten Entstehungsphase vor 
allem durch offenes Experimentieren und 
teils in neuen Aufgabenfeldern (Stadter-
neuerung) statt. In diesem Zusammenhang 
spielten aus dem Alltag herausgehobene 
Situationen und Kontexte für die Entwick-
lung, Erprobung und Verbreitung von Neu-
erungen eine wichtige Rolle – allen voran 
die Internationale Bauausstellung Berlin, 
aber auch städtebauliche Wettbewerbe und 
geförderte Modelle in kleinerem Maßstab. 
Charakteristisch für die Fermentierungs-
phase wiederum waren der große Druck am 
Wohnungsmarkt und die unter Planern vor-
herrschende Angst, wieder dieselben Fehler 
zu machen. Das Lernen aus Vergangenem 
wurde prägend, wodurch semantisch die 
Betonung des Absetzens von Bisherigem 
und die Darstellung der Neuheit beson-
dere Wichtigkeit erlangten. In der Stabili-
sierungsphase standen unter gemäßigtem 
Druck am Wohnungsmarkt und beinahe im 
Schatten des fachöffentlichen Diskurses das 
schrittweise Einspielen von Routinen und 
nicht das Absetzen von Vergangenem oder 
die gewillte Hervorbringung von völlig Neu-
artigem im Vordergrund.

Bezüglich der am Leitbildwechsel betei-
ligten Akteure sind bereits erste Muster 
erkennbar, die hier nur angedeutet wer-
den können. Maßgebliche Akteure und 
Akteurs-Konstellationen änderten sich im 
Laufe des Prozesses. Insgesamt war der 
Leitbildwechsel stark von Generationskon-
flikten und -rivalitäten geprägt. In diesem 
Zusammenhang scheint die Figur des kon-
vertierten Alten in einflussreicher Position 
als Fürsprecher, Träger und vor allem Um-
setzer von neuen, unkonventionellen Ideen 
junger Kollegen wichtig zu sein. Außerdem 
spielten informelle, häufig interdisziplinäre 
Netzwerke engagierter Akteure insbeson-
dere in der Entstehungs- und Fermentie-
rungsphase eine große Rolle als Motoren 
und Vorantreiber der Innovation. Die Prot-
agonisten dieser Netzwerke verstehen sich 
häufig als Einzelkämpfer in einem wenig 
innovationsoffenen Milieu. Durch die Ver-
folgung ähnlicher Vorstellungen und Ziele 
formieren sie eine qualifizierte Minderheit, 
mit der sie ihre Isolation durchbrechen, 
wechselseitig ihren Einfluss stärken und 
dadurch ihre Vorstellungen besser durch-
setzen können.

In seinem Verlauf kann der Leitbildwech-
sel insofern als soziale Innovation charak-
terisiert werden, als einzelne Bausteine zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten, auf unter-
schiedlichen Ebenen und an verschiedenen 
Orten wirksam wurden. Sie besitzen eigene 
Verlaufslogiken und kritische Momente, 
an denen Erkenntnisse fixiert wurden, die 
in der Folge schwer übergangen werden 
konnten. Trotz solcher eigenen Logiken 
wurden im Zuge des Prozesses Verbindun-
gen geknüpft, verändert und wieder aufge-
löst, um das Leitbild in Bezug auf gesamt-
gesellschaftliche Anforderungen passfähig 
zu halten. Wenn es dazu in zu großen Wi-
derspruch gerät, droht es seine Funktion zu 
verlieren und muss weiterentwickelt wer-
den, oder es wird seinen Status früher oder 
später verlieren.
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Einleitung

Zunächst sollen einige Vorbemerkungen 
die Perspektive verdeutlichen, aus der her-
aus hier reflektiert wird. Unter Großwohn-
siedlungen2 werden große Siedlungen mit 
1.000 und mehr Wohnungen gefasst, die 
primär für Wohnzwecke und nach ein-
heitlicher Städtebaukonzeption – gleich-
sam aus einem städtebaukonzeptionellen 
Guss – errichtet wurden. Manche Autoren 
setzen die Mindestgröße bei 2.500  Woh-
nungen an3, was in funktionaler Hinsicht 
durchaus plausibel ist, etwa für die Trag-
fähigkeit elementarer Infrastruktureinrich-
tungen. Allerdings können in stadtstruk-
tureller Hinsicht – etwa in Kleinstädten 
– oder in konzeptioneller Hinsicht  –  etwa 
wohnungs- und städtebaulichen oder so-
zialplanerischen Handlungsbedarf be-
treffend  – auch kleinere Wohnsiedlungen 
(<  1.000 WE) relevant sein.4 Jenseits einer  
exakten Mengendefinition sind hier die 
funktionale und stadtbildliche Einheitlich-
keit sowie die prägende Ausstrahlung gro-
ßer Wohnsiedlungen auf ihr stadträumli-
ches Umfeld wesentlich.

Großwohnsiedlungen hatten ihre „Blüte-
zeit“ in den 1960er bis 1980er Jahren. Sie 
sind aber als wohnungs- und städtebau-

liches Phänomen eines sehr viel längeren 
Entwicklungsprozesses zu verstehen. Die-
ser Prozess hat bereits mit dem Werkssied-
lungsbau (u. a. Essen-Margarethenhöhe, 
Dresden-Hellerau) um 1900 begonnen und 
war mit jungen Repräsentanten dieses Ge-
bietstyps, etwa Hamburg-Allermöhe oder 
Berlin-Hellersdorf, Ende der 1980er Jahre 
noch nicht abgeschlossen.

Das städte- und wohnungsbauliche sowie 
zugleich das sozialstrukturelle und sozio-
kulturelle Phänomen der Großwohnsied-
lungen ist in Ost und West wesentlich durch 
staatliche Rahmensetzung, Intervention 
und Förderung im Städtebau beeinflusst 
worden. Letztlich sind diese Siedlungen 
aber als Produkt diverser Faktoren zu ver-
stehen. Dazu gehören gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Entwicklungen, über 
die staatliche Städtebaupolitik hinaus auch 
die Sozial- und Wohnungspolitik sowie die 
rechtlichen Konstruktionen der Träger-
schaft in Wohnungswesen und Stadtent-
wicklung. Insofern ist in der staatlichen 
Städtebaupolitik keine exklusive Determi-
nante des städtebaulichen Gebietstyps der 
Großwohnsiedlung zu erkennen.

Das Ansehen der großen Wohnsiedlungen hat in der Fachwelt und Öffentlichkeit ein rasantes 
Auf und Ab durchgemacht: In ihrer Gründungsära wurden die großen Wohnungsneubauge­
biete als „neue Städte“ gefeiert, – eine Konnotation „für neue Menschen“ schwang mit. Wenig 
später bereits für sanierungsbedürftig oder gar für abrisswürdig erklärt, zwischenzeitlich als 
unverzichtbar erachtet, waren die Großwohnsiedlungen dann um die Jahrtausendwende 
erneut mit Abrissforderungen konfrontiert, bevor schließlich euphemistisch von „Rückbau“ 
die Rede war. Kaum ein städtebaulicher Gebietstyp hat Öffentlichkeit und Fachwelt derart 
polarisiert wie die Großwohnsiedlungen. Im Gegensatz zu den Imageschwankungen in der 
medialen Vermittlung hat dieser Gebietstyp in der städtebaulichen Realität bemerkenswerte 
Beständigkeit bewiesen und unter seinen Bewohnern beachtliche Wertschätzung bewahrt. 
Bei nüchterner Betrachtung scheint eine Perspektive der integrierten Weiterentwicklung 
den großen Wohnsiedlungen angemessener als ein „Entweder – Oder“ zwischen Komplett­
abriss und formaler Kosmetik. In diesem Beitrag soll insbesondere der Einfluss staatlicher 
Städtebau(förderungs-)politik auf Entstehung und Ausprägung der Großwohnsiedlungen 
rekapituliert werden.1 
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Großwohnsiedlungen sind in sich und un-
tereinander durchaus variantenreich, und 
sie sind veränderlich. So gesehen stellen 
sie keine fertigen Produkte dar, die durch 
planerische Innovation endgültig über-
wunden werden könnten. Vielmehr sind sie 
ihrerseits Gegenstand und Schauplatz von 
materiellen Veränderungen sowie von Neu-
erungen und Experimenten in der räum
lichen Planung. Des Weiteren haben große 
Wohnsiedlungen sich im Zuge von Erneu-
erung, Weiterentwicklung und Stadtumbau 
deutlich verändert. Diese Entwicklungen 
haben in vielen Fällen zu gravierenden 
Rückgängen der Wohnungsbestände und 
Gemeinbedarfseinrichtungen geführt (z. B. 
in Hoyerswerda-Neustadt, Weißwasser- 
Süd, Bremen-Osterholz-Tenever). Andern-
orts sind im Laufe der Zeit neue Wohnun-
gen und Nutzungen hinzugefügt worden 
(z. B. in Berlin-Marzahn und -Hellersdorf). 
In etlichen Großwohnsiedlungen haben 
sowohl Rückbau und Abriss als auch Mo-
dernisierung und Neubau stattgefunden 
(z. B. in Halle-Neustadt, Oer-Erkenschwick-
Schillerpark). Solche Veränderungen in den 
Baubeständen haben nicht nur rein quanti-
tative, sondern auch qualitative Effekte.

Angesichts des multiplen Bedingungsgefü-
ges für die Herausbildung des städtebau-
lichen Gebietstyps der Großwohnsiedlung 
wären eindimensionale Erklärungsbezüge 
zwischen Städtebauförderungspolitik und 
Großwohnsiedlung unangebracht. Von da-
her können im Folgenden lediglich Korrela-
tionen zwischen staatlichen Städtebauför-
derprogrammen und dem städtebaulichen 
Resultat Großwohnsiedlung skizziert wer-
den. Auf diese Weise mögen Bezüge sicht-
bar werden, die eher förderlich oder hin-
derlich für Innovationen in der räumlichen 
Planung bei der Entwicklung von Groß-
wohnsiedlungen waren.

Durchbruch großer Wohnsiedlungen  
in der städtebaulichen Praxis

Leitbilder waren längst ersonnen, konzep
tionelle Modelle bereits formuliert – ob 
Gartenstadtidee oder Werkssiedlung – und 
Prototypen des neuen Bauens waren zwi-
schen den Weltkriegen schon mehrfach rea-
lisiert, bevor die Großwohnsiedlungen nach 
dem II. Weltkrieg in der städtebaulichen 
Realität sowohl der DDR als auch der BRD 

Schwerin-Neu Zippendorf: Gestaltwandel durch Modernisierung und Umbau
Foto: Manfred Fuhrich

Oer-Erkenschwick-Schillerpark: Neue Anmutung durch Rück- und Umbau
Foto: Planungsgruppe Stadtbüro StadtRaumKonzept GmbH

Hoyerswerda-Neustadt: Neue Strukturelemente durch Neubau
Foto: Manfred Fuhrich
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zum Durchbruch gelangten. Nach Kriegs-
zerstörung und Massenflucht erreichten 
große Neubaugebiete eine dominante Rolle 
im Wohnungsbau; in vielen Städten waren 
sie zeitweise gar exklusive Siedlungsform. 
Der Durchbruch der Großwohnsiedlungen 
vollzog sich in dieser Vehemenz vor dem 
Hintergrund des enormen sozialen Bedarfs 
einerseits und angesichts erwachender 
ökonomischer Potenziale (Wiederaufbau, 
„Wirtschaftswunder“) andererseits. Die 
Entwicklung war zudem getragen von einer 
gesellschaftlichen Sehnsucht nach Neuan-
fang und vorangetrieben durch eine ambi-
tionierte Politik des Wiederaufbaus, in der 
damaligen BRD vor allem forciert durch 
den Marshallplan, in der DDR verzögert 
durch beträchtliche Reparationsleitungen.

Schließlich entstanden in der DDR neue 
Städte, etwa Eisenhüttenstadt und Halle-
Neustadt, ebenso wie die sogenannten 
sozialistischen Wohnkomplexe für jeweils 
vier- bis fünftausend Menschen, von Ho-
yerswerda-Neustadt über Leinefelde-Süd-
stadt, Magdeburg-Olvenstedt, Ludwigsfel-
de-Potsdamer Straße, Berlin-Greifswalder 
Straße bis Rostock-Lütten Klein. Dabei sah 
sich die staatliche Wohnungs- und Städ-
tebaupolitik unter maßgeblichem Einfluss 
der SED sozialpolitischen Prioritäten so-
wie dem Primat des Wirtschaftsaufbaus 
verpflichtet. „Im April 1955 wurde auf der 
ersten Baukonferenz der DDR unter der  
Losung ‘Besser, schneller und billiger bauen’ 
die Industrialisierung des Wohnungsbaus 
nach sowjetischem Vorbild beschlossen.“5 
Zugleich zentralisierte die DDR-Regierung 
Befugnisse und Ressourcen in der woh-
nungs- und städtebaulichen Planung und 
Praxis: „Die Kommunen erhielten nur un-
bedeutende Planungsbefugnisse und finan-
zielle Fonds. Die Staatliche Plankommis‑ 
sion entschied in Abstimmung mit den Rä-
ten der Bezirke und dem Bauministerium 
darüber, was, wann und wo gebaut wurde.“6

In der damaligen BRD waren Prinzipien wie 
Föderalismus, Subsidiarität und kommuna-
le Planungshoheit maßgebend. Gleichwohl 
prägte die Städtebaupolitik des Bundes die 
wohnungs- und städtebauliche Praxis in 
den Kommunen durch finanzielle Förde-
rung und so genannte Demonstrativbauvor­
haben mit. Dieser Einfluss des Bundes hatte 
seine Ursprünge bereits in der frühen Nach-
kriegszeit: „Die Geschichte der Versuchs- 

und Vergleichsbauvorhaben beginnt 1951 
(…) im Rahmen der Marshallplanhilfe (…) 
1956 kamen als ergänzendes Programm die 
Demonstrativbauvorhaben hinzu. Auf der 
Grundlage der ‘Grundsätze für Demonst-
rativbauvorhaben’ sollten diese größeren 
Vorhaben in geschlossenen Einheiten die 
städtebaulichen und wohnungsbaulichen 
Aspekte bei geschlossener Baudurchfüh-
rung sichtbar machen.“7 

Auf diese Weise förderte und initiierte die 
Bundesregierung seit Mitte der 1950er 
Jahre mit zweckgebundenen Haushalts-
mitteln diverse wohnungs- und städte-
bauliche Projekte als Demonstrativbau­
vorhaben. In diesem Rahmen wurde auch 
frühzeitig der Bau großer Wohnsiedlungen 
unterstützt. Allein bis 1975 waren insge-
samt rund 125  Demonstrativbauvorhaben 
gefördert worden, zumeist im Großsied-
lungsformat wie beispielsweise München-
Neuperlach, Karlsruhe-Waldstadt, Heidel-
berg-Emmertsgrund, Mainz-Lerchenberg, 
Köln-Chorweiler, Neue Stadt Wulfen, Kas-
sel-Helleböhn, Bremen-Osterholz-Tenever, 
Hamburg-Steilshoop, Berlin-Hansaviertel.8 

Bei den wohnungs- und städtebaulichen 
Resultaten im Großsiedlungsbau zeigten 
sich in mancherlei Hinsicht Produktinnova-
tionen: industrielle Bauweise, moderne Ge-
bäudetechnik und Wohnungsausstattung, 
sparsame Erschließung sowie Bezahlbarkeit 
für die „breiten Schichten der Bevölkerung“. 
Inwieweit die staatliche Städtebaupolitik 
ausschlaggebend war, lässt sich schwerlich 
validieren. Dass sie hüben wie drüben An-
teil an der sprunghaften Entwicklung im 
Wohnungs- und Städtebau hatte, ist jedoch 
evident. Mithin kann auch eine Korrelation 
zwischen der staatlichen Wohnungs- und 
Städtebauförderung einerseits und der Ver-
breitung von planerischen Innovationen 
aus vorangegangenen Phasen in der woh-
nungs- und städtebaulichen Praxis ande-
rerseits ausgemacht werden. Inwiefern sich 
die Erprobung und modellhafte Durchset-
zung von Neuerungen im damaligen Woh-
nungs- und Städtebau aus heutiger Sicht 
als nachhaltig – auch im Sinne erfolgreicher 
Innovation – erweisen, steht auf einem an-
deren Blatt.

Jedenfalls hatten sich bis Ende der 1960er 
Jahre manche, auch durch die Demonstra-
tivbauvorhaben des Bundes beförderte Pro-
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duktinnovationen in der Realität des Bau- 
und Stadtbauwesens stark verbreitet. Dazu 
gehörte die Etablierung der industriellen 
Fertigung bzw. Vorfertigung im Wohnungs-
bau und damit verbunden beträchtliche 
Mengensprünge, was die Fertigstellungs-
zahlen im Wohnungsneubau betrifft. Damit 
hing wiederum eine beachtliche sozialpoli-
tische Errungenschaft zusammen, nämlich 
der unbestreitbare Fortschritt, dass nun 
sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland 
bezahlbare, modern ausgestattete Wohnun-
gen mit einem Raum pro Person für große 
Bevölkerungskreise zugänglich wurden. 
Zum Teil prägten bautechnische Innova
tionen gar die städtebauliche Konfiguration, 

etwa indem die Bahnen von Baukränen für 
die Montage der Betonplatten Gebäudeab-
stände determinierten. Mit den Anfängen 
des industriellen Bauens manifestierten 
sich auch die Prinzipien der großen städ-
tebaulichen Einheit und der einheitlichen 
Städtebaukonzeption als planerisches Re-
gime im Wohnungsbau.

Koexistenz von Siedlungsneubau 
und Stadterneuerung

Während in den 1970er Jahren die DDR ver-
suchte, ihr System eines staatsdirigistischen 
Wohnungs- und Städtebaus zu perfektio-
nieren und die industrielle Wohnungspro-
duktion zu rationalisieren, zeichnete sich 
in der damaligen BRD bereits eine grund-
legende Weichenstellung ab. Dort rückten 
Werterhaltung und Bestandserneuerung in 
den Blick von Städtebaupolitik und -praxis. 
Mit dem Städtebauförderungsgesetz wurde 
1971 eine Hinwendung zur Stadterneue-
rung gleichsam staatlich sanktioniert.

Im Städtebaubericht 1975 formuliert die 
Bundesregierung lakonisch: „Städtebau-
liche Sanierungsmaßnahmen haben die 
Behebung städtebaulicher Mißstände in 
förmlich festgelegten Gebieten zum Ziel.“9 

Der Zweck der städtebaulichen Sanierungs-
maßnahme besteht darin, „… erneuerungs-
bedürftige Bestandsstrukturen aus zeitlich 
verschiedenen Epochen und Typologien an 
veränderte Bedürfnisse anzupassen.“10 Die-
sem Anpassungsinstrument stellte die Städ-
tebauförderungsgesetzgebung die städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme zur Seite: 
„Durch städtebauliche Entwicklungsmaß-
nahmen werden (…) neue Orte geschaffen 
(…) vorhandene Orte um neue Ortsteile 
erweitert oder (…) zu neuen Siedlungs-
einheiten entwickelt.“11 So wurde neben 
dem städtebaulichen Anpassungsanspruch 
auch die Option der städtebaulichen Neu-
entwicklung gewahrt: „Mit städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen sollen Ortsteile 
und andere Teile des Gemeindegebiets (…) 
erstmalig entwickelt oder im Rahmen einer 
städtebaulichen Neuordnung einer neuen 
Entwicklung zugeführt werden.“12

In den frühen 1970er Jahren erlebte die da-
malige BRD eine Phase der Koexistenz von 
Siedlungsneubau und Stadterneuerung. 
Dementsprechend setzte sich auch in West-

Berlin: Hansaviertel
Foto: Manfred Fuhrich

Hoyerswerda-Neustadt
Foto: Manfred Fuhrich
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deutschland der Siedlungsneubau durch 
den „großen Wurf“ noch eine ganze Zeit 
fort. Stadterweiterung in Form neuer Ge-
werbegebiete und Großsiedlungen als städ-
tebauliche Entwicklungsmaßnahmen stand 
weiter auf der Agenda. Auch in manchen 
Altbaugebieten wurden städtebauliche Sa-
nierungsmaßnahmen noch als Flächensa-
nierung betrieben und so Areale für neue 
Wohngebiete im Innenbereich freigeräumt.

Allerdings gerieten die Neubausiedlungen 
am Stadtrand als Inbegriff der „Unwirtlich-
keit der Städte“ (Mitscherlich) zunehmend 
in die Kritik. Diese Kritik war einer der 
Impulse für die Revitalisierung der Altbau-
quartiere in Westdeutschland. So entstan-
den erste Initiativen und Projekte erhalten-
der Stadterneuerung. Mit dem Inkrafttreten 
des StBauFG wurde die Erneuerung der 
Städte nunmehr als Gemeinschaftsaufgabe 
von Bund, Ländern und Gemeinden ver-
standen. Die Städtebauförderung orien-
tierte zunehmend auf die Entwicklung im 
städtebaulichen Bestand: „So wird gegen-
wärtig z. B. der Erhaltung und Erneuerung 
vorhandener Stadtviertel größeres Gewicht 
beigemessen als Stadterweiterungen. Da-
mit zeichnet sich ab, daß das städtebau-
liche Geschehen sich auf absehbare Zeit 
stärker auf die bereits bebauten Teile der 
Gemeinden konzentrieren wird.“13 Neben 
die baulich-technische Modernisierung der 
Bausubstanz trat zunehmend auch die ge-
sellschaftliche Aufwertung innerstädtischer 
Stadtteile. Weitere Gesetze und Fördermaß-
nahmen wie das Bund-Länder-Modernisie-
rungsprogramm von 1974 zielten ebenfalls 
auf Erhalt und Erneuerung des Gebäude-
bestandes ab, schon damals verbunden mit 
dem Ziel der Energieeinsparung.

In der DDR stand die „Lösung der Woh-
nungsfrage“ auf der Tagesordnung. Die 
Staatsführung verschrieb sich Anfang der 
1970er Jahre dem ehrgeizigen Ziel, den ge-
sellschaftlichen Wohnraumbedarf bis 1990 
zu decken. Tatsächlich erreichte die Woh-
nungsneubautätigkeit zu jener Zeit das 
höchste Niveau der DDR-Geschichte. Im 
Zuge des industriellen Bauens entstanden 
über 2,1 Mio. Wohnungen. Dieser Kraftakt 
war jedoch nur möglich, indem die wirt-
schaftlichen Ressourcen vollständig auf 
den Wohnungsneubau konzentriert und 
zugleich der Bauaufwand minimiert wur-
den. Dementsprechend wurde der vormals 

noch beabsichtigte flächenhafte Abriss von 
Altstadtbereichen, auf die Zeit nach 1980 
verschoben. Der Wohnungsneubau konzen-
trierte sich auf Großsiedlungen am Stadt-
rand. Erhalt und Sanierung von Altbauquar-
tieren oder eine Innenentwicklung in den 
Städten blieben faktisch aus. Die Logik der 
Bauaufwandsminimierung hatte im Zusam-
menwirken mit einer drastischen Verdich-
tung der großen Neubaugebiete die Min-
derung städtebaulicher Qualitäten und der 
Ausstattung der Wohngebäude zur Folge.

Im Städtebau der DDR geriet der Versuch 
der Rationalisierung im Wohnungsbau 
während der 1970er Jahre zu einer Phase 
der punktuellen Perfektionierung, mit dem 
„… gravierenden Mangel der sektoralen Be-
trachtung des einmaligen Investitionsauf-
wandes anstelle des gesamten Reproduk-
tionszyklusses der Bauten einschließlich 
ihrer Nutzung …“14 Zwar war so ein vor-
dergründiger Fortschritt in der Wohnungs- 
und Sozialpolitik möglich. Für Verfahren 
und Prozesse der städtebaulichen Planung 
wirkte die staatliche Wohnungspolitik je-
doch konservierend. „Die 70er Jahre sind 
das Jahrzehnt der verpaßten Modernisie-
rung der DDR-Gesellschaft im allgemeinen 
und ihrer Wohnungs- und Städtebaupolitik 
im besonderen.“15

Auch in der BRD waren Muster der expan-
siven Stadtentwicklung soweit manifest 
geworden, dass sie trotz des einsetzen-
den Bewusstseinswandels und offiziellen 
Kurswechsels staatlicher Städtebaupolitik 
noch weiter und somit Struktur konservie-
rend wirkten. Für Westdeutschland stellt 
sich diese Dekade jedoch ambivalent als 
Phase der Koexistenz von Paradigmen des 
expansiven Siedlungsneubaus und der 
erhaltenden Stadterneuerung dar. Diese 
Ambivalenz spiegelt sich nicht zuletzt im 
rechtsinstrumentellen Zweiklang von städ-
tebaulicher Entwicklungs- und Sanierungs-
maßnahme wider.

Nachbesserung und Weiterentwick-
lung großer Wohnsiedlungen

In der westdeutschen Städtebaupraxis war 
mit ihrer jüngsten Vertreterin, Hamburg-
Allermöhe, in den 1980er Jahren das vor-
läufige Ende des Großsiedlungsbaus am 
Stadtrand gekommen. An ihre Stelle traten 
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kleinere Projekte des verdichteten Einfa-
milienhausbaus. In den Altbauquartieren 
wurden die Ansätze der Flächensanierung 
aufgegeben und durch Konzepte der be-
hutsamen Stadterneuerung abgelöst. Die 
Bestandsorientierung ging mit verstärkter 
Bürgerbeteiligung einher. Im Zuge weiter-
gehender Mitwirkung und Eigeninitiative 
etablierten sich vor allem in den Großstäd-
ten zahlreiche Wohnprojekte zu dem Zweck, 
neue Formen des gemeinschaftlichen und 
generationenübergreifenden Wohnens so-
wie der kleinräumigen Verbindung von Ar-
beiten und Wohnen zu erproben. Darin ist 
durchaus auch eine gesellschaftliche Reak-
tion auf Erfahrungen mit und Kritik an den 
Großsiedlungen zu erkennen.

In der alten BRD waren während der 1980er 
Jahre neue Konzepte und Verfahren weni-
ger im Gebietstyp der Großwohnsiedlungen 
entwickelt und erprobt, als vielmehr auf 
anderen städtebaulichen Aktionsfeldern. 
Hamburg-Allermöhe stellt diesbezüglich 
einen letzten Ausnahmefall dar, in dem al-
lerdings bereits ein ganzes Bündel neuer 
Verfahrenselemente und städtebaulicher 
Konzepte schon als Reaktion auf die Groß-
siedlungskritik erprobt wurde. Dort vollzog 
sich die städtebauliche Planung und bau
liche Realisierung in Form einer schritt- 
und abschnittsweisen Quartiersentwick-
lung statt Siedlungsneubau in einem Zug. 
Insgesamt zielte die westdeutsche Städte-
baupolitik in den 1980er Jahren vorrangig 

auf die Innenentwicklung der Städte ab. Die 
Städtebauförderung von Bund und Ländern 
stellte die Erneuerung der Altbauquartiere 
in den Mittelpunkt. In diesen Jahren wur-
den jedoch auch die ersten städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahmen zur „Nachbesse-
rung von Großsiedlungen“ gefördert. Zum 
Zweck der Entwicklung und Erprobung von 
Instrumenten und Verfahren der städtebau-
lichen Erneuerung großer Wohnsiedlungen 
wurden zudem Modellvorhaben im Rah-
men des experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus durchgeführt (z. B. in Kiel-Met-
tenhof, Berlin-Märkisches Viertel).16

Derweil spitzte sich in der DDR die Logik 
der Aufwandsminimierung im Neubau bei 
gleichzeitiger Altbauvernachlässigung wei-
ter zu. Die Qualitäten im Städtebau und 
Wohnungsbau wurden noch weiter auf 
eine minimale Grundausstattung zurückge-
nommen, sodass zahlreiche Neubaugebiete 
unfertig blieben (z. B. Berlin-Hellersdorf). 
Zugleich kam es nun zu ersten Fällen von 
flächenhaftem Abriss alter Bausubstanz 
und Ersatzneubau in Plattenbauweise. Bis 
in die 1980er Jahre hinein hatten sich in der 
ost- und westdeutschen Bevölkerung un-
terschiedliche Wertschätzungen gegenüber 
Altbauquartieren und Neubaugebieten kul-
tiviert. In der DDR wurde das Wohnen in 
großen Neubaugebieten nicht zuletzt ange-
sichts des vernachlässigten Bauzustands in 
den Altbauten eher positiv bewertet. Ende 
der 1980er Jahre gewann das stadtbaukultu-
relle Erbe jedoch auch für die DDR-Bevöl-
kerung enorm an Bedeutung. Schließlich 
kulminierte das wachsende Bürgerengage-
ment für alte Stadtstrukturen in Großde-
monstrationen, die den Anfang vom Ende 
der DDR markierten.

Der deutsche Vereinigungsprozess stellte 
eine historisch einmalige Herausforderung 
an Politik und Gesellschaft dar. Nach 40 Jah-
ren Trennung und Zugehörigkeit zu unter-
schiedlichen Gesellschaftssystemen ging 
es wesentlich um die Angleichung der Le-
bensverhältnisse in beiden Teilen Deutsch-
lands. Diverse Gesetzeswerke mussten 
auf die anders gelagerten Probleme der 
ostdeutschen Städte übertragen werden. 
Nach dem Beitritt der ehemaligen DDR zur 
Bundesrepublik Deutschland stand unwei-
gerlich auch ein Transfer wohnungs- und 
städtebaulicher Interventionsinstrumente 
von West nach Ost auf der Tagesordnung. 

Leipzig-Grünau: Weiterentwicklung der Freiräume „zwischen den Zeilen“
Foto: Manfred Fuhrich
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Das bedeutete zum einen Privatisierung der 
staatlichen Wohnungsbestände und Resti-
tution von Grundeigentum, zum anderen 
die Übertragung des westdeutschen Städte-
baurechts und Planungssystems. Diese Ver-
änderungen allein stellten die unter DDR-
Bedingungen sozialisierten Menschen und 
ebenso die dort etablierten Institutionen 
vor einzigartige Anpassungserfordernisse.

Des Weiteren wurden neue Gesetze (z. B. In-
vestitions- und Maßnahmengesetz) für die 
besonderen Aufgaben zur Bewältigung der 
Anpassungsprozesse in den neuen Bundes-
ländern entwickelt. Neben den Beitritt zu 
einem neuen Rechts- und Planungssystem 
traten auch neue Förderquellen. Die städ-
tebauliche Entwicklung wurde durch er-
hebliche steuerliche Anreize für Investoren 
(Gemeinschaftswerk Aufbau Ost) geprägt. 
Weitere Möglichkeiten eröffneten sich im 
Rahmen der Städtebauförderung. Im Mit-
telpunkt der städtebaulichen Anstrengun-
gen in den neuen Bundesländern stand 
neben der Revitalisierung der Innenstädte 
die Sicherung und Verbesserung des großen 
Wohnungsbestandes in den sogenannten 
Plattenbausiedlungen.

Zwischen 1993 und 2001 begegneten Bund 
und Länder den akuten Herausforderun-
gen in den ostdeutschen Großwohnsied-
lungen mit dem eigens dafür konzipierten 
Programm „Städtebauliche Weiterentwick-
lung großer Neubaugebiete in den neu-
en Bundesländern und Berlin-Ost“. Das 
war der Auftakt zu einer obligatorischen 
Stadterneuerung in ostdeutschen Platten-
bausiedlungen. Diesem exklusiven Städte-
bauförderprogramm für die ostdeutschen 
Großwohnsiedlungen ging ab 1991 ein 
Forschungsfeld im experimentellen Woh-
nungs- und Städtebau voraus.17 In elf Mo-
dellvorhaben wurden konzeptionelle, ver-
fahrensbezogene und operative Ansätze für 
die Weiterentwicklung großer Neubauge-
biete zu räumlich-strukturell integrierten, 
funktional tragfähigen und soziokulturell 
eigenständigen Stadtteilen entwickelt und 
erprobt. Gemessen an den homogenen 
und persistenten Ausgangsstrukturen der 
Plattenbausiedlungen lag in dieser Ziel-
setzung eine unvergleichliche Innovati-
onsherausforderung. Zumindest auf der 
programmatischen Ebene waren in diesem 
Entwicklungs- und Forschungsansatz be-
reits weiterführende Elemente angelegt, die 

später für neue Stadtquartiere konzeptio-
nell aufgegriffen und teilweise auch städ-
tebaupraktisch umgesetzt wurden, nämlich 
Funktionsvielfalt und Integration.

Die Modellvorhaben des Forschungsfel-
des haben gezeigt, dass die städtebauliche 
und sozialorientierte Weiterentwicklung 
großer Neubaugebiete eine eigenständige 
Aufgabe der Stadtentwicklung darstellt und 
bei der künftigen Ausgestaltung der recht-
lichen und förderpolitischen Instrumente 
im Wohnungs- und Städtebau weiter zu 
berücksichtigen ist. In diesem Zusammen-
hang haben die Modellvorhaben seinerzeit 
die Notwendigkeit des Städtebauförderpro-
gramms „Städtebauliche Weiterentwick-
lung großer Neubaugebiete in den neuen 
Bundesländern und Berlin-Ost“ bestätigt.

Eine wesentliche Erkenntnis aus den Mo-
dellvorhaben bestand darin, dass für eine 
übergreifende Steuerung der diversen pri-
vaten und kommunalen Erneuerungsak-
tivitäten ganzheitliche Gestaltungs- und 
Quartierskonzepte erforderlich sind. Die 
ExWoSt-Projekte haben weiterhin zu der 
Erkenntnis geführt, dass eine integrierende 
und kümmernde Instanz für die Gebiets-
entwicklung nötig ist. In dieser Erkenntnis 
kann durchaus ein wichtiger Innovations-
impuls für das Quartiersmanagement ge-
sehen werden, das später im Rahmen des 
Städtebauförderprogramms „Soziale Stadt“ 
verbreitet angewandt wird.18

Städtebauliche Erneuerung 
und soziale Stabilisierung großer  
Wohnsiedlungen

Trotz beträchtlicher Erfolge bei der Weiter-
entwicklung vieler großer Wohnungsneu-
baugebiete während der 1990er Jahre wa-
ren ihre langfristigen städtebaulichen und 
sozialen Perspektiven noch ungewiss und 
von strukturellen Entwicklungen ebenso 
abhängig wie von politischen Weichen-
stellungen. So sind im Zuge des rasanten 
Strukturwandels seit Ende der 1990er Jah-
re in zahlreichen Großwohnsiedlungen 
Anzeichen sozialer Entmischung sichtbar 
geworden und teils gravierende Wohnungs-
leerstände eingetreten. Vor diesem Hinter-
grund werden seither weitergehende An-
sätze einer sozialen Stadtteilentwicklung 
und des Stadtumbaus verfolgt.
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Mit der zwischenzeitlichen Entspannung 
auf einigen Wohnungsmärkten und der 
Ausdifferenzierung der Lebenslagen der 
Bewohner zeichnete sich ab, dass Strategi-
en zur Stabilisierung heterogener Bewoh-
nerstrukturen an Bedeutung gewinnen 
würden. Dazu gehörte auch die Schaffung 
sozial-kultureller Einrichtungen sowie 
bewohnerorientierter Versorgungs- und 
Dienstleistungsangebote. Als notwendige 
Voraussetzung für die soziale Stabilisie-
rung und für eine zukunftsweisende Wei-
terentwicklung der großen Neubaugebiete 
war eine Unterstützung städtebaulicher 
und sozialer Maßnahmen im Rahmen der 
Städtebauförderung durch den Bund und 

die Länder anerkannt. In vielen Großwohn-
siedlungen wurden weiterhin Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf gesehen, 
sodass deren Förderbarkeit ab 1999 im da-
mals neuen Städtebauförderprogramm „So-
ziale Stadt“ abgesichert wurde.

Zu den Fördergegenständen gehören neben 
städtebaulichen Maßnahmen zur Verbes-
serung der Wohnverhältnisse, der sozialen 
Infrastrukturen und der Integration insbe-
sondere auch solche zur „… Koordinierung 
der Vorbereitung, Planung und Umsetzung 
der Maßnahmen im Gebiet sowie Beteili-
gung und Mitwirkung der Bürgerinnen und 
Bürger und Mobilisierung ehrenamtlichen 
Engagements, Erarbeitung und Fortschrei-
bung des integrierten städtebaulichen Ent-
wicklungskonzepts.“19

Mit dem Förderprogramm „Soziale Stadt“ 
realisierte sich auch im Gebietstyp der 
großen Wohnsiedlungen eine förderinstru-
mentelle Innovation, nämlich die Förder-
fähigkeit städtebaulicher Maßnahmen mit 
sozialer und organisatorischer Zweckbe-
stimmung und deren Kombinierbarkeit mit 
baulichen und städtebaulichen Maßnah-
men im engeren Sinne. Neuerungen sind 
auch in der Akzentuierung von Unterstüt-
zungsintentionen wie Bürgermitwirkung 
und Engagemententfaltung zu sehen.20

Stadtumbau in Großwohnsiedlungen

Wirtschaftlicher und demografischer Wan-
del hatten die Stadtentwicklung in Deutsch-
land zum Ende des vorigen Jahrhunderts 
gleichsam an einen Wendepunkt gebracht. 
In einem zuvor nicht gekannten Umfang 
wurden alte Wirtschaftsstandorte aufge-
geben, mit der Folge dauerhafter Brachen 
im Stadtgefüge. Zahlreiche Wohngebäude 
standen leer, und ganze Wohngebiete stan-
den vor allem in den neuen Bundesländern 
zur Disposition. In diesem Zusammenhang 
erwiesen sich auch Versorgungseinrichtun-
gen und technische Infrastruktur als über-
dimensioniert oder gar überflüssig. Diese 
Leerstandsprobleme zeigten sich nicht nur, 
aber insbesondere auch in den ostdeut-
schen Großwohnsiedlungen sowie in man-
chen westdeutschen Siedlungen. Vor diesem 
Hintergrund verfestigten sich Gebäudeab-
riss und räumliche Rückentwicklungen gan-
zer Stadtteile zu städtebaulicher Realität. Es 

Sonneberg-Wolkenrasen: Stadtteilzentrum „Wolke 14“  
Foto: Manfred Fuhrich

Bremen-Neue Vahr: Familien- und Quartierszentrum „Vahrfalla“ 
Foto: Manfred Fuhrich
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reifte die Erkenntnis, dass ein Paradigmen-
wechsel in der Stadtplanung unausweich-
lich wurde. Wachsen und Schrumpfen bau-
licher Nutzungen konnten zeitgleich und in 
räumlicher Nähe stattfinden und verlangten 
nach neuen planerischen und politischen 
Ansätzen.

Angesichts dieser städtebaulichen Her-
ausforderungen zog die Städtebaupolitik 
sowohl im Bauplanungsrecht als auch im 
Bereich der Finanzhilfen Konsequenzen. Im 
Baugesetzbuch, § 171 a, wurde der Stadt-
umbau als eigenständiger Maßnahmen-
bereich aufgenommen sowie das Ziel der 
Innenentwicklung und der Funktionsstär-
kung zentraler Stadträume bekräftigt. Dem-
entsprechend entwickelte sich auch die 
Städtebauförderung weiter. Zunächst wur-
de 2002 die Förderung des Stadtumbaus 
als neues Programm für die neuen Bun-
desländer verankert und dann im Jahr 2004 
mit dem Stadtumbau West auf das gesamte 
Bundesgebiet ausgeweitet. Zu den zentra-
len Fördergegenständen gehören:

n	„…die städtebauliche Neuordnung sowie 
die Wieder- und Zwischennutzung von 
Industrie-, Verkehrs- oder Militärbra-
chen, (…)

n	die Aufwertung und (der) Umbau des 
Gebäudebestandes (…),

n	(der) Rückbau leer stehender, dauerhaft 
nicht mehr benötigter Gebäude oder Ge-
bäudeteile oder der dazu gehörenden In-
frastruktur (…)“21

Das Städtebauförderprogramm „Stadtum-
bau Ost“ war die Antwort der staatlichen 
Wohnungs- und Städtebaupolitik auf die 
gravierenden Wohnungsleerstände in den 
ostdeutschen Städten. Ein gebietstypischer 
Schwerpunkt der Leerstandsproblematik 
zeigte sich dort in den Großwohnsiedlun-
gen. „Der städtebaulich erforderliche Ab-
riss von leer stehenden Plattenbauten stellt 
auch weiterhin eine wichtige Säule des Pro-
gramms Stadtumbau Ost dar.“22 Das Stadt-
umbauprogramm Ost verfolgt gleichsam 
eine Doppelstrategie: Abriss leer stehender 
Wohnungen und dadurch eine Stabilisie-
rung des Wohnungsmarktes einerseits und 
städtebauliche Qualifizierung der betroffe-
nen Stadtquartiere andererseits. Mit Bezug 
auf die Großwohnsiedlungen entfaltet das 
Stadtumbauprogramm bauliche Anpas-
sungswirkung an veränderte Strukturbe-
dingungen. Dabei fand in etlichen Groß-

Oer-Erkenschwick-Schillerpark: Wohnsiedlung im Strukturwandel 
Foto: Stadt Oer-Erkenschwick

Halle-Waldstadt Silberhöhe: Wohnungsrückbau im Hintergrund und Beackern  
ehemaliger Wohnbaufläche im Vordergrund 
Foto: Manfred Fuhrich

Halle-Waldstadt Silberhöhe: Neuer Freiraum durch Siedlungsrückzug 
Foto: Manfred Fuhrich
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wohnsiedlungen ein flächenhafter Rückzug 
baulicher Nutzungen sowie die Entwid-
mung und Renaturierung von Wohnbau-
land statt (z. B. Aufforstung ehemaliger 
Wohnbauflächen in Schwedt-Obere Tal-
sandterrasse, Halle-Waldstadt Silberhöhe). 
Auch darin ist der Charakter einer Struk-
turanpassung zu sehen. Gestützt durch das 
Programm Stadtumbau Ost, löste die reale 
Erfahrung des Schrumpfens in den ostdeut-
schen Gemeinden eine Suche nach neuen 
Konzepten des Planens aus, die sich inzwi-
schen als eine neue Routine etabliert haben 
und insofern auch als Innovation betrachtet 
werden können.

Das Städtebauförderprogramm „Stadtum-
bau West“ hat neben der „Aufwertung der 
von wirtschaftlichem und militärischem 
Strukturwandel betroffenen Stadtgebiete, 
zum Beispiel durch Wieder-/Umnutzung 
von Brachflächen …“ einen Schwerpunkt 
im „Anpassen von Wohngebieten der Grün-
derzeit, der 1930er bis 1940er Jahre oder 
der 1950er bis 1970er Jahre an den aktu-
ellen Bedarf … und Vermeiden von Leer-
stand.“23 Dazu zählt insbesondere auch der 
Abriss leer stehender Wohnungen sowie 
die „Schaffung zukunftsfähiger (…) Wohn-
formen“24 und die städtebauliche Qualifi-
zierung in Großwohnsiedlungen, so etwa 
in Bremen-Osterholz-Tenever. Dieser Pra-
xisfall repräsentiert eine bemerkenswer-
te Förderkariere: Zunächst als Demonst-
rativbauvorhaben begonnen, sodann als 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
fortgeführt und schließlich aus den Städ-
tebauförderprogrammen „Soziale Stadt“ 
und „Stadtumbau West“ gefördert. Die 
praktische Bilanz des Stadtumbaus drückt 
sich u. a. darin aus, dass von insgesamt 
2.649 Wohnungen gut ein Drittel abgerissen 
worden ist, die wohnungs- und städtebau-
lichen Qualitäten heute rundum verbessert 
sind und nach eklatanten Leerständen (z. T. 
bis 40 %) Ende der 1990er Jahre heute Voll-
vermietung vermeldet wird.25

Neue Stadtquartiere  
durch städtebauliche Konversion

Die programmatische Orientierung der 
Stadtentwicklungspolitik von Bund, Län-
dern und Kommunen auf Innenentwick-
lung und zentrale Stadträume hat sich 
sukzessive in der Planungs- und Städte-

Bremen-Osterholz-Tenever: Nach dem Stadtumbau
Foto: Marco Materna

Halle-Waldstadt Silberhöhe: Waldanbau auf ehemaliger Wohnbaufläche
Foto: Manfred Fuhrich

Bremen-Osterholz-Tenever: Aufwertung durch Staddtumbau
Foto: Planungsgruppe Stadtbüro StadtRaumKonzept GmbH
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baupraxis niedergeschlagen. Diverse Städte 
und Gemeinden streben mittlerweile nach 
einer konzertierten Regionalentwicklung, 
die Suburbanisierung bremst und urbane 
Kerne stärkt. Manch städtebauliches Kon-
versionsvorhaben auf ehemaligen Hafen-, 
Industrie- oder Militärarealen dient der 
räumlichen Erweiterung und funktionalen 
Ergänzung bestehender Stadtzentren.

Auch bei der Realisierung neuer Stadt-
quartiere, die seit Mitte der 1990er Jahre 
vor allem in westdeutschen Kommunen 
auf der Agenda stehen, überwiegt die In-
nenentwicklung gegenüber Projekten der 
Stadterweiterung. Etwa vier von fünf neu-
en Stadtquartieren sind seit der deutschen 
Vereinigung als städtebauliche Konversi-
onsprojekte im Siedlungsbestand errichtet 
worden.26 Die Dekade des Stadtumbaus hat 
nicht nur günstigere Voraussetzungen für 
Flächensparsamkeit gebracht. Darüber hi-
naus haben sich auch die Bedingungen für 
funktionale, verkehrliche und stadtgestalte-
rische Transformation und Integration ver-
bessert. Eine Bestandserhebung des BBSR 
zu neuen Stadtquartieren zeigt, dass etwa 
in zwei Dritteln der neuen Stadtquartiere 
Wohnungen und Arbeitsstätten im quar-
tiersbezogenen Zusammenhang konzipiert 

werden. „Darin drückt sich nicht nur eine 
Abkehr der Planung von monostrukturier-
ten Wohngebieten aus. Vielmehr schlagen 
sich programmatische Orientierungen auf 
‘Nutzungsmischung‘ und ‚kurze Wege‘ zu-
nehmend in den Resultaten der städtebau-
lichen Praxis nieder.“27

Die erwähnten Relevanzgewinne von In-
nenentwicklung und Funktionsvielfalt stüt-
zen die These vom Trend zum „kompakten 
und nutzungsgemischten Stadtquartier“. 
Zur Vollständigkeit gehört jedoch auch der 
Umstand, dass in zwar weniger, aber doch 
in noch beträchtlich vielen Fällen neue 
Stadtquartiere neue Fläche belegen, ebenso 
wie die Tatsache, dass heterogene Funkti-
onsstrukturen in rund jedem dritten neuen 
Stadtquartier eben nicht gesichert sind. Es 
gibt unter den neuen Stadtquartieren also 
durchaus noch „städtebauliche Wiedergän-
ger“ aus der Spätmoderne mit monofunk-
tionalen Nutzungsstrukturen und diffusen 
Bau- und Raumstrukturen. Ohne hier kon-
krete Fälle nennen zu wollen, gibt es genü-
gend aktuelle Beispiele, die sich formal von 
Großwohnsiedlungen unterscheiden mö-
gen, diesem Gebietstyp in ihrer einseitigen 
Funktionsausrichtung jedoch entsprechen.

Als Prototyp eines kleinteilig-vielfältigen 
neuen Stadtquartiers ist Tübingen-Süd-
stadt zu nennen. Dort wurde der Weg 
städtebaulicher Konversion Anfang der 
1990er Jahre bereits lange vor der entspre-
chenden gesetzlichen und städtebauför-
derpolitischen Sanktion des Stadtumbaus 
eingeschlagen. Tübingen-Südstadt nimmt 
mit der kleinteiligen Parzellenstruktur in 
Blockkonfiguration, heterogener Nutzungs-
struktur und Baugestalt städtebauliche Ele-
mente vergangener Stadtentwicklungspha-
sen auf. Somit repräsentiert das Tübinger 
Beispiel gemessen an der jahrzehntelangen 
Hegemonie von Funktionstrennung und 
städtebaulicher Großform einen radikalen 
Kurswechsel in der städtebaulichen Praxis. 
Der Tübinger Fall demonstriert auch, dass 
in der städtebaulichen Praxis substanzielle 
Neuerungen möglich sind, bevor entspre-
chende Rahmensetzungen oder Impulse 
durch die staatliche Städtebaupolitik sank-
tioniert werden. – Oder umgekehrt: Staat-
liche Gesetzgebung und Förderpolitik auf 
dem Gebiet der Stadtentwicklung kann 
durchaus aus der städtebaulichen Praxis 
lernen. Und darin liegt ja nicht zuletzt der 

Bremen-Osterholz-Tenever:  
Nach der Modernisierung 
Foto: FORUM Huebner, Karsten & Partner
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Anspruch der Städtebauförderung als „ler-
nendes Programm“ selbst.

Stärker als in den Phasen des Großsied-
lungsbaus wird die Planung und (z. T. auch) 
Praxis der Stadterweiterung und Quar-
tiersentwicklung im 21. Jahrhundert durch 
intensivere interkommunale Kooperation, 
konsequentere Integration der Fachpoliti-
ken, stärkeres Bewusstsein über die End-
lichkeit natürlicher Ressourcen und die 
Folgen des Klimawandels sowie durch eine 
offenere Form bürgerschaftlicher Mitwir-
kung geprägt (sein müssen). Darin sind 
ebenfalls Verbesserungen – oder gar Inno-
vationen – in den Verfahren und Prozessen 
der Stadtquartiersentwicklung angelegt.

Große Wohnsiedlungen in  
der differenzierten Städtebauförderung 

Die Städtebauförderung hat sich seit der 
deutschen Vereinigung recht dynamisch 
entwickelt und sukzessive ausdifferenziert 
(s. Abb.): Ursprünglich in der alten BRD als 
Generalprogramm für städtebauliche Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen eta-
bliert, waren zwischenzeitlich – nach dem 
Beitritt der ehemaligen DDR  – exklusive 
Förderbereiche wie ein Sofortprogramm für 
städtebauliche Maßnahmen, Programmbe-
reiche für städtebaulichen Denkmalschutz, 
für die Entwicklung und Erschließung von 
Wohngebieten sowie zur städtebaulichen 
Weiterentwicklung großer Neubaugebiete 
in den neuen Bundesländern und im Ost-
teil Berlins hinzu gekommen. Diese spezi-
ellen Städtebauförderungen in den neuen 
Bundesländern sind zwischenzeitlich been-
det worden. Eine Ausnahme stellt der städ-
tebauliche Denkmalschutz dar, für den die 
Städtebauförderung fortgeführt und 2009 
auf das gesamte Bundesgebiet ausgedehnt 
wurde. Im Programm „Städtebauliche Sa-
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen“ 
sind seit 2013 keine Bundesfinanzhilfen 
mehr möglich.

Gegenwärtig ist eine Bundesförderung auf 
fünf städtebaulichen Handlungsfeldern 
möglich:

n	Städtebaulicher Denkmalschutz

n	Soziale Stadt

n	Stadtumbau (Ost und West)

Tübingen-Südstadt
Foto: Manfred Fuhrich

Tübingen-Südstadt
Foto: Stadtsanierungsamt Tübingen

Tübingen-Südstadt
Foto: Manfred Fuhrich
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n	Stadt- und Ortsteilzentren  
(= Zentrenprogramm)

n	Kleinere Städte und Gemeinden.

Die städtebauliche Erneuerung großer 
Wohnsiedlungen wird gegenwärtig haupt-
sächlich in den Programmen „Soziale Stadt“ 
und „Stadtumbau“, vereinzelt auch im 
„Zentrenprogramm“ gefördert. Diese Städ-
tebauförderprogramme bieten Ressourcen 
für die Bewältigung städtebaulicher Auf-
gaben, die auch zu den wesentlichen He-
rausforderungen in Großwohnsiedlungen 
gehören.

Die großen Wohnsiedlungen zeichnen sich 
zum einen durch strukturelle Gemeinsam-
keiten bei den Ausgangsproblemen und 
Entwicklungsperspektiven aus; sie weisen 
zum anderen aber auch beachtliche Varian-
zen auf. Das größte gemeinsame Struktur-
problem der großen Wohnsiedlungen liegt 
(immer noch) in ihrer einseitigen Funk-
tionsausrichtung auf das Wohnen und in 

den städtebaulichen Großstrukturen. An 
diesen Kardinalproblemen müssen inno-
vative Konzepte für eine nachhaltige Wei-
terentwicklung der Großwohnsiedlungen 
ansetzen. Zur Bewältigung der strukturel-
len Herausforderungen dieses Gebietstyps 
sind integrierte Entwicklungsansätze erfor-
derlich, die große Wohnsiedlungen städte-
baulich und funktional mit benachbarten 
Stadt- bzw. Landschaftsräumen und mit 
der Gesamtstadt verknüpfen. Zugleich sind 
die Großwohnsiedlungen zu eigenständi-
gen und funktionsfähigen Stadtquartieren 
weiterzuentwickeln. Dabei wäre im Zuge 
räumlicher und trägerschaftlicher Diversi-
fizierung auf funktionale, soziale und bau-
liche Vielfalt zu orientieren.

Neben strukturellen Gemeinsamkeiten 
bestehen in großen Wohnsiedlungen di-
verse Varianzen. Bereits zu Zeiten ihrer 
Entstehung stellten sie keine durchgän-
gig homogene Stadtraumkategorie dar. Im 
Zuge regionalökonomischer Ausdifferen-

Verpflichtungsrahmen Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung (in Mio. Euro)
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zierung sowie der städtebaulichen Weiter-
entwicklung und des Stadtumbaus haben 
sich ihre sozialen und städtebaulichen Aus-
prägungen weiter ausdifferenziert. Umso 
mehr sind künftige Erneuerungsansätze 
siedlungskonkret und situationsbezogen 
zu konzipieren. Dafür sind in der Städte-
bauförderung von Bund und Ländern ad-
äquate Gestaltungs- und Ressourcenspiel-
räume erforderlich.

Bei den Eigentums- bzw. Trägerstrukturen 
hat eine Spreizung des Formenspektrums 
eingesetzt, von den traditionellen Genos-
senschaften und Kommunalunternehmen 
über neue kleingenossenschaftliche und 
private Einzeleigentümer, teils in informel-
len Trägerformen bis hin zu gewerblichen 
Wohnungsunternehmen und institutionel-
len Anlegern mit großen Wohnungskon-
tingenten. Daraus resultieren spezifische 
Herausforderungen und Restriktionen für 
das unerlässliche Zusammenspiel zwischen 
Kommune, Wohnungseigentümern und Be-
wohnerschaft bei einer sozial orientierten 
und städtebaulich integrierten Weiterent-
wicklung der großen Wohnsiedlungen. Hier 
dürfte ein zukunftsträchtiges Innovations-
feld für Strukturen und Verfahren der insti-
tutionsübergreifenden Kooperation liegen.

So variantenreich sich die inneren Formen, 
das wohnungsmarktliche und städtebau-
liche Umfeld der großen Wohnsiedlungen 
in der Realität darstellen, so differenziert 
sind auch ihre Entwicklungsoptionen und 
der Handlungsbedarf zu verstehen: (a) Zur 
wohnungs- und städtebaulichen Realität 
gehören faktisch auch Großwohnsiedlun-
gen mit prekären Zukunftsaussichten. In 
dieser Gruppe überlagern und verstärken 
sich vielfältige Probleme, von wohnungs- 
und städtebaulichen Defiziten über soziale 
Benachteiligung und einseitige Belegungs-
strukturen bis hin zu Nachteilen in Infra-
strukturausstattung, Lage und Verkehrs-
anbindung. (b) Des Weiteren gibt es große 
Wohnsiedlungen mit indifferenter Perspek-
tive, deren Zukunft nicht ausgemacht ist. In 
dieser Kategorie erscheint die gegenwärtige 
Situation sowohl in baulicher und städte-
baulicher Hinsicht als auch in sozialer und 
wohnungswirtschaftlicher Hinsicht stabil. 
Allerdings ist die Alterszusammensetzung 
der Gebietsbevölkerung oft ungleich zu 
Gunsten der höheren Altersgruppen ver-
schoben, sodass die sozialstrukturelle Zu-

kunft, zumal in einem indifferenten Woh-
nungsmarktumfeld, noch nicht ausgemacht 
ist. (c) Schließlich gibt es eine ganze Reihe 
zukunftsträchtiger Großwohnsiedlungen, 
die nicht nur langfristig für die lokale Woh-
nungsversorgung benötigt werden, sondern 
zugleich großes Potenzial für eine qualitäts-
volle und zukunftsbeständige Entwicklung 
bieten.

Dem skizzierten Spektrum entsprechend 
sind die Zukunftsaussichten und die Ent-
wicklungsansätze für große Wohnsiedlun-
gen aus einer sektoral und räumlich über-
greifenden Gesamtbetrachtung heraus zu 
beurteilen. Das schließt eine ressortüber-
greifende Zusammenschau und ein Inein-
andergreifen von gesamtstädtischen (bzw. 
stadtregionalen)Wohnraumversorgungs-
konzepten und überörtlichen Städtebau-
konzepten ein. In dieser komplexen Aufga-
be wird die räumliche Planung künftig eine 
anspruchsvolle Innovationsherausforde-
rung finden.

Geeignete Rechts- und Förderinstrumen-
te für einen adäquaten Umgang mit den 
großen Wohnsiedlungen sind im Rahmen 
des besonderen Städtebaurechts und der 
Städtebauförderung gegeben. Nach dem 
Ende des exklusiv für die Großsiedlungen 
der neuen Bundesländer konzipierten Pro-
gramms „Städtebauliche Weiterentwicklung 
großer Neubaugebiete“ im Jahr 2001, stehen 
mit den Städtebauförderprogrammen „So-
ziale Stadt“ und „Stadtumbau“ weiterhin 
passende Instrumente zur Unterstützung 
der städtebaulichen Weiterentwicklung 
und sozialen Stabilisierung großer Wohn-
siedlungen im gesamten Bundesgebiet zur 
Verfügung. Soweit es sich um Aufgaben der 
Stadtteilzentrumsentwicklung in großen 
Wohnsiedlungen handelt, kommt auch das 
Städtebauförderprogramm „Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren“ in Frage. Ein solches 
Städtebaufördervorhaben wird beispiels-
weise in Berlin-Marzahn durchgeführt.

Mit den genannten Städtebauförderpro-
grammen lassen sich gebietstypische Aufga-
ben der Weiterentwicklung von Großwohn-
siedlungen adressieren. Dementsprechend 
werden sowohl im Programm „Soziale 
Stadt“ als auch im „Stadtumbau“ zahlrei-
che Fördervorhaben in Großwohnsiedlun-
gen durchgeführt. Der städtebauliche Ge-
bietstyp der großen Wohnsiedlungen hat 
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nicht nur in der Städtebauförderpraxis der 
„Sozialen Stadt“ einen herausragenden Stel-
lenwert, sondern ist auch im Stadtumbau, 
insbesondere Stadtumbau Ost, von gro-
ßer Relevanz. Ein exklusives Städtebauför-
derprogramm für Großwohnsiedlungen 
scheint mithin nicht angemessen.28 Viel-
mehr ist der Umstand, dass große Wohn-
siedlungen in mehreren Städtebauförder-
programmen zweckmäßige Unterstützung 
finden und in diesem Rahmen mit großem 
Engagement von Kommunen, Wohnungs-
wirtschaft und Bewohnerschaft qualifiziert 
werden, als Anzeichen für den Einzug einer 
gewissen Normalität in diesem Gebietstyp 
zu deuten.

Aus den Fördervorhaben der Programme 
„Soziale Stadt“ und „Stadtumbau“ in gro-
ßen Wohnsiedlungen ist nicht zuletzt auch 
ein reichhaltiger Erfahrungsfundus hervor-
gegangen. Dieser trägt zum Transfer und 
Lernen in anderen Großwohnsiedlungen 
und damit zu Verbreitung und Etablierung 
insbesondere von Verfahrens- und Pro-
zessinnovationen in der städtebaulichen 
Planung und Praxis in großen Wohnsied-
lungen bei (und nicht nur dort). Allein im 
Programm „Soziale Stadt“ sind über 40 
Städtebaufördermaßnahmen in großen 
Wohnsiedlungen als Praxisbeispiele29 doku-
mentiert. Im „Stadtumbau Ost“ sind mehr 
als 20 Praxisbeispiele30 und im „Stadtum-
bau West“ rund 10 Praxisprojekte31 für den 
Gebietstyp der „Großwohnsiedlungen“ do-
kumentiert. Weiterhin finden sich auf der 
Internetseite werkstatt-stadt.de über 30 
gute Beispiele32 mit Projekten des Stadtum-
baus, der sozialorientierten und städtebau-
lichen Weiterentwicklung großer Wohnsied-
lungen. Insgesamt haben Beispiele guter 
Erneuerungspraxis in Großwohnsiedlungen 
für eine Implementierung von neuen Kon-
zepten und Verfahren in der städtebauli-
chen Planung und Praxis eine beachtliche 
Bedeutung erlangt.

Im Zentrenprogramm, mit dem auch Stadt-
teilzentren – und diese auch in Großwohn-
siedlungen – förderfähig sind, ist neben 
dem Zweck der Überwindung von Funk-
tionsdefiziten auch eine präventive Kom-
ponente angelegt. Darin besteht eine för-
derinstrumentelle Innovation gegenüber 
der bisherigen Städtebauförderpraxis. Laut 
Verwaltungsvereinbarung sind die Finanz-
hilfen für aktive Stadt- und Ortsteilzentren 

nicht ausschließlich an die Voraussetzung 
gebunden, dass sie bereits von Funktions-
verlusten „betroffen“ sind. Vielmehr greift 
das Programm auch schon dann, wenn 
zentrale Stadträume erst durch Funktions-
verluste bedroht sind: „Die Finanzhilfen 
des Bundes zur Förderung von ‚Aktiven 
Stadt- und Ortsteilzentren‘ sind bestimmt 
für die Stärkung von zentralen Versorgungs-
bereichen, die durch Funktionsverluste, 
insbesondere gewerblichen Leerstand, be-
droht oder betroffen sind. Sie werden ein-
gesetzt zur Vorbereitung und Durchführung 
von Gesamtmaßnahmen zur Erhaltung und 
Entwicklung dieser Bereiche als Standor-
te für Wirtschaft und Kultur sowie als Orte 
zum Wohnen, Arbeiten und Leben.“33 Der 
„städtebauliche Missstand“ muss also noch 
nicht manifest sein; vielmehr kann seiner 
möglichen Entstehung in der Zukunft vor-
gebeugt werden. Ansätze des vorbeugen-
den Handelns sind gerade auch für den 
Gebietstyp der Großwohnsiedlungen von 
großer Bedeutung. Dementsprechend wäre 
zu erwägen, den Präventivcharakter auch 
in weiteren, wenn nicht gar in allen Städte-
bauförderprogrammen zu verankern.

Über die soziale Stabilisierung und städte-
bauliche Weiterentwicklung großer Wohn-
siedlungen hinaus kommen junge und 
neue Aufgabenfelder hinzu. So wird es 
weiter um ihre energetische Erneuerung 
und künftig in einem umfassenderen Sinne 
um klimagerechte Perspektiven gehen. Auf 
dem Handlungsfeld der energetischen Er-
neuerung hat der Bund bereits spezifische 
Initiativen für die Großwohnsiedlungen 
ergriffen, etwa mit einem Wettbewerb zur 
energetischen Sanierung von Großwohn-
siedlungen.34

Fazit

Staatliche Interventionen auf dem Feld des 
Wohnungs- und Städtebaus großer Wohn-
siedlungen haben teils restriktiv und teils 
impulsgebend für Innovationen in der 
räumlichen Planung und städtebaulichen 
Praxis gewirkt. Das Glas scheint zugleich 
halb voll und halb leer: Das staatliche In-
terventionsinstrumentarium hat zeitweise 
innovationsauslösend bzw. innovationsbe-
schleunigend gewirkt, in anderen Phasen 
eher strukturkonservierend.



 
Bernd Breuer: Großwohnsiedlungen: Interventionsfeld staatlicher Städtebaupolitik – 
Innovationsfeld räumlicher Planung?216

Die Frühgeschichte der Großsiedlungen 
kann durchaus auch so gelesen werden, 
dass gerade die seinerzeitigen Neuerungen 
in der Bauproduktion sowie in den woh-
nungs- und städtebaulichen Produkten 
weniger nachhaltige Gebrauchsqualität mit 
sich gebracht haben, als vielmehr Folgepro-
bleme und Reparaturbedarf für die Zukunft 
erzeugt haben. Gerade die Etablierung 
bautechnischer Innovationen während der 
1970er Jahre hat in den Großwohnsiedlun-
gen die Logik der großen Menge und der 
großen Form begünstigt, die sich in woh-
nungs- und städtebauliche Qualitäten nie-
dergeschlagen hat, die aus heutiger Sicht 
nicht mehr akzeptiert werden.

Die Erfahrungen aus der ersten Dekade der 
deutschen Vereinigung und damit aus der 
Städtebauförderungsphase der städtebauli-
chen Weiterentwicklung großer Neubauge-
biete in Ostdeutschland legen den Schluss 
nahe, dass Zeiten des gesellschaftlichen 
Umbruchs ebenso wie der Zuspitzung woh-
nungs- und städtebaulicher Problemstel-
lungen die Suche nach neuen Konzepten 
begünstigt. Diese haben sich mit Bezug auf 
die Großsiedlungen sowohl in program-
matischen Orientierungen und (förder-)
instrumentellen Konstruktionen als auch 
in Verfahrens- und Prozessneuerungen nie-
dergeschlagen.

Die Städtebauförderpolitik kann aus den 
Erkenntnisquellen der städtebaulichen 
Forschung und Praxis Konsequenzen für 
förderinstrumentelle Innovation selbst zie-
hen, wie das Beispiel der Kombinierbarkeit 
von sozialorientierten und baulichen Maß-
nahmen der Stadterneuerung zeigt, welche 
nicht zuletzt auf Erfahrungen aus den Groß-
wohnsiedlungen zurückgeht.35 Eine andere 
Erkenntnis aus den Großwohnsiedlungen 
aufgreifend, könnte die Städtebauförderung 
zu einer weiteren instrumentellen Innovati-
on gelangen, indem die Städtebaupolitik 
präventive Optionen, die bereits im Zent-
renprogramm angelegt sind, für alle Städte-
bauförderprogramme generalisieren würde.

Umgekehrt lassen sich im Zusammenspiel 
der Städtebauförderungspolitik mit der 
städtebaulichen Modellvorhabenforschung 
Erkenntnisse und Rahmenbedingungen für 
Innovationsquellen in der räumlichen Pla-

nung kreieren. Die Städtebauförderpolitik 
kann für die materielle Praktikabilität von 
Prozessinnovation in der städtebaulichen 
Planung und Praxis sorgen. – Die Suche 
nach einer adäquaten Balance zwischen 
Werterhaltung und Bestandserneuerung 
wird in diesem Erfahrungs-, Findungs- und 
Erneuerungsprozess weiter auf der Agenda 
der Stadtplanung und der staatlichen Städ-
tebaupolitik bleiben.

Der Stadtumbau in Großwohnsiedlungen 
illustriert, wie nah Anpassungs- und Inno-
vationscharakter beieinander liegen kön-
nen: Der Abriss dauerhaft leerstehender 
Wohnungen war als Anpassungsmaßnah-
me an veränderte Wohnungsmarktbedin-
gungen intendiert. Zugleich bergen Rück-
zug baulicher Nutzung, die Umwidmung 
von Bauland in Wald und Renaturierung 
ehemaliger Siedlungsfläche gemessen am 
jahrzehntelangen Primat der Siedlungsex-
pansion durchaus auch Innovationsimpul-
se. Ähnlich ließe sich die Renaissance der 
Nutzungsvielfalt bei der städtebaulichen 
Konversion einordnen. Gemessen an der 
jahrzehntelangen Hegemonie der Funkti-
onstrennung, repräsentieren etliche neue 
Stadtquartiere auf Konversionsflächen zu-
mindest einen Kurswechsel in der städte-
baulichen Praxis.

Nicht zuletzt erweist sich der Wert von In-
novationen in der räumlichen Planung und 
städtebaulichen Praxis erst in ihrer Nach-
haltigkeit, indem sie auf Dauer qualitäts-
vollen Nutzen stiften. Für Verbreitung und 
Manifestierung planerischer Innovation 
brauchen städtebauliche Planung und Pra-
xis die Auswertung, Dokumentation und 
Kommunikation guter Praxisbeispiele.

Für die Bewältigung der komplexen Her-
ausforderungen in großen Wohnsiedlungen 
wird es weiterer neuer Konzepte und Ver-
fahren in der städtebaulichen Planung und 
Praxis bedürfen. Manifeste Strukturproble-
me verlangen geradezu nach Modellansät-
zen, nach experimentierfreudigen Akteuren, 
nach neuen Träger- und Kooperationsfor-
men. Inwieweit die bestehenden Städte-
bauförderprogramme für Innovationen in 
der räumlichen Planung künftig tatsächlich 
eher förderlich oder hinderlich wirken, wird 
sich jedoch noch zeigen müssen.
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Dieser Artikel thematisiert, wie temporäre Raumnutzungen sich in Deutschland von Ele-
menten alternativer Lebensentwürfe zu regelrechten Zwischennutzungsverfahren entwi-
ckelt haben, die strategisch in Planungsprozesse eingebunden sind. Der neuartige Umgang 
der formellen Planung mit temporären Nutzungen wird als soziale Innovation verstanden. 
Damit wird das proaktive Handeln beteiligter Akteure als zentrale Triebkraft der Verän-
derung angenommen. Der Artikel beschreibt insbesondere die zeitlichen, räumlichen und 
organisatorischen Dimensionen dieser Innovation. Der Innovationsprozess wird auf Basis 
einer wissenssoziologischen Diskursanalyse in fünf Phasen unterteilt. Beschrieben werden 
die Bedeutungen von Schlüsselakteuren, ungewöhnlichen Akteurskonstellationen, Orten 
mit besonders stimulierenden Voraussetzungen sowie bekannten Zwischennutzungspro-
jekten, die zu Diskussionen über die vormals neuartigen Praktiken anregen und somit zu 
ihrer Verbreitung beitragen.
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Von alternativen Lebensentwürfen zu Verfahren  
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Die neue Bedeutung  
temporärer Raumnutzungen

Ob Gemeinschaftsgärten auf industriellen 
Brachflächen, Büros von Startup-Unter-
nehmen in ehemaligen Lagerräumen oder 
Notunterkünfte in ungenutzten öffentli-
chen Gebäuden: Die Bandbreite solcher 
oft als temporäre Nutzungen organisierter 
Projekte ist heutzutage groß. In den letzten 
25 Jahren wurden sie als Zwischennutzun-
gen zu Verfahren der räumlichen Planung 
in Deutschland entwickelt. Der Begriff 
Zwischennutzung ist dabei stark durch die 
Planung geprägt und macht das Phäno-
men temporärer, oft wilder und informeller 
Raumnutzungen planerisch handhabbar 
(vgl. Willinger 2014). Dagegen bezeichnen 
die Nutzer ihre Projekte selbst nur selten als 
Zwischennutzungen.

Aus der Planungsperspektive sind Zwischen-
nutzungen für eine begrenzte Dauer ange-
legte Raumnutzungen von Grundstücken 
oder Gebäuden, deren ursprüngliche Ver-
wendung aufgegeben wurde und deren ge-
wünschte oder geplante Nutzung sich nicht 
kurzfristig umsetzen lässt (BMVBS/BBR 
2008: 1). Aufgrund geringer Nutzungskon-
kurrenz werden Zwischennutzern Räume 
in der Regel zu nicht marktüblichen Kondi-
tionen zur Verfügung gestellt. Im Gegenzug 
entwickeln diese kreative Praktiken im Um-

gang mit der zeitlichen Befristung und den 
häufig eingeschränkten infrastrukturellen 
Bedingungen des Ortes. So können aus der 
Temporalität besondere städtebauliche, so-
ziale oder ökonomische Qualitäten entste-
hen (Hayden/Temel 2006). Außerdem sind 
Zwischennutzungen vielfach so konzipiert, 
dass sie entweder die Nachnutzung vorbe-
reiten oder sich selbst zu einer „dauerhaften 
Lösung höherer städtebaulicher Qualität“ 
entwickeln (BMVBS/BBR 2008: 107).

Besonders prägen temporäre Raumnutzun-
gen die Raumbilder jener Orte, die durch 
viele Freiflächen und hohen Leerstand ge-
kennzeichnet waren oder noch sind. Sie 
sind jedoch längst kein Phänomen mehr, 
das auf schrumpfende Städte oder solche, 
die besonders vom Strukturwandel betrof-
fen sind, beschränkt ist. Bundesweit wer-
den Zwischennutzungen in zahlreichen 
Städten unterschiedlicher Größe, regionaler 
Zugehörigkeit und mit verschiedenen Ei-
genlogiken planerisch angewandt und teils 
institutionell gefördert: In Hamburg waren 
Zwischennutzungen in die Vorbereitungen 
zur Hafencity eingebunden, in Leipzig wur-
den Brachflächen zu Orten der Kunst und 
die Wirtschaftsförderung der prosperien-
den Stadt Stuttgart gab erst im vergangen 
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Jahr ihren „Leitfaden für kreative Zwischen-
nutzer“ heraus (Landeshauptstadt Stuttgart 
2014). In Berlin stimmten die Stadtbewoh-
ner am 25. Mai 2014 gegen eine Bebauung 
des geschichtsträchtigen Tempelhofer Fel-
des, der wohl prominentesten Freiflache 
der Stadt, und für eine Verstetigung der 
Zwischennutzungen, eingebunden in eine 
Parklandschaft. Das vormals Informelle – 
für das temporäre Nutzungen besonders 
im Kontext deutscher Städte geradezu sym-
bolhaft stehen – nähert sich offenbar dem 
Mainstream an. Kreative, Senioren und 
Jugendgruppen treten heute gleichsam 
als Zwischennutzer auf. Im Frühjahr 2014 
widmete das BBSR eine Ausgabe der „In-
formationen zur Raumentwicklung“ spe-
ziell dem „Informellen Urbanismus“ und 
temporäre Raumnutzungen werden darin 
in vielen Beiträgen erwähnt. Zwischennut-
zungen sind mittlerweile gleichsam Gegen-
stand kritischer Reflexionen geworden: Sie 
seien beispielsweise Auslöser von Gentri-
fizierungsprozessen oder gingen mit einer 
Selbstausbeutung der Nutzer einher, die 
sich im Übrigen immer häufiger dagegen 
wehren, von der Planung „instrumentali-
siert“ zu werden.

Ein Bruch im Planungshandeln 
und Tendenzen einer konzeptionellen  
Neuorientierung?

Ein Blick zurück auf den Beginn der 1990er 
Jahre zeigt, dass es um temporäre Raum-
nutzungen in dieser Zeit völlig anders 
stand: Jene räumlichen Aneignungen durch 
Bürger, aus denen sich Zwischennutzungen 
unter anderem entwickelt haben, fanden 
meist noch informell statt und waren eher 
eingebettet in alternative Lebensentwürfe. 
Von der großen Mehrheit der Planer und 
Verwaltungen wurden derartige kurzfristi-
ge Raumnutzungen noch unterbunden und 
stattdessen „permanente“ Entwicklungen 
angestrebt. Insgesamt erschien es nahezu 
undenkbar, dass Handlungen, die häufig 
mit dem Begriff der „Besetzung“ assoziiert 
wurden, durch eine Einbindung in Verfah-
ren der räumlichen Planung legitimiert 
würden.

Die Entwicklung seitdem kann daher als 
ein Bruch mit der gängigen Planungspra-
xis verstanden werden. Die Zulassung und 
Förderung von Zwischennutzungen stellen 
heute auch eine Form der „Governance des 
Informellen“ dar (vgl. Willinger 2014). Alte 

Verfahrensweisen – beispielsweise im pla-
nerischen Umgang mit Brachflächen oder 
in der Wirtschaftsförderung – wurden durch 
Zwischennutzungen ergänzt. Einhergehend 
mit einem komplexen Wertewandel verän-
derte sich die allgemeine Wahrnehmung 
von temporären Raumaneignungen ekla-
tant. Es entwickelte sich offenbar eine Di-
alektik im Verhältnis von Informalität und 
Formalität im urbanen Raum, das bis dahin 
oftmals als Dualität behandelt wurde (Mis-
selwitz et al. 2014). 

Damit kann die Institutionalisierung von 
Zwischennutzungen durchaus als Ausdruck 
einer konzeptionellen Neuorientierung der 
räumlichen Planung in Deutschland ver-
standen werden, für die ein Umdenken von 
der Steuerung von Wachstum zur Gestal-
tung von Schrumpfung sowie eine Öffnung 
gegenüber informellen Prozessen notwen-
dig geworden war.

Im Rahmen des Forschungsprojekts „Inno-
Plan“1 werden Zwischennutzungen daher 
als soziale Innovationen im Feld der räum-
lichen Planung begriffen (vgl. Rammert 
2010). Die dort geprägte, stark auf das Han-
deln von Akteuren fokussierte Perspektive 
auf die zuvor erwähnten Beobachtungen 
kann zur Annäherung an vielschichtige Fra-
gen beitragen, von denen die folgenden in 
diesem Beitrag beleuchtet werden: Wie ist 
der Innovationsprozess von Zwischennut-
zungen örtlich und zeitlich strukturiert? 
Welche Akteure waren und sind maßgeblich 
daran beteiligt?

Zwischennutzung als  
soziale Innovation

In der Fachliteratur und in öffentlichen 
Diskursen werden Zwischennutzungen auf-
fällig oft in Zusammenhang mit dem Inno-
vationsbegriff gebracht. Viele Bücher und 
Webseiten dokumentieren zum Beispiel 
neuartige Einzellösungen von Zwischen-
nutzungsprojekten als Best Practices. Im 
Zentrum steht hier das Abweichen von üb-
lichen Verfahrensweisen der Raumnutzung, 
und fallabhängig auch der Planung.

Im Gegensatz zu diesem normativen In-
novationsbegriff verwenden wir im Projekt 
InnoPlan einen analytischen Innovations-
begriff, der sich auf den gesamten Prozess 

(1)
Das durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG) 
finanzierte Projekt Innovationen 
in der Planung (InnoPlan) 
wird am Leibniz-Institut für 
Regionalentwicklung und 
Strukturplanung (IRS) sowie 
am Städtebauinstitut der Uni-
versität Stuttgart von Oktober 
2013 bis September 2015 
durchgeführt. Grundlegend 
wird die Entstehung, Durch-
setzung und Ausbreitung von 
Innovationen in der räumlichen 
Planung untersucht. Neben 
Raumpionieren und Zwischen-
nutzungen (Leitung: Gabriela 
Christmann) werden städte-
bauliche Konzeptionen neuer 
Stadtteile (Leitung: Johann 
Jessen), reflexive Regionalpoli-
tik (Leitung: Oliver Ibert) sowie 
Quartiersmanagement (Leitung: 
Uwe-Jens Walther) erforscht.
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der Innovation bezieht: Im Sinne Schum-
peters steht dabei nicht im Zentrum der 
Betrachtung, dass es an einem Standort 
zu einer planerischen Wertschätzung und 
Förderung von temporären Raumnutzun-
gen gekommen ist, sondern vielmehr wie 
sich diese informellen Praktiken durchge-
setzt und räumlich ausgebreitet haben. Im 
Zuge dieses Prozesses der Diffusion wird 
eine Flächenentwicklung mit Zwischen-
nutzungen an Orten mit unterschiedlichen 
Problemstellungen, Akteurskonstellatio-
nen sowie institutionellen Bedingungen 
ermöglicht und dort „als Verbesserung in 
einer akzeptierten Hinsicht erfahren und 
gerechtfertigt“ (Rammert 2010: 39). Durch 
Institutionalisierungsprozesse entwickeln 
sich aus den vormals neuartigen Praktiken 
neue Routinen. Im Gegensatz zu dem in 
planungswissenschaftlichen Diskursen oft 
genannten Begriffskonstrukt des Wandels 
der Planung, nimmt der Innovationsbe-
griff das proaktive und reflexiv gesteuerte 
Handeln beteiligter Akteure als zentrale 
Triebkraft für Veränderungsprozesse an. 
Darüber hinaus bietet die mittlerweile seit 
einem Jahrhundert etablierte Innovations-
forschung einen reichen Fundus an Me-
thoden und analytischen Modellen an, die 
am Beispiel des politisch-administrativ 
geprägten Kontextes der räumlichen Pla-
nung überprüft und möglicherweise wei-
terentwickelt werden können. Innovations-
konzepte und unsere ersten empirischen 
Analysen des Gegenstandes legen nahe, 
dass Innovationsprozesse in Phasen ab- 
laufen. Ein heuristisches Phasenmodell 
wurde in Überlegungen von Jessen und 
Walther (2010) bereits in Grundzügen auf 
die räumliche Planung bezogen und ge-
meinsam mit Christmann und Ibert weiter-
entwickelt (vgl. Ibert et al. 2015).

Zur empirischen Untersuchung  
einer Planungsinnovation

Die im Folgenden präsentierten Erkennt-
nisse bauen auf eine wissenssoziologische 
Diskursanalyse bestehend aus quantita-
tiven und qualitativen Dokumentenana-
lysen sowie zehn Experteninterviews auf. 
Die Untersuchung ist fokussiert auf den 
Zeitraum von 1990 bis 2014, da in dieser 
Zeit aufgrund empirischer Evidenzen die 
wesentlichen Verfahrenswechsel angenom-
men wurden. Davor liegende Ereignisse, die 

für die Entstehung der Zwischennutzung 
als wesentlich bewertet werden, finden an-
gemessene Beachtung in der Latenzphase. 
Sie stehen jedoch nicht im Vordergrund der 
Betrachtung, weil es nicht um die Rekons-
truktion der Zwischennutzung als zivilge-
sellschaftliches, sondern als planerisches 
Phänomen in Deutschland geht.

Anders als andere Handlungsfelder der 
räumlichen Planung wurden Zwischennut-
zungen als Aspekt des Stadtumbaus stark 
praxisorientiert verhandelt. Neben Beiträ-
gen in Sammelbänden und Monographien 
sind Artikel in Fachzeitschriften aufgrund 
ihrer Periodizität insbesondere für die 
quantitative Dokumentenanalyse relevant. 
Das dazu untersuchte Sample2 setzt sich 
aus sieben Fachzeitschriften zusammen, 
die relevante Disziplinen abdecken und 
in inhaltlichem Zusammenhang mit dem 
Thema Zwischennutzung stehen. Im Un-
tersuchungszeitraum wurden alle Artikel 
nach Schlagworten im Titel untersucht und 
falls zutreffend, drei Relevanzstufen zuge-
teilt. Für die qualitative Analyse wurden zu-
nächst Schlüsseltexte identifiziert. Diese für 
Diskurse zentralen Dokumente geben Hin-
weise auf zeitliche, organisatorische und 
institutionelle Dimensionen des Innovati-
onsprozesses sowie zu den Phasenabläufen. 
Die Experteninterviews liefern Informatio-
nen zu den Hintergründen von Ereignissen 
und helfen, diese in Diskurse einzubetten. 
Geschilderte Erfahrungen und persönliche 
Eindrücke von Personen, die den Innovati-
onsprozess begleitet oder an wesentlichen 
Stellen Einfluss auf diesen genommen ha-
ben, schließen so in der Literatur nicht do-
kumentierte Lücken im Innovationsverlauf.

Die Planungsinnovation  
Zwischennutzung im Phasenmodell

Die quantitative Analyse der Zeitschrif-
tenartikel führt zu einem ersten Bild der 
zeitlichen Struktur von Diskursen zu Zwi-
schennutzungen (siehe Abb. 1). In den 
1990er Jahren wurden Zwischennutzungen 
im Sample nicht zentral und nur selten 
im Zusammenhang mit anderen Themen 
behandelt. Die Begriffe Zwischennutzung 
bzw. temporäre Nutzung werden im Jahr 
2000 erstmals im Titel von Artikeln der un-
tersuchten Zeitschriften genannt. Beson-
ders auffällig ist der plötzliche Anstieg von 

(2)
Das Sample für die quanti-
tative Analyse setzt sich aus 
folgenden Fachzeitschriften 
zusammen: „Informationen zur 
Raumentwicklung“, „Raumfor-
schung und Raumordnung“, 
„disP – The Planning Review“, 
„Stadtbauwelt“, „Planerin“ 
(Erscheinungszeitraum: 1996– 
2014), „Garten + Landschaft“ 
sowie „dérive“ (Erscheinungs-
zeitraum: 2000–2014).
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relevanten Texten in der Zeit von 1999 bis 
2004. Zwischennutzungen treten deutlich 
häufiger im Kontext anderer Themen auf. 
Von 2003 bis 2005 kommen die Diskurse zu 
Zwischennutzungen zu einer ersten Hoch-
konjunktur. In der Folge – besonders in den 
Jahren nach 2007 – scheinen sich Zwischen-
nutzungen als Diskursgegenstände zu etab-
lieren.

Die skizzierten Verläufe werfen Fragen zu 
den Details des Innovationsprozesses auf. 
Hinweise darauf geben in einem nächs-
ten Schritt die qualitative Dokumenten-
analyse und die Experteninterviews. Um 
die vielschichtigen Beobachtungen und 
konkreten Argumentationsverläufe analy-
tisch zusammenzuführen, erweist sich das 
zuvor genannte Phasenmodell als zielfüh-
rend. Der Innovationsprozess wird daher in 
fünf Phasen gegliedert. Diese sind die (1.) 
Latenzphase, (2.) Entstehungsphase, (3.) 
Fermentierungsphase, (4.) Stabilisierungs-
phase sowie (5.) Kritikphase (vgl. Jessen/
Walther 2010; Ibert et al. 2015).

Latenzphase: Wahrnehmung  
des Strukturwandels und Aufforderung 
zum Umdenken

In der Latenzphase wurde die Bühne für 
den Innovationsprozess bereitet. Zwei we-
sentliche übergeordnete Diskurse waren 
dabei prägend: Erstens wurden die Proteste 
gegen eine „allmächtige“ Planung und ana-
log dazu die Forderung nach einem offenen 
Planungsverständnis geäußert. Zweitens 

sahen sich Planer angesichts eines voran-
schreitenden Strukturwandels völlig neuen 
Herausforderungen gegenübergestellt, die 
die Grenzen des bestehenden Instrumenta-
riums aufzeigten.

Wesentliche Grundlagen für die gesell-
schaftliche Akzeptanz einer stärker prozes-
sorientierten räumlichen Planung waren 
allerdings bereits im Zuge der 1968er-Be-
wegung gelegt worden. Die Situationistische 
Internationale formulierte etwa den Wunsch 
nach beweglichen und spielerisch gestaltba-
ren Stadträumen (vgl. Ronneberger 2006). In 
Deutschland gingen einige Projekte aus die-
sem Wertebild hervor: So widmete sich in 
den späten 1960ern eine Gruppe an der TU 
Berlin den Formen „Spontaner Architektur“ 
und untersuchte die Bedeutung ephemerer 
urbaner Elemente wie etwa Schrebergärten 
und provisorisch hergerichteter Bomben-
ruinen (Sieverts 1969). Die Forderungen 
der Situationisten wurden im Laufe der 
Jahre größtenteils von anderen Diskursen 
absorbiert. In Verbindung damit standen 
auch Arbeiten des französischen Soziologen 
Henri Lefebvre. Dieser äußerte unter ande-
rem den Anspruch auf ein „Recht auf Stadt“ 
und angemessene Formen der politischen 
Mitgestaltung durch Bürger. Die Schriften 
Lefebvres sollten in Deutschland allerdings 
erst in diesem Jahrtausend relevant rezipiert 
werden, nachdem sie wie andere zeitge-
nössische französische Theoretiker in den 
1970er Jahren erstmals begrenzt in die deut-
sche Diskussion eingegangen waren.

Abbildung 1 
Häufigkeit von Artikeln zu Zwischennutzungen1990–2014 nach ihrer Relevanz 
(Kumulation aller untersuchten Zeitschriften; Anteil relevanter Artikel an der Gesamtzahl aller untersuchten Artikel)

Quelle: eigene Darstellung
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Über Hausbesetzungen zu behutsamer  
Stadterneuerung

Insbesondere über die Hausbesetzerbewe-
gung fand die Unzufriedenheit an beste-
henden Planungspraktiken in den 1970er 
und 1980er Jahren einen radikalen, auch 
performativen Ausdruck in verschiedenen 
europäischen Städten. In Westdeutschland 
konzentrierte sich diese Bewegung auf die 
Städte Frankfurt, Hamburg sowie auf die 
geteilte Stadt Berlin. Die Stadtentwicklung 
von Westberlin war geprägt durch eine be-
sondere Förderkulisse. Dort sammelten 
sich Menschen mit tendenziell alternati-
ven Lebensentwürfen und einem Hang zur 
politischen Opposition. Die Westberliner 
Proteste richteten sich insbesondere gegen 
„Kahlschlagsanierungen“. Raumbesetzun-
gen waren ein Ausdruck dieser Proteste und 
formten eine entsprechende Außenwahr-
nehmung. Die geforderte kleinteilige, öko-
logisch und sozial ausgerichtete Stadtent-
wicklung wurde zunächst über Initiativen 
der baulichen Selbsthilfe vorangebracht 
und fand ihren institutionellen Höhe-
punkt schließlich in der Kreuzberger IBA 
der 1980er Jahre. Als eine ihrer wichtigsten 
Errungenschaften sollte die „Behutsame 
Stadterneuerung“ nachfolgende Planer- 
und Lehrergenerationen prägen.

Ein zweiter wesentlicher Diskurs in der 
Latenzphase beschäftigte sich mit einem 
facettenreichen Strukturwandel und des-
sen Konsequenzen. Während die Debatte 
zunächst tendenziell pessimistisch geführt 
wurde, riefen Mitte der 1980er Jahre Au-
toren zum Umdenken auf. Erste Studien 
zu altindustriellen Regionen präsentierten 
mögliche neue Potenziale von Industrieb-
rachen für Kulturinitiativen (z. B. Bonny/
Ebert 1984). In einem Artikel in der Zeit-
schrift „Die Zeit“ riefen Häußermann und 
Siebel (1985) dazu auf, die „Chancen des 
Schrumpfens“ zu nutzen. Sie sprachen 
Empfehlungen mit unmittelbarem Bezug 
zu Zwischennutzungen aus und forderten 
„eine räumliche Planung, die der Eigenin-
itiative im wahrsten Sinn des Wortes Platz 
schafft, die also ungenutzte Gebäude und 
Flächen für eine Nutzung durch die An-
wohner herrichtet und zur Verfügung stellt“ 
(ebd. 1985: 37).

Auf politischer und planungspraktischer 
Ebene wurden diese Lösungsvorschläge 
lange nicht wahrgenommen und tempo-

räre Raumaneignungen und -nutzungen 
auch aufgrund von Erfahrungen mit Haus-
besetzern weitgehend untersagt. Während 
erste Zwischennutzungen wie etwa Gra-
beländer auf Bahngeländen dem großen 
Teil der Stadtgesellschaften verschlossen 
blieben, erreichten einige Kulturzentren 
auf ehemaligen Industriegeländen bereits 
mediale Aufmerksamkeit. Beispiele wie die 
Kampnagel-Fabrik in Hamburg oder die 
Münchener Alabamahalle machten die kul-
turelle Nutzung von Brachen einem größe-
ren Adressatenkreis bekannt. Diese Projek-
te basierten auf Flächenverpachtungen von 
privaten Eigentümern.

Entstehungsphase: Annäherung  
von temporären Raumnutzungen und 
räumlicher Planung

Mit dem Ziel, neue Entwicklungspfade für 
die besonders stark vom Strukturwandel 
betroffene Altindustrieregion im Ruhrge-
biet zu initiieren, wurde im Jahr 1989 der 
Startschuss für die IBA Emscher Park ge-
geben. Die IBA experimentierte in Ansät-
zen mit kulturellen Zwischennutzungen als 
Wegbereiter langfristiger Folgenutzungen. 
Geleitet durch das Paradigma des perspek-
tivischen Inkrementalismus stellte sich das 
„Liegen Lassen“ von Industriemonumen-
ten und -brachen als ein Novum der IBA 
heraus (Ganser 2001). Flankiert wurde die-
se neue Art des Flächenrecyclings durch die 
Etablierung des Leitbildes der nachhaltigen 
Entwicklung in Folge der Konferenz der 
Vereinten Nationen in Rio 1992. Trotz vor-
sichtiger Einbindung von temporären Nut-
zungen wurden diese so gut wie nie als die 
großen planerischen Errungenschaften der 
IBA Emscher Park verhandelt. Gründe für 
diese mangelnde Beachtung lagen sicher-
lich auch im sozialen Kontext des Ruhrge-
biets in dieser Zeit, der die Möglichkeiten 
noch nicht kreativ ausschöpfen konnte.

Berlin als Ort des Experimentierens:  
„Alles scheint möglich“

Stattdessen richtete der bereits in den 
1990er Jahren in der Landschaftsarchitek-
tur aufkommende Diskurs über temporäre 
Nutzungen seinen Fokus auf die Brachflä-
chen einer anderen Stadt, die gerade mas-
siven strukturellen Veränderungsprozessen 
unterworfen war (siehe Abb. 2): In Berlin 
entstand im Zuge der Wiedervereinigung 
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in zentralen Lagen praktisch über Nacht 
ein Überangebot von Freiflächen. Die meis-
ten konnten im Gegensatz zu anfänglichen 
Prognosen eines raschen Wachstums bis in 
die 2000er Jahre nicht in langfristigere Nut-
zungen überführt werden. So bot die Stadt 
reichlich potenzielle Experimentierfelder. 
Für das Fach Landschaftsarchitektur wa-
ren temporäre Flächenentwicklungen früh 
relevant geworden, da sie sich durch den 
Einfluss der Ökologie weitaus stärker mit 
Fragen der Zeitlichkeit und Diversität be-
schäftigt hatte als andere.

In Folge der Wiedervereinigung kam es in 
Berlin erneut zu einer massiven Welle von 
Hausbesetzungen, deren begleitende Kon-
flikte ihren Höhepunkt in der Räumung 
der Mainzer Straße im November 1990 fan-
den. Aufgrund dieser Ausschreitungen und 
eines massiven Drucks der Öffentlichkeit 
entschied sich der Berliner Senat für eine 
Strategie der Besänftigung, die die Lega-
lisierung vieler Hausprojekte ermöglich-
te. Nach der Berliner Eskalation nahm die 
Radikalität der Besetzerszene in deutschen 
Städten ab. Die Ereignisse der 1980er und 
1990er Jahre hatten jedoch eine Kultur der 
– nicht in allen Fällen legalen – Raumaneig-
nung stimuliert, die in unterschiedlichen 
deutschen Städten individuelle Ausprägun-
gen annahm. 

Im Berliner Bezirk Mitte deuteten zunächst 
Künstler, später Galeristen leerstehende Ge-
bäude und Flächen als Orte der Kunst um. 
Sie inszenierten in den stark vernachlässig-
ten Straßenzügen kontrastreiche und häufig 
irritierende Raumbilder. Viele Journalisten 
zeigten sich fasziniert von den neuartigen 
Projekten, den ungewöhnlichen Lebens-
stilen und dem „kreativen Boom“, den die 
temporären Ausstellungen Stadtquartieren 
bescherten: „Alles scheint möglich“ (Sti-
dinger 1997: 128). Aufmerksamkeit beka-
men auch Pop-Up-Bars und extrovertierte 
Technoclubs, die den Charme ehemals ver-
lassener Orte für sich entdeckten und teils 
wöchentlich ihren Platz wechselten. Diese 
Modelle markierten den Beginn einer we-
niger politisch motivierten Ausrichtung von 
temporären Raumnutzungen. In der zwei-
ten Hälfte der 1990er Jahre hatte sich die 
öffentliche Wahrnehmung der vielfältigen 
Projekte soweit gewandelt, dass Kulturini-
tiativen teils von großen Institutionen wie 
der Goethe Stiftung unterstützt wurden. In 
der Schweiz hoben derweil erste Studien 
über privat initiierte Zwischennutzungen 
deren kreative Potenziale hervor (Bürgin/
Cabane 1999).

Abbildung 2 
Thematisierungen von Zwischennutzungen in den „Informationen zur Raumentwicklung“ und der „Garten + Landschaft“ 
1990–2014. Artikel zentraler und kontextualer Relevanz in Relation zur Gesamtzahl aller untersuchten Artikel

Quelle: eigene Darstellung
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Ein neuer Umgang mit Schrumpfung  
in ostdeutschen Städten

In wissenschaftlichen und planungsprakti-
schen Diskursen zur Stadterneuerung hatte 
sich die Problemwahrnehmung unterdes-
sen auf die Schrumpfung ostdeutscher Städ-
te verschoben. Brachflächen und marode 
Gebäude wurden zu Symbolen planerischer 
Ohnmacht mit starker emotionaler Wir-
kung. Auf der Suche nach Lösungen ließen 
sich auch junge Planungswissenschaftler 
von Beobachtungen in Berlin inspirieren. 
Mit seinem „Manifest für eine Kultivierung 
des Vorläufigen“ legte Altrock (1998) einen 
argumentativen Grundstein für strategische 
Zwischennutzungen öffentlicher Grundstü-
cke: „Flächen im Eigentum der öffentlichen 
Hand könnten bis zur Realisierung ihrer 
künftigen Nutzung solchen Zwischennut-
zern überlassen werden, die sich dadurch 
auszeichnen, dass sie nur geringe finanzi-
elle Möglichkeiten haben, [...] und über-
dies eine neue Qualität städtischen Lebens 
mitkatalysieren können“ (ebd.: 30). Altrock 
nannte Argumente für eine öffentliche För-
derung von Zwischennutzungen und regte 
eine Reform des Baugebots an. Diese Im-
pulse sollten von der Berliner Planung und 
Politik zunächst jedoch nicht aufgenom-
men werden.

Stattdessen wurde Leipzig zu einem weite-
ren wichtigen Ort im Innovationsprozess 
der Zwischennutzung. „Ist Leipzig noch zu 
retten?“ – nachdem die Dokumentation des 
DDR Fernsehens schon 1989 diese drama-
tische Frage gestellt hatte, verschärfte sich 
die Schrumpfungsproblematik in der Nach-
wendezeit noch drastisch. Auf der Suche 
nach neuartigen Lösungen sowie Finanzie-
rungsmöglichkeiten richtete die Stadt 1991 
das Amt für Stadterneuerung und Woh-
nungsbau (ASW) ein. Das ASW operationa-
lisierte das ebenfalls Mitte der 1990er Jahre 
aufkommende kollaborative Planungsver-
ständnis, baute über Stadtteilforen neue 
Kommunikationsstrukturen auf und bezog 
neue Akteure in den Umgang mit den mas-
siven Leerständen ein. Mit der Einführung 
der Gestattungsvereinbarung im Jahre 1999 
wurden temporäre Raumnutzungen erst-
mals systematisch durch eine Stadtverwal-
tung unterstützt. Dieser Vertrag regelt die 
Zwischennutzung einer Brachfläche für ei-
nen befristeten Zeitraum. Der Eigentümer 
stellt seine ungenutzte Fläche einer öffent-
lichen Nutzung zur Verfügung und wird 

im Gegenzug für diese Zeit u. a. von der 
Grundsteuer befreit. Finanziell wurden die-
se Aktivitäten in der Folgezeit etwa durch 
die Urban-Programme der Europäischen 
Union ermöglicht.

Fermentierungsphase: Zwischen- 
nutzungen werden in Entwicklungs- 
verfahren eingebunden

Wie Abbildung 1 veranschaulicht, mehrte 
sich die Thematisierung von Zwischennut-
zungen in den untersuchten Zeitschriften 
in der Folge enorm. Die Leipziger Aktivi-
täten wurden oft als Best Practices aufge-
führt und man begann über eine mögliche 
Übertragbarkeit nachzudenken. Für die 
neuartigen, gewollten temporären Flächen 
kursierten in den verhandelnden Diskursen 
positiv belegte Begriffe wie „Möglichkeits-
räume“ oder „Geduldsfelder“. Bestätigt 
durch die wahrgenommenen Erfolge ini-
tiierte das ASW das Projekt „stadthalten“, 
durch das im Rahmen von Zwischennut-
zungen Kunst auf Freiflächen ausgestellt 
wurde. Die Auszeichnung mit dem deut-
schen Städtebausonderpreis im Jahr 2004 
bekräftigte die städtischen Akteure in ihrem 
experimentellen Handeln erneut, schaffte 
einen Rückhalt innerhalb der Stadtbevöl-
kerung und machte Zwischennutzungen 
einem größeren Adressatenkreis als plane-
risch gestütztes Verfahren bekannt. Im Jahr 
2004 gründete sich der Verein HausHalten 
e.V., der die heute deutschlandweit bekann-
ten Wächterhäuser vermietet. Zwischen-
nutzungen nahmen in dieser Zeit eine we-
sentlich dynamischere Rolle in der Planung 
ein. Auch in Berlin wurden im Jahr 2000 
erste kulturelle Zwischennutzungen gegen 
Leerstand durch das Quartiersmanagement 
aus Mitteln der Sozialen Stadt gefördert 
und durch vielfältige Akteure positiv rezi-
piert: Sie „demonstrieren wie Probleme zu 
Potenzialen werden“ (Güntner et al. 2003: 
353).

Neues Wissen zu  
temporären Raumnutzungen

Ein maßgebliches Stimulans für die neue 
Dynamik der Zwischennutzung war wei-
terhin das internationale Forschungspro-
jekt Urban Catalyst, das von 2001 bis 2003 
flankiert durch die TU Berlin durchgeführt 
wurde. Geleitet wurde das durch die Euro-
päische Union mit 1,5 Mio. Euro geförderte 
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Projekt von einem Team aus Landschafts-
architekten und Architekten, das sich der 
Thematik zunächst explorativ annäherte. 
Urban Catalyst bot die Grundlagen für stär-
ker konzeptionell gerichtete Forschungen 
und schuf die Voraussetzungen für weitere 
Institutionalisierungen in der Planung. Die 
Gruppe verstand es, die Zwischennutzungs-
thematik zu inszenieren und es gelang, ver-
schiedene Akteurskreise anzusprechen – so 
etwa Politiker und Verwaltungsangestellte, 
Kulturschaffende und Aktivisten. Aus dem 
Akteurskreis von Urban Catalyst gingen in 
der Folge zahlreiche viel beachtete Publi-
kationen, Forschungs- sowie Zwischennut-
zungsprojekte hervor (z. B. Haydn/Temel 
2006; SenStadt 2007; Oswalt et al. 2013).

Zwischennutzungsprojekte schaffen  
Aufmerksamkeit

Auf praktischer Ebene koordinierte das Lei-
tungsteam unter anderem die Zwischen-
nutzungen des Palastes der Republik in den 
Jahren 2004 und 2005. Nur 14 Jahre nach 
der deutschen Wiedervereinigung war das 
Projekt – unter anderem wurde eine Etage 
des symbolischen Gebäudes nicht minder 
symbolisch für Schlauchbootfahrten geflu-
tet – von enormer gesellschaftlicher Brisanz 
und so kam ihm eine große mediale Auf-
merksamkeit zu (z. B. Mohr 2004). Generell 
führten in der ersten Hälfte der 2000er Jah-
re viele aufsehenerregende Zwischennut-
zungsprojekte in ostdeutschen Städten zu 
einer neuen Dynamik: Beispiele sind „Hotel 
Neustadt“ in Halle oder die Kulturinitiativen 
auf dem RAW-Gelände in Berlin Friedrichs-
hain. Über diese performativen Ausdrücke 
des Neuartigen wurden weitere Akteure 
auf die Zwischennutzungen aufmerksam. 
Mit der zunehmenden Zahl von Projekten 
gründeten sich vermehrt Onlineforen zu 
Zwischennutzungen. Darin tauschten sich 
Raumpioniere mit Gleichgesinnten aus ih-
rer Stadt aus und verbreiteten zudem ihr 
Wissen zu solchen Projekten translokal.

Die Quantität der Beispiele schien in eine 
neue Qualität der Aufmerksamkeit umzu-
schlagen: Begleitet und stimuliert wurden 
die beschriebenen Entwicklungen von ei-
nem gesteigerten Interesse politischer und 
politiknaher Akteure auf der Bundesebene. 
Die Zunahme von Beiträgen zum Thema 
in den Informationen zur Raumentwick-
lung mit Ausgaben zum Stadtumbau (siehe 

Abb. 2) und die Veröffentlichung „Zwischen-
nutzungen und neue Freiflächen“ drücken 
dies aus (BMVBS/BBR 2004). Ein bedeu-
tender institutioneller Schritt war zudem 
die Novellierung des BauGBs im Jahre 2004 
zur Aufnahme des europäischen Umwelt-
rechts, in deren Rahmen unter anderem in 
Absatz  2 des § 9 ein Baurecht auf Zeit ein-
geführt wurde. Die originäre Motivation zur 
Aufnahme des „Bauens auf Zeit“ war dabei 
nicht, Zwischennutzungen in Planungs-
verfahren zu ermöglichen. Vielmehr sollte 
der Verkürzung von Nutzungszyklen von 
Gewerbeimmobilien Rechnung getragen 
werden. Dennoch war die baugesetzliche 
Grundlage ein wesentlicher Schritt im In-
novationsprozess, da weitere Förderungen 
bzw. Institutionalisierungen in der Folge 
erst möglich wurden.

Temporäre Räume werden  
zu Standortfaktoren

Mit dem lebhaften Diskurs um die „Krea-
tive Stadt“ nach dem Erscheinen Richard 
Floridas vielbeachtetem Buch „The rise of 
the creative class“ sollte zudem ein neuer 
Sinnabschnitt im untersuchten Innova
tionsprozess einsetzen: Die verstärkte kul-
turelle Prägung von Brachen wurde nun 
häufiger auch mit ökonomischen Kalkülen 
verbunden. Entscheidend für diese Wende 
zur ökonomischen Inwertsetzung war, dass 
Zwischennutzungen nicht länger lediglich 
als Problemlösung verhandelt wurden, son-
dern als Standortfaktoren für die personen-
gebundene Ressource Kreativität. In diesem 
Zusammenhang lag es sehr nahe, dass die 
bunten, kontrastreichen kulturellen Projek-
te als besonders attraktiv für junge Kreative 
wahrgenommen wurden. Das Verfahren er-
möglichte Start-Ups aus dem Feld der Krea-
tivwirtschaft zudem einen kostengünstigen 
und unbürokratischen Unternehmensein-
stieg. Durch die neue Bedeutungszuschrei-
bung aus dem Diskurs der kreativen Stadt 
wurde der Diffusionsradius der Innovation 
erheblich erweitert: Unter anderem sollten 
Zwischennutzungen in der Folge auch für 
prosperiende Städte relevant werden.

Stabilisierungsphase: Weitere Verbreitung 
und Normalisierung

Der Diskurs um die kreative Stadt nahm 
in Deutschland schnell Fahrt auf, auch be-
fördert durch die neue „alte“ Hauptstadt.         
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In vielen Studien wurden insbesondere die 
diesbezüglichen Potenziale Berlins her-
vorgehoben (z. B. Ebert/Kunzmann 2007). 
Verschiedene, sich überlagende Diskurse 
legitimierten die planerische Option von 
temporären Raumnutzungen. Auch die 
Berliner Politik und Verwaltung machte 
sich diese Sicht zu eigen und deutete kre-
ative Branchen als Chancen – und damit 
auch die atmosphärische Kraft der inzwi-
schen bunten Vielfalt der lokalen Zwischen-
nutzungslandschaft als Gegenstand eines 
diesbezüglichen Placemarketings (Colomb 
2011). Nachdem Mitarbeiter von Urban Ca-
talyst bereits im Jahr 2003 von der Abteilung 
für Freiraumplanung der Berliner Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung zu einer 
intern verwendeten Studie zu temporären 
Nutzungen beauftragt worden waren, er-
weiterte man die Kooperation für die Publi-
kation Urban Pioneers (vgl. SenStadt 2007). 
Bestehend aus einer Projektdokumenta
tion zu Berliner Zwischennutzungsprojek-
ten, explorativen Texten zu unterschiedli-
chen Diskursthemen und einer Anleitung 
für Zwischennutzer – dies in Deutsch und 
Englisch – erreichte das Buch eine breite 
Leserschaft. In Inhalt und Form war Ur-
ban Pioneers eine bis dato ungewöhnliche 
Veröffentlichung der Berliner Verwaltung. 
Den temporären Nutzungen gab das Buch 
deutlichen Rückhalt: In der Folge ließen 
zahlreiche andere Städte Berichte zu Zwi-
schennutzungen und kreativen Räumen er-
stellen, darunter Hamburg, Karlsruhe und 
Augsburg.

Flankierung durch  
nationale Stadtentwicklungspolitik

Auch in der zweiten Hälfte der 2000er Jah-
re zeigten das Bundesministerium und 
nachgeordnete Institute andauerndes In-
teresse am Thema Zwischennutzung. Über 
das Forschungsprogramm „Experimentel-
ler Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt) 
wurden nun weitere bundesweite Studien 
finanziert. Das Ministerium veröffentlichte 
deren Ergebnisse auf Webportalen, im Rah-
men von Veranstaltungen und Veröffent-
lichungen oft kostenfrei und veranschau-
lichte insbesondere die Nutzungsvielfalt 
temporärer Räume. Beispielhaft hierfür ist 
das Projekt „Zwischennutzungen und Ni-
schen im Städtebau“ (BMVBS/BBR 2008), 
über das das BBSR selbst schrieb: „Das 
ExWoSt-Projekt hat das Thema Zwischen-

nutzung politikfähig gemacht“ (Fuhrich 
2011: 430). Während Zwischennutzungen 
in Städten im Osten Deutschlands bereits 
verbreitet waren, machte auch die „Advo-
katentätigkeit“ der nationalen Ebene sie 
für andere Teile der Bundesrepublik inte-
ressant. Sicherlich hatten dazu ebenfalls 
Erfahrungsaustausche zu den Stadterneu-
erungsprogrammen Stadtumbau-Ost und 
Stadtumbau-West beigetragen (z. B. Inno-
vationsagentur Stadtumbau NRW 2008).

Zwischennutzung in  
prosperierenden Städten

Insbesondere in den vergangenen fünf 
Jahren werden Zwischennutzungen auch 
in vielen Städten mit stabiler Wirtschaft 
in Planungsverfahren eingebunden und 
gefördert. Ein gutes Beispiel ist die Stadt 
Stuttgart, wo seit 2012 ein in der Wirt-
schaftsförderung angesiedelter Service 
„Leerstands- und Zwischennutzungsma-
nagement“ vermittelt und berät. Während 
kreative Räume als immer wichtigere Stand-
ortfaktoren für städtische Lebensqualität 
und eine innovationsorientierte wirtschaft-
liche Entwicklung verstanden werden, be-
steht Einigkeit darüber, dass Kreatitvität mit 
dem bestehenden Regelwerk der Planung 
nur schwer zu organisieren ist. Die Wert-
steigerung von Zwischennutzungen basiert 
also auch auf dem Mangel an Alternativen 
zur Gestaltung kreativer Stadträume.

Die Stabilisierungsphase zeichnet sich zu-
dem durch die Professionalisierung unter-
schiedlicher Akteure aus. Wie in Stuttgart, 
Wuppertal oder Bremen schaffen Städte 
etwa verwaltungseigene Strukturen oder 
beauftragen spezialisierte Externe zur Be-
ratung und Realisierung von Zwischennut-
zungen. Ein weiteres, besonderes Bespiel 
war die Entwicklung des Flughafengeländes 
in Berlin Tempelhof. Dort sollten ausgewie-
sene Flächen zur Zwischennutzung die ge-
planten Folgenutzungen vorbereiten. Dazu 
wurden in einem aufwändigen Verfahren 
über zwei Instanzen geeignete Zwischen-
nutzungsprojekte ausgewählt. Eine Pro-
fessionalisierung fand auch auf Seiten der 
Nutzer statt: Besonders erfolgreiche Zwi-
schennutzungsinitiativen bzw. -unterneh-
men konnten ein regelrechtes Know-how 
generieren und wenden dieses teilweise an 
mehreren Orten gleichzeitig an, sozusagen 
als „professionelle Pioniere“. Zudem verste-
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Das Stuttgarter Projekt „Fluxus“ (2014): eine Einkaufspassage in Zwischennutzung	 Fotos: Thomas Honeck

Urbane Gemeinschaftsgärten in Zwischennutzung – die Prinzessinnengärten 
in Berlin-Kreuzberg
Foto: Thomas Honeck

hen immer mehr Unternehmer temporäre 
Nutzungen als geeignete strategische Lö-
sungen im Rahmen ihrer Flächenentwick-
lung und lassen teils große Grundstücke 
mit Zwischennutzungen bespielen.

Angeregt durch die planungspraktischen 
Erfahrungen, diversifizierte sich seitdem 
die Auseinandersetzung mit dem Thema 
Zwischennutzung. Auch diese Ausdiffe-
renzierung kann als Anzeichen einer Sta-
bilisierung verstanden werden. Temporäre 

Raumnutzungen werden häufig im Zusam-
menhang mit neuartigen Formen der Par-
tizipation verhandelt. Damit verbunden 
bekommt ein Thema mit Wurzeln in der 
Landschaftsarchitektur nun mehr Aufmerk-
samkeit: Urbane Gemeinschaftsgärten ent-
wickeln sich zu immer beliebteren Quar-
tierselementen. Ein weiteres Beispiel ist die 
Integrations- und Jugendarbeit im Rahmen 
von Zwischennutzungsprojekten, die insbe-
sondere die bundespolitische Ebene anregt.

Kritik und Erneuerungen

Die beschriebene Entwicklung kann als eine 
planerische Normalisierung von vormals 
wilden Raumnutzungen verstanden wer-
den. Mit dieser tritt das Dilemma der Ver-
bindung zweier Akteurskreise mit generisch 
sehr unterschiedlichen Intentionen wieder 
stärker an die Oberfläche: Die rational ge-
prägte, sich an voraussehbaren Szenarien 
orientierende Planung trifft auf experimen-
tierende und selbstbestimmt agierende 
Raumnutzer. Diese Kritik unterschiedlicher 
Positionen führte zu Erneuerungen des Ver-
fahrens – in der hier gewählten Perspektive 
also zu Prozessinnovationen.

Ernüchterung in ehemaligen Hochburgen 
der Zwischennutzung

Viele Konflikte hängen mit dem Inkrafttre-
ten der immanenten zeitlichen Befristung 
zusammen. Insbesondere an jenen Orten 
mit zuvor besonders geeigneten Bedingun-
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gen für temporäre Nutzungen – und damit 
auch mit zentraler Relevanz für den bishe-
rigen Innovationsprozess – stehen seit ei-
nigen Jahren deutlich weniger Räume für 
diese Projekte zur Verfügung. So macht die 
Euphorie der Entstehungs- und Fermentie-
rungsphase in Teilen einer Ernüchterung 
Platz. In Städten wie Berlin fallen gerade 
die als erfolgreich wahrgenommenen Pro-
jekte jenen Potenzialen zum Opfer, die die 
Planung vielfach mit ihnen anregen wollte. 
Sie scheitern somit in gewisser Weise an 
ihrem eigenen Erfolg (Kil 2013). Interviews 
zeigen, dass sich (ehemalige) Zwischen-
nutzer von Stadtverwaltungen betrogen 
fühlen, wenn diese sie hilflos den Logiken 
des Marktes aussetzen, nachdem sie ihren 
vorgesehenen Dienst getan haben. In der 
Literatur werden Zwischennutzer in dieser 
Phase auch als von der Planung eingesetz-
te Lückenbüßer beschrieben, die sich der 
Selbstausbeutung aussetzten (Blume 2007). 
Zwischennutzungen werden als „Aufwer-
tungsmotoren“ bezeichnet, was vermehrt 
Fragen aufwirft: „Kann man über Zwischen-
nutzungen schreiben, ohne von Gentrifi-
zierung zu reden?“ (Girgert 2013: 1). Planer 
und Grundstückseigentümer könnten pro-
minente Konfliktfälle, wie den einleitend 
benannten Volksentscheid gegen eine Be-
bauung des Tempelhofer Feldes, zum An-
lass für einen zurückhaltenderen Umgang 
mit Zwischennutzungen nehmen.

Innovationen der Innovation?

In Reaktion darauf haben einige Zwischen-
nutzer und Planer ihre Strategien geändert. 
Ein interessantes Beispiel für eine solche 
Weiterentwicklung ist das Berliner Pro-
jekt „Holzmarkt“, in dem eine Stiftung ein 
brachliegendes Gelände erworben hat und 
es nun an die ehemaligen Zwischennutzer 
über einen langfristigen Zeitraum verpach-
tet. Diese Kooperation ermöglicht die Ent-
wicklung einer neuartigen Mischung aus 
kurz- und langfristigen, aus tendenziell 
öffentlichen und privaten Nutzungen. Das 
Beispiel und andere Projekte in der Praxis 
machen neugierig auf vielfältige Weiterent-
wicklungen des Phänomens, das hier als 
Zwischennutzung untersucht wird.

Abschließende Betrachtung

Der eher nüchterne Begriff der Zwischen-
nutzung impliziert einen ausgeprägten ra-
tionalen und planerischen Anspruch, der 
nicht selten im Gegensatz zu seiner Realität 
steht: Denn temporäre Raumnutzungspro-
jekte erscheinen in der Praxis oft im bunten 
Gewand alternativer Lebensentwürfe. Hier 
aber liegen seine Ursprünge. Die einstigen 
Epizentren alternativen Lebens sind strate-
gisch in die Planung eingebettet worden. In 
diesem Beitrag werden die Wege, auf denen 
dies passierte, ebenso beleuchtet wie die 
Art und Weise, wie dies geschah. Die Ent-
stehung, Institutionalisierung und Verbrei-
tung eines neuen planerischen Umgangs 
mit temporären Nutzungen in Deutschland 
werden als ein Prozess sozialer Innovation 
untersucht. Insbesondere stellt dieser Ar-
tikel die raumzeitlichen Strukturen sowie 
das intentionale Handeln von prägenden 
Akteuren dar.

Der Innovationsprozess wird dazu in fünf 
Phasen gegliedert. In einer Latenzphase, 
beginnend in den 1960er Jahren, mach-
ten vorwiegend Wissenschaftler und Akti-
visten auf Missstände im Planungssystem 
aufmerksam und regten Lösungen an. 
Daran schloss eine Enstehungsphase an, 
in der Nutzer zunächst Pionierprojekte in 
Kooperation mit privaten Grundstücks-
eigentümern umsetzten. Internationale 
Bauausstellungen boten in dieser Phase 
Rahmen für erste planerische Experimente 
mit Zwischennutzungen. Angesichts immer 

Das Berliner Holzmarkt-Projekt: Innovation der Innovation?
Foto: Thomas Honeck
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alarmierenderer Auswirkungen des Struk-
turwandels schufen visionäre Planer um 
die Jahrtausendwende erstmals fördernde 
Bedingungen für temporäre Raumnutzun-
gen auf öffentlichen und privaten Grund-
stücken in ostdeutschen Städten wie Leip-
zig und Berlin. Während einer Phase der 
Fermentierung wurden die Ergebnisse re-
flektiert: Wissenschaftler bereiteten die Er-
fahrungen aus der Praxis zunächst explora-
tiv, später analytisch auf und generierten so 
Erkenntnisse für weitere Institutionalisie-
rungen. Politisch gewollte Innovationsför-
derungen wie durch das Programm ExWoSt 
promovierten das vormals Experimentelle. 
In der Folge wurde die Planungsinnovati-
on in einer Stabilisierungsphase „vertikal“ 
befördert, um dann eher top-down geprägt 
in unterschiedliche lokale und funktionale 
Kontexte zu rieseln. Auch in kleineren und 
prosperierenden Städten nahmen kommu-
nalpolitische Akteure und Planer tempo-
räre Nutzungen in der Folge als Potenziale 
wahr, passten das Modell an örtliche Be-
dingungen an und kreierten so lokale Va-
riationen. Charakteristisch für diese Phase 
sind weitere Institutionalisierungen wie 
beispielsweise die Einrichtung von kom-

munalen Zwischennutzungsagenturen. Mit 
der planerischen Normalisierung temporä-
rer Raumnutzungen geht eine Kritik beson-
ders von Wissenschaftlern und Journalisten 
einher. In Reaktion darauf sind eine Reihe 
neuer Projekte als „Innovationen der Inno-
vation“ zu beobachten.

Während des gesamten Innovationsprozes-
ses fällt auf, dass besonders gut vernetzte 
Schlüsselfiguren zentrale Rollen einnah-
men. Daneben entstanden an wesentlichen 
Stellen neue Koalitionen, so zum Beispiel 
zwischen Stiftungen und Zwischennutzern. 
Die Stadt Berlin war aufgrund günstiger 
struktureller Bedingungen (z. B. viele Frei-
flächen, viele Kreative) über den gesamten 
untersuchten Zeitraum hinweg ein wich-
tiger Ort. Abschließend bleibt die große 
Bedeutung realer Experimente und ihrer 
selbstverstärkenden Effekte zu betonen: In 
Projekten wurden temporäre Raumnutzun-
gen sowie innovatives Planungshandeln mit 
Zwischennutzungen sicht- und erlebbar. 
Sie provozierten neuartige Raumbilder – 
und regten über diese Diskurse zu weiteren 
Zwischennutzungen an.
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X-Town 2025 – Ein Szenario 
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Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) 
im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR) 

Zielte die Stadtentwicklung des 20. Jahrhunderts auf die Regulierung aller Aktivitäten, so 
stützt sich die Stadtentwicklung im noch jungen 21. Jahrhundert immer mehr auf die Stär-
kung und Freisetzung der Selbstorganisationskräfte und der Kreativität der Stadtgesell-
schaft. Schenkte die Industriegesellschaft der Regelung des Alltags, der Institutionalisierung 
des Sozialen und der Vermehrung und Sicherung des Eigentums die höchste Aufmerksam-
keit, so konzentriert sich die postindustrielle Stadt der Wissensgesellschaft auf die Befrei-
ung von Regeln, den Zugang zu Räumen und Möglichkeiten und die Nutzung von Flächen 
durch Viele. Das Phänomen der Zwischennutzungen ist dafür ein besonders prägnantes 
Zeichen, jedoch längst nicht das Einzige.

Wie wird sich Stadtplanung in der Zukunft vollziehen? Welche Werte und Grundsätze und 
welche Akteure werden bei der Gestaltung und Aneignung von Räumen eine Rolle spielen? 
Wie wird das Verhältnis zwischen Bürgern und Verwaltung aussehen? Im folgenden Szena-
rio für das Jahr 2025 wird deutlich, was es heißt, Planung stärker als Nicht-Planung sowie 
Nichtwissen und Unschärfe, Improvisation und Loslassen als wichtige Orientierungswerte 
zu begreifen. In X-Town, einer Stadt mitten in Europa, wurden alte Grundsätze der Pla-
nung revidiert und neue Modelle und Instrumente entwickelt, durch die informelle Aktivi-
täten und ihre Akteure stärker zu Trägern von Stadtentwicklungsprozessen geworden sind.

17. August 2025, X-Town, eine Stadt am 
Rande des Ruhrgebiets. Heiß steht die Luft 
in den Straßen. Erst spät am Abend wird es 
ein bisschen angenehmer werden. Ohne die 
großen Waldinseln wäre es hier unerträg-
lich. Trotzdem sind auch jetzt, um drei Uhr 
nachmittags, die Straßen voller Menschen. 
In allen Erdgeschossen herrscht geschäfti-
ges Treiben. Zwischen Wohn- und Gewer-
begebieten, Innenstadt und Vororten breitet 
sich ein Kontinuum der Lebendigkeit aus, 
mal dichter, mal lockerer, mal ruhiger, mal 
wilder. Viele ältere Menschen prägen das 
Straßenbild, doch auch Kinder und Jugend-
liche sind in den autofreien Straßenräumen 
unterwegs. Eine andere Stadt ist das, eine 
offenere und informellere: eine Stadt, in der 
die Gemeinschaft zählt. Eine Stadt auch, die 
sich immer wieder neu definiert. Und das, 
obwohl die städtebauliche Grundstruktur 
kaum verändert wurde. Grundlegend ge-
ändert hat sich seit noch nicht einmal acht 
Jahren der Umgang mit den städtischen 
Räumen in X-Town. 

Die Vision, die in X-Town umgesetzt wurde, 
war Ende des 20. Jahrhunderts in Industrie
ländern Mitteleuropas und Nordamerikas 
entstanden und an kleinen Beispielprojek-

ten erprobt worden. Über lange Zeit wurde 
das damit verbundene neue Verständnis al-
lerdings nicht als Gesamtstrategie gesehen, 
sondern als punktuell eingesetztes Hilfs-
mittel, um Phasen der Krise zu überdauern. 
So nutzten vor allem stark schrumpfende 
Städte oder Städte mit großen Industrie
brachen die Möglichkeiten des Informellen, 
ließen Akteure aus dem Kultur- und Krea-
tivbereich einzelne leer stehende Industrie-
hallen umnutzen, die diese Areale für die 
Stadtbewohner öffneten und daraus neue 
positiv besetzte Orte machten. Selbst als 
immer klarer wurde, dass viele Leerstän-
de auch auf längere Sicht nicht mit kon-
ventionellen Mitteln zu aktivieren waren, 
scheuten die Regierungen noch davor zu-
rück, diesen Weg zu einem Leitbild für die 
Stadtentwicklung zu erheben und systema-
tisch zu verfolgen. Erst recht wurden Pro-
bleme wie die Integration von Migranten, 
die Flächeninanspruchnahme durch den 
Individualverkehr oder die mangelnde Er-
neuerung von Wirtschaftsstrukturen nicht 
mit den Potenzialen des Informellen Urba-
nismus in Verbindung gebracht.

Gleichzeitig wurde schon seit geraumer 
Zeit der Eindruck immer stärker, dass die 
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Zivilgesellschaft in den Startlöchern stand. 
Gärtner, Radfahrer, Kreative, junge Familien 
und andere Bürger wurden aktiv, versuch-
ten sich an Raumaneignungen oder poli-
tischer Mitsprache. Doch auch in diesen 
Gruppen wurde nicht ernsthaft über um-
fassende Lösungen diskutiert. Stattdessen 
verwies man immer weiter auf den Staat, 
der aber ein klares Signal für den Einstieg in 
einen Informellen Urbanismus vermissen 
ließ. Dies änderte sich erst, als die Region 
um X-Town im Herbst 2018 nach einem 
Bürgerentscheid zur Sonderzone „Experi-
mentelle Raumnutzung“ erklärt und damit 
zum Partner im weltweiten Netzwerk von 
über 100 X-Towns wurde. Dieses Netzwerk 
besteht aus Städten des globalen Nordens 
und Südens, die sich hier über ihr ganz 
unterschiedliches Verständnis eines Infor-
mellen Urbanismus und über Instrumen-
te einer zukunftsfähigen Stadtentwicklung 
austauschen. Lernen die Städte des Nor-
dens von den Erfahrungen des Südens in 
Bezug auf eine breite Informalisierung des 
städtischen Lebens, so bringen sie selbst 
ihr Staatsverständnis im Sinne einer Gover-
nance des Informellen in das Netzwerk ein. 

Unmittelbar nach Ausrufung der Sonder
zone wurden in X-Town einige Verordnun-
gen erlassen, Experimentierklauseln in Ge-
setze eingeführt (z. B. eine Aufhebung der 
Nutzungstypologie der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO)), einengende Festlegungen 
in Plänen abgeschwächt, andere Regelun-
gen verschärft und damit insgesamt die So-
zialbindung des Eigentums gestärkt. Rasch 
wurde dann im Rahmen einer umfassen-
den Strategie eine Reihe neuer Instrumente 
eingeführt, um die Aneignung von städti-
schen Räumen durch die Zivilgesellschaft 
zu erleichtern. Dabei wurde das Eigentum 
an Grund und Boden nicht grundsätzlich 
in Frage gestellt. Der Gemeinschaft wurden 
aber konkrete Gelegenheiten zur Mitbe-
stimmung und für einen leichteren Zugang 
eingeräumt. Von der Gemeinschaft defi-
nierte Ziele werden viel direkter als früher 
in Anreize zum Handeln übersetzt. Dieser 
Ansatz fördert selbstbestimmtes zivilge-
sellschaftliches Engagement und kommt so 
auch jenen Kommunen entgegen, die sich 
in schwierigen Finanzsituationen befinden. 
Sie gewährleisten nur noch die zentralen 
Infrastrukturangebote während die zivilge-
sellschaftlichen Träger über ihre Projekte 
selbst entscheiden.

Ein wichtiger Aspekt in X-Town ist die Öff-
nung von Stadtentwicklungsprozessen für 
die Kreativität neuer Akteure aus der Zivil-
gesellschaft. Zwar war dem Titel nach „Kre-
ativität“ schon seit Beginn des Jahrhunderts 
als Standortfaktor erkannt und so auch 
Richtschnur vieler Stadtentwicklungskon-
zepte. Doch wurde diese zumeist nicht bei 
den Bürgern gesucht, sondern im Umfeld 
von Künstlern und Medienschaffenden. 
Nach der Trendwende wird in X-Town nun 
ein breiteres Verständnis vom kulturellen 
Kapital einer Stadt verfolgt, das die krea-
tiven Energien und den Pioniergeist beim 
Quartiersbewohner und beim lokalen Un-
ternehmer sucht. Dies erforderte eine Neu-
orientierung vor allem auch der institutio-
nellen Akteure: Ämter, Planungsgremien, 
Stadtbetriebe. Sie alle mussten ihre Stereo-
type von der passiven Bürgerschaft aufge-
ben – und ebenso die Macht der alleinigen 
Steuerung des Gemeinwesens.

Für seine Mitwirkung in der Stadtgesell-
schaft steht jedem einzelnen Bürger von 
X-Town nun deutlich mehr Zeit für Enga-
gement und Selbstentfaltung zur Verfügung 
als früher. Das beginnt schon in der Kind-
heit: Der Unterricht in den Schulen wurde 
auf ein Minimum verringert, die Anwesen-
heitspflicht nahezu vollständig aufgehoben. 
Dafür schwärmen junge Menschen jeden 
Morgen in die Stadtviertel aus, betätigen 
sich dort ganz praktisch und lernen im und 
am Alltag. In Unternehmen und Läden, in 
Gemeinschaftsräumen und Wohnungen 
treffen sie auf X-Coachs, die als Ansprech-
partner fungieren, ihnen auf der Suche nach 
sinnvollen Einsatzfeldern weiterhelfen und 
die vielen entstehenden Projekte und Ideen 
bündeln und koordinieren. Aus Do-it-your-
self-Projekten sind auf diese Weise schon 
vielfältige dezentrale Lernorte entstanden, 
an denen Fachleute ihr Wissen weitergeben 
und gemeinsam mit Interessierten weiter-
entwickeln. Diese Lernorte entstehen z. B. 
in gemeinschaftlich orientierten Projek-
ten wie Allmenden oder Lernbauernhöfen. 
Aber auch unternehmerische Projekte wie 
ein Bioladen oder ein Marktforschungsins-
titut sind geeignete Lernorte für Kinder und 
Jugendliche. Die Schüler von X-Town er-
werben ihre Kompetenzen über das Mitwir-
ken in den Projekten beiläufig und immer 
in Verbindung mit realen Anwendungen. 
Der Rest des Lernens läuft über das Internet 
– und auch hier ermöglicht die mediale Ver-
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netzung, dass Austausch und Interaktion 
mittlerweile eine größere Rolle spielen als 
das Reproduzieren eines Lern-Kanons. Auf 
mobilen Geräten und in den auf die Stadt 
verteilten Lernoasen bestehen vielfältige 
Möglichkeiten für vertiefende Recherchen. 
Bildung ist mehr und mehr zu einer Sache 
Aller geworden, von Jung und Alt, verteilt 
über die ganze Stadt. Vermittelt werden 
bereits ganz früh die wichtigen Werte von 
X-Town: Verbundenheit mit der Gemein-
schaft, Netzwerkfähigkeit, Lernintelligenz 
und Kreativität.

Viele weitere Maßnahmen in unterschied-
lichen Handlungsfeldern der Stadtentwick-
lung haben dazu geführt, dass sich das Le-
ben und die Verfügbarkeit von städtischem 
Raum in X-Town grundlegend verändert 
haben. Dies betrifft u.a. die Beschränkung 
des motorisierten Individualverkehrs, die 
Einrichtung von dezentralen E-Mobili-
tätsstationen, Mitnutzungs- und Tausch-
zentralen für Wohnungen, Fahrzeuge und 
Werkzeuge, aber auch die Nutzung der  
Digitalisierung des täglichen Lebens für 
eine stärkere politische Teilhabe und neue 
Demokratiemodelle. 

Leerstand beleben:  
Reviver entwickeln Nutzungen 

Die Stadtentwicklung in X-Town profitiert 
und lebt von den Bewohnern, die in den 
letzten Jahren eine immer stärker werden-
de Community aufgebaut und eine Vielzahl 
gelebter Alternativen zur früheren Stadt-
entwicklung entwickelt haben. Damit hat 
sich eine Veränderung der Stadtgesellschaft 
vollzogen und es sind – ausgelöst durch ei-
nen neuen Umgang mit dem städtischen 
Raum – andere Lebens- und Arbeitsformen 
entstanden. Sichtbare Zeichen sind soli-
darische Ökonomien und neue Finanzie-
rungsmodelle, die zivilgesellschaftlichen 
Gruppen die Möglichkeit zu eigenen In-
vestitionen geben. Grundlegende ökono-
mische Prinzipien wie Gegenseitigkeit und 
Subsistenz wurden (wieder)entdeckt. Und 
viele Menschen öffnen ihr Eigentum auch 
für andere und erlauben den freien Zugang 
zu Raum, Informationen, Musik, Filmen 
und Infrastrukturen. Tauschbörsen und Re-
gionalhandel verwandeln das Alltagsleben. 
Wichtigstes neues Prinzip ist aber, dass die 
Menschen sich gegenseitig helfen und un-

terstützen, soweit es dem Einzelnen jeweils 
möglich ist. 

Was bedeutet das für den Umgang mit 
Raum? Das Verständnis von Eigentum hat 
sich gewandelt und man nimmt den Grund-
satz, dass „Eigentum verpflichtet“ und dass 
jeder Bewohner eine soziale Verantwor-
tung hat, sehr ernst. Darum wurde die So-
zialpflichtigkeit des Eigentums in städte-
baulicher Hinsicht z. B. durch den neuen 
„Revive-Paragraphen“ (BauGB, Besonderes 
Städtebaurecht, Städtebauliche Gebote, 
§  176b: Öffnungsgebot) konkretisiert: Ste-
hen Gebäude oder Grundstücke mehr als 
drei Monate leer oder befinden sie sich in 
einem verwahrlosten Zustand, so können 
sie von „Revivern“ okkupiert werden. Alle 
Interessenten können sich auf einer Inter-
net-Plattform registrieren und über das von 
der Community selbst gepflegte Revive- 
Kataster für die Nutzung einer Fläche be-
werben. Erhalten sie den Zuschlag, so sind 
sie legitime Zwischennutzer. 

Eine besondere Form des Revivements 
sind die Cross-Age-WGs, in denen Senio-
ren ihre zu groß gewordenen Immobilien 
mit Interessenten teilen. Entgegen der ur-
sprünglichen Erwartungen, wird die Auf-
nahme mindergenutzter Wohnungen in das 
Revive-Kataster von den meisten Senioren 
durchaus positiv interpretiert. Sie haben 
erkannt, dass die Öffnung von Teilen ihrer 
Wohnungen für andere Nutzer auch ihr 
Leben an andere (jüngere) soziale Grup-
pen anschließen kann. So entstanden aus 
dieser Verpflichtung schnell generationen-
übergreifende Raumnutzungen – mit ganz 
unterschiedlichen Facetten. Denn die Se-
nioren haben die Chance, über die Anga-
be ihrer Fähigkeiten und Bedürftigkeiten 
auf der Internetplattform genau passende 
Mitbewohner zu finden. So zieht bei der 
Ziehharmonika-Spielerin eine Folk-Band 
ein, beim pensionierten Schreiner eine De-
signer-Gruppe und beim Gehbehinderten 
ein passionierter Jogger, der beim Training 
den Rollstuhl gleich mitschiebt.

Die Einschränkung des Eigentumsrechts 
hat in X-Town also viel bewegt: Eigentümer 
übernehmen seither mehr Verantwortung 
für ihre Immobilien und investieren mehr 
in die Sanierung. Dies hat auch die lokale 
Bauwirtschaft angekurbelt. Zudem ist es 
in X-Town viel einfacher geworden, Leer-
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stände zwischen zu nutzen. Dadurch hat 
vor allem die soziokulturelle Szene einen 
Aufschwung erhalten und es gibt nun viele 
Kulturveranstaltungen in Leerständen und 
auf Brachen. Kostengünstiger Wohnraum 
entsteht z. B. für Studenten, da in den Leer-
ständen auch temporäres Wohnen ermög-
licht wird.

Diese neue Sichtweise auf städtischen 
Raum erfordert auch ein neues Planungs-
verständnis: die klassische Stadterneuerung 
hätte die ungeordneten Zwischenräume 
überplant und möglichst rasch einer neu-
en Verwertung zugeführt. Selbst angesichts 
fortschreitenden Klimawandels war das 
mühsam erkämpfte Leitbild der Innenent-
wicklung zu stark, um Leerräume freizu-
halten und für Nutzungsexperimente und 
gemeinschaftliche Ansätze zu reservieren. 
Erst das in X-Town angewendete „Dornrös-
chen-Prinzip“ erlaubt es nun vielen „Prin-
zen“, diese leeren Räume durch kreative 
Aneignungen „wach zu küssen“. 

Im leeren Zentrum: neue Räume  
für die Gemeinschaft 

Solche freien Räume gibt es nicht mehr 
nur in einigen schrumpfenden Städten, sie 
sind ein Phänomen, das seit ein paar Jah-
ren auch in prosperierenden Städten das 
Bild prägt. Denn im Jahr 2015 hatte ein ra-
santer Strukturwandel in den Innenstädten 
begonnen: nach der Veröffentlichung einer 
Studie über die absehbaren Auswirkungen 
des Online-Handels war das Vertrauen der 
Banken in den innerstädtischen Einzelhan-
del endgültig geschwunden. Die Geldhähne 
wurden zugedreht … und wie beim Domi-
no kippte ein Filialist nach dem anderen in 
die Pleite. Selbst in Nebenzentren standen 
schon nach wenigen Monaten mehr als die 
Hälfte aller Ladenlokale leer. Eigentümer 
und Stadtplaner suchten noch eine Zeit 
lang nach Lösungen, ohne sich eingestehen 
zu wollen, dass traditionelle Lösungen, die 
die eine rentable Lösung durch eine andere 
ersetzten, nicht mehr zu finden waren. Dies 
war auch in X-Town nicht anders. Erst die 
Wende drei Jahre später ermöglichte einen 
grundsätzlichen Wandel, der neue Ideen für 
die Innenstadt zuließ. 

Den Durchbruch ermöglichte schließlich 
eine Austauschveranstaltung des X-Town-

Netzwerks in den USA, wo vor dem Hin-
tergrund brachgefallener Shopping-Center 
in einer laborähnlichen Situation das neu-
artige Prinzip eines „Community Improve-
ment Districts“ (CID) erprobt worden war. 
Schnell wurde auch die Innenstadt von 
X-Town als CID gewidmet, in dem leerste-
hende Großimmobilien von der Kommune 
übernommen wurden und die Eigentümer 
sich auf gemeinsame Leitlinien einigten. 
Bestehende planungsrechtliche Festlegun-
gen wurden aufgehoben und so entstand 
ein vollkommen entwicklungsoffener Be-
reich, indem nur eine Regel gilt: Alle Um-
nutzungsprojekte müssen zumindest in der 
Erdgeschosszone einen gemeinschaftlichen 
Ansatz aufweisen. Der Bau gemeinschaftlich 
nutzbarer Küchen, offener Werkstätten, von 
Spielräumen und Co-Working Spaces und 
anderen Gemeinschafsträumen wird aus 
einem Community-Fonds gefördert. Alles 
kann hier geteilt werden. Und das Faszinie-
rende an dem sich ausbreitenden Sharing 
ist die damit verbundene Veränderung der 
gesamten Lebensweise: Der Mensch rückte 
wieder in den Mittelpunkt. Um Dinge oder 
Dienstleistungen zu teilen, muss man mit-
einander kommunizieren und interagieren. 
Zudem geht der Austausch von Dingen 
meist mit ökonomischen und ökologischen 
Vorteilen einher. Die meisten Menschen 
begannen zu teilen, weil sie einen ökono-
mischen Vorteil sahen. Dann aber machten 
viele die Erfahrung, dass der Wert des Tei-
lens weit darüber hinausgeht: Das Soziale 
daran erzeugt Verbundenheit, macht Freu-
de und stiftet Sinn. Weil es bisherige Um-
gangsformen in Wirtschaft und Gesellschaft 
radikal verändert, ist dieses Teilen nicht zu-
letzt auch ein politischer Akt – ohne sich im 
traditionellen Parteienspektrum einordnen 
zu lassen. Geld verliert an Wichtigkeit, und 
statt des üblichen Misstrauens entsteht Ver-
trauen. So hat sich vom CID aus in X-Town 
eine neue Kultur des Teilens herausgebil-
det, die die sozialen Medien, die techni-
schen und partizipativen Möglichkeiten des 
Web 2.0 und die ubiquitäre Verbreitung von 
Smartphones nutzt, sich vor Ort aber ganz 
untechnisch im Austausch von Gegenstän-
den und Kompetenzen äußert – vom Bügel-
eisen bis zum Tanzkurs. 

Und die so entstandenen Orte bieten nicht 
nur die Gelegenheit zum Treffen und zum 
Austausch. Ebenso wichtig ist, dass sie 
durch ihre Offenheit zivilgesellschaftliches 
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Engagement und Experimente abseits oder 
in Ergänzung zu den traditionellen Versor-
gungsstrukturen zulassen. So ergibt sich 
eine Verknüpfung mit produktiven Tätig-
keiten, durch die sich Konsumenten zu 
Produzenten entwickeln, die Waren herstel-
len, reparieren oder transformieren. Vom 
Verbraucher werden sie zum Instandhalter, 
Designer, Dienstleister, Vermittler. So sind 
diese Räume zu Katalysatoren einer neuen 
Stadtgesellschaft geworden. Und was am 
Ende der konsum- und wachstumshungri-
gen Phase des lautstarken City-Marketings 
Ende des 20. Jahrhunderts kaum vorstell-
bar erschien: Die leeren Ladenlokale und 
Kaufhäuser in X-Town beginnen, sich zum 
neuen Standortfaktor zu mausern. In recht 
kurzer Zeit ist die Innenstadt wieder ein 
beliebter und belebter Teil der Stadt gewor-
den. Der innerstädtische Einzelhandel hat 
seine Struktur stark verändert, es gibt mehr 
inhabergeführte Geschäfte und Handwerks-
betriebe, die von dem dynamischen Umfeld 
profitieren. Und durch die gemeinschaft-
lichen Angebote ist die Innenstadt auch 
wieder zu einem attraktiven Wohnstandort 
geworden. 

Optionsräume in Neubauten und  
Neubaugebieten

Im Rahmen der Gesamtstrategie hat sich 
in X-Town auch das Bauordnungsamt eine 
Selbstbeschränkung auferlegt. Die Rolle der 
Stadt geht immer mehr in Richtung Media-
tion und bewegt sich weg von Regeln und 
Dogmen, hin zur diskursiven Behandlung 
von Einzelfällen und der Vorgabe, diese im 
Sinne der zivilgesellschaftlichen Akteure 
zu lösen. Die Mitarbeiter des Amtes tragen 
deshalb plakative T-Shirts mit dem neuen 
Slogan des Amtes: „O.k., why not!“ 

Wenn ein neues Gebäude entstehen soll, 
so befindet ein per Losentscheid besetzter, 
halbjährlich wechselnder Gestaltungsrat, 
der im Verhältnis 2:1 aus Nachbarn und 
Fachleuten besteht, über die finale Erlaub-
nis. Auf Basis eines neu eingeführten Bo-
nussystems haben Bauherren Anrecht auf 
eine verminderte Grundsteuer, wenn sie in 
ihren Gebäuden sogenannte Optionsräume 
vorsehen, die für die informelle Aneignung 
durch andere Bewohner X-Towns offenste-
hen. Die Höhe der Boni ist abhängig von 
Umfang und Qualität der bereitgestellten 

Optionsräume. Was für Optionen eröffnet 
werden, bleibt dem Einfallsreichtum der 
Bauherren überlassen; die Möglichkeiten 
reichen von der Öffnung des eigenen Gar-
tens an bestimmten Tagen über die Nutz-
barmachung kleiner Freiflächen für Kinder-
spiel, die Überlassung von Dachterrassen 
für Urban Gardening oder die Bereitstel-
lung von Ladestationen für E-Autos und 
Mobiltelefone bis hin zur Einrichtung eines 
Gästezimmers für kostenfreies Couchsur-
fing. Die Angebote werden eingespeist in 
das vive-Modul (für Neubauten) des Revi-
ve-Katasters, über das sie für alle Bewoh-
ner zugänglich sind. Bei der Einrichtung 
des Optionsraum-Systems hat sich X-Town 
vom bestehenden System der Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen im BauGB inspirie-
ren lassen. Nun werden nicht mehr nur die 
durch Neubauten verursachten Eingriffe in 
Natur und  Umwelt, sondern auch der da-
mit verbundene Verlust an freien Räumen 
gemessen und ausgeglichen. Das Bonus-
system hat seither schon viele Hausbesitzer 
dazu veranlasst, ihre Immobilie mit ande-
ren zu teilen oder neue Angebote für das 
Quartier zu schaffen. 

In größeren Neubaugebieten wird ein ähn-
liches Modell umgesetzt. Von Beginn an 
bilden Optionsräume unterschiedlichen 
Maßstabs die Grundlage der Planung und 
überlagern so die städtebauliche Struktur 
mit einem System aus gemeinschaftlich 
nutzbaren Räumen. Sie bilden die physi-
sche und stadtgesellschaftliche Grundlage, 
die dann nach und nach durch Wohn- und 
Arbeitsstandorte sowie Gemeinschaftsein-
richtungen ergänzt wird. So prägen infor-
melle Nutzungen von Anfang an den Cha-
rakter neuer Stadtteile, die hierdurch vor zu 
starker Einheitlichkeit gefeit sind. Die Orte 
mit ihren offenen Nutzungen bieten Anläs-
se für soziale Kontakte und Gemeinschafts-
bildung. Die hieraus entstehenden neuen 
zivilgesellschaftlichen Gruppen überneh-
men Verantwortung für die Entwicklung 
der Nachbarschaft und im Gestaltungsrat 
sowie über die Entwicklung eigener Projek-
te zunehmend auch Steuerungsaufgaben. 

Planung als Nicht-Planung: Just do it!

Während Bauleitpläne in X-Town inzwi-
schen kaum noch Bedeutung haben, spie-
len weichere Instrumente eine große Rolle. 
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Nicht eine naiv verstandene Funktionalität 
oder Konfliktarmut entscheidet darüber, 
wie lebendig oder attraktiv ein Viertel ist. 
Der Philosophie von X-Town entsprechend 
übt sich die Planung daher in Zurückhal-
tung und versucht, das Unbestimmte zu er-
halten und offene Räume zu schützen, weil 
in ihnen die Grundlage zivilgesellschaftli-
cher Initiative gesehen wird. Fast kann man 
nicht mehr von einer hoheitlichen Planung 
sprechen, denn viele Nutzungen in X-Town 
sind ja ständig in Bewegung. Eher sind es 
Kraftfelder, die entstehen, wachsen, sich 
verändern, an andere Orte wandern. Da 
die Eignung von Räumen für bestimmte 
Nutzungen stark mit ihrer Nachbarschaft 
zusammenhängt, dient die Darstellung in 
Planwerken weniger einer Festlegung für 
die Zukunft als der Erschließung der Ge-
genwart. In X-Town haben sich die Pla-
nungspraxis und die Rolle der Stadtplanung 
völlig geändert: Die Verantwortlichen in der 
Stadtverwaltung regeln und planen nicht 
mehr. Ihre Aufgabe ist es, Möglichkeiten 
und Potenziale für lebendigere Raumnut-
zungen in der Stadt zu identifizieren. Diese 
stellen sie in verschiedenen Eignungsplä-
nen mit Potenzialflächen dar, die nach dem 
Open Source-Prinzip mit den Bewohnern 
von X-Town zusammen erarbeitet werden. 
Diese aktuellen Informationen geben einen 
Überblick über die Nutzbarkeit und die so-
ziale Situation von Räumen, was die Mög-
lichkeit der Raumaneignung verbessert. 

Die Nutzung von Flächen wird von der Stadt-
verwaltung also nicht mehr über langwie-
rige Genehmigungsverfahren geregelt und 
beschieden. In der Vergangenheit hatte sich 
gezeigt, dass dieser Weg zu zeitintensiv ist 
und nicht flexibel genug auf die Bedürfnisse 
der zivilgesellschaftlichen Akteure reagieren 
kann. Aus diesem Grund ließ die Stadt über 
eine Programmierer-Gemeinschaft die App 
„Just do it“ entwickeln. Jeder Bürger, der an 
einer Flächennutzung interessiert ist, kann 
über die App schnell und einfach eine Aus-
wahl an Grundstücken finden. Im Gegensatz 
zu früher, kann er einen Zeitrahmen ange-
ben, den er für die Flächennutzung benötigt 
und zusätzlich auch, ob eine Mehrfachnut-
zung möglich ist. Eine Mehrfachnutzung 
kann sich z. B. auf die Nutzung von Stell-
plätzen mit Time Slots beziehen oder auch 
auf die Umwandlung von Flächen (morgens 
Schule oder Büro, abends Sportflächen, Dis-
ko oder Bandproberäume etc.). 

Viele Nutzungswünsche gerade von jünge-
ren und älteren Bewohnern beziehen sich 
auf einen konkreten Block oder ein Quar-
tier. Hier hilft die App mit einem Augmen-
ted Reality-Modul, das die reale Situation 
vor Ort mit Nutzungspotenzialen überlagert 
und wichtige Zusatzinformationen bereit-
stellt. Diese neuen Möglichkeiten haben in 
X-Town zu einer starken Nutzungskonzent-
ration und Flächeneinsparung geführt und 
außerdem die Unterhaltungskosten von 
Gebäuden gesenkt. Entscheidend für die 
Nutzbarkeit von Flächen ist aber, dass über 
die Just do it-App auch nach Gleichgesinn-
ten für ein Projekt gesucht werden kann. 
Die App verfügt daher über eine Schnitt-
stelle zum Vive/Revive-Kataster mit sei-
nen vielfältigen Informationen über offene 
Räume, zivilgesellschaftliche Gruppen und 
ihre Aktivitäten im Raum. Die unproblema-
tische Kontaktaufnahme über Videochat er-
laubt einen unmittelbaren Abgleich von In-
teressen mit anderen engagierten Akteuren. 
So sind vor allem auch informelle Aushand-
lungsprozesse beherrschende Elemente, 
die die Garantie dafür bilden, dass die vie-
len unterschiedlichen sozialen Gruppen in 
X-Town ihre Flächenansprüche möglichst 
konfliktfrei umsetzen können.

Informalität wertschätzen: der  
Informelle-Urbanitäts-Index und die 
creativity ratio one 

Etwa zeitgleich mit dem Paradigmen-
wechsel in X-Town hatte die EU ein neu-
es städtisches Leitbild veröffentlicht, das 
die Priorität von Lebensqualität, Persön-
lichkeitsentfaltung und Gesundheit vor 
Wachstum und materiellem Wohlstand 
formulierte. Darin wird Entwicklung von 
Wachstum getrennt und eine integrative 
Sicht auf Stadtentwicklung umgesetzt, in 
der der soziale Wohlstand zum Hauptziel 
erklärt und durch eine Reihe von Kriterien 
messbar gemacht wurde. So gilt nun der 
verfügbare informell aneigenbare Raum je 
Einwohner, die creativity ratio one (CRO) 
als zentrale Maßeinheit für die Erreichung 
dieser Ziele. Ein hoher CRO signalisiert, 
dass der Stadtgesellschaft viel nutzbarer 
Freiraum zur Verfügung steht, was nach 
mehreren wissenschaftlichen Studien un-
mittelbare Auswirkungen auf das persönli-
che Wohlbefinden und auf eine nachhaltige 
Stadtentwicklung hat. Mit der Rückende-
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ckung durch dieses Leitbild konnten die in 
X-Town ergriffenen Maßnahmen zu einer 
Gesamtstrategie zusammengefasst werden. 
X-Town belegt seit der Einführung des CRO 
bei entsprechenden Rankings immer Spit-
zenplätze. Die Stadt stellt so ihre Attrak-
tivität im internationalen Maßstab unter 
Beweis.

Ein weiterer Maßstab für die Zielerreichung 
in X-Town ist der Informelle-Urbanitäts-
Index IUX. Er misst die Lebendigkeit eines 
Stadtviertels anhand der Anzahl der rea-
lisierten Projekte des Informellen Urba-
nismus. Die Stadtverwaltung von X-Town 
erstellt den IUX in Zusammenarbeit mit 
Bewohnern, Projektinitiatoren und anderen 
kreativen Akteuren. Der IUX funktioniert 
nach dem Open Source-Prinzip: Neue und 
bestehende Projekte des Informellen Urba-
nismus, ihre Projektträger, Nutzer, Räume 
und Angebote, sind auf der Vive/Revive-
Plattform dargestellt. Im Hintergrund der 
Webseite arbeitet ein Algorithmus, fabriziert 
Projektstatistiken und generiert ständig den 
aktuellen Stand des Indexes. Jedes zivilge-
sellschaftliche Projekt ist den Distrikten von 
X-Town zugeordnet und wird von dem ent-
sprechenden Gebiets-Sachbearbeiter, dem 
X-Agent, fachkundig betreut. Die Projektak-
teure können die Qualität der Betreuung, 
die sie durch ihren X-Agent erhalten, auf 
der Webseite bewerten und kommentieren. 
Gleichzeitig kann der X-Agent die Qualität 
der Projekte bewerten und ihre jeweilige 
Bedeutung für X-Town herausstellen. Der 
X-Agent erhält eine monatliche Leistungs-
zulage entsprechend der Höhe des IUX in 
seinem Gebiet. Parallel dazu zeichnet die 
Verwaltung von X-Town laufend den X-
Agent des Monats mit einem Preis aus.

Auch der IUX ist nach seiner Einführung 
schnell zu einem wichtigen Markenzeichen 
von X-Town geworden, das Vergleiche zwi-
schen Stadtteilen ermöglicht, und wie der 
CRO auch über die Stadtgrenzen hinaus 
zur Wahrnehmung der Lebensqualität in 
X-Town beiträgt. Mittlerweile orientieren 
sich Alte und Junge, Familien und Kreative 
bei der Wahl ihres Wohnstandorts an der 
Höhe des Indexes. Auch viele Unternehmen 
suchen Standorte mit hohem IUX, weil die 
dynamische Atmosphäre, der Austausch 
verschiedener Gruppen und das intensive 
soziale Leben dieser Viertel ihre Innovati-
onskraft stärkt. 

Viele andere Städte haben inzwischen den 
IUX übernommen, sodass Rankings bis hin 
zu internationalen Vergleichen möglich 
sind. Die Auszeichnung des IUX mit dem 
„Goldenen Elefanten“, dem Innovations-
preis des X-Town-Netzwerks im Jahr 2020, 
unterstrich die Bedeutung dieses Instru-
ments für die informelle Stadtentwicklung 
zusätzlich. Für die Stadtverwaltung von X-
Town geht der Nutzen des IUX weit über die 
Leistungsmessung ihrer Mitarbeiter hinaus. 
Er bietet die Möglichkeit, Stadtteile zu iden-
tifizieren, die bislang noch einen niedrigen 
IUX haben und somit wenig Gelegenheiten 
bieten zur Aneignung, zur Nutzungsinten-
sivierung und zum sozialen Austausch. In 
diesen Gebieten können nun gezielt die In-
strumente eingesetzt, Investitionen gelenkt 
und flächenbezogene Aktivitäten gestartet 
werden. Nach einer Neuorganisation und 
Bündelung von Stadtplanung, Bauordnung 
und Liegenschaftsverwaltung werden ge-
rade in solchen Entwicklungsbereichen 
Gebäude strategisch geöffnet und weitere 
Liegenschaften planerisch im Sinne des 
Informellen Urbanismus gesichert. Die Ver-
gabe städtischer Grundstücke und Gebäu-
de ist fest an die Qualität der vorgelegten 
Konzepte und deren zu erwartenden Aus-
wirkungen auf die informelle Nutzbarkeit 
geknüpft. Beim Verkauf privater Grundstü-
cke wird regelmäßig das Vorkaufsrecht der 
Kommune ausgeübt. 

Wer steuert? Liquid democracy

Die räumliche Entwicklung in X-Town voll-
zieht sich zum einen durch die informellen 
Aktivitäten zivilgesellschaftlicher Gruppen, 
die sich mehr oder weniger spontan Räume 
aneignen, umnutzen und wieder verlassen, 
sobald ihre Ansprüche sich ändern. Diese 
Entscheidungsform könnte man do-ocracy 
nennen, also die Herrschaft derjenigen, die 
eine Sache in die Hand nehmen und um-
setzen. Die Steuerung dieser Aktivitäten er-
folgt nicht mehr durch eine übergeordnete 
Instanz per Satzung oder Genehmigung. 
Stattdessen wird durch maximale Transpa-
renz und einen stetigen Kommunikations-
fluss gewährleistet, dass Nutzungskonkur-
renzen diskutiert und verhandelt werden 
können und Lösungen nicht einseitig be-
stimmte Gruppen benachteiligen. 
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Jenseits dieser spontanen Ebene, auf der 
– dem neuen Leitbild entsprechend – Dy-
namik und Vielfalt im Dienste der Gemein-
schaft die Hauptziele sind, werden auch 
dauerhaftere Projekte kollaborativ entwor-
fen und umgesetzt. Ein wichtiges Instru-
ment dabei ist die gemeinschaftliche Pro-
jektentwicklung auf der offenen Plattform 
X-liquid. Hier können zivilgesellschaftli-
che Akteure Vorschläge online einreichen. 
Diese werden zur Diskussion freigegeben, 
wenn genügend andere Nutzer die Initia-
tive unterstützen. Es können Anregungen 
formuliert und Gegeninitiativen entwickelt 
werden. Die Plattform dient aber z. B. auch 
der Bildung von Baugemeinschaften. Wenn 
eine Initiative in der anschließenden Ab-
stimmung eine bestimmte Stimmenzahl er-
hält, erreicht das Projekt die nächste Stufe 
auf der dann die Machbarkeit und die Fi-
nanzierung geklärt werden. Zu diesem Zeit-
punkt werden die Stadtplaner, die X-Agents, 
aktiv übernehmen ihre Aufgabe als Media-
toren, die bei der Standortsuche und der 
weiteren Projektentwicklung unterstützen.

Natürlich gibt es weiterhin auch in X-Town 
größere Projekte, über deren Zulässigkeit 
dann aufgrund ihrer weitreichenden Aus-
wirkungen auf andere Weise entschieden 
werden muss. Auch hierbei übernimmt die 
Zivilgesellschaft umfassende Verantwor-
tung. Deshalb wurden zwei grundlegend 
neue Verfahrensweisen festgelegt: Zum 
einen müssen sich alle größeren Projekte 
im Vorfeld einer offenen Diskussion auf X-
liquid und vor dem Gestaltungsrat stellen. 
Zum anderen dürfen sie nie als Gesamt
lösung vorgebracht werden, sondern immer 
nur in überschaubaren Einzelbausteinen, 
in Phasen und mit einer möglichst gro-
ßen Offenheit für die Mitwirkung anderer 
Gruppen und für Anschlussprojekte. Das 
erste Element stellt sicher, dass alternati-
ve Ansätze und konkurrierende Ideen eine 
Chance bekommen. Mit dem zweiten wird 
gewährleistet, dass keine unerwünschten 
Sachzwänge entstehen und entsprechend 
der Planungsphilosophie von X-Town das 
inkrementelle Vorgehen auch den Ausstieg 
ermöglicht.

Sind beide Bedingungen erfüllt, so wird 
auch in X-Town über die Zulässigkeit grö-
ßerer Bauvorhaben, von Wohnsiedlungen, 
Gewerbeansiedlungen oder Logistikstand-
orten entschieden. Dafür wurde ein Mo-

dell entwickelt, das sich an den Prinzipien 
der liquid democracy oder adhocracy ori-
entiert, größtmögliche Transparenz ver-
spricht, ein schnelles Meinungsbild und 
eine umfassende Einschätzung über die 
Notwendigkeit von Projekten ermöglicht. 
Die neuen Entscheidungsformen in X-Town 
sind daher Mischformen aus repräsenta-
tiver und direkter Demokratie. In X-Town 
geht es nicht darum, einfach mehr direkt-
demokratische Elemente – etwa durch 
Volksabstimmungen – zu etablieren. Ziel 
ist es vielmehr, die demokratische Teilhabe 
zu erhöhen, also möglichst viele Menschen 
am stadtentwicklungspolitischen Prozess 
zu beteiligen – ohne sie zu überfordern 
oder die Stadt Populisten anheimfallen zu 
lassen. So wurden mehrere Versuche un-
ternommen, um die Entscheidungswege in 
diesem Sinne zu „verflüssigen“. Um bereits 
in der Phase Null einer Projektentwicklung 
Vorschläge von Bürgern, vor allem aber 
von zivilgesellschaftlichen Initiativen auf-
nehmen zu können, haben diese nun das 
Recht, formelle Anfragen an die Verwaltung 
zu richten und sogar konkrete Planungs-
vorschläge einzubringen, wenn sie dafür 
genügend Unterstützer auf X-liquid finden. 
Bei grundlegenden Fragen der Stadtent-
wicklung, bei Haushaltsberatungen sowie 
bei Entscheidungen über mittlere und grö-
ßere Projekte steht jedem Einwohner über 
zwölf Jahren eine Stimme zu. Dabei gilt das 
delegated voting, bei dem eine Übertragung 
von Stimmen zugelassen ist. Bürger können 
also entweder selbst an Ratsentscheidun-
gen teilnehmen oder ihre Stimme kurzzei-
tig und themenbezogen an andere Bürger 
delegieren – weil sie ihnen vertrauen, ihnen 
Sachverstand oder eine ähnliche Einstel-
lung unterstellen. Noch vor wenigen Jahren 
wäre ein derart flexibles Abstimmsystem 
zu komplex gewesen, um es praktisch um-
zusetzen. Mit der Weiterentwicklung der 
Informationstechnologie ist es heute mög-
lich, auf diese Weise große Gruppen von 
Menschen direkt an Debatten zu beteiligen. 

Wer zahlt? Kreativitäts-Fonds und 
Crowdfunding 

Immer mehr Menschen in X-Town wollen 
sich aktiv an der Mitgestaltung ihrer Stadt 
beteiligen und dabei nicht auf die Initiative 
der Stadt warten. Aufgrund akuter Finanz-
knappheit der Kommune im zweiten Jahr-
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zehnt des 21. Jahrhunderts, waren bereits 
damals neue Trägerschaften und Finanzie-
rungsinstrumente für Stadtentwicklungs-
projekte erprobt worden. Diese erfuhren 
seit 2018 einen zusätzlichen Impuls, da die 
Stadtverwaltung ihnen die Stadt sozusa-
gen zu Füßen legte, verbunden allerdings 
mit dem Wunsch, nun auch finanziell für 
Bibliotheken, Schwimmbäder und andere 
ehemals öffentliche Einrichtungen aufzu-
kommen. Schnell mussten daher Wege ge-
funden werden, um diese Verantwortung 
anzunehmen. Dabei konnte man sich an 
Vorbildern aus dem Kulturbereich orientie-
ren, wo sich schon seit den 2000er Jahren 
Fans finanziell an Aufnahmen oder Ausstel-
lungen von Bands und Künstlern beteilig-
ten. Die Finanzierung eines Projekts durch 
viele Menschen – die crowd – wurde als Lö-
sung auf zivilgesellschaftliche Stadtentwick-
lungsprojekte übertragen. Dieses urban 
crowdfunding ermöglicht mittlerweile nicht 
mehr nur Mikroprojekte, sondern ebenso 
Gutachten und Machbarkeitsstudien für 
städtebauliche Großprojekte. Basis für diese 
selbstorganisierte Form der Projektentwick-
lung und Finanzierung ist in X-Town die X-
liquid-Plattform, eine Online-Plattform, auf 
der Projektideen vorgestellt werden. Über 
die dort stattfindende Diskussion und kol-
laborative Weiterentwicklung hinaus kann 
über die Plattform auch versucht werden, 
eine im Vorfeld definierte Mindestsumme 
zu generieren, mit der ein Projekt dann rea-
lisiert werden kann. 

Eine Vielzahl weiterer Modelle für einer 
gemeinschaftlichen Finanzierung von 
Stadtentwicklungsprojekten wird derzeit 
in X-Town erprobt. Viele der Gemein-
schaftsprojekte entstehen über crowdinves-
ting-Modelle. Für langfristige Projekte, wie 
den Betrieb sozialer Infrastruktur, werden 
Bürgerstiftungen aktiv, die in der Lage sind, 
größere Flächen anzukaufen und an krea-
tive Nutzer weiterzugeben. Auch die Stadt-
verwaltung von X-Town nutzt für Projekte 
in öffentlicher Hand (Feuerwehr, Rettungs-
wesen) das Instrument des crowdlending 
und macht Bürger damit zu direkten Mitei-
gentümern städtischer Infrastrukturen.

Über eine Bündelung staatlicher Förder-
programme und Mittel aus dem X-Town-
Programm der Unesco hat die Kommune 
außerdem einen Kreativitäts-Fonds aufge-
legt, mit dem besonders einfallsreiche Pro-

jektideen unterstützt werden. Diese werden 
schwerpunktmäßig zur Reaktivierung der 
leer stehenden Einfamilienhäuser in den 
suburbanen Gebieten um X-Town einge-
setzt.

Zugang vor Eigentum, Gemeinsinn 
durch Selbstverwirklichung 

Der Abend senkt sich auf die Dächer von 
X-Town. Rot leuchten die letzten Strahlen 
der Sonne am Horizont und spiegeln sich 
in den Solarpanelen der Dachlandschaft. In 
anderen Städten schaltet sich nun die per-
manente Straßenbeleuchtung ein. Nicht so 
in X-Town, dessen mit Bewegungsmeldern 
versehene Straßenbeleuchtung nur bei Be-
darf aufscheint. Im Erdgeschoss eines ehe-
maligen Kaufhauses im Zentrum treffen 
sich gerade Stadtpolitiker, X-Agents und in-
teressierte Bürger zu einer Videokonferenz 
mit anderen Städten des X-Town-Netz-
werks aus allen Kontinenten. Sie tauschen 
sich heute über neue gesellschaftliche und 
räumliche Entwicklungen aus und diskutie-
ren über zukünftige Herausforderungen. 

Dabei wird Folgendes festgehalten: In allen 
X-Towns haben sich die Rollen von Staat 
und von Bürgern stark verändert. Die gesell-
schaftliche Entwicklung beruht auf der Ent-
faltung des Einzelnen, auf einer Befreiung 
von Regeln und auf offenen Möglichkeiten 
für alle, aber auch auf einer stärkeren Ver-
antwortung des Einzelnen für die Gemein-
schaft. Dabei geht es den Städten nicht um 
die Schaffung von Konsens und Ausgleich, 
sondern um die Freisetzung sozialer Kreati-
vität zum Besten der Gemeinschaft. Bisher 
vertikal und zentral organisierte soziale Be-
ziehungen wechseln in einen horizontalen 
und dezentralen Modus. Dieser ist geprägt 
durch einen enormen Bedeutungszuwachs 
des Informellen, also all jener gesellschaft-
lichen Äußerungen, die jenseits von Erzie-
hung, Regierung und Planung wildwüchsig 
entstehen.

Stadträumlich hat dies in den X-Towns zu 
einer Vervielfachung des informell nutzba-
ren Raums geführt. Zwischen den früher 
ausschließlichen Kategorien des privaten 
und des öffentlichen Raumes sind man-
nigfaltige Übergangszustände entstanden, 
die sich in Einem gleichen: Diese neuen 
Raumtypen werden nicht mehr durch Ver-
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bote definiert, sondern durch Möglichkei-
ten. Das alte Zweck- und Ordnungsdenken 
ist aus ihnen gewichen und so fühlen sich 
immer mehr Bewohner aufgefordert, die 
sich bietenden Freiräume zu nutzen, sie 
sich spielerisch oder auch ganz ernsthaft 
zu erschließen und gestaltend anzueignen. 
Viele dieser offenen Räume sind nun weit 
geöffnet für das Unerwartete und Überra-
schende.
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als Ausgangspunkte des Entwurfs)

openberlin.org, ein Werkzeug für partizipative 
Stadtentwicklung, Selbstverwaltung, 
räumliche Transformation und Ideen- 
produktion

Rauterberg, Hanno: Wir sind die Stadt! Urbanes 
Leben in der Digitalmoderne. 2013

Reinventer.paris

Rettich, Stefan: Public on Demand. Das 
Erdgeschoss als verlängertes Wohnzimmer 
der Stadt. In: Bauwelt 36, 2013, S. 52 ff.

Stadt säen, urbane Initialräume in München-
Freiham von Agropolis/raumlaborberlin

urbanshit.de: diverse Beispiele für kreative 
Projekte aus aller Welt

Willinger, Stephan, 2014: Governance 
des Informellen. Informeller Urba-
nismus. Informationen zur Raum
entwicklung, Jg. 2014 (2), S. 147–155

W.I.R.E. (Hrsg.): Die Zukunft ist unser. 
Szenarien für den Alltag für Über-
morgen. = Abstrakt. Taschenlabor 
für Zukunftsfragen Nr. 13, 2014

Z-Punkt GmbH – Büro für Zukunftsgestaltung: 
Deutschland und Europa 2020. Ein  
Zukunfts-Szenario. In: brand eins 10/2003, 
S. 108–121
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Reflexive Regionalpolitik als soziale Innovation
Vom Blick in die Sackgasse zur kollektiven Neuerfindung

Franz Füg

Franz Füg 
ist wissenschaftlicher  
Mitarbeiter am Leibniz-Institut 
für Regionalentwicklung und 
Strukturplanung (IRS). Im 
DFG-Forschungsprojekt 
„Innovationen in der Planung. 
Wie kommt Neuartiges in die 
räumliche Planung?“ bearbeitet 
er die Teilstudie „Reflexive  
Regionalpolitik“. 
franz.fueg@irs-net.de

Regionalpolitik zeichnet sich heute durch vier Eigenschaften aus: (I) ein regionaler Hand-
lungsraum, (II) eine Region als interkommunal-kollektiv eigenständig handelnder Akteur, 
(III) ein Verfahren der Reflexion zwischen Förderung endogener Ressourcen und innova-
tiver Entwicklungsoptionen, und (IV) eine Kampagnenfähigkeit zwischen Befristung und 
Verstetigung. Diese Reflexive Regionalpolitik verfolgt der Artikel mithilfe einer Diskursana-
lyse in ihrem Prozess der Entstehung, Verbreitung, Veränderung und Durchsetzung in ei-
nem Zeitraum von fast 40 Jahren. In einem Phasenmodell sozialer Innovation aus Latenz, 
Entstehung, Fermentierung, Stabilisierung, und Ernüchterung können Aussagen über die 
soziale Konstruktion und die raumzeitlichen Strukturmerkmale im Verlauf Reflexiver Re-
gionalpolitik getroffen werden. Mit dem Konzept sozialer Innovation wird nicht nur ein 
grundlegender Verfahrenswechsel der Regionalpolitik präsentiert, sondern darüber hinaus 
gezeigt, wie Akteure in der Planung eine neuartige Strategie entwickeln, verändern und 
durchsetzen. Der Artikel stellt so einen Zusammenhang zwischen historischen Ereignissen, 
beispielhafter Manifestation und diskursiver Argumentation von Akteuren im Kontext sich 
verändernder Regionalpolitik her.

1	 Einleitung

Programme wie der Wettbewerb Impuls-
regionen in Sachsen, Regionen Aktiv, Re-
gionen der Zukunft, REGIONALE und IBA 
Fürst-Pückler-Land gehören heute zum 
gewohnten Repertoire von Regionalpo-
litik in der Regionalplanung. Obwohl sie 
jeweils individuelle organisatorische und 
thematische Akzente setzen, ist ihnen al-
len eine Strategie der Reflexion gemein: 
Sie beschreibt die Fähigkeit einer Region, 
selbstständig ihre ökonomischen, sozialen, 
kulturellen und ökologischen Stärken und 
Schwächen abzuwägen, ihr Potenzial zu 
erkennen und daran anknüpfend in einem 
Lernprozess neue Entwicklungsmöglichkei-
ten zu gestalten.

Grundlegend veränderte Praktiken werden 
meist als „Paradigmenwechsel“ in einem 
„Wandel“ der Planung beschrieben (Rei-
mer 2012: 23; vgl. Siebel 2006; Fürst/Müller 
2000; Häußermann/Siebel 1994a). Dieser 
Artikel versteht sie als soziale Innovation, 
womit die Um- und Durchsetzung neuar-
tiger und als neuartig gedeuteter Praktiken 
in der Planung in einem Prozess sozialer 
Konstruktion ins Zentrum der Betrach-
tung gerückt werden (vgl. Ibert et al. 2015; 

Rammert 2010; Braun-Thürmann 2004). 
Aus dieser Perspektive können die aus dem 
Planungssystem heraus bewusst gestalte-
ten Veränderungen thematisiert werden. 
Damit wird nicht nur Aufschluss darüber 
gegeben, dass grundlegende Ziel- und Ver-
fahrenswechsel stattfanden, sondern auch 
wie diese in die Planung gekommen sind 
und in welche Richtung sie gelenkt wurden. 
Das DFG geförderte Projekt „Innovationen 
in der Planung: Wie kommt Neuartiges in 
die räumliche Planung?“ (InnoPlan) unter-
sucht unter diesem Blickwinkel die Durch-
setzung eines neuartigen Verfahrens in 
der Regionalplanung der vergangenen vier 
Jahrzehnte. Aufgrund der reflexiven Strate-
gie der durchgesetzten regionalpolitischen 
Verfahren, nennen wir sie vorläufig Reflexi-
ve Regionalpolitik.1

Dieser Beitrag beschreibt aus der Perspek-
tive sozialer Innovation den Prozess der 
Entstehung, Verbreitung, Veränderung und 
Durchsetzung Reflexiver Regionalpolitik 
anhand eines Phasenmodells. Darüber 
hinaus wird das Phasenmodell empirisch 
erprobt und substantiiert, die soziale Kon-
struktion sowie raumzeitlichen Merkmale 
werden gedeutet und erste Ergebnisse aus 
dem Projekt präsentiert. 
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In Kapitel 2 wird geklärt, inwiefern Reflexive 
Regionalpolitik eine neuartige Strategie in 
der Planung darstellt. Kapitel 3 präsentiert 
das methodische Vorgehen zur Erforschung 
einer sozialen Innovation in der Regional-
planung. Ausgehend von einer ersten Struk-
turierung des Innovationsprozesses auf 
Grundlage einer quantitativen Auswertung 
wird dann anhand eines Phasenmodells der 
Innovationsverlauf der Reflexiven Regional-
politik rekonstruiert. Kapitel 4 deutet den 
Prozess zusammenfassend.

2	 Die Neuartigkeit  
	 Reflexiver Regionalpolitik 

Planerische Innovationen entstehen in ei-
nem Prozess doppelter sozialer Konstruk-
tion: Sie werden zum einen in komplexen 
gesellschaftlichen Prozessen durch Kombi-
nation unterschiedlicher Ideen und Prakti-
ken kreiert, und zum andern auch als besse-
re Lösung gedeutet, weshalb sie angewandt 
werden und sich durchsetzen (vgl. Ibert et 
al. 2015). Innovationen und ihre Diskurse 
sind aufgrund ihrer sozialen Konstruktion 
„immer im Werden“ (Bormann 2013: 343), 
sodass sie neben ihrer sachlichen Auffäl-
ligkeit erst in ihrer räumlichen und zeitli-
chen Struktur greifbar sind. Im Folgenden 
wird darum zunächst die sachliche Neu-
artigkeit veränderter Regionalplanung als 
Ausgangspunkt beschrieben, um im Laufe 
des Artikels die soziale Konstruktion zu prä-
sentieren und mit Erkenntnissen über die 
raumzeitlichen Eigenschaften des Innovati-
onsprozesses zu schließen.

Während die Ordnungspolitik mit Geset-
zen und Verordnungen in der Regionalpla-
nung wirkt, verstehen wir unter Reflexiver 
Regionalpolitik die beobachtbare Bedeu-
tungszunahme von Entwicklungspolitik mit 
weichen Methoden (vgl. Thierstein 2002: 
16). Die Verfahren der Regionalpolitik ha-
ben sich in den letzten Jahrzehnten von  
einer öffentlichen investiven Ausgleichs- 
und Aufholpolitik hin zu einer wettbewerbs-
orientierten Integration privatwirtschaft
lichen und zivilgesellschaftlichen Handelns 
und der selbstverantwortlichen Entwick-
lung regionaler Ressourcen verändert (vgl. 
ebd.; Maillat 1998: 1). Damit haben sich so-
wohl die räumliche Perspektive als auch die 
beteiligten Akteure geändert. Zusätzlich zur 
Bedeutung der Endogenität hat hier aber 

auch die regionale Innovationsorientierung 
zugenommen, d. h. „das Spektrum dessen, 
was Regionalpolitik zum Ziel hat und was 
sie auch als mögliche Entwicklungspfade 
für eine Region in der Zukunft sieht“ (In-
terview 5). Dieses selbstständige „gezielt[e] 
und aktivierend[e] [A]nalysieren“ (vgl. Stein 
2015) von endogenen Ressourcen und neu-
artigen Entwicklungsoptionen stellt einen 
Prozess der Reflexion dar. Diese Verfahren 
können jeweils unterschiedlich administra-
tiv eingebettet sein, d. h. so wie eine Kam-
pagne kurzfristig oder langfristig orientiert 
sein. Die zentralen Eigenschaften Reflexiver 
Regionalpolitik sind darum:

•	 Ein regionaler Handlungsraum

•	 Eine Region als interkommunal-kollektiv 
eigenständig handelnder Akteur

•	 Ein Prozess der Reflexion zwischen En-
dogenität und Innovationsorientierung

•	 Eine Kampagnenfähigkeit zwischen 
Befristung und Verstetigung 

Im Spannungsfeld zwischen Globalisierung 
und Lokalisierung ist die Region als Hand-
lungsraum und eigenständiger Akteur nah 
genug am Identitätsraum der Menschen, 
um wirksam zu handeln, und weit genug 
weg, um Kirchturmpolitik zu vermeiden. 
Sie kann größere politische Ziele unter In-
wertsetzung wirtschaftsstruktureller, kultu-
reller und sozialer Spezifika umsetzen. 

Der Charakter der Reflexivität von Regio-
nalpolitik kann auf einer Achse zwischen 
regionaler Endogenität und Innovations-
orientierung verortet werden (vgl. Abb. 1). 
Während das eine Extrem ausschließlich 
regionalhistorisch-determinierte Entwick-
lung bedeutet, steht das andere für voll-
ständige Neuorientierung. Reflexivität rich-
tet sich darum nach innen und nach außen: 
Regional verortete Probleme und Chancen 
werden durch Reize von außen irritiert und 
angeregt. Sie richtet sich in die Vergangen-
heit und in die Zukunft: Reflexivität nimmt 
Rücksicht auf regionalhistorische Gegeben-
heiten, und entwickelt Strategien im Um-
gang mit ihnen. 

Das Verhältnis von Befristung und Versteti-
gung bei der Institutionalisierung Reflexiver 
Regionalpolitik soll Kampagnenfähigkeit 

(1)
Das durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft 
(DFG) finanzierte Projekt 
Innovationen in der Planung 
(InnoPlan) wird am Leibniz-
Institut für Regionalentwicklung 
und Strukturplanung (IRS) 
sowie am Städtebau-Institut 
der Universität Stuttgart von 
Oktober 2013 bis September 
2015 durchgeführt. Grund-
legend wird die Entstehung, 
Durchsetzung und Ausbreitung 
von Innovationen in der räum-
lichen Planung untersucht. 
Neben dem Thema Reflexive 
Regionalpolitik (Leitung: Oliver 
Ibert) werden in den anderen 
Teilprojekten städtebauliche 
Konzeptionen neuer Stadtteile 
(Leitung: Johann Jessen), 
Raumpioniere und Zwischen-
nutzungen (Leitung: Gabriela 
Christmann) sowie Quartierma-
nagement (Leitung Uwe-Jens 
Walther) untersucht.
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Abbildung 1 
Regionalpolitik zwischen Reflexivität (y-Achse) und Kampagnenfähigkeit (x-Achse)

Innovationsorientierung

Wiederholte Impulse und Stark innovationsorientierte Ent-
Förderwettbewerbe mit  wicklungsimpulse mit großem 
Erfahrungseffekten Mobilisierungspotenzial

Institutionalisierte Entwicklung Anlass- und themenbezogene
mit starker regionaler Ebene interkommunale Kooperation

Endogenität

Verstetigung Befristung

Quelle: eigene Darstellung

genannt werden (vgl. Abb. 1). Während eine 
befristete Aktion einen kurzen Impuls setzt, 
überführt die Verstetigung die angestoße-
nen Prozesse in Institutionen. Eine Kam-
pagne steht zwischen kurzfristigen Initiati-
ven und der Verfolgung eines langfristigen 
Entwicklungsziels. Lernprozesse können in 
Ausnahmezuständen nur angestoßen oder 
aber in dauerhaften Strukturen begleitet 
werden. 

Die Kombination aus Endogenität und Be-
fristung kann etwa die Form informeller, 
anlassbezogener interkommunaler Koope-
ration annehmen. Eine Verstetigung die-
ser kaum innovationsorientierten Prozesse  
in erprobten repräsentativdemokratischen 
Strukturen ist über eine Parlamentarisie-
rung der Region möglich. Programme mit 
deutlicher Innovationsorientierung und Be-
fristung erfahren in der Literatur die größte 
Aufmerksamkeit, etwa als „Formate der In-
novation“ (Hohn/Kemming/Reimer 2014). 
Sie zeichnen sich in der Regel durch eine 
intensive Mobilisierungsfähigkeit aus, und 
besitzen umfangreiche Budgets. Sind die-
se Initiativen in ein (überregionales) Rah-
menprogramm eingebettet oder finden sie 
in Folgeprogrammen hintereinander statt, 
kann von einer Verstetigung gesprochen 
werden. Der Förderrahmen besitzt dann 
eine längere Laufzeit, aber es findet ein 
Wechsel der Planungsräume statt.

Je nach Ausprägung bedient sich Reflexive 
Regionalpolitik somit folgender Instrumen-
te: 

•	 Trennung von Entscheidungs- und 
Handlungsebene, d. h. die Steuerung 
durch eine umfassende Vision, deren 
qualitative Merkmale von vielfältigen 

Projekten, etwa im Sinne eines perspek-
tivischen Inkrementalismus umgesetzt 
werden;

•	 „Policywettbewerb“ (Benz 2004: 127), 
d. h. die gleichzeitige Produktion vieler 
Lösungen, und die Auswahl und Umset-
zung der besten;

•	 Schaffung von rechtlichen und finanzi-
ellen Sondersituationen wie die Einrich-
tung einer Entwicklungsagentur und das 
Ausrufen einer Förderpriorität zu be-
stimmten Themen; 

•	 Mobilisierung von Akteuren und Res-
sourcen, z. B. durch Festivalisierung und 
Stärkung regionaler Identität. 

3	 Die Entstehung, Verbreitung,  
	 Veränderung und Durchsetzung  
	 der Reflexiven Regionalpolitik in  
	 Phasen der Innovation

3.1 Vorgehen im Forschungsprozess

Die hier beschriebenen Ergebnisse basieren 
auf einer Diskursanalyse, bestehend aus 
Dokumentenanalyse und Experteninter-
views. 

Neben Monographien, Sammelbänden, 
Programmbeschreibungen und Gesetzes-
texten besteht die Dokumentenanalyse 
zum bedeutendsten Teil aus der Auswer-
tung von Fachzeitschriften. Die Tatsache, 
dass Regionalplanung nicht nur ein Thema 
von Planern ist, und dass die Akteure über 
den deutschen Tellerrand blicken, führte 
zur Auswahl von insgesamt zehn deutsch-
sprachigen und international erscheinen-

(2) 
Environment and Planning C, 
European Planning Studies, 
disP – The Planning Review, 
Informationen zur Raum-
entwicklung, Jahrbuch 
für Regionalwissenschaft, 
Planerin, Raumforschung und 
Raumordnung, RaumPlanung, 
Regional Studies, Zeitschrift für 
Wirtschaftsgeographie.
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den Zeitschriften2, die zwischen Geogra-
phie, Politik und Politikwissenschaft, und 
praktischer sowie wissenschaftsorientier-
ter Planung stehen. Über den Veröffentli-
chungszeitraum von 1975 bis 2014 wurden 
insgesamt 15.458 Artikel gesichtet und 904 
Artikel erhoben. 

Die Analyse von Zeitschriftenartikeln bietet 
überzeugende Vorteile für die Erforschung 
langfristiger sozialer Konstruktionspro-
zesse. Durch den regelmäßigen Erschei-
nungsrhythmus und die so verfügbaren 
Messpunkte kann der Prozess engmaschig 
abgebildet werden. Zeitschriften stehen 
außerdem nicht nur für theoretische Dis-
kurse, sondern geben auch einen – wenn 
auch leicht verzögerten – Einblick in die 
geplante Praxis. Sie stellen zudem eine Se-
lektionsinstanz dar und fokussieren so be-
sonders brisante Themen. Schließlich besit-
zen Fachzeitschriften Prominenz und einen 
spezifischen Adressatenzuschnitt, d. h. eine 
Reputation und Attraktivität für Autoren 
und Leser, die eine Wirksamkeit im Diskurs 
garantieren und Rückwirkungen der Dis-
kursinhalte auf die Praxis haben können. 

Die Auswahl und Bewertung von relevanten 
Zeitschriftenartikeln erfolgte durch deren 
thematische Einschlägigkeit: Titel und Abs-
tracts der Artikel wurden nach Schlagwor-
ten durchsucht und bewertet. Diese umfas-
sen die Themenbereiche:

•	 Neue regionale Entwicklungspfade als 
Ziel von Regionalpolitik

•	 Instrumente und Eigenschaften beob-
achteter regionaler Planungsprojekte

•	 Beschreibung und Bewertung des Wan-
dels von Regionalplanung

•	 Problematisierung des Strukturwandels 
und Evaluation von Entwicklungspro-
grammen

•	 Steuerungsverfahren im Kontext der 
Regionalpolitik

•	 Strategien regionaler Wirtschaftsförde-
rung 

Die ausgewählten Zeitschriftenartikel wur-
den für eine quantitative Auswertung in 
drei Relevanzstufen eingeteilt. In Grund

diskursen (Relevanzstufe 3) werden Prob-
leme, ihre Deutungen und erste Lösungs-
vorschläge entwickelt. Innovative Lösungen 
und Problemdeutungen sind hier nur latent 
vorhanden. Einzelne konkrete Lösungs-
ansätze, Ideen und Planungsinstrumente 
(Relevanzstufe 2), welche z. T. auch in der 
Praxis angenommen werden, sind zunächst 
isoliert oder nur vereinzelt kombiniert, ohne 
dass Ihnen eine umfangreiche Neuartigkeit 
attestiert wird. Sie werden zwar als Verbes-
serung empfunden und kopiert, stellen 
aber keinen Bruch mit dem bisher Gewohn-
ten dar. Erst eine Kombination (Relevanz
stufe 1) bestimmter Ideen führt zum großen 
Aha-Moment unter den Akteuren, der die 
Beschreibung als soziale Innovation zulässt. 
Dies ist die Reflexive Regionalpolitik, die als 
bahnbrechende Verbesserung empfunden 
wird und bei den Beteiligten erkennbar do-
kumentierte Begeisterung auslöst. Anhand 
exemplarischer und bedeutender Schlüs-
seltexte konnten mit qualitativen Verfahren 
zusätzlich genauere Argumentationslinien 
herausgearbeitet werden.

Die Dokumentenanalyse wurde durch zehn 
leitfadengestützte Interviews mit Experten 
aus der deutschen Planung ergänzt, um 
auch den nicht verschriftlichten Diskurs zu 
berücksichtigen. Die ausgewählten hoch-
rangigen Experten besitzen Erfahrung und 
Wissen zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
im Innovationsverlauf, in Planungspra-
xis, Politik und Wissenschaft und zu deren 
Schnittstellen. Besonders spannend ist, 
dass die Experten nicht nur den Innova
tionsverlauf reflektieren, sondern in die-
sem auch zeitweise selbst praxiswirksam 
und handlungsstrukturierend aktiv waren 
und sind – häufig über ihren eigentlich Wir-
kungsrahmen hinaus (vgl. Bogner/Menz 
2002: 46). Dies gilt auch für viele Autoren 
der Zeitschriftenartikel. 

Im Verlauf der Analyse hat InnoPlan aus der 
Erfahrung von vier Planungsinnovationen 
ein idealtypisches Phasenmodell entwickelt 
(vgl. Ibert et al. 2015). Im Folgenden dient 
es zur Strukturierung des Verlaufs und Ex-
ploration der Entstehung und Durchset-
zung Reflexiver Regionalpolitik. Zunächst 
soll eine quantitative Zusammenstellung 
der Artikel Aufschluss über die Struktur des 
Verlaufs geben, bevor auch die Ergebnisse 
der qualitativen Textanalyse mit einfließen.
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3.2	 Quantitative Darstellung eines Dis- 
	 kurses um Reflexive Regionalpolitik

Abbildung 2 zeigt den Anteil erhobener 
Zeitschriftenartikel an der Zahl der unter-
suchten (d. h. veröffentlichten) Zeitschrif-
tenartikel des jeweiligen Jahres.3 Dieser ist 
ein Indikator für die Aufmerksamkeit, wel-
cher dem Diskurs um neue Formen der Re-
gionalpolitik zukommt. 

Schon auf den ersten Blick sind zwei Ten-
denzen zu erkennen: Erstens zeigen sich 
zwei Wellen der Aufmerksamkeit in Form 
höherer Anteile der erhobenen Artikel in 
den Zeitschriften. Die Aufmerksamkeits-
welle zu Beginn der Jahrtausendwende ist 
allerdings wesentlich dichter und stabiler 
als die der 1980er Jahre. Zweitens ist eine 
Verlagerung von Artikeln der Relevanzstu-
fe 3 zu 2 und 1 zu erkennen. Dies steht für 
einen zunehmenden Diskurs über konkrete 
Lösungen und Reflexive Regionalpolitik. 

Über die 1980er Jahre hinweg gewinnt Re-
gionalpolitik enorm an Bedeutung. Ursache 
der Aufmerksamkeitsspitzen der 1980er Jah-
re sind die IzR-Hefte 7/8.1980 „Innovations-
förderung im ländlichen Raum“, 12.1980 
„Regionalplanung in der Krise?“, 6/7.1982 

„Qualifikation und Innovation als Strate-
gie der regionalen Entwicklung“, 1/2.1984 
„Endogene Entwicklungsstrategien?“ und 
10.1986 „Neuorientierung der regionalen 
Wirtschaftspolitik“, welche den Diskurs 
deutlich strukturieren. Aus dem Vorkom-
men einzelner Publikationen der Relevanz-
stufe 1 zum Ende der 1970er und Anfang 
der 1980er Jahre kann man schließen, dass 
als innovativ einzuschätzende Strategien 
vereinzelt formuliert werden, aber keine 
ausreichende Unterstützung finden.

Es folgt eine Publikationsflaute in den 
1990er Jahren. Trotz der geringeren Auf-
merksamkeit nimmt dennoch der Anteil 
konkreter Lösungsvorschläge (Relevanz
stufe 2) zu. Spannend ist auch, dass Mitte 
der 1990er Jahre die kontinuierliche The-
matisierung als innovativ empfundener Re-
gionalpolitik beginnt (Relevanzstufe 1). Den 
steilen Anstieg 1999 hat unter anderem das 
IzR-Heft  3/4.1999 „Projektorientierte Pla-
nung – das Beispiel der IBA Emscher Park“ 
mit zu verantworten. Regionalpolitik erlebt 
seitdem ein erneutes Hoch, sodass sich 
zeitweise mehr als jeder zehnte untersuch-
te Artikel eines Jahrgangs damit beschäftigt. 
Dies ist umso beeindruckender, da die Zahl 

(3)
Grundlage der Auswertung ist 
eine Datenbank aus 904 the-
matisch verschlagworteten und 
in Relevanzstufen strukturierten 
Datensätzen (vgl. Kapitel 3.1)

Abbildung 2 
Anteil der Beiträge im Kontext Reflexiver Regionalpolitik an den jährlich veröffentlichten Beiträgen in Fachzeitschriften  
(insgesamt 904 von 15.458 Artikeln)

Quelle: eigene Darstellung
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der jährlich veröffentlichten Artikel seit der 
Jahrtausendwende zwischen 500 und 600 
liegt, während es in den 1980ern noch we-
niger als 300 waren. 

Das Thema Regionalpolitik ist im Zeitraum 
von 1999 bis 2009 in der Literatur deutlich 
stabiler und auf einem hohen Niveau von 
durchschnittlich 9 % vertreten, als es trotz 
der hohen Ausschläge zu Beginn des Unter-
suchungszeitraumes mit 5,1 % der Fall war 
(1980–1990). Es verdoppelt sich aber nicht 
nur die relative Größe der Aufmerksamkeit: 
Die absolute Stärke des Diskurses ist mit 
insgesamt 459 relevanten Veröffentlichun-
gen im Vergleich zu 152 dreimal so groß. 
Der Anteil der Relevanzstufe 1 liegt in der 
zweiten Welle bei durchschnittlich 19,8 % 
an den ausgewählten Artikeln im Vergleich 
zu einzelnen wenigen Beiträgen der 1980er 
und 1990er Jahre. Dennoch scheint die Be-
schäftigung mit der innovativen Reflexiven 
Regionalpolitik und auch der Regional
politik insgesamt, bei einigen Schwankun-
gen abzunehmen.

Ein möglicher Grund der Publikationsflaute 
ist die Verschiebung der Aufmerksamkeit 
auf die deutsche Wiedervereinigung. Au-
ßerdem liegt es nahe, die Zeit bis zum IBA-
Themenheft der IzR als eine Art praktische 
„Testphase“ zu deuten, in welcher neben 
ersten Konzeptualisierungen, eine insge-
samt abwartende Haltung bei Publikatio-
nen zu beobachten ist.

Eine quantitative Auswertung der Daten 
kann indessen nur einen ersten Überblick 
geben. Um die genauen Zusammenhänge 
im Verlauf näher zu benennen, ist ein Pha-
senmodell von Innovationen in der Planung 
angemessen, das auch auf der qualitativen 
Analyse von Schlüsseltexten basiert. 

3.3	 Phasen im Innovationsprozess  
	 Reflexiver Regionalpolitik

Latenz:  Alte Grenzen und Neue  
Kombinationen        

„Es war so, dass alles, was bisher gedacht 
wurde, eben an Grenzen gestoßen ist und es 
war klar, dass man über diese Grenzen hin-
ausgehen musste, aber nicht, in welche Rich-
tung“ (Interview 2).

Das Denken der Regionalpolitik im Zeit-
geist einer langen Wachstumsphase der 
Nachkriegszeit, orientierte sich bis in die 
1980er Jahre hinein an „Noch-nicht-Kate-
gorien“: „Eine andere Entwicklung als ein 
uniformer Modernisierungsprozeß, in des-
sen Verlauf allmählich die ökonomischen 
Strukturen aus den Industriezentren auf 
die ländlichen Gebiete ausgedehnt würden, 
war nicht denkbar“ (IBA EP 1992: 15). Die-
se Einbahnstraße der Regionalpolitik führte 
in Anbetracht neuartiger Strukturprobleme 
von urbanen industrialisierten Räumen 
in eine Sackgasse, sodass nach „eigen-
dynamisch[en]“ „neuen Wachstumspfaden“ 
gesucht wurde (Hockel 1978: 485). Die hin-
ter den Erwartungen zurückbleibenden Er-
folge mehrerer Programme zur Bearbeitung 
des Strukturwandels förderten eine Strate-
giedebatte der Planung (vgl. IzR 12.1980; 
Stöhr 1984).

In NRW waren Kommunen infolge der Ab-
wanderung und in Anbetracht der neuen 
und über administrativen Grenzen hinweg 
auftretenden Probleme finanziell hand-
lungsunfähig. Die Landesregierung verla-
gerte darum schrittweise raumplanerische 
Kompetenzen auf die Ebene der Regie-
rungsbezirke und des Landes, gestaltete 
1979 einen geschwächten Kommunalver-
band Ruhrgebiet und betrieb selbst über-
kommunale Grundstücksentwicklung, u. a. 
mithilfe des Grundstücksfonds Ruhr (vgl. 
Ellwein 1980: 291; Goch 2002: 297 ff.). Die 
von Planern, Wirtschaftsförderern und Re-
gionalökonomen attestierte geringe Inno-
vationsfähigkeit des Ruhrgebiets und die 
Kritik, dass die bisher dominierende Praxis 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 
mit einer rein finanziellen Ausgleichspoli-
tik tiefgreifende strukturelle Veränderun-
gen nicht maßgeblich beeinflussen könne, 
mündeten in die Forderung nach einer 
„Innovationsorientierten Regionalpolitik“ 
(Ewers/Wettmann 1978), welche sich z. B. 
in der NRW-Landesinitiative Zukunfts-
technologien (1984–1988) manifestierte. 
Im Konzept der endogenen Regionalent-
wicklung wurden etwa zeitgleich „regiona-
le Handlungskonzepte unter Berücksichti-
gung regionaler Begabungen und Engpässe, 
Wettbewerbsvor- und nachteile“ (Lutzky/
Wettmann 1982: 741f) unter Einfluss öster‑ 
reichischer und schweizer Beiträge als 
eine Aufgabe in regionaler Eigenverant-
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wortung gedeutet (vgl. Brugger 1984; El-
sasser/Leibundgut 1987).4 Die Region als 
Handlungsraum wurde also aus zwei Per-
spektiven konstruiert: als Verantwortungs-
bündelung auf überkommunaler Ebene in 
einer Strategie des Durchregierens auf der 
einen Seite und als regionale Subsidiarität 
zur Stärkung regionaler Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit auf der anderen 
Seite. Dies wurde nicht zuletzt durch die 
Verlagerung wirtschaftspolitischer Kom-
petenzen des Bundes auf die europäische 
Ebene befördert, welche dieses Feld für die 
Regionalpolitik der EG, und schließlich der 
Regionen, öffnete (vgl. Stahl 1986). Im Zwei-
fel an zentralstaatlicher Steuerung fand  
außerdem eine Hinwendung zu dezentra-
len gesellschaftlichen Steuerungsmodellen 
statt. 

Galten bisher die peripheren, hinter  
florierenden industrialisierten Agglomera
tionsräumen hinterherhinkenden ländli-
chen Räume als förderungswürdig, waren 
die ehemals erfolgreichen monostrukturel-
len Ballungsräume aber zu neuen Problem-
räumen geworden (vgl. Pieper 1985: 153). Im 
deutschen Nord-Süd-Vergleich standen sie 
anpassungsfähigen Agglomerationsräumen 
mit einer „innovativen Dynamik“ gegen-
über, „deren Basis ein flexibles Netz kleiner 
und mittlerer Firmen mit einer handwerkli-
chen Tradition ist“ (Läpple 1986: 909 f).5  Im 
internationalen Vergleich fand der deutsche 
Diskurs Anschluss an ähnliche Erkenntnis-
se aus dem Ausland, etwa über das drit-
te Italien (vgl. Piore/Sabel 1984: 250 ff.).  
GREMI6 verhalf dieser Deutung schließ-
lich mit dem „innovativen Milieu“ (Ay-
dalot/Keeble 1988) als Bedingung der 
Anpassungsfähigkeit zum Durchbruch. Die 
Feststellung, dass ökonomischer Struktur-
wandel nur mit umfassender „gesellschaft-
licher“ (Stöhr 1984: 11), sowie „politischer 
und administrativer Innovation“ (Ellwein 
1980: 283), d. h. durch einen kollektiven 
regionalen Lernprozess zu erreichen sei, 
weitete die zunächst auf die Industrie be-
schränkte Innovationsorientierung auf 
weitere Handlungsfelder aus. „Ziel ist die 
Ergänzung der bisherigen Raumordnungs-
strategien zur Gewinnung neuer Hand-
lungs- und Entwicklungspotentiale“ (Lutz-
ky/Wettmann 1982: 741 f). Strukturwandel 
wird nicht mehr als Übel verstanden, dem 
man ausgesetzt war, sondern als Chance 
(vgl. Pieper 1985). 

Dieses diskursive „Aufbrechen“ (Bormann 
2013: 342) alter Deutungen und Zusam-
menfügen einer neuartigen Problemdeu-
tung erwies sich als ein entscheidender 
Schritt hin zu neuen Lösungsoptionen im 
Innovationsverlauf (vgl. Ibert/Müller 2014: 
195). Noch existierte die Reflexive Regio-
nalpolitik jedoch nicht. Sie war aber in der 
Problemdeutung bereits angelegt, nämlich 
dem Mangel an gesellschaftsumfassenden 
und dynamischen interkommunalen Netz-
werken in einer urban geprägten Region 
und dem Verständnis von Strukturwandel 
als einen selbst zu gestaltenden Prozess. 

Im erstmals eigenständigen Ministerium 
für Landes- und Stadtentwicklung in NRW, 
getragen von einer absoluten Mehrheit der 
SPD im Landtag, leitete Minister Christoph 
Zöpel zusammen mit dem Referatsleiter für 
Städtebau, Karl Ganser, schließlich einen 
Strategiewechsel ein: weg von der zentra-
lisierten hin zur regionalisierten Regional
politik. Sie verlagerten das Handeln in die 
Region und zwar durch selbstverantwort
liche regionale Entwicklungskonferenzen als  
Politiknetzwerke unter Beteiligung nicht-
staatlicher Akteure. So wurde der Ansatz zur 
Förderung endogener sozialer Potenziale 
im Gegensatz zum bisherigen Fokus auf in-
vestive finanzielle Ausgleichsmaßnahmen 
aufgegriffen (vgl. Fürst/Kilper 1995: 289). 
Nach der Zukunftsinitiative Montanregion 
(ZIM) im Ruhrgebiet wurde die Strategie in 
der Zukunftsinitiative Nordrhein-Westfalen 
(ZIN) 1987 auf ganz NRW ausgeweitet. Das 
neue planerische Denken wurde beispiel-
haft und sichtbar umgesetzt. Dieses noch 
eng an alte administrative Strukturen ge-
bundene Instrument ohne passendes Fi-
nanzierungskonzept entwickelte keine 
umfassende gesellschaftliche und adminis-
trative Reflexivität. Zudem wurde es nicht 
als Innovation gedeutet, sodass die ZIN  
lediglich Wegbereiter einer Reflexiven Regi-
onalpolitik war. 

Entstehung: Ein Modellprojekt der  
Reflexiven Regionalpolitik

„Die ‚IBA Emscherpark‘ ist ein Aufbruch in 
etwas Neues. Sie ist ein faszinierendes Expe-
rimentierfeld. Strategien sind zu erdenken 
und zu erproben. Man hat konkret über Zie-
le für die Region nachzudenken und über 
Grundsätze, die man auf andere Regionen 
übertragen kann. Das Thema muß in unse-

(4)
Zu dieser Erkenntnis kommt 
schon Kilper (1999: 88).

(5)
vgl. Freytag/Windelberg schon 
1978

(6) 
Groupe de Recherche Europé-
en sur les Milieux Innovateurs
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ren Köpfen erst ankommen“ (Adrian 1994: 
89).

Der durch ZIN an Kontur gewonnene  
Politikwechsel war geprägt durch die de-
zentrale Bearbeitung wirtschaftsstrukturel-
ler Probleme in sozialen und ökologischen 
Leitlinien. Sie wurden inkrementell in einer 
neuen Förderlandschaft umgesetzt und 
zielten insgesamt auf eine Inwertsetzung 
des Raumes ab (vgl. Durth/Sigel 2010: 700). 
Das von C. Zöpel und K. Ganser initiierte 
und 1988 vorgestellte Modell zur Entwick-
lung der Emscher Region erfand das For-
mat einer Internationalen Bauausstellung 
neu und markiert mit ihrer IBA Emscher 
Park den Beginn Reflexiver Regionalpolitik. 
Bemerkenswert ist, dass nun die „techno-
logischen, sozialen und organisatorischen 
Innovationen“ Gegenstand der Regional
politik waren – „[d]ie bauliche Gestaltung 
der Prozesse ist davon abgeleitet“ (MSWV 
NRW 1988: 9). Die Reflexivität der IBA Em-
scher Park war durch eine deutliche In-
novationsorientierung bei gleichzeitiger 
Nutzung endogener Ressourcen geprägt. 
Sie setzte Impulse für lokale Verbunden-
heit und internationale Eingebundenheit: 
Das explizite Entwicklungsziel war die Ini
tiierung von „Innovationen in allen gesell-
schaftlichen Bereichen“ (MSWV NRW 1988: 
8). Bevor jedoch die Ideenwettbewerbe, 
Planungswerkstätten, Symposien und Kon-
gresse national und international geöffnet 
wurden, erging ein Projektaufruf an kom-
munale Akteure (vgl. Durth/Sigel 2010: 
703). Die Kampagnenfähigkeit der IBA Em-
scher Park war gekennzeichnet durch einen 
perspektivischen Inkrementalismus, d. h. 
durch das Verfolgen einer langfristigen re-
gionalen Vision durch Umsetzung kleinerer 
Projekte. Lösungen wurden modellhaft in 
eigenständigen lokalen Akteursbündnissen, 
„innovativen Inseln“ (Adrian 1994: 91), ge-
funden, während sich die IBA Emscher Park 
GmbH auf die Prozessgestaltung, d. h. die 
Mobilisierung von Akteuren und Ressour-
cen durch Vergabe von Förderpriorität im 
Wettbewerb konzentrierte (vgl. Ganser/Sie-
bel/Sieverts 1993: 115). Der GmbH gelang 
es als unvorbelastete und befristet existie-
rende Institution, eingefahrene Strukturen 
zu irritieren und Denkprozesse anzustoßen, 
indem sie externe Impulse gezielt kanali-
sierte. 

Die IBA Emscher Park glich mit ihrem Aus-
nahmezustand einem Sandkasten, in dem 
sich eine Avantgarde neuer Regionalpolitik 
aus Akteuren der Politik, praktischer Pla-
nung, Wirtschaft, und Wissenschaft von 
den gegebenen Verwaltungsstrukturen ent-
fernen und konsequent entfalten konnte. 
Dieses große politische Experiment konn-
te nur in einem durch außergewöhnlich 
hohen Problem- und Handlungsdruck ge-
kennzeichneten Raum, nämlich dem „här-
testen Fall für die Erneuerung in der alten 
Bundesrepublik“ (vgl. IBA EP 1992: 13) und 
mit breiter kommunaler Unterstützung 
stattfinden. Es erzeugte die nötige Aufmerk-
samkeit für neuartige Regionalpolitik als 
Voraussetzung für ihre Anerkennung und 
Durchsetzung. Die IBA Emscher Park ist  
Katalysator Reflexiver Regionalpolitik als 
eine soziale Innovation. Die IBA Emscher 
Park besaß eine Strategie der „Organisati-
on von Innovationen in nicht innovativen  
Milieus“ (Häußermann/Siebel 1994b) in 
der Region. Zum Umgang mit dem Struk-
turwandel regten ihre Macher das regi-
onale Milieu durch einen dezentralen 
gesellschaftlichen Steuerungsmodus an. 
Das Planungsmodell selbst wurde, auch 
im internationalen Vergleich, als neuar-
tige und bessere Lösung präsentiert (vgl. 
Ganser/Siebel/Sieverts 1993; IBA Emscher 
Park 1992: 25). Sie positionierten sich nun 
in einem „generellen Wandel der Politik-
formen auf lokaler und regionaler Ebene“ 
(Häußermann/Siebel 1994a: 43 f.), die im 
Spannungsnetz zwischen territorialem 
Wettbewerb und Potenzialentwicklung mit 
einer ausgeweiteten Bürgerbeteiligung und 
halbstaatlichen oder privaten Organisa
tionsformen entstehen. Sie popularisierten 
den Modus einer Anreizsteuerung, der auch 
für die 1988 neu aufgelegte Europäische 
Regionalpolitik charakteristisch wurde. Es 
ist allerdings nicht immer eindeutig, ob die 
inhaltliche Orientierung der IBA Emscher 
Park oder das Planungsmodell selbst ge-
meint war, wenn von „Verfahrensinnova-
tion in der Politikgestaltung“ (Freye 1993) 
und „innovative[r] Politik“ (Häußermann/
Siebel 1994: 39a) gesprochen wurde. Gera-
de dieser schillernde, unscharfe Gebrauch 
des Begriffs Innovation (einerseits selbst 
Innovation zu sein und andererseits Inno-
vationen zu fördern) schien die Faszination 
auszumachen. Diese „neue[n] Wege“ wur-
den schon früh auch von Beobachtern als 
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zukunftsweisend und nachahmungswürdig 
erkannt (Kaufmann 1994: 19). 

Fermentierung: Durchsetzung Reflexiver 
Regionalpolitik

„Gesetze spielen da gar keine Rolle, würde 
ich sagen. Wichtiger sind bestimmte Förder-
richtlinien“ (Interview 5).

Die Zwischen- und Abschlusspräsentation 
der IBA Emscher Park 1994 und 1999 zogen 
jeweils umfangreiche Darstellungen, Rezep-
tionen und Theoriesierungen im Diskurs 
nach sich, welche ihre charakteristischen 
Elemente herausarbeiteten (vgl. Kilper 1999; 
IzR 3/4.1999). Im Vergleich der IBA Emscher 
Park mit der Expo 2000 Hannover ernann-
ten wichtige Akteure die Expo im Kontext 
der IBA gewissermaßen als Nachfolger, dem 
sie attestierten, im Geiste der Innovation zu 
handeln. Mit der IBA Emscher Park als Vor-
bild galten befristete Programme mit inter-
mediären Organisationen zur „Einführung 
eines Elements von Fremdheit“ und dem 
Ziel der Förderung endogener „Mentalitä-
ten und Motivationen“ (Mayer/Siebel 1998: 
5, 4) als innovativ. In diesem Spannungsfeld 
wurde „ein dritter Weg“ (Siebel/Ibert/Mayer 
1999: 163) gewählt – die Reflexivität. 

Mitte der 1990er Jahre begann eine Über-
tragung Reflexiver Regionalpolitik zunächst 
in Ruhrgebiets-ähnliche Problemkontex-
te. Die neuen Bundesländer standen vor 
einem herausfordernden Strukturwandel 
und übernahmen zunächst die Planungs-
systeme ihrer westdeutschen Paten-Länder, 
sodass das vom Tagebau geprägte Bran-
denburg als erstes Land die Strategien aus 
NRW anwandte (vgl. Sturm 2006: 216). Auch 
andere Regionen Ostdeutschlands standen 
vor ähnlichen Herausforderungen, wie z. B. 
die Bitterfelder Region, sodass eine Über-
tragbarkeit denkbar schien (vgl. Adrian 
1994: 89). Es handelte sich um zögerliche 
Nachahmung einzelner Elemente aus NRW, 
wie informelle regionale Entwicklungs-
konferenzen und -programme, so etwa in 
Thüringen (1994) und Sachsen (1995). Der 
Umgang mit einem offenen Ideenaustausch 
wurde dabei als ungewohnt empfunden 
(vgl. Walcha und Dreesbach 1996: 55). 1997 
begann in Sachsen eine „Förderrichtlinie 
Regio“, welche auf Grundlage eines Förder-
wettbewerbs die eigenverantwortliche Er-
stellung und Umsetzung interkommunaler 

Entwicklungs- und Handlungskonzepte in 
Modellvorhaben zum Ziel hatte. Die ers-
ten Nachahmer suchten nach günstigen 
Möglichkeiten, die neuen Planungsformen 
umzusetzen. So besaßen diese Maßnah-
men weder Festivalisierung noch aufsehen-
erregende institutionelle Neugestaltung. 
Sie entwickelten jedoch z. T. ein reflexives 
Element mit geringerer Innovationsorien-
tierung zur Neuaufstellung der Regionen, 
das sich in einem bestehenden Institu
tionensystem möglicherweise beständiger 
erwies. Darüber hinaus profitierten Regio-
nen vom Wettbewerbsprogramm der EU-
Regionalpolitik. Da hier zur Einwerbung 
von Fördermitteln ein Regionales Entwick-
lungskonzept Bedingung war, wurden auch 
von dieser supranationalen Ebene aus Re-
flexionsanreize gesetzt.

Mayer und Siebel (1998: 4) markierten mit 
der Verkündung eines neuen „Paradigma 
der Planung“ in zehn (zum Teil schon bei 
Ganser/Siebel/Sieverts 1993 formulierten) 
Punkten einen weiteren Schritt im Inno-
vationsprozess, der sich nun langsam von 
seinem Ursprung entfernte. Dieser Para-
digmenwechsel wurde auch im interna-
tionalen Umfeld wahrgenommen: „With 
globalization, the opposition between en-
dogenous and exogenous development po-
licies became outdated. Third-generation 
policies presented a combination of en-
dogenous and exogenous aspects aimed 
at creating comparative, environmental 
advantages“(vgl. Maillat 1998: 1). Maillat 
macht hier die zwei Pole der Reflexion in 
der neuen Regionalpolitik explizit. Eine be-
sondere Leistung bestand erneut in der Ver-
knüpfung der deutschen Erfahrungen mit 
der internationalen Debatte: Ausgehend 
von dynamischen und adaptiven Regionen 
und ihren „kreativen Milieus“ (Butzin 1996) 
wurden Lernprozesse für die Innovations-
förderung „sklerotischer Milieus“ (Läpple 
1994: 42) konzeptioniert (vgl. Morgan 1997). 
„Offenheit und die Fähigkeit, Wissen von 
außerhalb der Region anzuzapfen und im 
Rahmen regionsinterner Informationskreis-
läufe nutzbar zu machen, [ist] für den wirt-
schaftlichen Erfolg von entscheidender Be-
deutung“ (Fromhold-Eisebith 1999: 169 f.). 
Resultat war ein „Interaktives Innovations-
modell“ (Morgan 1997: 491). In Deutsch-
land wurde es von weiteren Politikfeldern 
in der Förderung von Netzwerken zur re-
gionalen Entwicklung aufgegriffen, so etwa 
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vom BMBF mit InnoRegio (1999), Lernende 
Regionen (2001), und von verschiedenen 
Clusterwettbewerben. „Die Festlegung und 
Implementation von Strategien regionaler 
Wirtschaftspolitik ist somit bereits als per-
manenter selbstreflexiver Lernprozess or-
ganisiert. […] [Das Verfahren] beweist sich 
als ein auf Selbstorganisation basierendes 
Bottom-up-Entwicklungskonzept“ (Stahl 
1998: 24 f.). Reflexive Regionalpolitik setz-
te sich im administrativen Handeln und in 
Programmen durch, nicht in Gesetzen.

Stabilisierung: Normalisierung und Aus-
differenzierung Reflexiver Regionalpolitik

„Dann war erstmal ein Vakuum. Und siehe 
da, dieses Vakuum war eben keines, denn es 
ist ganz Vieles neu entstanden“ (Interview 1).

Der Wunsch, die neue Entwicklungsstrate-
gie auch in anderen Regionen in NRW zu 
nutzen, stand politisch nur schwer durch-
setzbaren Kosten gegenüber. Die Frage 
der Stunde war, ob die Erfolge in kleinem 
Rahmen oder gar fest institutionalisiert 
durch „Veralltäglichung des Außeralltägli-
chen“ (Walter Siebel7) wiederholbar sind. 
Im Gegensatz zur Intention der Innovato-
ren in NRW, top-down durch zu regieren, 
erhielt Regionalpolitik eine immer stärkere 
bottom-up-Orientierung, beeinflusst durch 
die Aktivierungspolitik der EU und regio-
naler Steuerungsmodelle wie der „Regio-
nal Governance“ (Fürst 2001). Beides, die 
Verstetigung und die bottom-up-Orientie-
rung, sind Eigenschaften, welche von den 
Innovatoren nicht beabsichtigt und sogar 
abgelehnt wurden und zu einem Generati-
onenwechsel im Innovationsprozess beitru-
gen – ein Schisma, durch welches die Inno-
vatoren ihren Nachfolgern Platz machten: 
Die Zeit der Innovatoren war vorbei und 
sie räumten das Feld, zum Teil enttäuscht 
und zornig über die Entfremdung ihres Ver-
mächtnisses. Es folgte die Zeit der Übertra-
gung und Anwendung in vielerlei Formen, 
darunter kleine und große Wiederholungen 
und Internationalisierung. Diese Ausbrei-
tung war kein zufälliger Nebeneffekt, son-
dern wurde aktiv vorangetrieben (vgl. Nie-
mann/Reicher/Uttke 2008).

Kleine Wiederholungen: Als IBA Emscher 
Park Nachfolgerin galt in NRW die seit 2000 
mit zwei bzw. inzwischen dreijährigen Lauf-
zeiten stattfindende REGIONALE als ver-

stetigter Wanderzirkus der Reflexion. Das 
Programm bietet geeignete Beispiele dafür, 
wie sehr die Erfolge des Planungsmodells 
von der jeweiligen regionalen Fähigkeit 
abhängen, neue Ideen zu kanalisieren und 
endogene Bedingungen zu fördern. Einige 
Regionen stehen strukturell auch schon vor 
dem Programm gut da. Insbesondere die 
REGIONALE 2006 „Bergisches Städtedrei-
eck“ und 2010 „Köln-Bonn“ gelten bis heu-
te als Erfolgsbeispiele, die langfristige Ver-
änderungen initiiert haben und bei ihrem 
Abschluss ein Gefühl des Anfangs hinterlie-
ßen (vgl. Stein 2015; Beierlorzer 2010). Die 
wissenschaftliche Begleitforschung nutzt 
die REGIONALE um die „Planungskultur im 
Wandel“ nachzuvollziehen (Reimer 2012; 
vgl. Danielzyk/Wood 2004). 

Große Wiederholungen: Von 2000–2010 setz-
ten fast zeitgleich vier Initiativen, mit der 
Absicht ein, das Modell der „Prozeß-Inno-
vation IBA Emscher Park“ zu nutzen (Kilper 
2001). Das Fürst-Pückler-Land bewältigte 
als ehemalige Braunkohleregion der DDR 
einen intensiven Strukturwandel und besaß 
dementsprechend ähnliche Voraussetzun-
gen wie der Ursprungsraum Reflexiver Re-
gionalpolitik. Sachsen-Anhalt bespielte mit 
der IBA Stadtumbau ebenfalls die Thematik 
des Wiedervereinigungs-Strukturwandels. 
Die Anwendung Reflexiver Regionalpolitik 
in Ostdeutschland wurde also konsequent 
fortgeführt. Die sich verkürzenden Laufzei-
ten der IBA sind ein Indiz für die zunehmen-
de Bedeutung von politischer und finanziel-
ler Machbarkeit Reflexiver Regionalpolitik.8 

Bei den IBA ist wie in der REGIONALE der 
jeweilige reflexive Charakter ausschlagge-
bend für den Erfolg. In der Literatur wurde 
das Modell auch als „Innovationsorientierte 
Planung“ (Ibert 2003) bezeichnet. 

Internationalisierung: Sowohl kleine als 
auch große Variationen Reflexiver Regio-
nalpolitik begannen aus dem deutschen 
Planungskontext hinaus zu wachsen. Die-
sen Schritt gingen die grenzüberschreiten-
den EuREGIONALE 2008 und die IBA Basel 
(2010–2020). In Parkstad in den Niederlan-
den begann zum ersten Mal eine IBA ohne 
Bezug zum deutschen Planungssystem 
(2012–2020). Die IBA Emscher Park strahl-
te international aus und galt als Vorbild 
zur Entwicklung alter Industrieregionen, 
wie etwa in Oberschlesien (vgl. Shaw 2002;  
Nadrowska 2008).

(7)
Am 17.1.2014 in Stuttgart 
auf dem Expertenworkshop 
des Projektes „Innovationen 
in der Planung: Wie kommt 
Neuartiges in die räumliche 
Planung?“ (InnoPlan)

(8)
Während die IBA Fürst-Pück-
ler-Land wie im Emscher Park 
noch mit zehn Jahren arbeitet, 
sind z. B. in Sachsen-Anhalt 
nur sieben Jahre angesetzt.
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Verstetigung: Die in den 1990er Jahren be-
gonnenen regionalen Entwicklungspro-
gramme der neuen Bundesländer wurden 
verlängert, z. B. in Sachsen (2006) und 
Thüringen (2007). Ähnliche Verfahren 
spielten inzwischen auch in den übrigen 
Bundesländern zur Kanalisierung der Gel-
der aus europäischen Fonds, insbesondere 
für LEADER, eine wichtige Rolle. Auch mit 
dem Zukunftsprogramm ländlicher Raum 
(2007–2013) wurde deutlich, dass Reflexive 
Regionalpolitik aus ihrem ursprünglichen 
Problemraum altindustrieller Ballungsräu-
me endgültig transponiert wurde. Es ent-
wickelten sich auch noch stärker instituti-
onalisierte Modelle auf regionaler Ebene. 
Ein Blick auf die Ursprünge in den 1980er 
Jahren zeigt, dass neben interkommunaler 
Kooperation und der Zentralisierung der 
Macht auf einen Regierungspräsidenten 
auch die Parlamentarisierung der Region 
eine Lösungsstrategie darstellte (vgl. Baest-
lein/Wollmann 1980). Ein Parlament als Ort 
der Diskussion und regionaler Entschei-
dungen könnte eine am etablierten reprä-
sentativ-demokratischen Steuerungsmodell 
orientierte Form der Reflexivität darstellen. 
Ob es sich hierbei jeweils um einen Fort-
schritt und eine Übersetzung der Innova-
tion handelt oder um den Versuch konser-
vativer Kräfte, alte Strukturen zu bewahren, 
muss wohl im Einzelfall geklärt werden. Die 
Region Hannover war hier mit der Verän-
derung der Landkreisverwaltung 2001 Vor-
reiter. Seitdem zogen viele Regionen nach, 
so etwa der Regionalverband Saarbrücken 
2008 und die Städteregion Aachen 2009. In 
der „trimetropole Rhein-Ruhr“ diskutierten 
Danielzyk/Knapp/Schulze (2008) die inter-
kommunale Kooperation in NRW neu. Die 
„Lernende Stadtregion“ (Stein 2006) war 
nun anerkannter Raum der Reflexivität, in 
dem „Anlässe zum zielgerichteten und zu-
fälligen Lernen geschaffen werden“ (Stein 
2015). Reflexive Regionalpolitik war in den 
Köpfen angekommen.

Ernüchterung: Entzauberung und  
Reaktionismus

„Insofern haben wir es – bei entsprechend 
differenzierter Betrachtung und Benen-
nung  – hier mit einem traditionellen „Gol-
denen-Zügel-Phänomen“ zu schaffen, in 
dem primär nicht Innovationen, sondern 
öffentliche Gelder (von Land und EU) das 

Ziel sind, kurzum: policy follows ressources“ 
(Selle 2004: 57).

Die Erfolge der dritten Generation reflexi-
ver regionaler IBA, etwa in Heidelberg und 
Thüringen, und auch kleinerer Program-
me waren umstritten und stehen für eine 
Ernüchterung. Für viele Akteure war das 
Label IBA nach wie vor der heilige Gral re-
gionalpolitischer Programme geblieben. 
So wie die IBA den Beginn Reflexiver Regi-
onalpolitik markiert, so markiert der Dis-
kurs um sie möglicherweise auch ihr Ende. 
Aufgrund ihrer schnellen Verbreitung in 
zahlreichen und vielfältigen Formen waren 
Akteure im Umfeld der Veranstaltungen aus 
Politik, Wissenschaft und Planungspraxis 
um ein Ausfransen der einst so scharfen 
Konturen der „Marke IBA“ besorgt (Durth 
2010). In einem Memorandum formulier-
ten sie Qualitätskriterien und institutiona-
lisierten einen Erfahrungsaustausch, und 
wirkten auf ein Verfahren der Selbstevalua-
tion hin (vgl. Durth 2010; BMVBS 2011). Es 
entflammte eine Debatte über die Legitimi-
tät dieser Exklusivität und damit über das, 
was Reflexive Regionalpolitik auszeichnet, 
nämlich das Verhältnis von Offenheit und 
Eigenstrategie (vgl. Bauwelt 2013). 

Im Kontext der REGIONALE sind schon 
früh Unterschiede in der jeweiligen Regi-
onalen Wirkungsmacht des Programmes 
aufgefallen. Überhaupt stand der Wettbe-
werbscharakter in der Kritik, da ja offen-
sichtlich jede Region in NRW einmal an 
der Reihe sein müsse. Mit „Zukunftsland“ 
im westlichen Münsterland läuft das Pro-
gramm zunächst bis 2016. 

Die Innovationsorientierung, welche die 
Regionalpolitik seit den 1970er Jahren 
prägte, und als ein wesentliches Erfolgskri-
terium der IBA und verwandter Programme 
beschrieben wurde, weckt auch Skepsis. 
Selle (2004) deckte die verbreitete unschar-
fe Verwendung des Begriffs auf, fragte nach 
über 25 Jahren Innovationsorientierung in 
der Regionalpolitik, um welche Innovatio-
nen es denn eigentlich gehe, wie diese zu 
erkennen seien, und was das für die Pla-
nung bedeute. Er stellt nüchtern fest, dass 
ein ‚Innovationswahn‘ der Landesregierung 
„in der kommunalen Politik nicht selten als 
überzogen und hinderlich für die Geschäf-
te vor Ort angesehen“ werde (Selle 2004: 
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57), und dass es doch in erster Linie um die 
Akquise von Finanzmitteln gehe und sie 
deswegen den „Formattourismus“ (Reimar 
Molitor9) mitspielen müsste. Darüber hin-
aus treten zunehmend Publikationen über 
innovationsorientierte und festivalisierte 
Großprojekte auf, die zusammenfassend 
und konzeptionalisierend „den Sack zu ma-
chen“ (vgl. Hohn/Kemming/Reimer 2014; 
BMVBS 2011).

4	 Strukturmerkmale im Verlauf  
	 Reflexiver Regionalpolitik   

Es wurde am Beispiel der Entstehung, Ver-
breitung, Veränderung und Durchsetzung 
einer Reflexiven Regionalpolitik gezeigt, 
dass das Zusammenspiel von umgesetzter 
Praxis, Akteuren und historischen Ereignis-
sen im Zeitverlauf seinen Charakter verän-
dert, sodass eine dem Innovationsprozess 
immanente Phasierung sichtbar wurde. 
Aus der Darstellung kann die zeitliche und 
räumliche Verbreitung der sozialen Kon
struktion herausgelesen werden.

Die Latenzphase beginnt in einem Raum, 
der sich durch eine gemeinsame Problem-
stellung definiert. Vor diesem Hintergrund 
findet ein lebendiger und pluralistischer 
Diskurs statt. Der intensive Handlungs-
druck ermöglicht das Ausprobieren vielfäl-
tiger Lösungsansätze in der Regionalpolitik. 
Durch den Austausch von Wissen zwischen 
Akteursgruppen, die sich zunächst isoliert 
mit dem Problem beschäftigen – Planer, die 
mit industriellen Brachflächen umgehen, 
Wirtschaftsförderer in finanzschwachen 
Kommunen und Politiker – ist die Einigung 
auf ein gemeinsames und neuartiges Pro
blemverständnis möglich. Dies markiert ei-
nen Meilenstein im Verlauf. 

Die Entstehung Reflexiver Regionalpolitik 
erfordert nun eine handlungsfähige Avant-
garde. Dieser gelingt es, verschiedene Inst-
rumente zu kombinieren, und eine neuar-
tige Strategie zu implementieren. Um ein 
innovatives Modellprojekt durchzusetzen, 
bedarf es der Fähigkeit, finanzielle Ressour-
cen zu akquirieren. Es ist dabei nicht die 
Intention der Akteure, einen Paradigmen-
wechsel der Planung einzuleiten, sondern 
eine Lösung für ein konkretes, drängendes 
Problem zu entwickeln.

Erst wenn weitere Akteure auf den Plan 
treten und die entstandene Praxis als eine 
bessere Lösung erkennen und bestätigen, 
findet die Fermentierung statt. Nun wird 
die neue Strategie der Regionalpolitik ge-
nau beobachtet und an anderen Orten zag-
haft ausprobiert. In ihrer Übertragung und 
Nachahmung beginnt sich hier die Refle-
xive Regionalpolitik bereits zu verändern, 
obwohl der Problemkontext in den neuen 
Umsetzungsräumen dem Ursprung ähnlich 
ist. Außerdem werden wesentliche Elemen-
te des Modellprojektes durch Anwendung 
und Beobachtung verändert, sodass z. B. 
die top-down Orientierung an Bedeutung 
verliert und sich ein bottom-up Verfahren 
durchsetzt. 

In der Phase der Stabilisierung differenziert 
sich die Umsetzung Reflexiver Regionalpo-
litik stark aus. Eine Strategie, die im Kon-
text massiver Probleme entwickelt wurde, 
findet nun auch zur Umsetzung in weniger 
gepeinigten Räumen. Es kommt sogar vor, 
dass die Verweigerung gegenüber einzelnen 
Elementen Reflexiver Regionalpolitik – etwa 
der interkommunalen Zusammenarbeit – 
explizit gerechtfertigt werden muss. Nun 
werden auch in der Latenzphase zunächst 
fallengelassene Lösungsvorschläge, wie die 
Parlamentarisierung der Region, wieder 
aufgegriffen. Der Einfluss der EU auf die 
Ausgestaltung der Regionalpolitik hat deut-
lich zugenommen.

Zusammen mit der Verbreitung, Zunahme 
an Erfahrung und Vielfalt nimmt zwangs-
läufig auch die Kritik an Reflexiver Regi-
onalpolitik zu. Ob es sich um eine Fluk-
tuation der Faszination handelt, um die 
Enttäuschung über einzelne Umsetzungen 
oder doch um das Einsetzen einer abschlie-
ßenden Phase im Verlauf einer sozialen In-
novation, bleibt offen.

Auch die räumliche Struktur des Innova
tionsprozesses ist erkennbar. Das industri-
ell geprägte urbane Ruhrgebiet stellt einen 
exemplarischen Problemraum dar, in dem 
„Gegebenheiten zu Gelegenheiten“ (Ibert/
Müller/Stein 2014: 77) werden, neue Ideen 
entstehen und kombiniert werden. Eine 
Übertragung Reflexiver Regionalpolitik fin-
det zunächst in ähnlich strukturierten Räu-
men in West- und Ostdeutschland statt, bis 
sich schließlich auch kaum problematische 
Regionen, der ländliche Raum und Akteure 

(9)
Am 17.1.2014 in Stuttgart auf 
dem Expertenworkshop des 
Projektes „Innovationen in der 
Planung: Wie kommt Neuartiges 
in die räumliche Planung?“ 
(InnoPlan)
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in einem vollkommen fremden adminis-
trativen Kontext ihrer Strategie bedienen. 
Weiterhin ist auffällig, dass entscheidende 
Meilensteine im Verlauf nur durch abwech-
selnde Phasen von Beschäftigung mit hei-
mischen Problemen und von Anknüpfung 
an die internationale Debatte und ähnliche 
internationale Problemräume gesetzt wer-
den konnten.

Durch diese Phasen hindurch ziehen sich 
drei Diskurslinien, die immer wieder mit
einander neu verknüpft werden: Erstens 
wird Reflexive Regionalpolitik im Kontext 
des Strukturwandels von der Industrie- zur 
Wissensgesellschaft entwickelt. Hier wird 
der Strukturwandel westdeutscher Indus-
trieregionen und der neuen Bundesländer 
sowie der Wandel von der Industrie- zur 
Wissensgesellschaft behandelt. Zweitens 
wird Reflexive Regionalpolitik in einer Dis-
kurslinie um politische Netzwerke und ein 
verändertes Steuerungs- und Planungs-
verständnis verhandelt. Ihr inhaltlicher 
Schwerpunkt nahm seinen Ausgang von 
der Enttäuschung über staatshoheitliche 
Planungseuphorie über dezentrale Kon-
textsteuerung, Politiknetzwerke und Gover-
nance bis hin zu Regional Governance. Drit-

tens erwächst Reflexive Regionalpolitik aus 
der Debatte um Regionen als Innovations-
motoren. Hier werden Industrial Districts, 
Innovative Milieus, regionale Innovations-
systeme und Lernende Regionen diskutiert.

Bei näherer Analyse zeigt sich also, wie 
komplex der Innovationsverlauf Reflexi-
ver Regionalpolitik ist. Die vielfältigen Zu-
sammenhänge und Argumente konnten in 
diesem Artikel nur schlaglichtartig darge-
stellt werden. Doch ist festzuhalten, dass 
gerade diese Komplexität das besondere 
Kennzeichen von Innovationen ist: Sie sind 
im Innern nicht durch einfache Lineari-
tät, sondern durch neue Kombinationen, 
Umdeutungen, Parallelentwicklungen und 
Konflikte gestaltet, die in einem hohen 
Maße von den Akteuren der räumlichen 
Planung selbst ausgehen. 
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Welche Elemente einer reflexiven Regionalpolitik kann man in den „Regionalen“ erkennen, 
mit denen das Land Nordrhein-Westfalen seit 2000 Akzente in seiner regionalen Struktur-
politik setzt? Mit Hilfe von sechs Aspekten des Arbeitens in einer lernenden Region werden 
Vorgehensweisen in den drei jüngsten Regionalen 2010, 2013 und 2016 identifiziert, die 
den Eigenschaften einer reflexiven Regionalpolitik nahe kommen. Die Regionalen formu-
lieren konsensfähige Ziele aus der Region heraus. Sie fördern Projekte in kooperativer Um-
setzung, die auf Innovation und Übertragbarkeit abzielen und einen nachweislichen Bei-
trag zu den regionalen Zielen leisten. Sie entstehen im Wettbewerb um die überzeugendsten 
Konzepte und qualifizieren Projekte und Akteure in der Projektauswahl und -gestaltung. 
Sie nutzen den von der Landespolitik gesetzten speziellen Rahmen wie die Förderpriori-
tät für ihre Projekte und die Bündelung von Mitteln. Sie schaffen öffentliche und fachli-
che Aufmerksamkeit für diese Prozesse und verändern damit die Selbstwahrnehmung der  
Akteure. Mit Aufmerksamkeit sollte man verfolgen, welche Elemente dieser integrierten 
Strukturpolitik als reflexiver Regionalpolitik bei der Formulierung der nächsten Policy des 
Landes Nordrhein-Westfalen erhalten bleiben.

Reflexive Regionalpolitik ist „ein Gover-
nance-Arrangement, welches eine reflexiv-
lernende Neuorientierung unter Inwert-
setzung der Region verfolgt“, sagen die 
forschenden Wissenschaftler (Ibert et al. 
2015). 

Regionale ist „ein Angebot des Landes 
Nordrhein-Westfalen an Teilräume des Lan-
des, sich für einen Zeitraum von fünf bis 
sechs Jahren auf eine, im weitesten Sinne, 
strukturpolitisch ausgerichtete Projektstra-
tegie zu verständigen, um diese, kommu-
nale Grenzen überwindend, gemeinsam 
umzusetzen.“ So beschreibt es ein Verant-
wortlicher aus dem nordrhein-westfäli-
schen Städtebauministerium (Dahlheimer 
2007: 109). 

Dieser Beitrag untersucht aus der Sicht 
einer reflektierenden Praktikerin, welche 
Aspekte einer reflexiven Regionalpolitik in 
den Regionalen in Nordrhein-Westfalen zu 
erkennen sind. Dies basiert auf der aktiven 
bis gestaltenden Mitarbeit und der kollegi-
alen Beobachtung der Autorin bei den Re-
gionalen 2004, 2006, 2010, 2013 und 2016 
sowie auf eigenen Forschungen über ler-
nende Stadtregionen (Stein 2006). Zunächst 
werden die verbindenden Linien von der 
Internationalen Bauausstellung Emscher 
Park zu ihren Nachfolgerinnen, den Regi-

onalen in Nordrhein-Westfalen, beschrie-
ben und dann die drei jüngsten Regionalen 
kurz vorgestellt. Bereits hier zeichnen sich 
mehrere Aspekte ab, die dem in diesem 
Heft vorgestellten Konzept der reflexiven 
Regionalpolitik entsprechen. Beispiele aus 
den Regionalen zeigen, dass hier auch Ele-
mente einer lernenden Region zu finden 
und für die Diskussion als soziale Innova-
tion nützlich sind. Zum Abschluss müssen 
aber auch Gefährdungen benannt werden, 
die drohen, den ursprünglichen Zielen der 
Regionalen entgegenzuwirken.

Von der IBA Emscher Park  
zu den Regionalen

Die Regionalen sind – in der Beschreibung 
des zuständigen Ministeriums – „Erben 
der Internationalen Bauausstellung IBA 
Emscher Park“ (MBWSV: 08.01.2015), die 
sich als erste IBA die strukturelle Erneue-
rung einer ganzen Stadtregion zum Ziel ge-
setzt hatte. Dieses international beachtete 
Planungsexperiment im Ruhrgebiet hat in 
den Jahren 1989 bis 1999 nach dem Prinzip 
„Wandel ohne Wachstum“ Impulse für eine 
Stadtlandschaft des post-industriellen Zeit-
alters gesetzt, Räume wieder geöffnet, In
frastrukturen erneuert, Industriedenkmäler 
mit neuen, kulturellen Nutzungen umdefi-
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niert und die Grundlage für neues Selbstbe-
wusstsein, wachsenden Tourismus und den 
Auftritt als Kulturhauptstadt Europas im 
Jahr 2010 geschaffen.

Ihre strukturellen Merkmale waren:

•	 Arbeit nach dem Prinzip des „perspek-
tivischen Inkrementalismus“ (eine be-
wusst widersprüchliche Wortkombina-
tion – Ganser/Siebel/Sieverts 1993) mit 
konsensfähigen programmatischen Aus-
sagen in einem Memorandum und mit 
Projekten, die jeweils ihren Beitrag zu 
diesen Zielen erkennen lassen mussten – 
aber ohne flächendeckenden „Plan“ alter 
Schule;

•	 Steuerung durch eine vergleichsweise 
kleine Agentur mit organisatorischer 
Selbständigkeit, deren Aufgabe es war, 
die programmatische Ebene wach zu 
halten, lokale und institutionelle Akteu-
re bei der Entwicklung von Projekten im 
Sinne des Memorandums zu unterstüt-
zen, durch Betreuung, Fachdiskussionen 
und Wettbewerbsverfahren für Qualität 
zu sorgen und das Benehmen mit der 
Landesregierung – und dadurch den 
Fluss von Fördermitteln – zu betreiben;

•	 zeitliche Befristung und eine großan-
gelegte Präsentation am Ende, dadurch 
Herstellen eines „Ausnahmezustands“ 
und Ermöglichen besonderer Anstren-
gungen. 

Die Regionalen (ein Kunstwort aus Regi-
on und Biennale/Triennale) haben dieses 
Erbe angetreten, weil ihre Vorgaben der IBA 
nachgebildet wurden. Dazu sind spezifi-
sche Aspekte verstärkt worden oder hinzu-
gekommen. 

Die Regionalen werden für Präsentati-
onszeiträume im Abstand von zwei bzw. 
seit 2010 drei Jahren im Wettbewerb aus-
geschrieben. Die Regionen können und 
müssen sich, unter Beachtung gewisser 
Mindestanforderungen an die Größe, selbst 
definieren und sich mit einem selbst erar-
beiteten Programm bewerben. Dieses soll 
geeignet sein, darin strukturwirksame Pro-
jekte in den Bereichen Stadt, Landschaft, 
Kultur und Wirtschaft zu realisieren. Mit 
Strategien, Projekten und Ereignissen soll 
sich die ausgewählte Region profilieren und 
in einer abschließenden Präsentation das 
Erreichte vorstellen – verschiedentlich als 
„Leistungsschau“ bezeichnet!

Für die im regionalen Konsens ausgewähl-
ten Projekte wird ein Fördervorrang in Aus-
sicht gestellt: Im Rahmen der für das ganze 
Land Nordrhein-Westfalen geltenden För-
derprogramme erhalten diese Projekte für 
die Zeit der Vorbereitungsjahre Vorfahrt. Sie 
müssen dabei aus Landessicht mindestens 
den programmspezifischen Anforderungen 
genügen. Das Land verspricht, ressortüber-
greifend nach Fördermöglichkeiten zu su-
chen. Dafür wird jeweils ein sogenannter 
interministerieller Arbeitskreis eingerichtet. 
Wie bei der IBA wird die Arbeit der Agen-
tur einschließlich der Öffentlichkeitsarbeit 
separat gefördert. Die Kommunen müssen 
hiervon einen Eigenanteil tragen, zu dem 
auch Sponsoren beitragen können. 

Bereits in dieser allgemeinen Beschrei-
bung zeigen sich Elemente, die vom For-
schungsteam InnoPlan als Bestandteile  
einer reflexiven Regionalpolitik bezeichnet 
werden. Insbesondere die Selbstdefiniti-
on der Region, auch über die Grenzen von  
Regierungsbezirken, ja sogar Deutschlands 
hinweg, und die Herausforderung, einen 
eigenen Weg in eine strukturell stärkere Zu-
kunft zu zeichnen, illustrieren die beschrie-
bene Abkehr von der „aufholenden Entwick-
lung“ in Kombination mit Elementen der 
„endogenen Regionalentwicklung“ und der 
Mobilisierung der regionalen Akteure (vgl. 
Füg 2015). Reimar Molitor, Geschäftsführer 
der Regionale 2010, nannte dies das „Lesen 
der regionalen DNA“, die man nicht nur mit 
den richtigen Zielen und Projekten, sondern 
auch mit der Art des Arbeitens treffen müsse.

Übereinstimmend mit dem im Gesamt-
verfahren eingewobenen Gedanken des 
Ideenwettstreits und des Qualitätsstrebens 
organisieren alle Regionalen in großem 
Umfang Planungswettbewerbe, Workshops 
und Fachkonferenzen. Dies sind die tra-
ditionellen Instrumente, mit der Planung 
fachliche Innovation fördert. „Allein an den 
Wettbewerben und qualitätssichernden 
Verfahren der Regionale 2010 haben meh-
rere hundert Büros, Jurymitglieder und vor-
bereitende Managementbüros mitgewirkt.“ 
(Grisar/Hölzer/Kemme 2012: 58). Oft wer-
den beratende Gremien eingesetzt, die aus 
unabhängigen Fachleuten bestehen: so z. B. 
bei der Regionale 2010 ein „Internationaler 
Fachbeirat“ und bei der Regionale 2016 ein 
„Innovationsrat“.
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Drei Regionalen als Beispiele

Aus den Regionalen der Jahre 2010, 2013 
und 2016 werden die Beispiele für den Ar-
gumentationsgang im Kapitel „Reflexive 
Regionalpolitik und lernende Regionen“ 
herangezogen. Es folgen deshalb zunächst 
grundlegende Informationen zu diesen drei 
aktuellsten Regionalen. 

Regionale 2010 in der Region Köln/Bonn 

Mit der „Rheinischen Weltausstellung“ hat 
die Regionale in den Jahren 2010 und 2011 
insgesamt 53 Projekte als „lesbare Zeichen 
regionaler Zusammenarbeit“ präsentiert. 
Sie sind den Themenfeldern „Wachstum 
und Wandel gestalten“, „Stadt und Region 
zum Fluss“, „Kulturlandschaftsnetzwerk“, 
„Kulturelles Erbe“, „Ressourcen-Landschaf-
ten für die Region“ und „Impulse für den 
Standort“ zugeordnet. Eine besonders spek-
takuläre Projektgruppe sind die „Gärten der 
Technik“. Sieben Forschungs- und Produk-
tionsstandorte der Hochschulen und der 
Wirtschaft in der Region ermöglichen mit 
neuer Transparenz als „außer(hoch)schu-
lische Lernorte und Prototypen eines zu-
kunftsorientierten Umgangs mit Ressourcen 
ein Lehren und Lernen vor Ort“ (Regionale 
2010: 08.02.2015). Vom Braunkohlentage-
bau mit seinen Begleitlandschaften bis zur 
abgedeckten Mülldeponie als Forschungs- 
und Freizeitstätte: „Mit den ‚gärten der 
technik‘ wurde im Rahmen einer Regio-
nale erstmals eine aktive Forschungs- und 
Produktionslandschaft als räumliche und 
inhaltliche Gestaltungsaufgabe begriffen.“ 
(Regionale 2010: 08.02.2015) Insgesamt 
spannten die Projekte der Regionale 2010 
einen Bogen von der Wiedersichtbarma-
chung historischer Spuren wie einer römi-
schen Straße oder einer Klosterlandschaft 
der Zisterzienser über große Standortent-
wicklungsprojekte und den „Masterplan 
Grün“ als Landschaftskonvention der Regi-
on bis zu auf die Jugendlichen ausgerichte-
ten Informationen über die Bildungs- und 
Studienangebote der Region. Die Weiterar-
beit geschieht im Rahmen des Region Köln/
Bonn e.V., der schon vor und während der 
Regionale 2010 existierte und Dienstleis-
tungen für die Region erbrachte. 

Regionale 2013 Südwestfalen

Im September 2014 schloss die Regionale 
2013 nach eineinhalb jährigem Präsenta
tionszeitraum ihren Zyklus von sieben Jah-
ren ab. Fünf Kreise im Süden des Landes 
(Kreis Soest, Märkischer Kreis, Hochsau-
erlandkreis, Kreis Olpe und Kreis Siegen-
Wittgenstein) hatten sich gemeinsam als 
„Südwestfalen“ formiert und auf die wirt-
schaftliche und politische Landkarte ge-
setzt. 42 Projekte waren im Zertifizierungs-
prozess bis zum „Dreisternestatus“ und 
damit zur geförderten Umsetzung gekom-
men. Auf der Regionale 2013-Website heißt 
es: „Die Projekte zum Thema ‚StadtMensch‘ 
sollten dazu beitragen, urbanes Lebensge-
fühl in die südwestfälischen Städte zu brin-
gen und damit insbesondere junge und gut 
ausgebildete Menschen an die Region bin-
den. Strategieansätze zur zukunftsfähigen 
Dorfentwicklung und vorbildliche Umbau-
projekte im ländlichen Raum wurden im 
Arbeitsfeld ‚LandLeben‘ gesucht, um auch 
in Zukunft die Lebensqualität in den Dör-
fern Südwestfalens zu sichern. Nicht nur 
vor dem Hintergrund des Klimawandels 
wurden unter dem Thema ‚NeuLand‘ Ant-
worten auf Fragen der Landnutzung und 
-bewirtschaftung gesucht, auch mit Blick 
auf das touristische Potential der Region 
wurden hier neue Ideen gesucht. Netz-
werke für Innovation, Bildung und Wis-
senstransfer standen im Mittelpunkt des 
Themas ‘WirtschaftWissen’, denn hier soll-
ten die gesuchten Projekte Unternehmen, 
Wissenschaft und Ausbildung verbinden.“ 
(Regionale 2013: 08.02.2015) Die Etablie-
rung dieser neu gegründeten Region wurde 
mit starkem Regionalmarketing nach innen 
und außen begleitet. Die Aktivitäten wer-
den seit 2014 von der Südwestfalen Agentur 
weitergeführt, in die sich die Wirtschaft mit 
noch größeren Anteilen als zuvor einbringt.

Regionale 2016 ZukunftsLAND 

Das Westmünsterland will mit den Kreisen 
Borken und Coesfeld sowie sieben Städten 
nördlich der Lippe ZukunftsLAND werden. 
„Ziel ist es, das ländliche und doch urba-
ne, das bodenständige und doch innovati-
ve, das nahe und grüne Münsterland neu 
zu interpretieren und die Kompetenzfelder 
der Wirtschaft in der Region weiterzuent
wickeln. Die Vorstellungen in den Köpfen, 
die realen Bilder von Siedlung und Frei-
raum in der Region und die Funktionalität 
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der technischen und sozialen Infrastruktu-
ren werden in neue Übereinstimmung ge-
bracht. […] Wir suchen nach modellhaften 
Antworten auf die Zukunftsfragen ländlich 
geprägter Räume, die auch für andere Regi-
onen von Interesse sind.“ (ZukunftsLAND 
2007, S. 18) Derzeit befinden sich 51 Pro-
jekte im dreistufigen Qualifizierungspro-
zess, davon sind bislang 15 in Kategorie A 
aufgenommen und damit als gemeinsame 
Regionale-Projekte beschlossen worden. Sie 
wurden neun „Projektfamilien“ zugeordnet: 
FlussLandschaften, InnenLeben, Kultur
Umbau, NeueGemeinschaften, Wirtschafts
Impulse, ZukunftsHeimat, ZukunftsEnergie, 
ZukunftsLandschaften und ZukunftsWege.

Für die Projekte hat die Regionale 2016 vier 
Anforderungen formuliert.

•	 „Regionale Bedeutung: Geeignete Pro-
jektideen entfalten ihre Wirkung deutlich 
über den eingeschränkten Bereich der 
lokalen Ebene hinaus. Ob ihr Einzugsbe-
reich weite Teile der Region umfasst oder 
sie an vielen Orten umsetzbar wären, ob 
sie mit vielen anderen Projekten der Re-
gionale vernetzt sind oder viele Akteure 
daran mitwirken – es geht um Ansätze, 
die über den Tellerrand hinausschauen.

•	 Zukunftspotenzial: Die zeitliche Pers-
pektive der Projektideen soll vom Heute 
ausgehen und die Zukunft in den Blick 
nehmen. Es gilt, Antworten auf Fragen 
zu formulieren, die in Zukunft auf die 
Region und ihre Bewohner zukommen 
werden.

•	 Innovationskraft: Die Projektideen selbst 
sollen innovativ sein oder zur Innova
tionskraft der Region beitragen. Der Be-
griff ‚innovativ‘ ist dabei weit zu fassen: 
Geeignete Projektideen können neue 
Dienstleistungen oder Produkte, Vorge-
hensweisen oder Verfahren, technische 
oder organisatorische Lösungen vor-
schlagen.

•	 Modellcharakter für ländliche Räume: 
Gesucht werden Ideen, die für andere 
Regionen, Kommunen, Unternehmen 
oder Organisationen Lerneffekte bie-
ten, die sich ähnlichen Herausforderun-
gen gegenüber sehen.“ (Regionale 2016 
08.02.2015)

Die Verfahren der Qualifizierung von Pro-
jekten für die Regionalen bedeuten, dass 
mit jedem Projekt und jedem Verfahrens-
schritt die Projektträger ihren Zukunfts-
beitrag benennen und in den Entschei-
dungsgremien jedes Mal Themen wie z. B. 
regionale Bedeutung und Innovationskraft 
erörtert werden! Innovation ist hier nicht 
nur die Erfindung des absolut Neuen, son-
dern auch die Adaptation von Neuem auf 
den thematischen, räumlichen und perso-
nellen Zusammenhang, die es also genau 
für diesen Kontext neu macht. Ob Neu-
schöpfung oder Adaption – beide Wege wer-
den bei der Frage nach der Innovationskraft 
erörtert, und hier setzt die reflexive Wir-
kung eines solchen Vorgehens an. Denn sie 
setzen die Klärung von Fragen voraus: Wo 
stehen wir, wo stehen andere, wie können 
und wollen wir uns weiterentwickeln? Die 
konkreten Ideen und Ansätze werden lokal 
und interkommunal definiert und nicht 
vorfestgelegt. Da die Frage nach der Inno-
vationskraft im ersten Schritt vom Ort her 
beantwortet werden muss, bewirkt sie auch 
lokal Reflexion. 

Reflexive Regionalpolitik und lernende 
Regionen

Zukunftsfähige Regionen müssen lernen-
de Regionen sein, damit die Projekte und 
Ereignisse der Regionale-Zeit strukturwirk-
sam werden. Was sind praxiserprobte und 
wissenschaftlich gestützte Empfehlungen 
dafür, und wie werden sie in Regiona-
len umgesetzt? Eine Studie über Lernen-
de Stadtregionen (Stein 2006: 134 ff.) gibt 
sechs Empfehlungen, die im Folgenden mit 
Beobachtungen aus den verschiedenen Re-
gionalen verbunden werden:

1. Gezielt und aktivierend analysieren! 

Kommunikations- und Lernprozesse in ei-
ner lernenden Region brauchen neben den 
„normalen“ Analysen, die zur Begründung 
von Strategien und Projekten notwendig 
sind, kreative Bestandsaufnahmen zu Ak-
teuren, Netzwerken und Kooperations-Er-
fahrungen. Dabei erweist sich der Austausch 
zwischen dem „Blick von außen“ und dem 
regionalen Wissen von Schlüsselpersonen 
als produktiv, um quantitative und qualita-
tive, fachliche und prozessvorbereitende As-
pekte der Analyse zu verbinden. 
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Bei keiner der Regionalen haben die Initi-
atoren und Aktivisten zu Beginn große Da-
tenmengen aufgehäuft. Sie sind vielmehr in 
die Region und zu den Akteuren gegangen 
und haben offensichtliche und verborge-
ne Themen und Netzwerke aufgespürt. In 
Südwestfalen wurden neben den anfängli-
chen Werkstattgesprächen die sogenannten 
Denkräume eingerichtet und Projektberei-
sungen durchgeführt. In der Regionale 2016 
wurden einige der jetzt in der Arbeit wirk-
samen Ideen schon in der Bewerbungspha-
se in einer ZukunftsLANDkonferenz, der 
offenen Werkstattarbeit und den Diskus
sionsveranstaltungen zum Thema „Zu-
kunftsLAND“ entwickelt. Typisch ist auch, 
dass die Analyse von Stärken und Schwä-
chen nicht nur aufgrund von statistischen 
Kennwerten, sondern gerade im gemein-
schaftlichen Diskurs der Akteure geschieht. 
Auf diese Weise werden Einschätzungen 
und Maßstäbe aus unterschiedlichen Per-
spektiven erkennbar und für die Weiterar-
beit verfügbar gemacht und darüber hinaus 
Netzwerke gestärkt und neu gegründet – 
wichtige Schritte in Governance-Prozessen 
(Stein 2005: 62f.). Beratende Büros und zur 
Diskussion geladene externe Experten brin-
gen hier den nötigen kritischen Blick von 
außen und die Vergleichsmaßstäbe ein.

Barrieren ab- und Kooperation  
aufbauen

Gut gestaltete Arbeitsprozesse sorgen da-
für, dass Beteiligte aus den Bereichen der 
Planung, der Wirtschaft und der Zivilgesell-
schaft einerseits unterschiedliche Rollen 
ausfüllen, andererseits aber in der Kommu-
nikation gleichberechtigt sind. Dabei müs-
sen sich einflussreiche Personen für die po-
litische Absicherung, fachlich kompetente 
Personen für die entsprechende Qualität 
und prozessbewusste Personen für die Pro-
zessqualität einsetzen. Kooperationen in 
Regionen entstehen aus Netzwerken, die 
eine Vielzahl von Überlappungen, Verbin-
dungen und mehrfach engagierten Perso-
nen aufweisen. Dabei liegen Kooperation 
und Konflikt oft nahe beieinander. 

Hilfreich ist eine gemeinsame Finanzie-
rung. Deswegen ist das Finanzierungs
modell des Landes für die Regionale-Agen-
turen sinnvoll: 80 % der Agenturkosten trägt 
das Land, 20 % die Region. Die kommuna-
len Akteure haben aber die Freiheit, weitere 
Finanzierungspartner zu suchen, ohne dass 
sie ganz aus der finanziellen Mitverantwor-
tung aussteigen können. Im Westmünster-
land hat die regional aktive Sparkasse sich 

ZukunftsLANDkonferenz 2007: Gemeinsame Entwicklung der Bewerbung für die Regionale 2016
Foto: U. Stein
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bereit erklärt, über die Gesamtlaufzeit hin-
weg 20 % des kommunalen Eigenanteils zu 
tragen. Ihr Argument: Statt am Ende viel 
Geld für die (kommunalen) Anteilseigner 
auszuschütten, könne sie so zur Zukunfts-
sicherung der Region beitragen, sinnvolle 
Strukturen stärken und damit nicht zuletzt 
ihr eigenes Geschäft sichern. Im Rheinland 
waren die Sparkassen im Wirtschaftsraum 
Köln-Bonn und Leverkusen wichtige Finan-
zierungspartner für die Projekte. Die Ver-
netzung mit den Finanzinstitutionen trägt 
zur Überlappung von Kundenwelten und 
Strukturpolitik bei.

Nicht weniger wichtig ist die Vernetzung 
zwischen den Akteuren in Projekten und 
Entscheidungsprozessen. Selbst das Rhein-
land, dem gerne Klüngelstrukturen nach-
gesagt werden, hatte hier Entwicklungsbe-
darf: „Das Rheinland attestiert sich selbst 
ja gerne, dass es sehr offen und der Weg 
zum jeweiligen Gegenüber […] sehr kurz 
ist. Umso erstaunlicher war es dann festzu-
stellen, dass sich die Akteure in der Region 
untereinander kaum kannten. Man redete 
übereinander, aber sich kennen, geschwei-
ge denn die tatsächlichen (räumlichen) 
Ausgangslagen ‚bei den Nachbarn‘ vor Ort 
kennen – das war so nicht vorhanden.“ 
(Molitor 2012: 17). Ganz ähnlich äußert sich 
Bürgermeister Josef Himmelmann aus Ol-
fen in einem Film der Regionale 2016, der 
die Projektfamilie „Zukunftslandschaften“ 
am Beispiel des Projekts 2Stromland er-
klärt: „Wir haben hier ganz, ganz scharfe 
Grenzen. […] Das ist das Schöne: dass wir 
jetzt über die Grenzen hinweg arbeiten!“ 
(Regionale 2016 Film Zukunftslandschaf-
ten, 23.02.2015)

Kommunikation präzise gestalten

Kommunikation ist die Voraussetzung und 
das Mittel für kognitive und soziale Lern-
prozesse. Bei Regionalen sind das Fragen 
nach dem Gegenstand: „Was machen wir 
als Region?“ und nach der Kooperation: 
„Wie machen wir es gemeinsam?“ Kommu-
nikation innerhalb der konkreten Partner-
schaften und der Netzwerke fördert beides. 
Kommunikation nach außen lässt alle be-
teiligten Akteure am Erfolg teilhaben und 
unterstützt sie darin, Rückhalt in ihren In-
stitutionen zu finden. 

Es ist deshalb richtig, dass die Regionale-
Agenturen viel Zeit in Kommunikation 
investieren. Die Auswahl- und Qualifizie-
rungsprozesse für Regionale-Projekte zum 
Beispiel müssen transparent und nachvoll-
ziehbar sein. Die Diskussionen dazu in den 
regionalen Gremien müssen das Vertrauen 
rechtfertigen, das die Akteure in der Region 
in ihre Vertreter setzen. 

Auch die einzelnen Projektträger brau-
chen Kommunikationsstrategien. Das Pro-
jekt 2Stromland in der Regionale 2016, 
als eines der ersten mit dem „A-Stempel“ 
versehen, will im Übergangsbereich vom 
Ruhrgebiet zum Münsterland rund 80 Qua-
dratkilometer Raum zu einem „Experimen-
tierraum für die Landschaft der Zukunft“ 
machen, die sowohl ökologisch nachhal-
tig als auch ökonomisch tragfähig und für 
Einheimische und Touristen mit Genuss 
erlebbar ist (2Stromland: 08.02.2015). Die 
Projektpartnerschaft verknüpft nicht nur 
zwei Kommunen (und eine assoziierte aus  
dem benachbarten nicht-Regionale-Raum), 
sondern auch einen international tätigen 
Wasserversorger, zwei Nachfolgeinstitutio-
nen der Ruhrkohle und den Lippeverband, 
der im Auftrag von Kommunen, Wirtschaft 
und Land Wasserwirtschaft und naturna-
he Entwicklung an der Lippe betreibt. Hier 
müssen von einer unter ihrem innovativ 
arbeitenden Bürgermeister schnell hand-
lungsfähigen Kleinstadt bis zu nationalen 
Akteuren mit komplexen Steuerungsstruk-
turen unterschiedliche Kommunikations-
bedürfnisse berücksichtigt werden (Stein/
Schultz 2015). Alle Partner müssen so weit 
überzeugt sein und ihre Interessen im Pro-
jekt wiederfinden, dass sie ihre Ressourcen 
wie Entscheidungsmacht, Ideen, Grund-
besitz, Reputation und nicht zuletzt Geld 
einbringen. Hinzu kommt die Aufgabe, die 
lokale und regionale Fachwelt und Öffent-
lichkeit einzubeziehen. Der Arbeitskreis 
2Stromland, in dem die verschiedenen 
Partner vertreten sind, hat also nicht nur 
die Aufgabe, das Projekt und seine „Expe-
rimente“ konkret zu entwickeln, sondern 
auch passende Kommunikationsstrategien 
zu entwerfen und zu koordinieren.
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Mit allen Sinnen und Emotionen 
planen

Emotionen wie Freude, Distanzierungs-
wünsche, Ärger, Stolz usw. spielen in der 
Wirklichkeit von Organisationen und Netz-
werken eine nicht zu unterschätzende Rolle 
(vgl. Scherer, Tran 2001). Das gleiche gilt für 
die Sinne. Speziell Planung wird anschau-
lich, wenn Menschen sich in den Raum 
begeben und Größenverhältnisse, Gerü-
che, Geräusche und Farben entdecken (vgl. 
Stein 2005). Geteilte Erfahrungen ergeben 
gemeinsame Bezüge, und auch aus den un-
terschiedlichen Interpretationen können 
Informationen für die Verständigungspro-
zesse gewonnen werden. Wenn man dabei 
etwas Besonderes erlebt und gemeinsame 
Erinnerungen teilt, schafft dies Verbunden-
heit. Auch die Regionalen achten darauf, 
dass die Veranstaltungen an unterschied
lichen Orten in der Region stattfinden und 
Anlässe geschaffen werden, sich gegenseitig 
zu besuchen, die lokalen Schätze zu zeigen 
und stolze Gastgeber zu sein.

Im schon erwähnten Regionale 2016-Pro-
jekt 2Stromland liefert der jährliche „Tag im 
2Stromland“ ein Beispiel dafür, wie Projekt-
entwicklung und Kommunikation durch die 
Einbeziehung der Sinne gewinnen. Der „Tag 
im 2Stromland“ findet jeweils an einem Ort 
statt, wo eines der Experimente zur Ent-
wicklung des 2Stromlands stattfinden wird. 
Im Jahr 2013 war dies die Lippe, wo im Zuge 
der Gewässerentwicklung nach der Europä-
ischen Wasserrahmenrichtlinie auch zwei 
sogenannte Fluss-Strände eingerichtet wer-
den. An diesen Fluss-Stränden soll getestet 
werden, ob auch im Naturschutzgebiet ein 
begrenzter Zugang zum Wasser für Besu-
cher erlaubt werden kann, wenn der weitere 
Bereich durch Weidetiere wie z. B. Heckrin-
der „bewacht“ wird. Der Tag im 2Stromland 
fand auf einem an der Lippe gelegenen 
Wasserschlösschen statt. Es gab Ausflüge in 
die Landschaft, Erläuterungen vor Ort, Vor-
träge, Gespräche und Ausstellungen zum 
Gesamtprojekt, Kutschfahrten, Radtouren, 
Forschungsexperimente für Kinder – und 
nicht zuletzt den „Lippe-Ochsen aus der 
Pfanne“, aus dem eigenen Beweidungspro-
jekt und vom regionalen Sternekoch zube-
reitet. Der Einladung folgten fast 400 Men-
schen aus der näheren Umgebung, aus dem 
Westmünsterland und aus dem Ruhrgebiet, 
wo die Regionale 2016 und die Netzwerke 

der institutionellen Partner auf das Projekt 
aufmerksam machten. Dann bestehen die 
Chefs von Firmen und Behörden darauf, 
persönlich zu begrüßen – und beschäfti-
gen sich ganz nebenher mit dem Projekt. 
Beim Tag an der Lippe konnte man den 
Fluss rauschen hören, den Blick tief in die 
Landschaft schweifen lassen, den Ochsen 
schmecken, viele Geschichten von den Ak-
tivisten hören und über nachhaltige Regio-
nalentwicklung diskutieren: Diese Tage im 
2Stromland machen quasi in der Nussscha-
le erlebbar und spürbar, worauf das Projekt 
2Stromland abzielt. 

Katalytische Projekte durchführen

Naturwissenschaftlich betrachtet, erleich-
tern Katalysatoren den Ablauf chemischer 
Reaktionen und werden eingesetzt, um Pro-
zesse in die gewünschte Richtung zu lenken 
oder sogar erst möglich zu machen. Regio-
nalpolitisch betrachtet wirken katalytische 
Projekte in regionalen Entwicklungsstra-
tegien vergleichbar: Sie bündeln Akteure 
und Ressourcen, entfalten das gemeinsame 
Handlungspotenzial und stabilisieren die 
Netzwerke. Sie stärken die Wissensbasis, 
integrieren neues Wissen und sind gut ver-
mittelbar. Sie nutzen und erzeugen außer-

Ein Tag im 2Stromland 2013: Expedition an die Lippe
Foto: H. Schultz
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gewöhnliche Situationen. Sie sind inhaltlich 
und zeitlich so passend dimensioniert, dass 
sie Kräfte freisetzen, aber auch auf Sicht zu 
Ergebnissen kommen. Ein bisschen Luft für 
Such-, Lern- und Verständigungsprozesse 
muss mit dabei sein. (Stein 2006: 152 ff.)

Dieser Aspekt ist den Regionalen mit ihrer 
Projektorientierung wie auf den Leib ge-
schrieben. Die Projekte sind es, die Part-
nerschaften unter Akteuren erzeugen, die 
etwas Neues wagen wollen. Sie machen die 
Prozesse durch konkrete Ergebnisse greif-
bar und ermöglichen für die Bürgerinnen 
und Bürger Erlebnisse vor Ort mit regiona-
lem Bezug. Die Qualifizierungsverfahren für 
Regionale-Projekte sind eine Anstrengung 
für die Projektträger, aber sie härten auch 
die Partnerschaften in diesem Feuer. Die 
Regionale-Agenturen helfen mit der Orga-
nisation von Austausch und Öffentlichkeit 
und bei der Suche nach den passenden Fi-
nanzierungswegen.

Was können katalytische Projekte bewirken? 
Ein Beispiel ist erneut die Projektfamilie der 
„Gärten der Technik“ in der Regionale 2010. 
Sehr selbstverständlich beziehen sich heute 
die Vertreter dieser Projekte in der Präsen-
tation ihrer Arbeit auf den Nutzen, den sie 
aus vielfältigen Vernetzungen ziehen. „Me-
tabolon“ ist eine ehemalige Deponie im 
Bergischen Land, die gesichert, abgedeckt 
und zu einem Energiekompetenzzentrum, 
außerschulischen Lernort, Freizeitpark und 
Gewerbegebiet entwickelt wurde. Das Ma-
nagement hat gemeinsam mit der benach-
barten Jugendherberge Lindlar, dem LVR 
Industriemuseum Engelskirchen, dem LVR 
Freilichtmuseum Lindlar und der Biologi-
schen Station Oberberg ein attraktives Pro-
gramm für Klassenfahrten für die Schulen 
der Region ausgearbeitet. „Agrohort“ ist ein 
Regionales Forum für Landwirtschaft und 
Gartenbau der Zukunft in Rheinbach. Hier 
sind Lehr- und Forschungsstationen der 
landwirtschaftlichen Fakultät der Univer-
sität Bonn mit einem Kompetenzzentrum 
Gartenbau und umliegenden Freilandla-
boren zu einer Forschungs-Landschaft ge-
bündelt worden, die heute durch Wege und 
Aussichtspunkte für die Öffentlichkeit zu-
gänglich ist. In Sachen regenerative Energie 
fanden Agrohort und Metabolon gemein-
same Forschungsthemen und gründeten 
mit „Envihab“ (dem neuen medizinischen 
Forschungszentrum des Deutschen Zent-

rums für Luft- und Raumfahrt) und ande-
ren Mitgliedern der „Gärten der Technik“ 
einen Verbund, der sofort das Interesse wei-
terer potenzieller Mitglieder fand. Die For-
schungskapazitäten sind seit den einzelnen 
Eröffnungen kräftig gebucht. Internationale 
Aufmerksamkeit für die neuen Standort-
qualitäten entsteht. Das ist Nutzung von  
Synergieeffekten, die man „Magie der 
Schnittstellenarbeit“ nennen könnte – sie 
ist aber auch handfester Beweis dafür, dass 
Neues da entsteht und sich durchsetzen 
kann, wo Akteure den Blick ins Unbekannte 
weiten und gemeinsam mit anderen prak-
tisch handeln.

Lernen lernen

Die bisherigen Aspekte zeigen, wie Pla-
nungsprozesse durchaus so ausgestaltet 
werden können, dass sie das Lernen för-
dern: Es werden Anlässe zum zielgerichte-
ten und zum zufälligen Lernen geschaffen, 
und die Fähigkeit zur Informationsverar-
beitung und zur Reflexion wird erhöht. Wis-
sen muss aufgebaut, erhalten, vertieft und 
verbreitet werden. Regionalen geben An-
lass zum Aufbauen von Wissen und seiner 
Speicherung, sie sorgen für Vertiefung und 
Verbreitung durch Recherche, Qualifika
tionsverfahren, Information und Begeg-
nung. 

Die wichtigste Eigenschaft dabei ist Neu-
gierde! Die Regionale 2010 hat zum Beispiel 
in großzügiger Weise ihre „Langen Tage der 
Region“ für die Neugierigen aus anderen 
Regionalen geöffnet und dazu ermutigt, 
Lust auf Regionale zu verspüren, Maßstä-
be zu entwickeln und Know-how zu teilen. 
Zwischen Bewerbungsphase und Beginn 
der Regionale-Arbeit hat sich das Team des 
Westmünsterlands gemeinsam mit Mit-
gliedern von Räten und Initiativen auf den 
Weg ins Rheinland gemacht. Beim Langen 
Tag 2009 auf dem Steinmüller-Gelände in 
Gummersbach haben sie dortige Akteure 
getroffen und einen Eindruck davon er-
halten, wie die Zusammenarbeit für ein so 
umfangreiches Konversionsprojekt gestal-
tet wird – und wie man den nötigen langen 
Atem behält. Dass das Teilen von Erkennt-
nissen selbstverständlicher Teil der Arbeit 
geworden ist, zeigt sich auch darin, dass 
mit großer Bereitschaft Engagierte aus den 
nachfolgenden Regionalen zum Besuchen 
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und Austauschen von Gedanken und Er-
fahrungen eingeladen werden. Die Akteure 
der Regionale 2016-Projekte an der Berkel, 
einem Fluss im Westmünsterland, haben 
im Sommer 2014 einen Bürgermeister aus 
der Regionale 2013 eingeladen, um zu hö-
ren, wie sich dort die Städte an der Lenne 
auf gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit ver-
ständigt haben. Im Januar 2015 waren Pro-
jektverantwortliche aus dem Münsterland 
zu Besuch bei drei thematisch ähnlichen 
Projekten zu Bau- und Technikgeschichte 
in Südwestfalen. „Ein Regionale-Projekt ist 
eine große Herausforderung für eine kom-
munale Verwaltung. Es ist eine Aufgabe, bei 
der alle mit anpacken müssen. Die Beispie-
le aus Südwestfalen zeigen aber, dass sich 
die Mühe lohnt. Ich bin besonders beein-
druckt, welche privaten Folgeinvestitionen 
durch die Projekte angestoßen wurden“, 
sagte nachher ein Bürgermeister. „Regiona-
le bedeutet immer auch voneinander Ler-
nen – von den Nachbarn und Partnern im 
Münsterland ebenso wie von Projekten aus 
ganz NRW. Heute ist auch deutlich gewor-
den, welchen Stellenwert eine intensive Öf-
fentlichkeitsarbeit und eine zielgerichtete 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort für den Erfolg eines Regionale-Projektes 
haben“, ergänzte ein Projektmanager der 
Regionale 2016 Agentur (Zitate aus Regio-
nale 2016: 08.02.2015).

Es bleibt aber nicht bei den inner- und 
interregionalen Kontakten, sondern auch 
die internationalen Kontakte werden in-
tensiviert, wenn es die Ziele verlangen. Bei 
der Entwicklung der „Flusslandschaften“ 
in der Regionale 2016 sind regelmäßig die 
Kolleginnen und Kollegen aus den angren-
zenden niederländischen Kreisen dabei. 
Euregio- und Interreg-Projekte werden ein-
gebunden, wo immer sinnvoll. Die Regi-
onale 2008 im Raum Aachen wurde gleich 
als „EuRegionale 2008“ unter dem Motto 
„Grenzen überschreiten“ gemeinsam mit 
den benachbarten belgischen und nieder-
ländischen Regionen durchgeführt.

Lernen am praktischen Beispiel und auf 
Augenhöhe mit Kolleginnen und Kollegen, 
„peer-to-peer“, ist eine sehr wirksame Me-
thode, Wissen zu verbreiten und den Mut zu 
neuen Ideen zu fördern (der Begriff stammt 
aus der Jugendpädagogik und wird auch 
z. B. bei IT-Schulungen angewandt). Das 
Lernen unter Gleichberechtigten erleichtert 

es nicht nur Jugendlichen, sondern auch 
statusbewussten Individuen, die einer hie-
rarchischen Orientierung folgen, Lernsitu-
ationen unbelastet von Unterlegenheitsge-
fühlen zu erleben (Stein 2006: 53). Und es 
ermöglicht nicht allein individuelles, son-
dern auch kollektives Lernen.

Regionale als reflexive Regionalpolitik – 
und ihre Grenzen

Dieser Beitrag hat aus der Sicht einer re-
flektierenden Praktikerin beschrieben, wel-
che Aspekte einer reflexiven Regionalpolitik 
in der Praxis der Regionalen in Nordrhein-
Westfalen erkennbar sind. Es zeigte sich da-
bei, dass die Regionalen einige wesentliche 
Elemente reflexiver Regionalpolitik umset-
zen und wie sie dies tun: Sie formulieren 
konsensfähige Ziele aus der Region heraus. 
Sie fördern Projekte in lokaler und netz-
werkförmiger Umsetzung, die auf Koope-
ration und Innovation abzielen und einen 
nachweislichen Beitrag zu den regionalen 
Zielen leisten. Sie entstehen im „Policy-
wettbewerb“ (Benz 2004, zitiert nach Füg 
2015) und verlängern den Wettbewerb um 
bemerkenswerte Lösungen in die Projekt-
auswahl und -gestaltung hinein. Sie nutzen 
den von der Landespolitik gesetzten spe-
ziellen Rahmen wie die Förderpriorität für 
ihre Projekte. Sie schaffen öffentliche und 
fachliche Aufmerksamkeit für diese Pro-
zesse und verändern damit die Selbstwahr-
nehmung der Akteure. Der neue Staatsse-
kretär im Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Michael von der 
Mühlen, nahm aus seiner ersten Regionale 
2016-Bereisung im Herbst 2014 als wichtige 
Beobachtung mit: „Die Chefebene in Kom-
munen und Institutionen beschäftigt sich 
über Alltagsfragen hinaus mit Strukturfra-
gen – und das in überkommunaler Perspek-
tive.“ (von der Mühlen: 23.12.2014) So kann 
man das Echo reflexiver Regionalpolitik im 
Alltag beschreiben.

Dass neben diesen im Sinne einer reflexi-
ven Regionalpolitik positiven Wirkungen 
die Regionalen aber keine immerwähren-
den Paradiese schaffen, zeigen Seufzer, die 
in letzter Zeit von Projektträgern und Agen-
turen hörbar werden. Nachdem lange Zeit 
das Motto galt „Eine gute Regionale-Idee 
findet auf jeden Fall ihr Geld“, müssen Pro-
jekte z. B. wieder mehr auf Programme hin 
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konstruiert werden. Die Regionale-Agentur 
muss heute deutlicher als früher die Projek-
te streng prüfen oder die Projektträger dazu 
anhalten: Passen sie in die Förderkatego-
rien der Landesprogramme, die ihrerseits 
in aufwendigen Abstimmungsprozessen 
mit Bund und Europäischer Union koor-
diniert werden, um mit den knappen Lan-
desmitteln ein Maximum an Bundes- und 
EU-Geld einzuwerben? Beide Tendenzen 
lassen in manchen Fällen die Lust an der 
außeralltäglichen Anstrengung schwinden 
und die Regionale zur zusätzlichen Hürde 
werden. Aus der Sicht der Kommunen gerät 
die Agentur in Gefahr, zu einer reinen Vor-
prüfstelle der ohnehin vorgeschriebenen 
Antragswege zu werden und ihren moti-
vierenden, beratenden und integrierenden 
Charakter zu verlieren. 

Die Standard-Vorgaben aus der EU zeitigen 
ebenfalls Folgen für die Antragsstellenden. 
Heute müssen Projekte schon in der Pla-
nungsphase die Parameter angeben, nach 
denen sie später ihren Erfolg in Maß und 
Zahl evaluieren werden – so zuletzt im För-
derwettbewerb für das LEADER-Programm 
der EU, das Fördermaßnahmen im ländli-
chen Raum bündelt und ebenfalls Elemente 
der reflexiven Regionalpolitik enthält. Das 
macht einerseits die Auswahl von Projekten 
zielgenauer, schränkt andererseits jedoch 
deutlich Kreativität und Experimentiernei-
gung für den nötigen Schritt ins Unbekann-
te ein. 

Diese Erscheinungen hängen sicherlich 
damit zusammen, dass ein Prozedere im 
siebten oder achten Durchgang nicht mehr 
so viel Pioniergeist mobilisieren kann, der 
helfen würde, starres Verwaltungshandeln 
zu überwinden. Insofern ist in Strategien 
mit Anteilen von Festivalisierung bei teil-
weise gleichen Handelnden ein natürlicher 
Abnutzungseffekt eingebaut. Dass sich Pha-
sen nicht ablösen, sondern überlagern und 
damit neue Handlungsweisen die Möglich-
keiten erweitern, alte aber nicht vollständig 
ablösen, hat z. B. Klaus Selle für das Thema 
Planungsverständnis und Rolle der öffent-
lichen Verwaltung dargestellt (Selle 1994: 
54 ff.). Die Priorisierung der Reflexivität 
kann auch durch Überlagerung mit neuen 
oder wieder zurückkehrenden Tendenzen 
wie einer straffen Output-Evaluation relati-
viert werden. Hier verringern die durchgän-
gigen Finanzierungsstränge von den (oft im 
Nothaushalt agierenden) Kommunen über 
Land und Bund bis zur EU durch ihre Vor-
schriften die Spielräume. Ein gewisses Maß 
an „Slack“ im Sinne freier zeitlicher, geld-
licher, organisatorischer und persönlicher 
Ressourcen ist eine wichtige Voraussetzung 
für Veränderungen und Lernen in lose ge-
koppelten Systemen (vgl. Weick/Orton 
1990), wie sie Akteurssysteme in Kommu-
nen und Regionen darstellen (Stein 2006: 
46 f.). 

In Nordrhein-Westfalen wird über die zu-
künftige Ausgestaltung der regionalen 
Strukturpolitik nachgedacht. Es ist allen Be-
teiligten zu wünschen, dass die Bestandtei-
le einer reflexiven Regionalpolitik, welche 
Freiheit, Lernen und Innovation ermögli-
chen, darin erhalten bleiben.
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Neue Akteure im Stadtteil – Entstehungslinien 
des Quartiermanagements
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Mit der Etablierung von Quartiermanagement (QM) hat sich in der Stadterneuerung ein 
grundlegender Verfahrenswechsel vollzogen. Die Neuartigkeit von QM gegenüber sekto-
ralen Instrumenten der städtebaulichen Sanierungspraxis liegt in der Organisation und 
Koordination integrierter und quartiersorientierter Stadt(teil)entwicklungsprozesse. Nicht 
zuletzt für die Umsetzung von Förderprogrammen der sozialen Stadtentwicklung stellt es 
heute ein zentrales Instrument dar. Aus diesem Grund kann QM als ein etabliertes, einst 
neuartiges Verfahren verstanden werden, das sich im Sinne einer sozialen Innovation im 
Feld der räumlichen Planung durchgesetzt hat. In diesem Beitrag werden die Entstehungs-
linien von Quartiermanagement von der ersten Idee über deren experimentelle Anwendun-
gen bis zur Durchsetzung und Institutionalisierung rekonstruiert. Dabei wird dargelegt, in 
welchen Phasen dieser Prozess verlief und welche Akteure und Arrangements darin eine 
proaktive Rolle eingenommen haben.

Einleitung

Gegenstand des Beitrags sind die Entste-
hungslinien des Verfahrens Quartierma-
nagement (QM), wie es im Rahmen des 
Bund-Länder-Programmes „Soziale Stadt“ 
heute nahezu bundesweit angewandt wird. 
Der Beitrag fragt danach, wie QM entstan-
den ist und aus welchen Quellen sich die 
Durchsetzung speiste. Allein die Definitio-
nen dieses Instruments zur Implementie-
rung von integrierten Stadt(teil)entwick-
lungskonzepten sind bereits vielschichtig 
und erfolgen aus unterschiedlichen Pers-
pektiven und Professionen (vgl. u. a. Alisch 
1998; Difu 2001; Franke/Grimm 2006; 
Grimm/Hinte/Litges 2004; Krummacher et 
al. 2003, Thies 2010). In der Praxis taucht 
das Verfahren in verschiedenen Variationen 
und unter diversen Begrifflichkeiten (wie 
z. B. Stadtteilmanagement, Gebietsbetreu-
ung, Stadtteilkoordination, Nachbarschafts
agentur oder Nachbarschaftskuration) auf. 
Semantisch hat der Begriff Quartier(s)- 
management im deutschsprachigen Fach-
diskurs die größte Verbreitung gefunden. 

Definition der Neuartigkeit  
von Quartiermanagement

Die Neuartigkeit von QM gegenüber sek-
toralen Instrumenten der Stadterneuerung 
lässt sich bereits aus dem Wortpaar „Quar-
tier“ und „Management“ herauslesen: 
Räumlich agiert es mit einem Gebietsbezug 

auf der Ebene des städtischen Quartiers. 
Manche Autoren sehen in dieser unschar-
fen räumlichen Einheit auch den sozialen 
„Mittelpunkt alltäglicher Lebenswelten“ 
als greifbaren Maßstab des Nahbereichs 
(Schnur 2008: 40). QM versteht das Quartier 
jedenfalls nicht als rein baulich-räumliches 
Interventionsgebiet, sondern als Arena un-
terschiedlicher Akteure und orientiert sein 
Handeln an endogenen Ressourcen, deren 
Potenziale es für den Lösungsansatz zu  
ermitteln und zu nutzen gilt. Der lokale Fo-
kus liegt auf sozialräumlich polarisierten 
und segregierten „benachteiligten Stadtge-
bieten“, in denen komplexe Problemlagen 
kumulieren und sich überlagern. 

Der politisch legitimierte Entwicklungsauf-
trag von Quartiermanagement zielt darauf 
ab, ein städtisches Teilgebiet zu stabilisie-
ren oder aufzuwerten. Dabei erschöpft sich 
QM nicht in sektoralen Planungen mit Teil-
raumbezug, sondern versteht Stadterneu-
erung als Querschnittsaufgabe zwischen 
städtebaulicher Sanierungspraxis und ur-
baner Sozialpolitik (Döhne/Walter 1999; 
Becker/Löhr 2000). QM verfolgt kleinräum-
lich eine Bündelung von investiven Mitteln 
des Leitprogramms Städtebauförderung 
mit Budgets für nicht-investive Zwecke aus 
dem Sozial-, Kultur- oder Bildungsbereich. 
Für die Kommunen stellt Quartiermanage-
ment – anders als z. B. die Bauleitplanung – 
keine pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe 
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dar. Legitimiert wird die Einrichtung von 
QM mit § 171e, Abs. 5 des BauGB, der eine 
Kann-Regelung enthält.

Die stadtentwicklungspolitischen Ziele und 
Maßnahmen werden in einem integrierten 
Handlungskonzept festgeschrieben. Sie 
werden ortsspezifisch ausgearbeitet, be-
halten allerdings den gesamtstädtischen 
Kontext im Blick, sodass QM nicht als „end 
of pipe Strategie“ zu verstehen ist, die Pro-
blemen nur an Symptomen, am Ende einer 
langen Verursachungskette, entgegenwirkt 
(Häußermann 2005: 76). Integrierte Hand-
lungskonzepte werden vor Ort in einer Viel-
zahl von Mehrzielprojekten umgesetzt. Mit 
Fokus auf den Begriff „Management“ dient 
QM als „Implementationssystem“ integrier-
ter Handlungskonzepte (Güntner 2007: 335) 
und koordiniert vor Ort die einzelnen Maß-
nahmen. Ziel ist der „systematische Aufbau 
selbsttragender und nachhaltig wirksamer 
personeller und materieller Strukturen“ 
und die Koordination eines komplexen 
Prozesses, in dem unterschiedliche Steu-
erungs- und Handlungsstrategien, Kom-
munikations- und Kooperationsstrukturen, 
Vorgehensweisen und Methoden ange-
wandt werden (Franke/Grimm 2006: 309). 
Dabei besteht die Qualität von QM in einer 
doppelten Integration, die mehrere Politik
ebenen vertikal (multi-level) und mehrere 
Politiksektoren und Akteure außerhalb des 
politisch-administrativen Systems horizon-
tal (multi-actored) in den Planungsprozess 
miteinbezieht. Involviert in die Planung 
sind neben Fachämtern und politischen 
Gremien auch lokale Stakeholder (z. B. So-
zialverbände, Kirchengemeinden oder Bil-
dungseinrichtungen) sowie private Akteure 
(z. B. Vereine, Unternehmen oder Einzel-
personen). Die Aufgabe des Quartierma-
nagements liegt in der Netzwerksteuerung 
und Integration möglichst aller relevanten 
Akteure in den Planungsprozess (Güntner 
2004). Die Organisationseinheit Quartier-
managment selbst nimmt innerhalb des 
Planungsprozesses die Rolle einer interme-
diären Instanz ein, die als Kommunikati-
onsschnittstelle zwischen Lebenswelt und 
Systemwelt – und damit zwischen zivilge-
sellschaftlichen Akteuren im Quartier und 
der planenden Verwaltung und Politik dient 
(Grimm/Hinte/Litges 2004: 59ff).

Das Verfahren „Quartiermanagement“ 
versteht Aspekte wie Bildung und Qualifi-
zierung, Integration, Inklusion oder Kon-
fliktprävention als zentrale Elemente der 
Stadtentwicklung. Das Ziel der sozialen 
Stabilisierung eines Stadtteils ist daher un-
mittelbar mit der Förderung seiner margi-
nalisierten Bewohnerschaft verbunden. QM 
verfolgt einen partizipativen Ansatz, der 
Konzepte ergebnisoffen und problemspe-
zifisch mit den Bewohnern entwickelt. Da-
durch soll deren Grad an Selbstbestimmung 
erhöht werden. Empowerment-Ansätze 
verstehen sich als Angebot zur Selbsthilfe, 
durch das Beteiligte Eigenverantwortlich-
keit dauerhaft zurückerlangen sollen (Hinte 
1998), dadurch allerdings auch in Wider-
spruch zu den Auftraggebern geraten kön-
nen. 

Quartiermanagement als soziale  
Innovation in der räumlichen Planung

Heute ist QM keine Randerscheinung der 
räumlichen Planung mehr, sondern weit 
verbreitet als adäquates Mittel bei der Lö-
sung komplexer städtischer Probleme. Ins-
besondere in der sozialen Stadtentwicklung 
gilt Quartiermanagement als zentrales In-
strument zum Erreichen von Programm-
zielen (ARGEBAU 2005). Es ist ein bedeu-
tendes Element der Städtebauförderung 
(Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“), 
der europäischen Kohäsionspolitik (EU-
Gemeinschaftsinitiative URBAN) sowie 
des Leitbildes der integrierten Stadtent-
wicklung (Leipzig Charta) (vgl. Beitrag von 
Kocks und Eltges in diesem Heft). QM weist 
überall ähnliche Merkmale auf und fußt auf 
einer rechtlichen Grundlage. Daher lässt 
sich Quartiermanagement als inzwischen 
etabliertes, einst neuartiges Verfahren ver-
stehen, das sich im Sinne einer sozialen 
Innovation im deutschen Planungssystem 
durchgesetzt hat und allmählich zu einer 
neuen Routine geworden ist.

Dieser Beitrag rekonstruiert den Prozess der 
Entstehung, Verbreitung und Durchsetzung 
von Quartiermanagement ex post von der 
ersten Idee über deren experimentelle An-
wendung bis zur Etablierung und Instituti-
onalisierung. Dabei liegt das Interesse auf 
drei Forschungsfragen: 

•	 In welcher Verlaufslogik vollzog sich der 
Prozess? 
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•	 Welche Arrangements dienten dabei als 
Impulsgeber, Beschleuniger oder Multi-
plikatoren? 

•	 Welche Akteure und Institutionen haben 
innerhalb dieser Entwicklung eine zent-
rale, proaktive Rolle gespielt? 

Den wissenschaftlichen Rahmen der Unter-
suchung bildet das DFG-Forschungsprojekt 
„Innovationen in der Planung. Wie kommt 
Neuartiges in die räumliche Planung?  
(InnoPlan)“.1

Die Entstehungsgeschichte des Instruments 
Quartiermanagement ist ein Beispiel für 
eine soziale Innovation: In der räumlichen 
Planung ging QM als eine grundlegende 
Neuorientierung von Organisationsformen 
und Planungszielen hervor, verbreitete sich 
und wurde zunehmend als bessere Lösung 
erfahren. Die Einzelelemente von QM sind 
jeweils für sich betrachtet keine absoluten 
Neuheiten. Sie setzen sich allerdings durch 
ihre Kombination, kontextuelle Modifikati-
on oder Neuinterpretation zu einer „relati-
ven Neuheit“ zusammen, was sie zu einer 
typischen sozialen Innovation macht (vgl. 
Beitrag von Ibert et al. in diesem Heft). 

Methodische Herangehensweise und 
eine explorative Annäherung 

Das Projekt Innoplan geht davon aus, dass 
der zeitliche Verlauf der Innovation einer 
prozessimmanenten Logik folgt. Die soziale 
Innovation Quartiermanagement lässt sich 
als Resultat und Resultante wechselseitiger 
Aushandlungen und Beeinflussungen von 
u. a. fachlich geführten Diskursen verste-
hen. Diese werden mittels einer quantita-
tiven sowie qualitativen Analyse erfassbar 
gemacht: Die ersten Ergebnisse bestätig-
ten, dass es sich beim Innovationsverlauf 
von QM nicht um einen linearen Prozess 
handelt, sondern um parallel ablaufende, 
womöglich widerstreitende und sich gegen-
seitig beeinflussende Teildiskurse, die sich 
z. B. in wissenschaftlichen Texten, Projekt-
beschreibungen oder Rechtsnormen wieder 
finden und analysieren lassen. Betrachtet 
man diese Dokumente über einen längeren 
Zeitraum, fällt auf, dass die Debatte um QM 
weitreichenden Veränderungen (z. B. in der 
Semantik, der Problemdeutung oder der 
Bewertung des räumlichen Kontextes) un-
terlag, die auf wandelnde gesellschaftliche 

Bedingungen, aber eben auch deutlich auf 
den Einfluss proaktiver Akteure zurückge-
führt werden können.

Um diesen Prozess methodisch fassbar zu 
machen, wurde zunächst eine quantitative 
Inhaltsanalyse einschlägiger Fachzeitschrif-
ten2 über den Untersuchungszeitraum 
19713 bis 2014 durchgeführt. Vorab wurden 
aus der Grobanalyse der Literatur induk-
tiv Themenfelder ermittelt, die inhaltlich 
im Zusammenhang zu QM stehen: soziale 
Disparitäten; Migration; Strukturwandel; 
Demokratisierung der Planung und integ-
rierte Planung. Anhand des Auftretens von 
Schlagworten im Titel bzw. Abstract der 
publizierten Textdokumente wurden die 
einschlägigen Beiträge dazu erfasst und zu-
geordnet.4 Zugleich wurden Relevanzstufen 
festgelegt, um die erfassten Artikel in Hin-
blick auf ihre Bedeutung für den Prozess zu 
gewichten. Dokumente, in denen eines der 
o. g. Themenfelder allgemein als Problem  
– meist analytisch oder rein deskriptiv – ver-
handelt wird, wurden als im weiteren Sinne 
einschlägig kategorisiert (Relevanzstufe 3); 
Dokumente im engeren Sinne setzen dieses 
Problem bereits in einen kleinräumlichen 
Kontext wie z. B. das Quartier (Relevanz
stufe 2), während die Dokumente mit un-
mittelbar konkreten Lösungsansätzen (Pro-
jekte oder Programme, quartiersbezogen) 
als im engsten Sinne einschlägig eingeord-
net wurden (Relevanzstufe 1). 

Die quantitative Inhaltsanalyse zeigt im 
Ergebnis ein zeitlich und inhaltlich dif-
ferenziertes Bild vom Auftreten der fest-
gelegten Themenfelder: Nach anfänglich 
wenigen Publikationen zu Beginn des Un-
tersuchungszeitraumes 1971, welche häufig 
noch die Einführung der Städtebauförde-
rung reflektieren, nimmt die Thematisie-
rung in den 1980er-Jahren kontinuierlich 
zu und bildet eine erste Hochphase. Nun 
beschränken sich die Dokumente vor allem 
auf die Definition und Beschreibung des 
Problemdrucks. Kleinräumige Lösungsan-
sätze (d. h. Dokumente der höchsten Re-
levanz) werden nur in geringem Maße be-
handelt und tauchen noch nicht unter dem 
Begriff Quartiermanagement auf. Mitte der 
1990er-Jahre nimmt die Zahl einschlägiger 
Veröffentlichungen wieder deutlich ab. Ab 
dem Jahr 2000, nach Einführung des Pro-
grammes „Soziale Stadt“, steigt hingegen 
das publizistische Interesse am Thema er-

(1)
Das durch die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG)  
finanzierte Projekt „Innova-
tionen in der Planung. Wie 
kommt Neuartiges in die räum-
liche Planung? (InnoPlan)“ 
wird am Leibniz-Institut für 
Regionalentwicklung und 
Strukturplanung (IRS) sowie 
am Städtebau-Institut der Uni-
versität Stuttgart von Oktober 
2013 bis September 2015 
durchgeführt. Grundlegend 
wird die Entstehung, Durch-
setzung und Ausbreitung von 
Innovationen in der räumlichen 
Planung untersucht. Neben 
„Quartiermanagement“ (Leitung 
Uwe-Jens Walther) werden 
im Einzelnen „städtebauliche 
Konzeptionen neuer Stadtteile“ 
(Leitung: Johann Jessen), 
„Raumpioniere und Zwischen-
nutzungen“ (Leitung: Gabriela 
Christmann) sowie „reflexive 
Regionalpolitik“ (Leitung Oliver 
Ibert) erforscht.

(2)
Informationen zur Raument-
wicklung (IzR), Stadtbauwelt 
(SBW), Raumforschung und 
Raumordnung (RuR), Kölner 
Zeitschrift für Soziologie und 
Sozialpsychologie (KZfSS) und 
disP – The Planning Review

(3)
Der definierte Untersuchungs-
zeitraum bezieht sich auf das 
in Kraft treten des Städte
baufördergesetzes 1971. Wich-
tige Debatten aus der Vorberei-
tung des Gesetzes wurden 
quantitativ allerdings nicht 
erhoben, sondern lediglich in 
der qualitativen Inhaltsanalyse 
berücksichtigt.

(4)
In der quantitativen Inhalts-
analyse konnten so insgesamt 
1.078 einschlägige („relevante“) 
wissenschaftliche Artikel, 
Praxisberichte und Rezensi-
onen ermittelt werden. Dies 
entspricht bei einer Grundge-
samtheit von fast 17.000 Ein-
heiten 6,4 % der publizierten 
Textdokumente innerhalb der  
ausgewählten Fachzeitschriften.
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Abbildung 1 
Relative Häufigkeit der Artikel (in % aller erfassten Textdokumente) 1971–2014 nach Relevanz in Prozent (n = 1078)
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Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 2 
Relative Häufigkeit der Artikel mit größtem Bezug zu QM (Relevanzstufe 1) 1971–2014 nach Zeitschriften in Prozent (n = 221)
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neut und entwickelt sich zu einer zweiten 
Hochphase. Diese beinhaltet hauptsäch-
lich Artikel der Relevanzstufe 1 und damit 
konkrete Berichte aus der QM-Praxis. Nach 
2010 nimmt die Zahl der Veröffentlichun-
gen über integrierte Stadtentwicklung und 
QM erneut ab (siehe Abb. 1).

Zwischen den untersuchten Zeitschriften 
bestehen große Unterschiede in der Ein-
schlägigkeit der Dokumente. Betrachtet 
man allein die unmittelbar einschlägigsten 
Artikel der höchsten Relevanzstufe 1, dann 
berichtete die Zeitschrift „Stadtbauwelt“ 
bereits seit den 1970er-Jahren über expe-
rimentelle Ansätze der integrierten und 
quartiersorientierten Stadterneuerung. Mit 
zunehmender Institutionalisierung und 
dem Auflegen nationaler Förderprogramme 
intensivierte sich der Diskurs um Projekte 
und Programme. Er verlagerte sich auf die 
Ebene der Raumordnungspolitik und da-
mit in andere Zeitschriften wie „Informa-
tionen zur Raumentwicklung“, „disP“ oder 
„Raumforschung und Raumordnung“(siehe 
Abb. 2). 

Die quantitative Inhaltsanalyse ergab damit 
erste Hinweise auf den Innovationsverlauf 
von QM. Weitere Präzisierung ermöglichte 
eine qualitative Inhaltsanalyse der bereits 
erfassten und ergänzenden Textdokumen-
te sowie die Auswertung von 13 Experten
interviews, die bislang im Rahmen des For-
schungsprojektes mit zentralen Akteuren 
und Mitgestaltern des Prozesses geführt 
wurden.5 Bei der qualitativen Auswertung 
wurde ein breites Inhalts- und Akteursspek-
trum aus Planungspraxis, Wissenschaft, 
Politik und Zivilgesellschaft berücksichtigt. 
Sowohl als erstes Ergebnis als auch als Aus-
gangspunkt für die weitere Analyse wurden 
fünf wesentliche Teildiskurse, auf denen 
zentrale Elemente der sozialen Innovation 
verhandelt wurden, ermittelt: städtebauli-
che Sanierung; kommunale Sozialpolitik; 
Verwaltungshandeln; Förderpraxis; Sozial-
räumliche Segregation. Über den Zeitver-
lauf verändern sich die Teildiskurse inhalt-
lich und in ihrer Gewichtung, sodass für 
den Innovationsverlauf ein Phasenmodell 
abgeleitet wurde, das den Prozess in fünf 
Phasen (Latenz, Entstehung, Fermentie-
rung, Stabilisierung, Kritik/Ausstrahlung) 
untergliedert. Die spezifischen Charakteris-
tika der jeweiligen Phasen werden im Fol-
genden dargestellt:

Latenzphase: Die Krise des alten  
Modus fördert das Umdenken

In der Latenzphase zeichnete sich Anfang 
der 1970er-Jahre in der Bundesrepublik 
eine Krise des alten Modus der Stadtpla-
nung allgemein und der Stadterneuerung 
im Besonderen ab. Wirtschaftliche Rah-
menbedingungen und gesellschaftliche 
Normen wandelten sich und entzogen der 
gewohnten städtebaulichen Sanierungs-
praxis ihre vormalige Legitimation, die mit 
dem Städtebauförderungsgesetz gerade 
ein neues Förderungs- und Rechtsgerüst 
mit starker Wachstumsorientierung erhal-
ten hatte. Die Beseitigung städtebaulicher 
Missstände resultierte häufig im flächen-
deckenden Abriss kleinteiliger und funk
tionsgemischter Baustrukturen zu Gunsten 
autogerechter und dienstleistungsorien-
tierter Städte. Die Kritik daran bezog sich 
vor allem auf den Verlust historisch ge-
wachsener Bau- und Sozialstrukturen sowie 
auf die fehlenden Beteiligungsformen einer 
technokratisch gesteuerten Stadtplanung. 
Unter Schlagworten wie Partizipation, Be-
troffenenbeteiligung oder Sozialplanung 
bildet das Themenfeld der „Demokratisie-
rung der Planung“ in der Inhaltsanalyse 
den vorherrschenden Diskurs der Latenz-
phase. Geführt wurde er vor allem in der 
Zeitschrift „Stadtbauwelt“. 

Aus dieser Kritik an der vorherrschenden 
„Tabula Rasa-Praxis“ formierte sich Wi-
derstand aus der Bevölkerung in Form 
von Bürgerbewegungen, deren Protestfor-
men bis zur Besetzung entmieteter Häuser 
reichte. Eine junge Planergeneration drang 
auf einen Richtungswechsel, in dem die 
gesellschaftspolitische Dimension von Pla-
nung gestärkt werden sollte (Arbeitsgruppe 
der Planer 1970). An den neugegründeten 
Planungsfakultäten6 wurde dieser Diskurs 
in Curricula eigenständiger Studiengänge 
der Raum-, Stadt- und Regionalplanung 
überführt (vgl. z. B. Curdes/Kopperschmidt 
1971): Diese neue, interdisziplinäre und 
oft projektförmige Ausrichtung der Lehre 
sowie die darin zunehmende Bedeutung 
der Sozialwissenschaften (Häußermann 
1976) veränderte in den 1970er-Jahren das 
Berufsbild des Planenden und führte zu 
einem Generationenwechsel in der Profes-
sion. Der nachlassende Investitionsdruck 
auf die Innenstädte, der vielen großmaß-
stäblich geplanten Eingriffen die Grund-

(5)
Die Auswahl der Interviewpart-
ner erfolgte in einem Schnee-
ballverfahren.

(6)
Hervorzuheben ist die 1969 
neugegründete Fakultät Raum-
planung der TU Dortmund und 
das Instituts für Stadt- und 
Regionalplanung der TU Berlin, 
das sich 1974 vom Studien-
gang Architektur abgespalten 
hat.
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lage entzog, beförderte das Umdenken in 
der städtebaulichen Praxis zu einer Hin-
wendung zum Bestand und einer Rehabi-
litierung historischer Stadtquartiere. Ihren 
Höhepunkt fand diese Entwicklung im eu-
ropäischen Denkmalschutzjahr 1975. Der 
Paradigmenwechsel hin zum neuen Leitbild 
der „behutsamen Stadterneuerung“ beein-
flusste einerseits die baulich-physische Ge-
stalt der Städte und führte andererseits eine 
neue Kultur der Bürger- und Betroffenenbe-
teiligung in die Planung ein (vgl. King 1975).

Eine Neuorientierung zeigt sich auch im 
Diskurs um die Förderpraxis. Auf nationa-
ler-, landes- und europäischer Ebene war 
die Raumordnungspolitik auf die überloka-
le Beseitigung bzw. Angleichung regionaler 
Disparitäten ausgelegt, während städtische 
Entwicklung eine rein lokale, d. h. kommu-
nale Aufgabe darstellte. Doch bereits mit 
dem Regelwerk des Städtebauförderungs-
gesetzes (StBauFG) schuf die Bundespoli-
tik 1971 einen Finanzierungsverbund aus 
Bund, Ländern und Gemeinden mit dem 
Ziel der Beseitigung städtebaulicher Miss-
stände. Das StBauFG berücksichtigte so-
ziale Auswirkungen städtebaulicher Maß-
nahmen. Um diese abzufedern, schrieb 
es Instrumente wie die Vorbereitenden 
Untersuchungen (vgl. Jessen et al 1979), 
den Sozialplan (vgl. Farenholtz 1971) und 
Forderungen nach Information, Diskus-
sion und Teilhabe der betroffenen Bevöl-
kerung fest. So lässt sich das StBauFG als 
planungsrechtliche Grundlage einer so-
zialstaatlichen und bürgerbeteiligenden 
Stadtentwicklungspolitik einstufen.

Im Diskurs um Verwaltungshandeln gab 
es seit den 1960er-Jahren erste Debatten 
um integrierte Verwaltungsstrukturen (z. B. 
comprehensive planning). Die Kritik der 
Kommunalwissenschaften an einer sek-
toralen Planung, die Stadtentwicklung als 
rein bauliche Aufgabe verstand und der 
Komplexität kumulierender städtischer 
Probleme nicht gerecht wurde, führte zu 
Bestrebungen einer Systematisierung und 
Verwissenschaftlichung der kommunalen 
Entwicklungsplanung. Fachressorts sollten 
in einen rationalen Planungsprozess integ-
riert werden und damit eine räumliche Ent-
wicklung ermöglichen, die wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Aspekte gleicherma-
ßen berücksichtigt (Harlander 1999: 290).7

Im sozialpolitischen Diskurs gingen zen-
trale Impulse zur Aktivierung betroffener 
und marginalisierter Bevölkerungsgruppen 
im Stadtteil von der Gemeinwesenarbeit 
(GWA) aus. Entwickelt in den USA, fand der 
quartiersorientierte Ansatz in den 1970er-
Jahren auch in Deutschland zunehmend 
Beachtung (vgl. Müller/Nimmermann 
1973). Ausgangspunkt der Gemeinwesenar-
beit war die Kritik an klassischen Methoden 
der Sozialarbeit, die sich klientelorientiert 
auf die pädagogische und teilweise statio-
näre Betreuung benachteiligter Menschen 
beschränkt (Müller 1973: 221). Mit der GWA 
entstand dagegen ein neuer Ansatz in der 
sozialen Arbeit, der lebensweltorientierte 
Selbsthilfestrukturen im Stadtteil fördern8 
und als Gegenmacht zum politisch-admi-
nistrativen System die politischen Verhält-
nisse von unten ändern wollte. In der Ge-
meinwesenarbeit der 1970er-Jahre wurden 
zahlreiche Elemente der Stadtteilarbeit wie 
Beratung, Vernetzung, Koordination und 
Aktivierung entwickelt, die später im Quar-
tiermanagements als feste Bestandteile wie-
der erscheinen. Planerische und steuernde 
Ziele verfolgte sie allerdings noch nicht.

Entstehung: Impulse aus einer  
neuen, experimentellen Praxis der 
kleinteiligen Stadterneuerung

Mit der Entstehungsphase mündete die 
zuvor ungerichtete, eher allgemeine Kritik 
der Latenzphase in die experimentelle Ent-
wicklung alternativer Konzepte für die städ-
tebauliche Sanierungspraxis. Diese neuen 
Ansätze beinhalteten anfangs noch keine 
eindeutigen Zielvorgaben, Methoden oder 
Begrifflichkeiten: Dennoch nahmen sie teil-
weise wesentliche Merkmale der heutigen 
QM-Praxis vorweg. Befördert wurden die 
neuen Ansätze durch ein wachsendes In-
teresse der Planung an den lange vernach-
lässigten innerstädtischen Altbauquartie-
ren. Die Inhaltsanalyse zeigt dies durch die 
zunehmende Thematisierung von sozialen 
Disparitäten und die Auswirkungen des 
sektoralen Strukturwandels.

Im Diskurs um die städtebauliche Sanie-
rung genossen zwei Vorreiter der bewoh-
nerorientierten Planung in der Fachszene 
große Aufmerksamkeit: Zum einen die ur-
sprünglich aus den USA stammende Advo-

(7)
In der praktischen Umset-
zung zeigten sich allerdings 
Probleme mit dem Integra-
tionsanspruch des Stadt-
entwicklungsansatzes. Zwar 
gelang punktuell bereits die 
Kopplung verschiedener Instru-
mente, allerdings waren diese 
„oftmals eher (...) Produkt des 
Zufalls, des Einzelfalls und 
der persönlich-informellen 
Initiative“ (Borghorst/Schreiber 
1981: 480).

(8)
Vor Ort initiierten Gemein
wesenarbeiter auf der Seite der 
betroffenen Bewohnerschaft 
z. B. Mieterinitiativen, Demons-
trationen oder Stadtteilfeste.
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katenplanung, die im Gegensatz zu anderen 
Vorläufern der Entstehungsphase auf ei-
nem planungstheoretischen Konzept fußt.9 
In Deutschland kam das Konzept lediglich 
ab 1973 in Hannover-Linden (vgl. Gerlach/
Holland 1977) und ab 1974 in Darmstadt 
(vgl. Wolf 1986) zur Anwendung, dennoch 
prägte es breit das Verständnis von einer 
parteiischen, ortsnahen und bewohner-
orientierten „Planung von unten“. Zum 
anderen wurde im lange vernachlässigten 
West-Berliner Quartier SO36 ab 1977 auf 
Initiative des Pfarrers Klaus Duntze der 
Wettbewerb „Strategien für Kreuzberg“ 
ausgelobt und damit ein bewohnerorien-
tierter Planungsansatz angewandt. Viele 
Erfahrungen aus der Organisationsstruktur 
des Wettbewerbs10 wurden bei der Interna-
tionalen Bauausstellung in Berlin (IBA alt) 
aufgegriffen, in einem größeren Rahmen 
weiterentwickelt und einer großen Fach
öffentlichkeit zugänglich gemacht (vgl. 
Bodenschatz/Polinna 2010). Diese wurden 
Anfang der 1980er-Jahre in der Bestands- 
bzw. Wohnumfeldverbesserung wichtige 
Referenzbeispiele bei der ersten Verbrei-
tungswelle der neuartigen Planungsansät-
ze11. Bundesweit entstanden in innerstäd-
tischen Altbauquartieren Stadtteilläden als 
„ortsnahe Beratungs- und Kommunikati-
onsstellen“ (vgl. Schnepf-Orth/Staubach 
1989).12 Sie gründeten sich bottom-up aus 
der Initiative ansässiger Stadtteilaktivisten 
und entwickelten ihre Instrumente gleich-
sam ohne Vorbilder vor allem aus ihrer ei-
genen experimentellen Praxis im und mit 
dem Stadtteil, vermittelt über gegenseitigen 
Erfahrungsaustausch mit anderen Büros. 
Die frühen Stadtteilbüros waren anfangs 
noch nicht von der Stadt beauftragt13. Ihre 
Arbeit im Stadtteil stand in Konkurrenz zu 
Regelstrukturen der Verwaltung, weshalb 
Behörden und Wohnungsbaugesellschaf-
ten diesen anfangs häufig durchaus skep-
tisch gegenüber standen. Später wurden die  
Erfahrungen der integrierten Quartiersent-
wicklung auch auf das Aufgabenfeld „Nach-
besserung von Großwohnsiedlungen“ über-
tragen (vgl. Greiff et al. 1994). 

In Experteninterviews wurde betont, dass 
sich Stadtplanung und Gemeinwesen‑ 
arbeit in dieser Phase vernetzten und beide 
Professionen als Tandem zusammenarbei-
teten.14 Anders als die GWA, sah sich das 
daraus hervorgegangene Konzept der So-

zialraumorientierung nicht mehr als reine 
Gegenposition zur kommunalen Verwal-
tung, sondern als intermediäre Instanz, die 
eine neutrale Vermittlerrolle zwischen den 
Sphären der Lebenswelt und der System-
welt einnahm (Hinte 1992). Diese Position 
führte innerhalb der GWA zu Konflikten 
zwischen Vertretern der klassischen, sys-
temkritischen Gemeinwesenarbeit und der 
neuartigen, staatsnahen Sozialraumorien-
tierung (ebd.: 121).

Gestützt wurden erste Stadtteilinitiativen 
durch wachsendes wissenschaftliches und 
öffentliches Interesse an städtischen Prob-
lemquartieren als benachteiligte Stadttei-
le. Nachdem 1979 soziale Randständigkeit 
erstmals für soziale Brennpunkte (vordem 
noch der Begriff für Obdachlosensiedlun-
gen) konstatiert wurde (DST 1979), ent-
stand in den 1980er-Jahren ein breiter und 
differenzierter stadtsoziologischer Diskurs 
um Polarisierung, Armut und den Nieder-
gang der ehemaligen Arbeiterviertel und 
neuen Zuwanderungsviertel. Statistisch 
konnte der wachsende Handlungsdruck in 
den Quartieren zunehmend durch neuarti-
ge Erhebungen kleinräumiger Sozialdaten, 
durch einzelne Kommunen (vgl. für Essen: 
Reichertz: 1987) sowie Landes- und Bun-
desforschungseinrichtungen (z. B. ILS für 
NRW oder BfLR für den Bund) erhärtet und 
erstmals ein genaueres Bild von der sozia-
len Lage in den benachteiligten Stadtteilen 
gezeichnet werden.

Während in Deutschland vor allem die 
Städtebauförderung sowie einzelne ge-
bietsbezogene Länderinitiativen zur Wohn-
umfeldverbesserung den Diskurs um die 
Förderpolitik in der Entstehungsphase 
prägten, vollzogen sich 1988 weitreichen-
de Veränderungen auf einer ganz anderen 
Ebene: der der Europäischen Gemein-
schaft. Die europäische Kohäsionspolitik 
zielte auf die Anpassung wirtschaftlicher 
Entwicklungsstände zwischen Regionen 
ab. Hier ging der Diskurs nun nicht mehr 
allein um regionale, sondern zunehmend 
um städtische und schließlich um teilstäd-
tische Förderung in altindustrialisierten 
Stadtregionen im Strukturwandel. Mit der 
Verabschiedung der Delors Pakete wurden 
ihre Instrumente – die europäischen Struk-
turfonds15 – reformiert und deren Finanz-
mittel verdoppelt. Die Reform ermöglichte 

(9)
Dabei nehmen Planer die Rolle 
eines Anwalts der Stadtteil-
bewohner ein. Sie erarbeiten 
Gegenentwürfe zu kommu-
nalen Planungsvorhaben und 
verhandeln diese – ähnlich wie 
in einem Gerichtsverfahren – 
mit der planenden Verwaltung 
(Körber/Siebel 1973).

(10)
So wurde für die Betreuung 
des Wettbewerbs und die 
folgende Umsetzung der 
prämierten Vorschläge ein 
Quartiersbüro eingerichtet, das 
vor Ort die Rolle eines Bin-
degliedes zwischen Bürgern, 
Verwaltung, einer Projektkom-
mission sowie einzelnen Pro-
jektgruppen einnahm (Böttcher 
et al. 1978: 73).

(11)
So erschienen z. B. in „Infor-
mationen zur Raumentwick-
lung“ in den frühen 80er-
Jahren zwei Themenhefte zur 
Wohnumfeldverbesserung und 
Bewohnerbeteiligung (7/8.1981 
und 2.1982).

(12)
Frühe Initiativen gründeten sich 
z. B. in Dortmund-Nordstadt, 
Essen-Katernberg-Beisen, 
Bochum-Wattenscheid, Frank-
furt-Gutleut oder Nürnberg-
Gostenhof.

(13)
Deshalb war die Finanzierung 
der Stadtteilbüros anfangs 
prekär. Neben ehrenamtlichem 
Engagement, Spenden und der 
Anbindung an die Universitäten 
wurden die Stellen zum Teil 
über Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen (ABM) finanziert.

(14)
So ging aus der 1982 
geschlossenen Kooperation 
zwischen der Stadt Essen und 
dem Institut für Stadtteilent-
wicklung, Sozialraumorientierte 
Arbeit und Beratung (ISSAB) 
der Universität Essen die 
Weiterentwicklung des GWA-
Ansatzes zum Konzept der 
„stadtteilbezogenen Sozialen 
Arbeit“ hervor (vgl. Hinte/Metz-
ger-Pregizer/Springer 1982). 
Ob dies für NRW womöglich 
grundlegende Beispiel bundes-
weit Ausstrahlungskraft hatte 
oder einmalig geblieben ist, 
muss dahingestellt bleiben.

(15)
Europäischer Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE), 
Europäischer Sozialfonds (ESF) 
und Europäischer Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für 
Landwirtschaft (EAGFL)
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eine räumliche Konzentration der Struktur-
fonds (insbesondere EFRE und ESF) und 
führte mit der Kategorie „Ziel Nr. 2 – Um-
stellung der Regionen mit einer rückläufi-
gen (industriellen) Entwicklung“ eine neue 
Kategorie der Regionalförderung ein, die 
die strukturelle Förderung von städtischen 
Ballungszentren ermöglichte. Damit war 
eine eigene städtische Dimension in die 
europäische Kohäsionspolitik eingeführt 
(Van Ginderachter 1989), die hoch attrak-
tive Förderung für Stadtregionen im Struk-
turwandel versprach. Damit schuf die Poli-
tik Grundlagen, um in der nächsten Phase 
neue Förderkulissen aufzubauen, in der 
lokale Entwicklungsagenturen wie QM eine 
hervorgehobene Rolle erhalten sollten.

Fermentierung: Der Aufbau  
institutioneller Strukturen unter  
Sonderbedingungen

In den frühen 1990er-Jahren wurden mit 
der Fermentierungsphase die erfolgreich 
erprobten Ansätze der bewohner- und 
quartierorientierten Stadterneuerung auf 
die Ebene des politisch-administrativen 
Systems gehoben. Damit begab sich die 
Innovation in Konkurrenz zu etablierten 
Verfahren der sektoralen Planung. Merk-
mal dieser Phase war der Einzug neuartiger 
Planungspraktiken in die Verwaltung und 
gleichzeitig deren Anpassung an die An-
forderungen des politisch-administrativen 
Systems.

Zeitgleich intensivierte sich der Diskurs um 
sozialräumliche Segregation in den altin-
dustriellen Städten Europas. Zunehmend 
zeigt die Analyse der Dokumente, wie in 
den Diskursen eine Verräumlichung der 
Themenfelder soziale Disparitäten, Struk-
turwandel sowie Migration in benachteilig-
ten Stadtquartieren stattfand. Insbesondere 
mit dem Aktionsrahmen der nachhaltigen 
Stadtentwicklung rückte das Thema „Stadt“ 
in den politischen Fokus der EU. Mit dieser 
– von der EU getragenen – Aufmerksam-
keit stieg auch das nationale Interesse am 
Thema, was zahlreiche stadtsoziologische 
Studien und Gutachten belegten (u.a. für 
Hamburg: Dangschat/Alisch 1993; für Ber-
lin: SenSUT 1998). Nicht selten zogen die-
se Parallelen zu den sozialen Verhältnissen 
in den nordamerikanischen Großstädten 
(„Amerikanisierung der Großstädte“) (vgl. 

Leibfried/Voges 1992). In der quantitativen 
Inhaltsanalyse nehmen die erfassten Doku-
mente in diesem Zeitraum dennoch ab, da 
vor allem die Herausforderungen der deut-
schen Wiedervereinigung die öffentlichen 
Debatten prägten und nahezu die gesamte 
Aufmerksamkeit und alle Ressourcen bean-
spruchten.

Innerhalb der Fachöffentlichkeit mehrten 
sich die Zweifel, ob die Probleme der „be-
nachteiligten Stadtquartiere“ allein mit 
altbewährten Instrumenten der städtebau-
lichen Sanierung zu lösen seien. Ihnen ge-
genüber stand der systematische Nachweis 
von alternativen Herangehensweisen integ-
rierter Planungsverfahren im In- und Aus-
land (vgl. Froessler et al. 1994). Anfang der 
1990er-Jahre griff die Verwaltung erstmals 
integrierte Planungsverfahren auf, aller-
dings nicht innerhalb von Regelstrukturen, 
sondern (noch) erprobt unter Sonderbedin-
gungen wie Modellvorhaben und Bauaus-
stellungen. Auf europäischer Ebene wurden 
1990 erstmals Modellvorhaben („Städtische 
Pilotprojekte“ – SPP) initiiert16. Eine Viel-
zahl der dort gesammelten Erfahrungen 
floss in die Konzeption der europäischen 
Gemeinschaftsinitiative URBAN ein, die ab 
1994 als dezidiert integrierte Stadtteilförde-
rung aufgelegt wurde.17

Förderprogramme der integrierten Stadt-
teilentwicklung wurden in Deutschland 
zunächst auf Länderebene aufgelegt. Vor-
reiter war dabei insbesondere das Land 
Nordrhein-Westfalen. Das federführende 
Ministerium verfolgte bereits seit den frü-
hen 1980er-Jahren unter Minister Christoph 
Zöpel und dem Abteilungsleiter des Refe-
rats Städtebau Karl Ganser, dem späteren 
Direktor der IBA Emscher Park, einen Kurs 
der sozialen und ökologischen Neuorien-
tierung der Städtebau- und Stadtentwick-
lungspolitik. In diesen Kontext lässt sich 
auch das 1993 aufgelegte Landesprogramm 
„Stadtteile mit besonderem Erneuerungs-
bedarf“ einordnen (vgl. Kürpick/Zimmer-
Hegmann 1997; Jasper 2000). Weitere in-
tegrierte Länderprogramme entstanden in 
Hamburg (1995 und 1998), Hessen (1997), 
Bremen (1998) und Berlin (1999). Grund-
lage für die Förderung war die Erarbeitung 
eines integrierten Handlungskonzepts. Eine 
„Förderung aus einer Hand“ sollte anfangs 
nur geringe Vorgaben an die Programm-
stadtteile stellen und wenige bürokratische 

(16)
Im Rahmen von SPP in 
Deutschland wurde integrierte 
Quartierentwicklung in der 
Bremer Großwohnsiedlung 
Osterholz-Tenever praktiziert 
(vgl. Europäische Kommission 
o.J.).

(17)
Die neuen Förderprogramme 
zur integrierten Quartierent-
wicklung trugen im Diskurs 
um die Förderpraxis zu einem 
Richtungswandel bei. Sie ver-
folgten beim Abbau städtischer 
Disparitäten einen strukturpoli-
tischen Ansatz; Strategien der 
sozialpolitischen, personenbe-
zogenen Armutsbekämpfung 
wurden nicht weiter verfolgt. 
So wurde z. B. auf europä-
ischer Ebene das sozialpoli-
tische Programm POVERTY 
III zu Gunsten des 1994 
neugeschaffenen Programms 
URBAN eingestellt (Güntner 
2007: 336). Durch diese Ent-
scheidung verlor die Gemein-
wesenarbeit in den Quartieren 
einen wichtigen Teil ihrer fi-
nanziellen Grundlage, während 
parallel Quartiermanagements 
eingerichtet wurden. Diese 
lokalen Entwicklungsagenturen 
übernahmen zentrale Prinzipien 
der GWA (lokale Orientierung, 
Koordination, Vernetzung oder 
Betroffenenaktivierung). 
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Hürden aufbauen. Die Konkretisierung 
der Handlungspraktiken erfolgte im Bear-
beitungsprozess. So kristallisierte sich die 
Notwendigkeit der Einrichtung von Stadt-
teilbüros in der Regel erst im Laufe der För-
derperiode heraus (ILS 2000: 53f). Während 
Experten aus der Praxis anfangs eine große 
Skepsis auf Seiten der Wohnungswirtschaft 
gegenüber integrierten Planungsverfahren 
beschreiben, schien diese die neuen För-
derprogramme zunehmend als Finanzie-
rungsmodell für die Modernisierung weni-
ger attraktiver Wohnungsbestände und den 
Umgang mit ihren Mietern in benachtei-
ligten Stadtquartieren zu entdecken. Deut-
lich wird dies mit dem vom Dachverband 
der deutschen Wohnungsbauunternehmen 
(GdW) in Auftrag gegebenen Gutachten 
„Überforderte Nachbarschaften“ (GdW 
1998). 

Mit den Programmen gründeten sich neue 
Netzwerke. In ihnen wurde der Wissen-
stransfer zwischen den Programmkom-
munen, den zuständigen Ministerien, der 
wissenschaftlichen Begleitung sowie zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren organisiert: 
u. a. das Städtenetz Soziale Stadt NRW, das 
Hessische Projektnetz Wohngebiets- und 
Stadtteilmanagement (HEPNEST) oder spä-
ter das europäische Austausch- und Lern-
programm URBACT. 

Als organisierter, sozialwissenschaftlich 
vermittelter Lernprozess quer durch Res-
sorts und Politik- und Verwaltungsebenen 
fand die integrierte Stadtteilentwicklung 
hohe Beachtung in Demonstrativ- bzw. Mo-
dellvorhaben. Hervorzuheben ist hier die 
vom Land Nordrhein-Westfalen initiierte 
internationale Bauausstellung (IBA) Em-
scher Park.18 Die Bauausstellung in regio-
nalem Maßstab kann als wesentlicher Mul-
tiplikator im Prozess beschrieben werden, 
da erstmals große Investitionsmittel für die 
integrierte Quartiersentwicklung verfügbar 
waren. Zudem generierte der Festivalcha-
rakter der IBA und die verstärkte Medien-
präsenz ein großes Interesse der Fachöf-
fentlichkeit am Thema.

Im Verwaltungshandeln spiegelte sich 
der Diskurs um New Public Management 
(NPM) in den 1990er-Jahren in den Bestre-
bungen zur Modernisierung der Verwaltung 
durch die Übernahme betriebswirtschaft-
licher Managementverfahren wider (Gru-

now 2014). Mit der Reformdebatte ging 
eine Neuausrichtung des Verhältnisses von 
Politik, Verwaltung und Bürgern einher, 
die sich auch in den dezentralen, ressort-
übergreifenden und kooperativen Struktu-
ren von QM zeigt. So wurden z. B. in NRW 
– und ansatzweise auch in einigen anderen 
Bundesländern – im Zuge der integrierten 
Förderprogramme auf Initiative einiger 
federführender Landesministerien inter-
ministerielle Arbeitsgruppen (INTERMAG) 
aufgebaut. So wurde eine Programmsteue-
rung initiiert, die alle Fachressorts der Re-
gierung miteinbezog und auf die Bünde-
lung von Finanzmitteln auf Landesebene 
abzielte.19 

Im Policy-Diskurs nahmen die Bundeslän-
der eine Vorreiterrolle ein, während sich 
die Bundespolitik lange Zeit in der Debatte 
zurückhielt: Der zentrale Impuls für eine 
länderübergreifende Initiative ging nicht 
vom Bund, sondern früh von der Arbeits-
gemeinschaft der für Städtebau, Bau- und 
Wohnungswesen zuständigen Landesmi-
nister und Senatoren der 16 Bundesländer  
(ARGEBAU) aus. Bereits auf der 93. Minis-
terkonferenz 1996 empfahl die ARGEBAU 
den Aufbau der Bund-Länder-Gemein-
schaftsinitiative (GI) „Soziale Stadt“. Mit 
der Ausarbeitung eines nationalen Akti-
onsplans für „Stadtteile mit besonderem 
Erneuerungsbedarf“ legte sie damit den 
Grundstein für eine Bundespolitik ge-
gen die soziale Polarisierung in den Städ-
ten.20 Aufgegriffen wurden diese Schritte 
vom zuständigen Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau  
(BMBau) in Form der Vorbereitung des  
ExWoSt-Forschungsfeldes „Stadtteile mit 
Entwicklungspriorität“.

Stabilisierung: Etablierung  
auf Bundesebene

Stabilisiert und etabliert wurde Quartierma-
nagement durch die Bundespolitik. So ent-
standen nun eindeutige Begrifflichkeiten, 
eine operationelle Form sowie rechtliche 
Grundlagen, durch die das Verfahren in die 
Regelstrukturen der Planungspraxis über-
führt wurde. Ab den späten 1990er-Jahren 
und vor allem nach 2000 lässt sich dies in 
der quantitativen Analyse als zweite Hoch-
phase der Thematisierung von integrierter 
Quartierentwicklung und QM erkennen. In 

(18)
In dieser wurden mit Gelsen
kirchen-Bismarck/Schalke-Nord 
sowie Duisburg-Marxloh, das 
bereits Modellstandort der 
europäischen Gemeinschafts-
initiative URBAN war, zwei 
„Stadtteile mit besonderem 
Erneuerungsbedarf“ gefördert.

(19)
Dies wurde allerdings durch die 
Diskrepanz zwischen gebiets- 
und personenbezogenen, 
investiven und konsumtiven 
Förderlogiken sowie knappen 
Finanz- und Personalkapazi-
täten erschwert.

(20)
So regte die ARGEBAU 1997 
eine Aufstockung der Städte-
bauförderung an, um diese als 
Investitions- und Leitprogramm 
der GI Soziale Stadt einzuset-
zen. 1998 veröffentlichte die 
ARGEBAU einen Leitfaden 
zur Ausgestaltung der GI 
und damit eine erste Opera-
tionalisierung der integrierten 
Quartiersentwicklung.
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großem Umfang sind es Artikel der Rele-
vanzstufe 1, in denen die Erfahrungen der 
aufgelegten Programme reflektiert werden. 

Der rot-grüne Regierungswechsel auf 
Bundesebene eröffnete nach der Bundes-
tagswahl 1998 ein Gelegenheitsfenster 
(„window of opportunity“) für eine bun-
despolitische Wahrnehmung sozial be-
nachteiligter Quartiere mit veränderten 
gesellschaftspolitischen Vorzeichen.21 Die-
se baute auf bisherige Erfahrungen auf der 
Länderebene auf. Die Vorüberlegungen aus 
den Beratungen der zuständigen Länder-
ministerien in der ARGEBAU zur Gemein-
schaftsinitiative Soziale Stadt erlangten in 
diesem Kontext einen großen Stellenwert. 
Die neue Regierung griff sie unmittelbar 
auf. Das neugeschaffenen Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(BMVBW) stellte das zuvor ausgeschriebene 
ExWoSt-Forschungsfeld „Stadtteile mit Ent-
wicklungspriorität“ noch vor dessen Start 
ein, die Modellphase des Programms wur-
de übersprungen und direkt ein Programm 
zur sozialen Stadtentwicklung aufgelegt: 
das Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – Die So-
ziale Stadt“ wurde 1999 in der Verwaltungs-
vereinbarung (VV) von Bund und Ländern 
zum ersten Mal fixiert.22

Nachdem die VV eine bundes- und landes-
politische Rechtsgrundlage geschaffen hat-
te, startete das Programm Soziale Stadt par-
allel dazu noch im Jahr 1999 mit den ersten 
16 Modellprojekten (je Bundesland ein Mo-
dell).23 Die ersten 16 Kommunen wiesen 
sehr unterschiedliche Ausgangsituationen 
auf. Während einige auf Erfahrungen aus 
Vorläuferprogrammen aufbauen konnten, 
wurden in anderen Kommunen integrierte 
Stadtteilentwicklungsverfahren zum ersten 
Mal angewandt (Difu 2003: 42f). Mit den 
ersten Erfahrungen und den finanziellen 
Anreizen des steigenden Fördervolumens 
wurde eine Vielzahl weiterer Stadtteile in 
die Förderkulisse aufgenommen und die 
Akzeptanz und Bereitschaft zur Anwen-
dung integrierter und quartiersorientierter 
Programmvorgaben wuchs. In den Jahren 
2003/2004 erfolgte eine Zwischenevalua-
tion des Programms. Die darin formulier-
ten Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
wurden aufgegriffen und das Programm zu 
einem „lernenden Programm“ weiterent-
wickelt (vgl. Aehnelt 2005). Auch der Dis-

kurs um integrierte Verwaltungsstrukturen 
erlebte mit dem Programm Soziale Stadt 
eine Renaissance (Franke/Löhr/Sander 
2000). Allerdings scheiterte der formulierte 
Anspruch einer Bündelung verschiedener 
Finanzbudgets im Stadtteil als neuartiger 
räumlicher Förderansatz an „Ressortparti-
kularismen und -egoismen“ sowie an der 
personenorientierten Logik vieler beste-
hender Programme und Sozialleistungen 
(ebd.: 260).24 Die Aufgabe der Akquise und 
Bündelung von Fördertöpfen wurde von 
der höchsten Verwaltungsebene in der Re-
gel nach unten weitergereicht und wurde 
somit vermehrt Aufgabe des Quartierma-
nagements auf Stadtteilebene. Dadurch war 
QM einer deutlichen Ausweitung von büro-
kratischen Aufgaben ausgesetzt, was nicht 
nur von den QM-Teams selbst als belastend 
angesehen wurde.

QM-Verfahren wurden in der Stabilisie-
rungsphase schließlich in Rechtsnormen 
und Leitbildern institutionell verankert. 
Im Rahmen der Anpassung des Baugesetz-
buches an europäische Richtlinien über 
die Prüfung von Umweltauswirkungen be-
stimmter Pläne und Programme (EAG BAU) 
wurde im Jahr 2004 die „Soziale Stadt“ un-
ter §171e BauGB als formale Rechtsgrund-
lage festgeschrieben. Das Gesetz bezieht 
sich bei Festlegungen der Umsetzung, Be-
teiligung oder Finanzierung lediglich auf 
bestehende Regularien des besonderen 
Städtebaurechts. Somit liegt die Bedeutung 
des Gesetzes weniger in der verbesserten 
Rechtslage, als in der Symbolik, dass damit 
der Programmtitel „Soziale Stadt“ sowie der 
Fokus auf „Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf“ im Gesetz festgeschrie-
ben wurde. Symbolisch überhöht wurde 
QM als Innovation durch die „Leipzig Char-
ta zur nachhaltigen europäischen Stadt“, 
die 2007 im Rahmen der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft verabschiedet wurde 
(vgl. Eltges/Hamann 2010). Sie betonte in-
tegrierte Stadtentwicklung und setzte den 
Fokus auf benachteiligte Stadtquartiere in 
einem Leitpapier der zukünftigen europä-
ischen Stadtentwicklungspolitik. Nach Ex-
pertenaussage wurde hier der „goldenen 
Phase der Stadtentwicklungspolitik ein gro-
ßer Schlusspunkt gesetzt“.

(21)
Das Leitbild des „aktivie-
renden Staates“ etablierte 
ein neues Politikverständnis. 
Unter dem Leitsatz „Fördern 
und Fordern“, veränderte 
sich die Balance „zwischen 
staatlichen Pflichten und zu 
aktivierender Eigeninitiative 
und gesellschaftlichem Enga-
gement“ (Franke/Löhr/Sander 
2000: 251), das den Aufbau 
dezentraler und kooperativer 
Strukturen zwischen Bund, 
Ländern, Kommunen und Zivil-
gesellschaft befördern sollte.

(22)
Damit fiel eine Entscheidung 
gegen ein eigenes Gesetz 
mit eigenem Haushaltstitel, 
wodurch die Einführung der 
Sozialen Stadt zwar beschleu-
nigt wurde, die Finanzaus-
stattung des Programms 
allerdings – weil ohne Rang 
eines Bundesgesetzes – 
jährlich neu verhandelt werden 
muss und dadurch potenziellen 
Budgetschwankungen, bzw. 
der Gefahr einer möglichen 
Streichung ausgesetzt ist.

(23)
Von Anfang an wurde für die 
Programmbegleitung und 
2003–2014 für den Wissens
transfer durch die Bundes
transferstelle Soziale Stadt das 
Deutsche Institut für Urbanistik 
(DIfU) beauftragt. Aus der 
Programmbegleitung ging ein 
breiter wissenschaftlicher Dis-
kurs um das neue Programm 
hervor.

(24)
Allerdings bestehen auch posi-
tive Beispiele der ressortüber-
greifenden Kooperationen und 
Bündelung von Fördermitteln. 
Hervorzuheben sind z. B. die 
ESF-Programme „Sozial Stadt 
– Bildung, Wirtschaft, Arbeit 
im Quartier“ (BIWAQ) und 
„Lokales Kapital für soziale 
Zwecke“ (LOS) sowie das 
Programm „Entwicklung und 
Chancen junger Menschen in 
sozialen Brennpunkten“ (E & C) 
des BMFSFJ.



Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 3.2015 283

Kritikphase: Ernüchterung und das 
Schwinden politischen Rückhalts

Mit seiner Verbreitung, Institutionalisierung 
und Legitimation wurde Quartiermanage-
ment als zentrales Instrument integrierter 
Stadtentwicklungspraxis zu einem festen 
Bestandteil des politisch-administrativen 
Systems und verlor seinen Status als Inno-
vation. Kritik, die das Verfahren bereits seit 
dem Programmstart der „Sozialen Stadt“ 
begleitete, wurde in dieser Phase lauter. 

Für die Programmgebiete der „Sozialen 
Stadt“ wurde eine Förderlaufzeit von ma-
ximal zehn Jahren festgelegt. Am Ende der 
ersten Förderperiode zeigte sich, dass die 
Erwartungen an die soziale Stadtentwick-
lungspolitik bei geringer Mittelausstattung 
sehr hoch angesetzt waren. Zwar bewirkte 
das Programm in den Stadtteilen positive 
Entwicklungen, allerdings löste es nicht die 
sozialen Probleme in den Städten. Zudem 
konnte das Ziel der Verstetigung häufig 
nicht erreicht werden, sodass aufgebaute 
Strukturen mit dem Auslaufen der Förder-
mittel häufig zusammenbrachen. Daraus 
nährte sich die Kritik, Soziale Stadtent-
wicklung sei eine Daueraufgabe, für die 
bis heute keine Regelstrukturen innerhalb 
der Verwaltung geschaffen wurden (Sauter 
2009). Parallel zur Programmlaufzeit voll-
zog sich ein Prozess zunehmender Wert-
schätzung innerstädtischer Altbauquar-
tiere in den Ballungszentren. Aufwertung 
und Mietpreissteigerungen vollzogen sich 
auch in zahlreichen Quartieren der „Sozi-
alen Stadt“. Der breite Diskurs um Gentri-
fizierung kritisierte, dass Maßnahmen der 
„Sozialen Stadt“ langfristig zu einem Bevöl-
kerungsaustausch führen und Immobilien-
unternehmen lediglich Investitionen in be-
nachteiligten Stadtquartieren schmackhaft 
machen sollen (Holm 2010).

Auf Bundesebene änderte sich das politi-
sche Klima mit dem schwarz-gelben Regie-
rungswechsel 2009. Wie bei der Phase der 
Etablierung, zeigte sich die Bedeutung der 
politischen Gelegenheiten und Prioritäten: 
Insbesondere in der FDP25 und im zustän-
digen Ministerium BMVBS schien das Pro-
gramm „Soziale Stadt“ und der integrierte 
Ansatz an politischem Rückhalt zu verlie-
ren. So war das Programm massiven Mit-
telkürzungen ausgesetzt26 und wurde – wie 
auch die Umbenennung des Programms in 

„Soziale Stadt – Investitionen im Quartier“ 
zeigt – auf den investiven Kern reduziert.

Neben unterschiedlicher Kritik lässt sich 
für die letzte Phase des Prozesses allerdings 
auch eine Ausweitung der Themenfelder 
und Ausstrahlung von Quartiermanage-
mentansätzen feststellen. QM als generali-
siertes Verfahren mit Handlungskoordina
tion über lokale Entwicklungsagenturen 
und integrierte Handlungsprogramme fin-
det sich heute in Feldern der räumlichen 
Planung, die weit über den sozialkompen-
satorischen Ursprung hinausgehen (vgl. 
dazu den Beitrag von Markus Eltges und 
Martina Kocks in diesem Heft). Innerhalb 
der Städtebauförderung lässt sich dies in 
der Ausfächerung des Programmspektrums 
(z. B. Stadtumbau Ost und West, Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren) feststellen. Aber 
auch in anderen Programmen (z. B. dem 
KfW-Programm energetische Stadtsanie-
rung) werden Managementansätze heute in 
unterschiedlichen Kontexten angewandt. 

Fazit: Quartiermanagement als  
soziale Innovation zwischen Wandel 
und handelnden Akteuren

Aus den Entstehungslinien von Quartier-
management ergibt sich ein komplexes 
Bild des Innovationsprozesses. Seine Glie-
derung in unterschiedliche Phasen zeigt, 
dass zu jedem Zeitpunkt eine spezifische 
Konstellation von Akteuren, Arrangements 
und Rahmenbedingungen den Verlauf in 
die nächste Phase überführte. Die Grundla-
ge für das Streben nach neuen Wegen und 
Denkweisen war die Kritik an der vorherr-
schenden Praxis. Sie wurde in der Latenz-
phase gelegt. Ihre Dynamik mündete in der 
Entstehungsphase in praxisorientierte und 
bottom-up initiierte Alternativkonzepte au-
ßerhalb bestehender Normen und Konven-
tionen. Günstige Rahmenbedingungen für 
die neuartigen Ansätze bestanden in expe-
rimentellen Freiheiten, die unter kritischen 
Bedingungen altindustrialisierter Stadträu-
me und unter Abwesenheit von bzw. unter 
geringem Investitionsdruck hervorgingen. 
Netzwerke hatten zu dieser Zeit einen in-
formellen Charakter und Lernprozesse 
vollzogen sich praxisnah. Mit dem Eintritt 
in die Fermentierungsphase gingen die 
neuartigen Ansätze in eine top-down Logik 
über. Befördert wurde deren institutionel-

(25)
So gab der FDP-Abgeordnete 
Patrick Döring in der Bundes-
tagsdebatte vom 16.3.2010 zu 
Protokoll: „Die Zeit der nicht 
investiven Maßnahmen, zum 
Beispiel zur Errichtung von 
Bibliotheken für Mädchen mit 
Migrationshintergrund, ist vor-
bei!“ (vgl. Häußermann 2011).

(26)
Im Bundeshaushalt 2011 
kürzte die Bundesregierung die 
Finanzmittel des Bund-Länder-
Programms „Soziale Stadt“ von 
95 auf 28,5 Millionen Euro. 
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Kröning, Wolfgang; Schuler-Wallner, Gisela, 1994: 
Integrierte Strategien für benachteiligte städtische 
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Das Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt kann im Rückblick als innovationsför-
derndes Element der Stadtentwicklung angesehen werden. Erstmals wurde einem Pro-
gramm der Städtebauförderung ein integrativer Ansatz zugeschrieben und 2004 im Bau-
gesetzbuch mit dem §171e verankert. Damit entstand die gesetzliche Grundlage für eine 
vertikale und horizontale Zusammenarbeit, also zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den sowie deren Fachressorts und -ämtern. Die gesamtgesellschaftliche Bedeutung für eine 
Politik zur Verbesserung der Lebensbedingungen und Lebenschancen der Bewohnerinnen 
und Bewohner in  benachteiligten Stadtquartieren wurde 2007 auch auf europäischer Ebe-
ne mit der „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ betont.

Es sind im Wesentlichen die Planungs- und 
Umsetzungsinstrumente, die den Innova-
tionscharakter des integrativen Ansatzes 
in der Sozialen Stadt abbilden: Integrierte 
Entwicklungskonzepte, Quartiersmanage-
ment und Verfügungsfonds. Diese wirken 
wie folgt: Die Kommunen identifizieren auf 
der Grundlage von Bestands- und Entwick-
lungsanalysen Quartiere, die städtebau-
lich, wirtschaftlich und sozial benachteiligt 
sind. Das Integrierte Entwicklungskonzept 
beschreibt Stärken und Schwächen des 
Quartiers und benennt Entwicklungsziele 
und Maßnahmen in verschiedenen Hand-
lungsfeldern, die intersektoral abgestimmt 
und umgesetzt werden. Ressourcen werden 
gebündelt und für ein gemeinsames Ziel 
eingesetzt. Ein Quartiersmanagement koor-
diniert vor Ort die Maßnahmen, unterstützt 
die Prozesse und fördert die Netzwerkar-
beit. Die Einbindung und Beteiligung der 
Bewohnerschaft wird mit einem Verfü-
gungsfond, über dessen Verwendung lokale 
Gremien entscheiden, unterstützt.

Der Integrierte Ansatz strahlt mittlerwei-
le auch in andere Politikbereiche aus und 
das Quartiersmanagement hat seinen 
Weg in das Instrumentarium der Stadtent-
wicklungspolitik gefunden. Andere Städ-
tebauförderungsprogramme wie „Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren“ oder der „Städ-
tebauliche Denkmalschutz“ und die „Stadt-
umbauprogramme“ implementieren eben-

falls ein koordinierendes Management. 
Gleiches gilt seit 2012 auch für das KfW 
Programm „Energetische Stadtsanierung“.

Die Soziale Stadt wird zukünftig den integ-
rierten, sozialraumorientierten Ansatz wei-
ter ausbauen, um die nach wie vor nach-
weisbare soziale Segregation in den Städten 
und Gemeinden abzumildern. Als Leitpro-
gramm der sozialen Integration  setzt es 
den Rahmen für eine ressortübergreifende 
Strategie Soziale Stadt. Die Teams des Quar-
tiersmanagements vor Ort sind gewisser-
maßen die Personifizierung dieses Grund-
gedankens auf kleinstem Raum.

Die Soziale Stadt – ein Blick zurück

Mit dem Bund-Länder-Programm „Stadt-
teile mit besonderem Entwicklungsbedarf – 
die Soziale Stadt“ wurde Ende 1999 als eine 
erste Aktion der damaligen neuen rot-grü-
nen Bundesregierung ein neuer Programm
ansatz in der Städtebauförderung auf 
Bundesebene eingerichtet. Die program-
matischen Ziele wurden sehr hoch gesteckt. 
Denn mit dem Programm sollte eine nach-
haltige Verbesserung der Lebenssituation 
der betroffenen Menschen in benachteilig-
ten Stadtquartieren durch eine Aufwertung 
der Wohngebäude, des Wohnumfeldes und 
der Infrastruktur als Basis für eine aktive 
und integrativ wirkende Stadtentwicklungs-
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Aus übergeordneter Sicht ging es darum, in-
nerstädtische Disparitäten abzubauen und 
damit einen Beitrag zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu leisten. Die Umsetzung 
dieses neuen Programmansatzes basierte 
auf zwei Erkenntnissen. Erstens:  Soziale 
Probleme konzentrieren sich räumlich und 
führen deshalb zur Entstehung sozial be-
nachteiligter Stadtquartiere, d. h. das sozi-
ale Gefälle in der Gesellschaft spiegelt sich 
in der Entwicklung der Quartiere wider. 
Zweitens: Allein mit investiven Mitteln der 
Städtebauförderung können diese Proble-
me nicht gelöst werden, denn die Chancen-
gerechtigkeit von Bürgerinnen und Bürgern 
zu fördern, verlangt mehr als bauliche In-
vestitionen. 

Innovative Programmplanung

Mit Blick auf die Umsetzung dieser ambiti-
onierten Ziele wurden die Erfahrungen aus 
den europäischen Strukturfondsprogram-
men, insbesondere dem URBAN-Programm, 
mit dem „Programmplanungsansatz“ in das 
Programm Soziale Stadt integriert. Nicht 
die Einzelmaßnahme sollte im Vordergrund 
stehen, sondern deren Einbettung in eine 
holistische Entwicklungsstrategie für das 
Quartier im Kontext einer gesamtstädti-
schen Entwicklung. Auch wenn im Rah-
men der Städtebauförderung schon immer 
die städtebauliche Gesamtmaßnahme die 
Grundlage einer Förderentscheidung war, 
so geht der Programmplanungsansatz doch 
weit über diese Fördergrundlage hinaus. 
Gleich unter drei Gesichtspunkten kann 
dies als Innovation beschrieben werden:

1.	 Vertikale und horizontale Integration:
Nicht nur die investiven Maßnahmen, 
sondern auch die personenbezogenen 
Maßnahmen sollten in diesem Programm-
planungsansatz gebündelt werden. Bei 
der traditionellen Sanierung im Rahmen 
der Städtebauförderung sollten nachtei-
lige Auswirkungen planerischer Eingriffe 
noch defensiv und reaktiv vermieden wer-
den (z. B. Härteausgleich, Sozialplan). Nun 
aber ging es um neue stadtentwicklungs-
politische Ansätze mit einem ganzheitlich-
komplexen sozialen Stadterneuerungs- und 
-entwicklungskonzept. Alle föderalen Ebe-
nen – vertikal, d. h. Bund, Land, Stadt sowie 
horizontal, d. h. zwischen den Fachressorts 
auf Bundes- und Landesebene – waren ge-
fordert (Innovation 1). 

§ 171e Maßnahmen der Sozialen Stadt

(1)  Städtebauliche Maßnahmen der Sozialen Stadt in Stadt- und Ortsteilen, de-

ren einheitliche und zügige Durchführung im öffentlichen Interesse liegen, kön-

nen auch an Stelle von oder ergänzend zu sonstigen Maßnahmen nach diesem 

Gesetzbuch nach den Vorschriften dieses Teils durchgeführt werden.

(2)  Städtebauliche Maßnahmen der Sozialen Stadt sind Maßnahmen zur Sta-

bilisierung und Aufwertung von durch soziale Missstände benachteiligten Orts-

teilen oder anderen Teilen des Gemeindegebiets, in denen ein besonderer Ent-

wicklungsbedarf besteht. Soziale Missstände liegen insbesondere vor, wenn ein 

Gebiet auf Grund der Zusammensetzung und wirtschaftlichen Situation der darin 

lebenden und arbeitenden Menschen erheblich benachteiligt ist. Ein besonderer 

Entwicklungsbedarf liegt insbesondere vor, wenn es sich um benachteiligte in-

nerstädtische oder innenstadtnah gelegene Gebiete oder verdichtete Wohn- und 

Mischgebiete handelt, in denen es einer aufeinander abgestimmten Bündelung 

von investiven und sonstigen Maßnahmen bedarf.

(3)  Die Gemeinde legt das Gebiet, in dem die Maßnahmen durchgeführt werden 

sollen, durch Beschluss fest. Es ist in seinem räumlichen Umfang so festzulegen, 

dass sich die Maßnahmen zweckmäßig durchführen lassen.

(4)  Grundlage für den Beschluss nach Absatz 3 ist ein von der Gemeinde unter 

Beteiligung der Betroffenen (§ 137) und der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139) 

aufzustellendes Entwicklungskonzept, in dem die Ziele und Maßnahmen schrift-

lich darzustellen sind. Das Entwicklungskonzept soll insbesondere Maßnahmen 

enthalten, die der Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie der 

Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen dienen.

(5)  Bei der Erstellung des Entwicklungskonzeptes und bei seiner Umsetzung 

sollen die Beteiligten in geeigneter Form einbezogen und zur Mitwirkung an-

geregt werden. Die Gemeinde soll die Beteiligten im Rahmen des Möglichen 

fortlaufend beraten und unterstützen. Dazu kann im Zusammenwirken von Ge-

meinde und Beteiligten eine Koordinierungsstelle eingerichtet werden. Soweit 

erforderlich, soll die Gemeinde zur Verwirklichung und zur Förderung der mit 

dem Entwicklungskonzept verfolgten Ziele sowie zur Übernahme von Kosten 

mit den Eigentümern und sonstigen Maßnahmenträgern städtebauliche Verträge 

schließen.

(6)  Die §§ 164a und 164b sind im Gebiet nach Absatz 3 entsprechend anzu-

wenden. Dabei ist § 164a Abs. 1 Satz 2 über den Einsatz von Finanzierungs- und 

Fördermitteln auf Grund anderer gesetzlicher Grundlage insbesondere auch auf 

sonstige Maßnahmen im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 anzuwenden.

Quelle:	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004  
	 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 
	 2014 (BGBl. I S. 1748) geändert worden ist

politik herbeigeführt werden, die mit Hilfe 
einer Verknüpfung und damit Erhöhung der 
Wirkung öffentlicher Maßnahmen durch 
frühzeitige Abstimmung und Bündelung 
öffentlicher und privater Finanzmittel auf 
Stadtteilebene erreicht werden sollte.
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2.	 Finanzielle und rechtliche Verankerung: 
Mit der Novelle des Baugesetzbuches im Jah-
re 2004 wurde über den §171e „Maßnahmen 
der Sozialen Stadt“ eine rechtliche Basis für 
die soziale Stadtentwicklung in Deutschland 
geschaffen. Damit erhielt auf der einen Sei-
te das Programm „Soziale Stadt“ gemäß der 
Verwaltungsvereinbarungen über die Ge-
währung von Finanzhilfen des Bundes an 
die Länder nach Artikel  104a Absatz 4 des 
Grundgesetzes zur Förderung städtebauli-
cher Maßnahmen (VV) eine rechtliche Basis. 
Auf der anderen Seite wurde durch die ge-
setzliche Verankerung die soziale Stadtent-
wicklung als Aufgabe des Staates politisch 
und zeitlich verstetigt. Finanzhilfen müssen 
Jahr für Jahr neu verhandelt werden und die 
Höhe der Programmansätze hängen nicht 
nur von diesen Vehandlungen ab, sondern 
auch von politischen Prioritäten des zustän-
digen Bundesministeriums im Konzert der 
anderen Städtebauförderungsprogramme. 
Schließlich schafft die gesetzliche Veran-
kerung anderen Politikbereichen die Mög-
lichkeit, ihre Finanzmittel oder Programme 
in die Gebiete die Sozialen Stadt zu lenken 
– auch dann, wenn keine Finanzmittel im 
Rahmen der Städtebauförderung durch den 
Bund bereitgestellt würden (Innovation 2).

3.  Neuartiges Leitbild: 
Mit der im Jahre 2007 verabschiedeten 
„Leipzig Charta zur nachhaltigen europä-
ischen Stadt“ wurde die integrative Strate-
gie für die Stadtentwicklung nochmals auf 
höchster Ebene durch die für Stadtentwick-
lung zuständigen europäischen Ministe-
rinnen und Minister politisch betont. Das 
Dokument gibt zudem auch inhaltliche 
Empfehlungen zur Weiterentwicklung einer 
Politik für benachteiligte Stadtquartiere. So 
fordert die Leipzig Charta auf, städtebauli-
che Aufwertungsstrategien zu verstetigen, 
die lokale Wirtschaft und die lokale Arbeits-
marktpolitik zu stärken, eine aktive Bil-
dungs- und Ausbildungspolitik für Kinder 
und Jugendliche zu betreiben sowie einen 
leistungsstarken und preisgünstigen Stadt-
verkehr zu fördern. In dem Maße, so wird 
in der Charta ausgeführt, in dem es gelingt, 
„die benachteiligten Stadtquartiere wirt-
schaftlich zu stabilisieren, sozial zu integ-
rieren sowie gestalterisch und verkehrlich 
aufzuwerten, steigen die Chancen, dass un-
sere Städte langfristig Orte des gesellschaft-
lichen Fortschritts, des Wachstums und der 
Innovation bleiben.“ Der holistisch-integ-

rierte Strategie- und Umsetzungsansatz für 
einen Sozialraum fand somit eine weitere 
politische Bestätigung (Innovation 3). 

Die Grundgesetzreform im Jahr 2006 kon-
kretisierte und schärfte bereits wichti-
ge Eckdaten der verfassungsrechtlichen 
Grundlagen für die Umsetzung der Städte-
bauförderung. Diese fanden jedoch erst u.a.  
in dem zwischen Bund, Ländern und kom-
munalen Spitzenverbänden abgestimmten 
Evaluierungskonzept zur Städtebauför-
derung im Jahr 2012 ihren Niederschlag.1 
Denn mit der Grundgesetzreform wurden 
die Finanzhilfen (vormals nach 104a 4, jetzt 
nach 104b GG) nicht nur zeitlich befristet, 
sondern es wurde auch ein Absatz eingefügt, 
wonach Bundestag, Bundesregierung und 
Bundesrat auf Verlangen über die Durch-
führung der Maßnahmen und die erzielten 
Verbesserungen zu unterrichten sind. Zen
traler Baustein dieses Evaluierungskonzepts 
ist eine Verständigung darüber, dass jedem 
Programm der Städtebauförderung eine 
Programmstrategie zugrunde gelegt werden 
muss, welche die verfolgten Programmzie-
le ausreichend konkret formuliert. „Denn 
ohne sie ist nicht klar, nach welchen Kri-
terien der Programmerfolg gemessen wer-
den soll. Bund und Länder sollten die Pro-
grammziele dennoch so offen formulieren, 
dass sie eine hinreichend flexible Auslegung 
durch die Gemeinden zulassen, die wichtig 
für die Anwendbarkeit der Programme auf 
vor Ort unterschiedliche Probleme ist.“2

Unterschiedliche Ausgangsbedingungen 
prägen in der Tat die Programmgebiete der 
Sozialen Stadt: 42 % der Maßnahmen liegen 
in Großstädten, 38 % in Mittelstädten, etwa 
20 % können Kleinstädten und ländlichen 
Gemeinden zugeordnet werden. Ein Drit-
tel der bisher 659 geförderten Gebiete in 
390  Städten und Gemeinden hat eine Flä-
che von über 100 ha mit mehr als 8.000 Ein-
wohnern, zwei Drittel liegen darunter. In-
nenstadtnahe Gebiete mit im Vergleich zum 
städtischen Durchschnitt weniger Grünflä-
chen bilden den räumlichen Schwerpunkt 
der Maßnahmen. Hinsichtlich des Bau-
alters sind Neubaugebiete der 1950er bis 
1970er Jahre – Großwohnsiedlungen und/
oder Bauten aus Wiederaufbauprogram-
men – mit fast der Hälfte der Maßnahmen 
die größte Teilgruppe. Auch Quartiere mit 
gemischter Bebauung spielen mit über 
30 % eine wesentliche Rolle. 

(1)
Vgl. Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) (He-
rausgeber): Evaluierung der 
Städtebauförderung - Leitfaden 
für Programmverantwortliche, 
Bonn 2012

(2)
Vgl. ebenda, S. 17
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Elemente des integrierten Planungsan-
satzes in der Sozialen Stadt

Das Programm zielt im Sinne der „Leipzig-
Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt“ auf die Verbesserung der Lebensbe-
dingungen und Lebenschancen der Bewoh-
nerinnen und Bewohner in sozial benach-
teiligten Stadtteilen ab. Grundlegend für 
die Umsetzung sind die lange Tradition des 
Programms, die gesetzliche Verankerung im 
Baugesetzbuch, die Lernfähigkeit der Ak-
teure – unterstützt durch Forschung und 
Erfahrungstransfer im Programm – sowie 
die politische Erkenntnis, den Effekt zahl-
reicher Fachpolitiken durch die Sozialrau-
manbindung zu erhöhen. 

Konstitutiv für die Programmumsetzung 
sind daher

•	 die problemorientierte räumliche Ab-
grenzung von Quartieren,

•	 der integrierte Planungsansatz durch 
	 –	 das Entwickeln, Fortschreiben, 

	 Anpassen und Umsetzen eines  
	 Integrierten Entwicklungskonzepts  
	 (IEK) auf der Grundlage beobachteter 
	 Entwicklungen,

	 –	 das Öffnen sektoraler Politiken für  
	 den Quartiersansatz auf Bundes-,  
	 Landes- und Kommunalebene,

	 –	 die Bündelung und Verbesserung der 
	 Anschlussfähigkeit von unterschied- 
	 lichen Förderprogrammen,

•	 die Einbindung zahlreicher Akteure in 
und für die Quartiersentwicklung durch 

	 –	 die aktive Beteiligung und Mit- 
	 wirkung von Bürgerinnen und  
	 Bürgern im Quartier – auch unter  
	 Einsetzen eines sogenannten Ver- 
	 fügungsfonds als Aktivierungs- und  
	 Gestaltungselement,

	 –	 die Einbindung von Zivilgesellschaft  
	 und Wirtschaft, Wirtschaftsver- 
	 bänden, Vereinen, Wohlfahrtsver- 
	 bänden, Kirchen, Stiftungen,  
	 Immobilieneigentümern und ihren  
	 Interessenvertretungen,

	 –	 das sozial gerechte und transpa- 
	 rente Kommunizieren von Prozessen,  
	 Interessen und Entscheidungsfindung 
	 zwischen Bürgern, Zivilgesellschaft,  
	 Wirtschaft und Verwaltung,

•	 die Einrichtung eines Quartiersmanage-
ments als koordinierendes Umsetzungs-
organ für das Intergierte Entwicklungs-
konzept und als Bindeglied zwischen 
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Verwal-
tung,

•	 die Anstrengungen zur nachhaltigen Si-
cherung der erreichten Erfolge im Quar-
tier (Verstetigung).

Kamen mit Programmstart im Jahr 1999 
noch die Methoden und Verfahren der klas-
sischen Sanierung und Entwicklung mit 
Schwerpunkt „Beseitigung städtebaulicher 
Missstände“ zum Einsatz, so haben Pla-
nungs- und Umsetzungsinstrumente wie 

•	 Integrierte Entwicklungskonzepte, 

•	 Quartiersmanagement und 

•	 Verfügungsfonds 

als Bausteine einer integrierten Entwick-
lungsplanung und Umsetzung an Bedeu-
tung gewonnen. Bis zum Jahr 2015 haben 
sich diese Elemente in der Sozialen Stadt 
in der Praxis nach und nach entwickelt und 
sind etabliert, wenn auch die Umsetzung 
und Anwendung der einzelnen Elemente in 
den Städten und Gemeinden nicht immer 
vollständig und umfassend erfolgt: Neun 
von zehn Programmgebieten verfügen über 
ein Integriertes Entwicklungskonzept. Ein 
Quartiersmanagement besteht in mehr als 
drei Viertel aller Programmgebiete. In rund 
40 % aller Programmgebiete ist ein Ver
fügungsfonds eingerichtet.3

Diese drei Instrumente stärken vor allem 
den partizipativen Charakter der Program-
mumsetzung. Gleichzeitig hat der Sozial-
raum Soziale Stadt für sozial- und personen-
gebundene Programme und Maßnahmen 
an Bedeutung gewonnen. Einige Program-
me des europäischen Sozialfonds greifen 
auf diesen Sozialraum beim Einsatz ihrer 
Mittel zurück (z. B. BIWAQ, JUSTIQ). Nicht 
zuletzt durch den Einfluss der europäischen 
Strukturfondsprogramme hat auch die Be-
deutung eines kontinuierlichen Monitorings 
– auch als Grundlage eines Evaluierungs-
prozesses – deutlich zugenommen. 

(3)
Quelle: Städtebauförderungs-
datenbank des BBSR. Basis 
sind jene Gebiete, für die 
entsprechende Informationen 
vorliegen.
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Integriertes Entwicklungskonzept und 
Quartiersmanagement

In Anlehnung an die Leipzig-Charta soll-
te ein integriertes Entwicklungskonzept 
eine Bestandsanalyse über die Stärken und 
Schwächen des Stadtteils oder Quartiers 
enthalten, konsistente Entwicklungsziele 
für den Stadtteil oder das Quartier im Kon-
text der gesamtstädtischen Entwicklungs-
ziele formulieren, die unterschiedlichen 
teilräumlichen, sektoralen und technischen 
Pläne und politischen Maßnahmen aufein
ander abstimmen und sicherstellen, dass 
die geplanten Investitionen einen Beitrag 
zu den Entwicklungszielen des Quartiers 
und der Gesamtstadt leisten, den Finanz-
mitteleinsatz öffentlicher und privater Ak-
teure räumlich bündeln und koordinieren 
sowie die Bürger und andere Beteiligte ein-
beziehen, die maßgeblich zur Gestaltung 
der zukünftigen wirtschaftlichen, sozialen, 
kulturellen und ökologischen Qualität der 
Gebiete beitragen können.

Vor allem das Quartiersmanagement ist 
hierbei ein grundlegender Bestandteil für 
integriertes Handeln in der Sozialen Stadt. 
Es findet seine gesetzliche Grundlage im 
§171e, Abs. 5 des Baugesetzbuches in Form 
einer Kann-Bestimmung: „Bei der Erstel-
lung des Entwicklungskonzeptes und bei 
seiner Umsetzung sollen die Beteiligten in 
geeigneter Form einbezogen und zur Mit-
wirkung angeregt werden. Die Gemeinde 
soll die Beteiligten im Rahmen des Mögli-
chen fortlaufend beraten und unterstüt-
zen. Dazu kann im Zusammenwirken von 
Gemeinde und Beteiligten eine Koordinie-
rungsstelle eingerichtet werden.“4 Ein sol-
ches Quartiersmanagement ist ein durch 
Fachkräfte der Stadtplanung und der Sozi-
alen Arbeit gebildetes (meist) Vor-Ort-Büro, 
welches die wesentlichen Steuerungsauf-
gaben bündelt. Als Schnittstelle zwischen 
Bürgern, Wirtschaft und Verwaltung neh-
men Quartiersmanager unmittelbar die De-
fizite und Chancen vor Ort wahr und regen 
Verbesserungen an. Sie aktivieren und be-
teiligen die Bewohnerschaft und arbeiten 
mit lokalen Akteuren zusammen, sie ko-
ordinieren und bündeln die Maßnahmen, 
initiieren Projekte und wirken bei Anträgen 
für weitere Fördermittel aus anderen Pro-
grammen mit. Das Quartiersmanagement 
schafft eine lebendige Nachbarschaft und 
leistet einen wichtigen Beitrag zum nach-
barschaftlichen Miteinander vor Ort. Neue 

Herausforderungen, wie gewachsene Ko-
ordinierungsaufgaben und  Integrations-
anforderungen verändern und erweitern 
das Aufgabenspektrum eines Quartiersma-
nagements. 

Wenn Innovation zunächst als etwas be-
griffen wird, was es vorher nicht gegeben 
hat, so trifft dies auf die Institution und 
gleichsam das Instrument Quartiersma-
nagement zu. Sicherlich mag darüber ge-
stritten werden, wann diese Innovation 
eingeführt und vor allem etabliert wurde. 
Ob dies bereits im Rahmen der behutsa-
men Stadterneuerung Mitte der 1970er 
Jahre in einem mehr informellen Rahmen 
stattgefunden hat oder mit dem Beginn der 
sozialen Stadt(teil)programme in den Län-
dern Nordrhein-Westfalen, Hamburg oder 
Bremen in den 1990er Jahren, sei  dahin-
gestellt.5 Wichtig für die Stadtgesellschaft 
ist, dass das Quartiersmanagement mittler-
weile seinen Weg in das Instrumentarium 
der Stadtentwicklungspolitik gefunden hat, 
sich als „lernendes Instrument“ erweist, 
sich nach und nach etabliert und Ausstrah-
lung auf andere raumbezogene Politikbe-
reiche gehabt hat. Dass dies so ist, hat mit 
der sich durchsetzenden Erkenntnis in Po-
litik und Verwaltung zu tun, dass erstens 
viele stadtentwicklungspolitische Probleme 
einen definierbaren Raum- oder Quartiers-
bezug haben, dass der klassische Verwal-
tungsaufbau nicht in der Lage war und ist, 
diesen Raum- oder Quartiersbezug durch 
sein Handeln befriedigend abzubilden 
oder sich gar vollständig auf diesen Raum 
zu konzentrieren und nicht zuletzt die Ab-
schwächung oder gar Lösung der Probleme 
im Quartier meist langfristiger und kom-
plexer Natur sind, die eine sehr gute Kennt-
nis der Strukturen vor Ort benötigen, die 
eine ferne Verwaltung nicht hat. Die Kom-
plexität der Problemkonstellation verlangt 
zudem nach einer intensiven Beteiligungs- 
und Einbindungskultur im Quartier, die 
auf Zuverlässigkeit und Vertrauen basiert. 
Das Quartiersmanagement „kümmert sich 
vor Ort“ und stellt das Bindeglied zwischen 
dem Quartier und der Kommunalverwal-
tung dar. 

Wie sich die Instrumente Integriertes Ent-
wicklungskonzept (IEK) und Quartiers-
management fortentwickelt haben und 
welchen Stellenwert sie für die Program-
mumsetzung einnehmen, hat eine im März 

(4)
Vgl. hierzu auch Brügelmann, 
H.: Baugesetzbuch – Kom-
mentar, Band 5; Februar 2007. 
Hier hießt es zu Abs. 5: „Die 
Einrichtung einer Koordinie-
rungsstelle zur Umsetzung der 
städtebaulichen Maßnahmen 
der Sozialen Stadt und zur Be-
ratung der Betroffenen ist eine 
in der Praxis weiterhin übliche 
Maßnahme. Sie wird häufig 
unter dem Namen „Quar-
tiersmanagement“ vollzogen. 
Üblicherweise wird (minde-
stens) ein Stadtteilbüro vor Ort 
eingerichtet; die Einrichtung 
von Stadtteil- bzw. Quartiers-
beiräten empfiehlt sich, um 
soziale Netze zu knüpfen und 
Selbsthilfeprozesse in Gang zu 
setzen“.

(5)
Einen guten Überblick über die 
Genese des Bundesprogramms 
„Soziale Stadt“ gibt die Seite 
http://www.bpb.de/apuz/25700/
soziale-stadt?p=all (abgerufen 
am 10.02.2015)
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2015 durchgeführte Befragung6 der für die 
Umsetzung des Programms Soziale Stadt 
Verantwortlichen in den Kommunen be-
leuchtet: 

•	 Integrierte Entwicklungskonzepte haben 
sich als fester Bestandteil der Programm
umsetzung etabliert. Von den befragten 
Kommunen gaben 87 % an, ein IEK auf-
gestellt zu haben. Im Jahr 2002 waren es 
noch 63 % und 2005 schon 74 %. Danach 
dient das IEK vor allem der Zielfindung 
und der politischen Legitimation der 
Maßnahmen. Es fördert kooperatives 
Verwaltungshandeln und gilt als Ori-
entierungshilfe für weitere Partner im 
Stadtteil. An der Erstellung sind in der 
Regel verschiedene Fachämter, Stadt-
teilakteure und die Bevölkerung beteiligt 
und in 70 % der Programmkommunen 
wird es an neue Anforderungen ange-
passt und fortgeschrieben. Die Vorgaben 
der Bundesländer spielen in diesem Zu-
sammenhang eine wichtige Rolle. Die 
Vorbereitenden Untersuchungen nach 
BauGB haben heute mit 35 % gegenüber 
50 % im Jahr 2005 an Bedeutung verlo-
ren. Dagegen ist das teilräumliche und 
gesamtstädtische Monitoring als Grund-
lage heute mit 47 % gegenüber 24 % im 

Jahr 2005 bedeutender geworden. Auch 
das Element Verstetigung konnte mit 
einem Anstieg von 10  %  auf nunmehr 
33 % einen Bedeutungszuwachs erzie-
len. Bei der Bedeutung der Handlungs-
felder haben sich nur wenige, aber doch 
nachweisbare Verschiebungen ergeben 
(Abb. 1). An Bedeutung zugenommen 
haben die Themen „Zusammenleben 
unterschiedlicher sozialer und ethni-
scher Gruppen“, „Schule und Bildung“, 
„Verkehr und Umwelt“ und Gesund-
heitsförderung“.

•	 Über ein Quartiersmanagement / Stadt-
teilbüro verfügen nach der Umfrage 82 % 
der Programmgebiete. In Klein- und Mit-
telstädten liegt der Wert bei etwa 75 %, 
Quartiere in Großstädten verfügen zu 
92 % über ein Quartiersmanagement. 
Bei der Frage nach der Bedeutung des 
Quartiersmanagements für die Program-
mumsetzung gaben 86 % der kommunal 
Verantwortlichen für die Soziale Stadt an, 
dieses Instrument sei sehr wichtig; 13 % 
halten es für wichtig, 1 % für weniger 
wichtig. Begründet wurde dieser Befund 
mit der Entlastung der Stadtverwaltung, 
der Unterstützung einer integrierten 
Programmumsetzung und der Abstim-
mung der Handlungsfelder und Themen 
zwischen verschiedenen Akteuren sowie 
der Einbeziehung der Bewohnerinnen 
und Bewohner. Erwartungsgemäß steigt 
die Stellenausstattung mit zunehmender 
Stadtgröße. Obwohl das Aufgabenspek-
trum (Abb. 2), der Zeitaufwand und die 
Anforderungen an das Quartiersmanage-
ment in den Programmgebieten variie-
ren, besitzt nach Meinung der Befragten 
das Quartiersmanagement für die Verste-
tigung eine besondere Bedeutung und 
sollte beibehalten werden.

Verfügungsfonds

Das Instrument des Verfügungsfonds wurde 
erstmals in der Verwaltungsvereinbarung 
2008 zur Umsetzung der Städtebauförde-
rung installiert (Innovation 4). 

Mit diesem Fonds sollten die Gemeinden 
ein Instrument erhalten, das zur stärkeren 
Beteiligung und Mitwirkung von Betroffe-
nen und zur Aktivierung und Einbindung 
Privater beiträgt, da über dessen Verwen-
dung ein lokales Gremium entscheidet. Der 

Lokale Ökonomie
(Wirtschaftsförderung,

Einzelhandel, ...)
Soziale Aktivitäten und

soziale Infrastruktur

Gesundheitsförderung

Schule und Bildung

Sport und Freizeit

Verkehr

Umwelt, Gesundheit,
Energie

Stadtteilkultur

Zusammenleben
unterschiedlicher sozialer
und ethnischer Gruppen

Wohnen (Gebäude,
innovative Wohnformen)

Wohnumfeld

Sicherheit und
Kriminalprävention

Imageverbesserung und
Öffentlichkeitsarbeit

Förderung der
Gleichstellung von
benachteiligten ...

Zum Programmstart sehr wichtig Zum Programmstart wichtig
Heute sehr wichtig Heute wichtig

Abbildung 1 
Handlungsfelder im integrierten Entwicklungskonzept

Quelle: StadtRaumKonzept, Universität Wuppertal, im Auftrag des BMUB/BBSR

(6)
Befragung der kommunalen 
Verantwortlichen für die 
Umsetzung des Programms 
Soziale Stadt, durchgeführt 
von StadtRaumKonzept und 
der Universität Wuppertal im 
Auftrag des Bundesministeri-
ums für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit und 
des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung, 
März 2015
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Fonds finanziert sich in der Regel bis zu 
50 % aus Mitteln der Städtebauförderung 
von Bund, Ländern und Gemeinden, min-
destens zu 50 % aus Mitteln von Wirtschaft, 
Immobilien- und Standortgemeinschaften, 
Privaten oder zusätzlichen Mitteln der Ge-
meinde. Um die Aktivierung innerhalb der 
Sozialen Stadt im Besonderen zu fördern, 
kann der Verfügungsfonds dort auch bis zu 
100 % aus Mitteln der Städtebauförderung 
von Bund, Ländern und Gemeinden finan-
ziert werden (Innovation 5). Die Fonds kön-
nen investiv, investitionsvorbereitend und 
nicht-investiv aktiv werden. 

Monitoring 

Schließlich will die Politik auf allen födera-
len Ebenen in unterschiedlicher Tiefe über 
die Entwicklungsfortschritte im Bilde sein. 
Das Monitoring, das über die Situation und 
Entwicklung in den Quartieren berichten 
soll, hat stetig an Bedeutung gewonnen. 
Damit können Transparenz und Öffentlich-
keit über die Rahmenbedingungen, Aufga-
ben und Handlungsbedarfe der Gebiets-
entwicklung hergestellt und passgenaue 
Strategien vor Ort entwickelt werden, die 
anschließend im integrierten Entwicklungs-

Abbildung 2 
Aufgabenbereiche des Quartiersmanagements

0 10 20 30 40 50 60 %

besonders wichtig

größter zeitlicher Umfang

Entscheidung über Mittelvergabe aus dem Verfügungsfonds

Berichtswesen

Evaluation und Monitoring

Mittelkoordination

Projektauswahl für die Mittelvergabe

Entwicklung und Fortschreibung des IEK

Fördermitteleinwerbung (Antragsstellung)

Beratungsangebote für Bewohner/innen

Mitglied von verwaltungsseitigen Koordinationsrunden

Beratung/ Geschäftsführung

Geschäftsführung von Gremien des Stadtteils

Steuerung der Programmumsetzung

Projektentwicklung

Moderation und Koordination im Stadtteil

Öffentlichkeitsarbeit

Anlauf- und Vermittlungsstelle für Bewohner/innen

Aktivierung und Beteiligung

N = 184

Quelle: StadtRaumKonzept, Universität Wuppertal, im Auftrag des BMUB/BBSR

Verfügungsfonds 

(1) Zur stärkeren Beteiligung und Mitwirkung von Betroffenen kann die Gemein-

de einen Fonds einrichten, über die Verwendung dessen Mittel entscheidet ein 

lokales Gremium (Verfügungsfonds). Der Fonds finanziert sich in der Regel bis 

zu 50 v.H. aus Mitteln der Städtebauförderung von Bund, Ländern und Ge-

meinden, mindestens zu 50 v.H. aus Mitteln von Wirtschaft, Immobilien- und 

Standortgemeinschaften, Privaten oder zusätzlichen Mitteln der Gemeinde. 

Fonds im Programm Soziale Stadt und in besonderen Ausnahme- bzw. Ein-

zelfällen können auch bis zu 100 v.H. aus Mitteln der Städtebauförderung von 

Bund, Ländern und Gemeinden finanziert werden. 

(2) Die Mittel der Städtebauförderung werden für Investitionen und investi- 

tionsvorbereitende bzw. investitionsbegleitende Maßnahmen verwendet, im 

Programm Soziale Stadt zusätzlich gemäß § 171e BauGB.

Quelle:	 Artikel 9 der Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 2014 über die  
	 Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Artikel 104 b des 
	 Grundgesetzes zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen (VV Städtebauförde- 
	 rung 2014) vom 30.06.2014/ 02.10.2014

konzept festgehalten und fortgeschrie-
ben werden. Monitoring und Evaluierung  
werden zunehmend als integrale und akti-
ve Bestandteile der Programmumsetzung  
etabliert. 
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Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung hat durch das mit den Län-
dern und kommunalen Spitzenverbänden 
vereinbarte Evaluierungskonzept eine feste 
Rolle beim Monitoring auf Bundesebene 
erhalten. Abbildung 3 beschreibt die Struk-
tur des quantitativen Teils dieses Systems, 
welches durch Fallstudien vor Ort um qua-
litative Informationen ergänzt und erwei-
tert wird. Durch dieses System ist der Bund 
erstmals in der Lage, über die Situation in 
den Gebieten der Städtebauförderung und 
den inhaltlichen Schwerpunkt des Mittel
einsatzes Auskunft zu erteilen. Gleichzeitig 
ist durch dieses System eine wichtige Basis 
für Evaluationen geschaffen worden. Auf 
dieser Basis wird bis 2016 die zweite Zwi-
schenevaluierung Soziale Stadt erfolgen.

Exkurs: Ausstrahlungseffekte  
des integrierten Planungsansatzes

Der integrierte Planungsansatz oder Teile 
davon sind mittlerweile in raumrelevanten 
Programmen ein verbreiteter Ansatz. 

Im Städtebauförderungsprogramm Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren spielt der inte-
grierte Ansatz von Beginn an eine bedeu-
tende Rolle. Mit dem Zentrenmanagement, 
ähnlich einem Quartiersmanagement, wird 
dieser Ansatz vor Ort umgesetzt. Das Zen-

trenmanagement agiert im Auftrag der 
Kommune. Seine übergeordnete Funktion 
besteht darin, das integrierte städtebauli-
che Entwicklungskonzept in Kooperation 
mit allen Zentrenakteuren zielorientiert 
umzusetzen. Es bündelt zentrenrelevante 
Aktivitäten, vernetzt Akteure, stößt Projek-
te an und steuert Prozesse. Das Zentren-
management kann die Gesamtmaßnahme 
konzeptionell vorbereiten und im weiteren 
Verlauf der Programmumsetzung kontinu-
ierlich weiterentwickeln. Ein wesentlicher 
Bestandteil ist die Aktivierung, Prozesskoor-
dination und Umsetzung der integrierten 
Entwicklungskonzepte. Dabei können er-
gänzend zum städtebaulichen Projektma-
nagement und dem Projektmanagement 
der Fördermaßnahmen auch stadtmarke-
ting-orientierte Ansätze (Citymanagement) 
mit einbezogen werden.

In dem 1991 für die neuen Länder auf-
gelegten Städtebauförderungsprogramm 
Städtebaulicher Denkmalschutz wurde 
bereits ein integriertes Handeln durch das 
Zusammendenken von Stadtentwicklung 
und Denkmalschutz verfolgt. Unterstützt 
wird der integrierte Planungsansatz mitt-
lerweile durch das Quartiersmanagement, 
das im Programm Städtebaulicher Denk-
malschutz mit der Verwaltungsvereinba-
rung zur Städtebaubauförderung ab dem 
Jahre 2010 explizit förderfähig ist. Wurde 

Basis:
Daten der Bundesprogramme

1. Ausbaustufe - 2010
(abgeschlossen)

2. Ausbaustufe - 2014
(in Vorbereitung)

Strukturinformationen und räumliche Bezugsysteme aus der Laufenden Raumbeobachtung des BBSR
Geofachdaten (Infrastruktur, Angebotsmieten...)

+

Abbildung 3 
Das Monitoringsystem des BBSR

Quelle: eigene Darstellung des BBSR
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in der VV 2009 noch formuliert „Die Mittel 
können insbesondere eingesetzt werden für  
…. die Vorbereitung der Gesamtmaßnahme 
sowie die Erarbeitung und Fortschreibung 
von Planungen und Konzepten, die Leis-
tungen von Sanierungsträgern und anderen 
bestätigten Beauftragten zur Beratung von 
Eigentümern/Investoren über die Einhal-
tung von Auflagen der Denkmalpflege oder 
aus örtlichen Satzungen; Aufwendungen 
für den Wissenstransfer“, wurde mit der 
VV 2010 diese Passage weiter konkretisiert: 
„Die Mittel können insbesondere eingesetzt 
werden für … die Vorbereitung der Gesamt-
maßnahme sowie die Erarbeitung und Fort-
schreibung von Planungen und Konzepten, 
die Leistungen von Sanierungsträgern und 
anderen bestätigten Beauftragten zur Bera-
tung von Eigentümern/Investoren über die 
Einhaltung von Regelungen der Denkmal-
pflege oder aus örtlichen Satzungen; das 
Quartiersmanagement und Aufwendungen 
für den Wissenstransfer.“ Das Quartiersma-
nagement soll vor allem als Instrument der 
qualifizierten Beratung, Wissensvermittlung 
und Aktivierung von Bürgern, Eigentümern 
und weiteren Akteuren dienen. So kann die 
Aufgabe eines Quartiersmanagers im Städ-
tebaulichen Denkmalschutz darin beste-
hen, leerstehende Gebäude zu betreuen, 
bzw. Nutzungs- oder Sanierungskonzepte 
zu entwickeln mit dem Ziel, die Gebäude 
wieder einer Nutzung zuzuführen. Weiter-
hin sind die Beratung von Eigentümern 
bei Vorhaben der energetischen Sanierung, 
oder die Vermittlung von ggf. vorliegenden 
kommunalen energetischen Sanierungs-
konzepten und auch die Beratung zu Vor-
gaben der Gestaltung (Gestaltungssatzung) 
ein mögliches Einsatzfeld des Quartiersma-
nagers. 

Mit der VV 2012 wurde dann weiter konkre-
tisiert, dass ein unter Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger erstelltes, integriertes 
städtebauliches Entwicklungskonzept eine 
Fördervoraussetzung ist. Das Konzept muss 
die „Ziele und Maßnahmen im Förderge-
biet  darstellen.“ „Das Entwicklungskonzept 
ist in ein gegebenenfalls bereits vorhande-
nes gesamtstädtisches Konzept einzubetten 
bzw. davon abzuleiten, die Aktualität des 
Entwicklungskonzepts ist sicherzustellen.“ 
Folgerichtig wurde dann auch die Anpas-
sung an die Mittelverwendung vollzogen. 
Ab 2012 heißt es: „Die Mittel können ins-
besondere eingesetzt werden für ... die 

Vorbereitung der Gesamtmaßnahme sowie 
die Erarbeitung und Fortschreibung von 
Planungen und integrierten städtebauli-
chen Entwicklungskonzepten, die Leistun-
gen von Sanierungsträgern und anderen 
bestätigten Beauftragten zur Beratung von 
Eigentümern bzw. Eigentümerinnen sowie 
Investoren bzw. Investorinnen über die 
Einhaltung von Regelungen der Denkmal-
pflege oder aus örtlichen Satzungen; das 
Quartiersmanagement und Aufwendungen 
für den Wissenstransfer“.7

Das Instrument des integrierten Entwick-
lungskonzepts, gepaart mit einem Quar-
tiersmanagement fand auch Einzug in das 
Programm der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau zur „Energetischen Stadtsanierung“ 
im Jahre 2012. Die inhaltliche Basis und 
Vorgaben für die Erstellung des integrier-
ten Konzepts wurde durch das ExWoSt-
Forschungsfeld „Energetische Stadterneue-
rung“ des Bundesinstituts für Bau-, Stadt-, 
und Raumforschung (BBSR) geschaffen.8 
Innerhalb dieses KfW-Programms werden 
ein integriertes Quartierskonzept und die 
Einrichtungen eines Sanierungsmanagers 
gefördert. Insbesondere der Sanierungsma-
nager soll in Analogie zum Quartiersma-
nagement die Planung sowie die Realisie-
rung der in den Konzepten vorgesehenen 
Maßnahmen begleiten und koordinieren. 
Durch die Verknüpfung zu den Programm-
gebieten der Städtebauförderung wird zum 
einen die Gebietskulisse der Programme 
genutzt und zum anderen erfolgt eine Mit-
telbündelung mit dem Ziel, im Quartier 
eine deutliche Steigerung der Energieeffizi-
enz sowie der CO2-Minderung im Quartier 
zu erreichen. „Hierzu zählen insbesonde-
re städtebauliche Sanierungsgebiete und 
andere Gebiete der Städtebauförderung 
(Stadtumbaugebiete, Gebiete des Städte-
baulichen Denkmalschutzes, Gebiete der 
Maßnahmen der Sozialen Stadt, Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren, Kleinere Städte 
und Gemeinden), aber auch Gebäudeein-
heiten mit vorhandener oder beabsichtig-
ter gemeinsamer Wärmeversorgung oder 
anderer vorgesehener Maßnahmen zur 
gemeinsamen Energieeinsparung.“9 Rund 
zwei von drei Maßnahmen im KfW-Pro-
gramm finden in den Gebieten der Städte-
bauförderung statt. Durch die Anpassung 
der VV 2012 zum Städtebaulichen Denk-
malschutz wurden beide Programme pass-
fähiger gemacht. 

(7)
Verwaltungsvereinbarung 2012

(8)
Vgl. Handlungsleitfaden zur 
Energetischen Stadterneuerung 
(Hrsg. BMVBS), Bonn/Berlin 
2011. Das integrierte Kon-
zept soll dabei insbesondere 
folgende Aspekte berücksich-
tigen: „Betrachtung der für 
das Quartier maßgeblichen 
Energieverbrauchssektoren 
(insbesondere kommunale Ein-
richtungen, Gewerbe, Handel, 
Dienstleistungen, Industrie, 
private Haushalte) und deren 
Energieeinspar- und Effizienz-
potenziale (Ausgangsanalyse) 
− Beachtung vorhandener 
integrierter Stadtteilentwick-
lungs- (INSEK) oder wohn-
wirtschaftlicher Konzepte 
bzw. integrierter Konzepte auf 
kommunaler Quartiersebene 
sowie von Fachplanungen und 
Bebauungsplänen − Aktions-
pläne und Handlungskonzepte 
unter Einbindung aller betrof-
fenen Akteure (einschließlich 
Einbeziehung der Öffentlichkeit) 
− Aussagen zu baukulturellen 
Zielstellungen unter Beachtung 
der Denkmale und erhaltens-
werter Bausubstanz sowie 
bewahrenswerter Stadtbildqua-
litäten −Gesamtenergiebilanz 
des Quartiers als Ausgangs-
punkt sowie als Zielaussage 
für die energetische Stadtsa-
nierung unter Bezugnahme auf 
die im Energiekonzept der Bun-
desregierung vom 28.9.2010 
formulierten Klimaschutzziele 
für 2020 bzw. 2050 und beste-
hende energetische Ziele auf 
kommunaler Ebene − Analyse 
möglicher Umsetzungshemm-
nisse (technisch, wirtschaftlich, 
zielgruppenspezifisch bedingt) 
und deren Überwindung, 
Gegenüberstellung möglicher 
Handlungsoptionen − Benen-
nung konkreter energetischer 
Sanierungsmaßnahmen und 
deren Ausgestaltung (Maßnah-
menkatalog) unter Berücksich-
tigung der quartiersbezogenen 
Interdependenzen mit dem Ziel 
der Realisierung von Synergie-
effekten sowie entsprechender 
Wirkungsanalyse und Maßnah-
menbewertung − Aussagen zu 
Kosten, Machbarkeit und zur 
Wirtschaftlichkeit der Sanie-
rungsmaßnahmen.“ Aus: Merk-
blatt Kommunale und soziale 
Infrastruktur der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Energetische 
Stadtsanierung – Zuschüsse für 
integrierte Quartierskonzepte 
und Sanierungsmanager – 432 
Zuschuss (Stand: 07/2013)
(9)
Quelle: Merkblatt Kommunale 
und soziale Infrastruktur der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
Energetische Stadtsanierung 
– Zuschüsse für integrierte 
Quartierskonzepte und Sanie-
rungsmanager – 432 Zuschuss 
(Stand: 07/2013)
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Schließlich hat der integrierte Planungsan-
satz auch Einzug in die beiden Bund-Län-
der-Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
(GAK) sowie „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) nach Arti-
kel 91a des Grundgesetzes gefunden. Beide 
Gemeinschaftsaufgaben wurden damit ins-
besondere durch die Nähe zu den europäi-
schen Strukturfondsprogrammen in diesem 
Sinne beeinflusst. Den Gemeinschaftsauf-
gaben ist gemeinsam, dass integrierte Ent-
wicklungskonzepte förderfähig sind und 
dass ein Regionalmanagement in Analogie 
zum Quartiersmanagement die Umsetzung 
des Konzepts fachlich begleiten soll. Inner-
halb der GRW wurde zudem das Instrument 
des Regionalbudgets in Analogie zum Ver-
fügungsfonds implementiert. Mit diesem 
können die Regionen Vorhaben zur Ver-
besserung der regionalen Kooperation, zur  

Mobilisierung und Stärkung regionaler 
Wachstumspotenziale sowie zur Verstär-
kung von Maßnahmen des Regionalmarke-
tings oder Verbesserung der Fachkräftever-
sorgung durchführen. 

Der Gedanke der integrativen Planung hat 
somit Eingang in wesentliche Programme 
der Raum- und Stadtentwicklungspolitik ge-
funden. Bestehende Programme implemen-
tieren nach und nach die entsprechenden 
Instrumente. Neue Programme, die einen 
Gebiets- oder Raumbezug aufweisen, im-
plementieren von Beginn an die Forderung 
nach einer Zielformulierung, eines Stärken- 
und Schwächenprofils, eines darauf aufbau-
enden integrierten Entwicklungskonzepts 
gepaart mit einer Institution, die die fachli-
che Begleitung unter Einbindung der Zivil-
gesellschaft sowie der Wirtschaft innehat.

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“

Teil A: Integrierte ländliche Entwicklung 

2. Gegenstand der Förderung Förderungsfähig sind Aufwendungen für: 

2.1 Erarbeitung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte (ILEK) als Vorplanung i.S.d. § 1 Abs. 2 GAKG zur Einbindung einer 

nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft in den Prozess zur Stärkung der regionalen Wirtschaft, die auf der Basis einer Analyse der 

regionalen Stärken und Schwächen unter besonderer Berücksichtigung der demografischen Entwicklung und der Reduzierung der 

Flächeninanspruchnahme 

– die Entwicklungsziele der Region definieren,  

– Handlungsfelder festlegen, 

– die Strategie zur Realisierung der Entwicklungsziele darstellen und 

– prioritäre Entwicklungsprojekte beschreiben. 

Gefördert werden können Regionen, die eine auf ihre spezielle Situation zugeschnittene Entwicklungsstrategie erarbeiten. Unter einer 

Region ist ein Gebiet mit räumlichem und funktionalem Zusammenhang zu verstehen. Die Konzepte können sich bei begründetem 

Bedarf problemorientiert auf räumliche und thematische Schwerpunkte beschränken. 

2.2 Regionalmanagement (RM) zur Initiierung, Organisation und Umsetzungsbegleitung der ländlichen Entwicklungsprozesse durch 

–	 Information, Beratung und Aktivierung der Bevölkerung, 

–	 Identifizierung und Erschließung regionaler Entwicklungspotenziale, 

–	 Identifizierung und Beförderung zielgerichteter  Projekte. 

–	 Unterstützung der regionalen Akteure, um Partnerschaften zwischen öffentlichem und privatem Sektor sowie zwischen Akteuren 

	 des öffentlichen Sektors herzustellen, die der Umsetzung von regionalen Entwicklungsstrategien dienen. 

Die Erarbeitung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte kann auch im Rahmen des Regionalmanagements vorgenommen wer-

den. Die Zuwendungsempfänger beauftragen Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung mit der Durchführung des Regional

managements. Diese Stellen müssen eine hinreichende Qualifikation nachweisen. 

Quelle:	 Teil II. Förderungsgrundsätze Förderbereich: Verbesserung der ländlichen Strukturen – Grundsätze für die Förderung der integrierten  
	 ländlichen Entwicklung 

(10)
So sollen die Länder bei der 
sozialen Wohnraumförderung 
die wohnungswirtschaftlichen 
Belange der Gemeinden und 
Gemeindeverbände berück-
sichtigen; dies gilt insbesonde-
re, wenn sich eine Gemeinde 
oder ein Gemeindeverband an 
der Förderung beteiligt. Die 
Länder können bei ihrer Förde-
rung ein von einer Gemeinde 
oder einem Gemeindeverband 
beschlossenes Konzept zur 
sozialen Wohnraumversorgung 
(kommunales Wohnraumver-
sorgungskonzept) zu Grunde 
legen. Siehe hierzu § 3 Wohn-
raumförderungsgesetz vom  
13. September 2001 (BGBl. 
I S. 2376), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1885) geändert worden ist.
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Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

Regionalmanagement

(1)  Auf regionaler Ebene kann, möglichst in Anbindung an eine Gebietskörperschaft oder Wirt-

schaftsförderungseinrichtung, ein Regionalmanagement als zeitlich befristetes Vorhaben installiert 

werden. Dieses soll regionale Entwicklungsprozesse in besonders strukturschwachen Regionen auf 

eine breitere Grundlage stellen und beschleunigen. Das Regionalmanagement soll dazu beitragen

a)	 integrierte regionale Entwicklungskonzepte zu entwickeln und vor allem umzusetzen,

b)	 regionale Entwicklungsmaßnahmen zu identifizieren und zu befördern,

c) 	 regionale Konsensbildungsprozesse in Gang zu setzen,

d) 	 regionale Netzwerke, Bündnisse, Verbundmaßnahmen, Innovationsinitiativen u. ä.  

	 aufzubauen,

e) 	 verborgene regionale Beschäftigungs- und Wachstumspotenziale zu mobilisieren.

….

(3)  Voraussetzung und inhaltliche Grundlage für die Gewährung eines Regionalmanagements bildet 

eine vom Antragsteller vorzulegende regionalwirtschaftliche Analyse, die Aussagen zur inhaltlichen 

Ausrichtung, zu Arbeitsschwerpunkten sowie zur Organisation und Finanzierung des Regionalma-

nagements trifft, soweit nicht ein Entwicklungskonzept im Sinne von Nummer 4.1 mit den entspre-

chenden Aussagen vorliegt.

(4)  Grundsätzlich soll nur ein Regionalmanagement-Vorhaben je Region gefördert und zur Anwen-

dung kommen. Falls in einer Region bereits ein Regionalmanagement existiert, ist eine besondere 

Begründung für die Förderung weiterer Managementaktivitäten erforderlich. Bestehende und geplan-

te Regionalmanagement-Vorhaben sind im Sinne eines kohärenten regionalen Entwicklungsansatzes 

pro Region unter Einbindung relevanter regionaler Akteure (z.B. Unternehmen, Kreditinstitute, Kom-

munen, Fachverbände) fachübergreifend auszurichten.

….

(9)  Um möglichst hohe Synergieeffekte sicherzustellen, sorgt der Träger – in Abstimmung mit dem 

jeweiligen Land – für eine laufende Koordinierung der Aktivitäten des Regionalmanagements mit den 

Maßnahmen vergleichbarer Einrichtungen anderer Fachbereiche in den Regionen.

Quelle:	 Koordinierungsrahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ ab 
 	 1. Juli 2014

So selbstverständlich demnach diese me-
thodische Vorgehensweise auch ist, darf 
dies nicht zur Überforderung der lokalen 
Akteure führen, wenn mehrere Program-
me den gleichen oder ähnlichen Gebiets-
bezug aufweisen. Neben den Programmen 
der Städtebauförderung und den KfW-Pro-
grammen werden auch kommunale Wohn-
raumversorgungskonzepte nach § 3 Wohn-
raumförderungsgesetz erarbeitet; dies kann 
zu einer „Konzeptionitis“ führen. Hier ist 
Abstimmung gefragt.

Die Soziale Stadt –  
ein Blick nach vorne

Nach 15 Jahren der Programmumsetzung 
sehen viele Akteure aus Politik, Wissen-
schaft, Wohlfahrtspflege, Wohnungswirt-
schaft, Bildungseinrichtungen, Kirchen und 
privat Engagierter das Programm Soziale 
Stadt als unverzichtbar an. Die Zahl der Be-
teiligten konnte vielerorts erhöht werden. 
Die Mitwirkung muss allerdings flächende-
ckend weiter vorangetrieben werden. Mit 
dem seit 2014 gewachsenen Fördervolu-
men des Bundes von 40 Mio. auf 150 Mio. 
Euro p. a. können sowohl weitere Gebiete 
in das Programm aufgenommen, als auch 
neuen Herausforderungen in benachteilig-
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ten Quartieren begegnet werden. Denn das 
Programm ist nicht „starr“; es ist im Laufe 
der Jahre immer wieder neu ausgerichtet 
und angepasst worden. Das Programm hat 
auch einen stark präventiven Charakter er-
halten. Es geht nicht nur um die Aufwertung 
von Wohnbedingungen und Infrastruktur, 
sondern auch um den Erhalt von Bausub-
stanz und sozialem Zusammenhalt und die 
Stabilisierung von Quartieren. Bildung und 
Integration sowie Beschäftigung und lokale 
Ökonomie sind vorrangige Handlungsfel-
der. Dafür sind Voraussetzungen für Betei-
ligung und Teilhabe zu schaffen. 

Das Programm Soziale Stadt wird weiter 
lernen. Mit Blick auf die Programmstrate-
gie wird es darum gehen müssen, Ziele und 
strategische Bestandteile des Programms zu 
überprüfen und an die Bedürfnisse der Zeit 
anzupassen.

Bisher konnten die Fördermittel des Pro-
gramms Soziale Stadt eingesetzt werden für 
die

•	 Verbesserung der Wohnverhältnisse, des 
Wohnumfeldes und des öffentlichen 
Raumes, um das Gebiet städtebaulich 
aufzuwerten, die Wohn- und Lebensqua-
lität für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner zu steigern, die Bildungschancen 
und die Wirtschaftskraft im Quartier zu 
verbessern und die Sicherheit und Um-
weltfreundlichkeit zu erhöhen,

•	 Verbesserung kinder-, familien- und 
altengerechter bzw. weiterer sozialer In-
frastrukturen, um die Nutzungsvielfalt 
im Stadtteil zu erhöhen und den Zusam-
menhalt zu stärken,

•	 Verbesserung der Integration benach-
teiligter Bevölkerungsgruppen und von 
Menschen mit Migrationshintergrund,

•	 Koordinierung der Vorbereitung, Pla-
nung und Umsetzung der Maßnahmen 
im Gebiet sowie Beteiligung und Mitwir-
kung der Bürgerinnen und Bürger und 
Mobilisierung ehrenamtlichen Engage-
ments, Erarbeitung und Fortschreibung 
des integrierten städtebaulichen Ent-
wicklungskonzepts.

Aktuelle Entwicklungen

Neben der Zunahme der prekären Lebens-
lagen und der damit verbundenen Zunah-
me der innerstädtischen Polarisierung sind 
aktuell folgende Entwicklungen  im Kontext 
der sozialen Stadtentwicklung besonders 
hervorzuheben:

•	 Durch den anhaltenden Zuzug vor al-
lem in die großen Städte geraten die 
Wohnungsmärkte unter Druck und es 
können Verdrängungseffekte beobachtet 
werden. Auch bislang weniger attraktiv 
empfundene Stadtquartiere, insbeson-
dere in den Innenstädten, werden als 
Wohnstandorte neu entdeckt mit der 
Folge, dass die ansässigen Bewohner in 
andere Stadtteile, bzw. an den Stadtrand 
gedrängt werden. Bereits erreichte Erfol-
ge für die Menschen in Gebieten der So-
zialen Stadt sind dadurch gefährdet. 

•	 Die Armutszuwanderung in bestimmte 
Städte stellt die Verantwortlichen vor Ort 
vor große Aufgaben im Hinblick auf die 
Daseinssicherung und die Integration 
in die städtische Gesellschaft (Bildung, 
Arbeit, Gesundheit, Wohnen), denn es 
wandern nicht nur qualifizierte Bürger 
zu. Ein Teil der Wanderungsbewegun-
gen ist Folge prekärer Lebensbedingun-
gen in den Herkunftsländern sowie von 
erheblichen Defiziten beim Minderhei-
tenschutz. Wandern diese Menschen in 
bereits sozial benachteiligte Quartiere, 
nehmen Integrationserfordernisse im 
Quartier stark zu. Überlagert wird diese 
Zuwanderung durch die Aufnahme von 
Flüchtlingen aus den Krisenregionen der 
Welt. 

Die Zuwanderung Geringqualifizierter und 
die gesellschaftliche Spaltung mit der sich 
abzeichnenden Lücke zwischen Einnah-
men und Ausgaben im Alter erfordern jetzt 
– und in Zukunft noch mehr – eine Verbes-
serung der Integrationsleistungen in Städ-
ten und Stadtteilen.

Die Integrationsleistungen zu verbessern ist 
auch ein Ziel der Programmstrategie Soziale 
Stadt, die der Bund aktuell erarbeitet. Hin-
tergrund hierfür ist nicht nur die laufende 
Evaluierung des Programms, die 2016 ihre 
Ergebnisse präsentieren soll, sondern auch 
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die Koalitionsvereinbarung zwischen CDU, 
CSU und SPD aus dem Jahre 2013. Unter 
der Überschrift „Soziale Stadt: Integration 
und Teilhabe sichern“ wurde vereinbart, 
das Programm Soziale Stadt im Rahmen der 
Städtebauförderung als Leitprogramm der 
sozialen Integration weiterzuführen. „Es 
bildet die Grundlage für eine ressortüber-
greifende Strategie ‚Soziale Stadt’, mit der 
wir additiv Fördermittel aus Programmen 
anderer Ressorts in Gebieten mit erhöhten 
Integrationsanforderungen bündeln.“11 Da-
mit soll ein weiterer Versuch unternommen 
werden, den Grad der Verbindlichkeit beim 
Zusammenführen von Finanzmitteln auf 
Bundesebene im Sozialraum Soziale Stadt 
zu erhöhen.

Denn trotz aller Erfolge im Programm kann 
eine sehr hohe Hartnäckigkeit sozialer Un-
gleichheiten in vielen deutschen Städten 
und Stadtregionen beobachtet werden. Die 
wachsende Ungleichverteilung von Ein-
kommen und Vermögen fördert die Polari-
sierung von Stadtteilen12. Wird als Indikator 
„Empfänger von Hartz IV“ herangezogen, 
so zeigt sich, dass zwischen 2008 und 2013 
eine sehr stabile Anzahl von Stadtteilen 
existiert, die über die Zeit immer sehr hohe 
Anteile an Hartz IV-Empfängern aufweisen 
(vgl. Abb. 4).

In die Auswertung sind 45 Städte mit 2.181 
Stadtteilen eingegangen. Betrachtet wur-
de die Häufigkeit, mit der Stadtteile dem 
obersten Quartil der Verteilung beim Anteil 
der Bevölkerung mit SGB II-Leistungen an-
gehörten (Maximum = 5). Es zeigt sich, dass 
1.533 Stadtteile in keinem Jahr dem obers-
ten Quartil angehörten. Bei den Stadtteilen, 
die einmal oder mehrfach dem obersten 
Quartil angehörten, liegt der Schwerpunkt 
bei den Stadtteilen mit 5 Zugehörigkeiten 
(455 Stadtteile). 

Dies lässt sich als deutlicher Indikator für 
verfestigte sozialräumliche Strukturen wer-
ten. Zu vermuten ist allerdings, dass ohne 
die Interventionen des Programms Soziale 
Stadt mit seinen Bündelungseffekten die 
Schere – ähnlich wie in anderen europäi-
schen Städten – noch weiter auseinander 
gegangen wäre. Nichtsdestoweniger sind 
weitere Anstrengungen notwendig. Soll die-
se Stabilität räumlicher sozialer Ungleich-
heit durchbrochen werden, verlangt dies 
nach einer ressortübergreifenden Strategie. 

Nachhaltige Erfolge setzen ein noch grö-
ßeres Ausmaß an integriertem Handeln in 
sozial benachteiligten Stadtteilen voraus. 
Kooperationen und vernetztes Vorgehen 
müssen weiter intensiviert werden, insbe-
sondere in Handlungsfeldern, die für die 
Gebietsentwicklung und damit die Lebens-
umstände und -perspektiven der Bewohne-
rinnen und Bewohner relevant sind:  z. B. 
Bildung, Zuwanderung und Integration, 
Arbeit und Beschäftigung, Wirtschaft, Ge-
sundheit und Pflege, Umwelt und Grün, 
Mobilität, Förderung von Engagement, Kul-
tur und Sport. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird 
daher 2015 eine ressortübergreifende Stra-
tegie Soziale Stadt auf den Weg bringen, die 
in ihrem Ansatz auch für Länder und Kom-
munen leitend sein kann. So sollen nicht 
nur Fördermittel anderer Fachressorts, 
sondern auch Finanzmittel von Wohlfahrts-
verbänden, Unternehmen oder Stiftungen 
unter dem Leitgedanken „Corporate Social 
Responsibility“ gezielt das Programm So-
ziale Stadt ergänzen. Der Quartiersansatz 
der Sozialen Stadt soll idealtypisch auch 
in Konzepten und Strategien anderer Res-
sorts und Organisationen eine Verankerung 
finden. Ziel ist es, die Fachbereiche der 
verschiedenen Ebenen und die zivilgesell-
schaftlichen Akteure über Themen zu mo-
tivieren, ihre Anliegen und Interessen in 
konkreten Sozialräumen umzusetzen und 
damit ihre Ressourcen nicht nur besonders 
effizient und zielgerichtet einzusetzen, son-
dern einen wirksamen gesamtgesellschaft-
lichen Beitrag zur sozialen Quartiersent-
wicklung leisten zu können. Das Vorgehen 
kann für beide Seiten gewinnbringend sein. 
Bereits bestehende Programme, Teile sol-

(11)
Deutschlands Zukunft gestal-
ten, Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD, Berlin, 
den 14. Dezember 2013, S.82

(12)
 Kronauer / Siebel 2014: 
Polarisierte Städte;  Gornig/
Goebel 2014; Ökonomischer 
Strukturwandel und Polarisie-
rungstendenzen in deutschen 
Stadtregionen; in Kronauer/ 
Siebel 2014: 51–68

Abbildung 4 
Verfestigung sozialräumlicher Polarisierung (2008-2013)
Anzahl der Jahre mit einem SGB II-Anteil des Stadtteils im obersten Quartil
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Quelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, Stand: Lieferjahr 2014
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cher oder auch neu konzipierte Programme 
können in Gebieten der Sozialen Stadt zum 
Einsatz kommen. Um Parallelstrukturen 
von Projektförderungen zu verhindern, ist 
eine sinnvolle Verknüpfung notwendig. 

Eine verbindlichere Kooperation in den 
Gebieten der Sozialen Stadt kann nur ge-
lingen, wenn ein Mehrwert für beide Sei-
ten aus dieser Bündelung entsteht. Die 
Programme und Maßnahmen der Arbeits-
markt- und Sozialpolitik sind in der Regel 
personenbezogen und treffen damit auch 
auf die Bewohner der Sozialen Stadt. Der 
Mehrwert des Sozialraumbezugs kann je-
doch darin bestehen, dass Zielgruppen am 
Wohnort besser erreicht werden und dass 
die Einzelmaßnahme – mit anderen ver-
knüpft – einen deutlich höheren Wirkungs-
grad erzielt. Die räumlich konzentrierten 
Probleme der Bewohner in einem Quartier 
erfordern andere Herangehensweisen als 
die solitäre Unterstützung einzelner Fach-
politiken. Die Lebenswelt benachteiligter 
Menschen ist teilweise durch „vererbte“ Ar-
mut und fehlende gesellschaftliche Norm-
bilder gekennzeichnet. Auch erschwert der 
geringe persönliche Aktionsradius die Ak-
zeptanz von Maßnahmen in größerer Ent-
fernung außerhalb des Quartiers. Es ist da-
her erforderlich, Angebote, Betreuung und 
Beratung am Wohnort zu verschränken, um 
mehr Zukunftschancen zu eröffnen. 

Schließlich bleibt die Frage nach der Verste-
tigung der erreichten Erfolge nach Auslau-
fen der Städtebauförderung. Die Regeln des 
104b GG sehen verbindlich eine zeitliche 
Befristung vor. In vielen Programmgebieten 
– nicht in allen – sind die teuren investiven 
Maßnahmen in Wohnen und Infrastruktur 
nach zehn Jahren abgeschlossen; es bleibt 
die Aufgabe, die Strukturen in der Verwal-
tung und im Verwaltungshandeln, die Bür-
gerforen, die Sicherung der Angebote und 
das Quartiersmanagement zu erhalten und 
damit auch zu finanzieren. Dies erfordert 
ein erheblich geringeres Budget, das per-
spektivisch jedoch von den Kommunen 
getragen werden muss. Den Städten und 
Gemeinden ist diese Notwendigkeit wohl 
bekannt. Nicht wenige haben aus kom-
munalen Eigenmitteln eine Verstetigung 
in Angriff genommen. In Zeiten knapper 
kommunaler Finanzen und der Schulden-

bremse wird diese Verstetigung aber keine 
einfache Aufgabe sein. Die Gefahr, das Er-
reichte wieder zu verlieren, kann nicht von 
der Hand gewiesen werden. 

Dies gilt erst recht für Quartiere, die auf-
grund von starker Bevölkerungsfluktuation 
und umfangreichen Investitionen in den 
Gebäudebestand dauerhaft stark unter-
stützt werden müssen. Daher ist die Frage 
zulässig, ob für die umfassende Aufgabe der 
sozialen Stadtentwicklung in Deutschland 
der Artikel 104b GG der passende ist. Sollte 
nicht die soziale Stadtentwicklung als Dau-
eraufgabe akzeptiert und mit einer ebenso 
dauerhaften Finanzierungsbasis versehen 
werden? Wenn es keine „Gemeinschafts-
aufgabe“ nach Artikel 91a sein soll, könnte 
über einen Artikel 104c nachgedacht wer-
den:

(1)  Der Bund wirkt, soweit dieses Grundge-
setz ihm Gesetzgebungsbefugnisse verleiht, 
an der Verbesserung der Lebensverhältnisse 
durch Investitionen und personenbezoge-
nen Finanzmitteln in sozial benachteiligten 
Stadtteilen mit.

(2)  Das Nähere, insbesondere die Arten der 
zu fördernden Maßnahmen, wird durch 
Bundesgesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, oder aufgrund des 
Bundeshaushaltsgesetzes durch Verwal-
tungsvereinbarung geregelt. Die Mittel sind 
hinsichtlich ihrer Verwendung in regelmä-
ßigen Zeitabständen zu überprüfen. 

(3)  Bundestag, Bundesregierung und Bun-
desrat sind auf Verlangen über die Durch-
führung der Maßnahmen und die erzielten 
Verbesserungen zu unterrichten.

Wie auch immer die weitere Anpassung der 
Sozialen Stadt verlaufen wird, die integ-
rierte soziale Stadtentwicklung hat sich be-
währt, um eine immer weiter differenzierte 
Stadtgesellschaft ein Stück weit zusammen-
zuhalten. Die Teams des Quartiersmanage-
ments vor Ort sind gewissermaßen die Per-
sonifizierung dieses Grundgedankens auf 
kleinstem Raum.



Informationen zur Raumentwicklung
Heft 3.2015 301

Innovationen von gestern und von morgen – 
Expertenmeinungen

1.		 Was war die wichtigste Neuerung in der Stadtentwicklung in den  
	 vergangenen 20 Jahren? 

2.		 Und was wird die nächste Innovation im Bereich der Stadtentwicklung  
	 sein? 

Zu diesen Fragen äußern sich in den folgenden Statements 13 Experten aus dem weit ge-
fassten Bereich der Stadtentwicklung. Ganz persönlich beziehen sie damit Stellung zum 
Thema Innovation. Herausgekommen sind kurze Statements – manche überlegter, ausgear-
beiteter, manche direkt aus dem Arbeitsalltag. Ebenfalls unterschiedlich ist, wie konkret der 
Begriff Innovation verstanden wurde – teils recht greifbar, instrumentell, teils eher abstrakt, 
als vage Beschreibung einer Rahmenbedingung. Oft taucht das Thema Bürgerbeteiligung 
auf, die Beziehungen zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren. Und Reflek-
tionen zu Planungsmethoden, neuen Akteuren und lokaler Governance. Aber auch Fragen 
zukünftiger Mobilität und Nutzungsmischungen. 

Allen Statements eigen ist ihr tastender, vorläufiger Charakter. Auch wenn sie mit schein-
barer Sicherheit etwas behaupten, so wollen die meisten doch keine absoluten Ziele for-
mulieren. Sie geben gleichermaßen Antworten und stellen Fragen … und erzählen dabei 
auch immer etwas über den Autor, seine Arbeit, seine Hintergründe. Die Beiträge wurden 
zusammengestellt von Stephanie Haury und Stephan Willinger (BBSR).

Befragt wurden folgende Experten aus unterschiedlichen mit Stadtentwicklung befassten 
Arbeitsfeldern:

  1.	 Martina Baum, Lehrstuhl Stadtplanung und Entwerfen, Uni Stuttgart 

  2.	 cityförster Architekten und Stadtplaner, Berlin

  3.	 Christoph Elsässer, West 8 Landschaftsarchitekten, Rotterdam/Niederlande

  4.	 Tobias Goevert, Principal Regeneration Officer, Harrow Council,  
	 London/Großbritannien

  5.	 Konrad Hummel, Beauftragter des Oberbürgermeisters für die Konversion,  
	 Stadt Mannheim

  6.	 Josefa Kny, Futur Zwei, Stiftung Zukunftsfähigkeit, Berlin 

  7.	 Van Bo Le Mentzel, Berlin 

  8.	 Cordelia Polinna, Polinna Hauck Landscape + Urbanism, think berlin/TU Berlin

  9.	 Andreas Reiter, ZTB Zukunftsbüro Wien, Österreich 
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Aus der Reaktion entwickelt sich Aktion

Ökonomische, politische und gesellschaftliche Veränderungen haben in den Städten ihre Spuren hinterlassen. Einstmals 
vitale Gebiete sind brachgefallen, abgeschlossene Areale in der Stadt haben sich geöffnet, die Bevölkerung hat sich man-
cherorts dramatisch verringert, an anderen hingegen vervielfacht. Der Wunsch nach gleichen Lebensbedingungen und 
einer einheitlichen Entwicklung und Förderung musste zunehmend in Frage gestellt werden. 

In diesen – oftmals sehr schwierigen Situationen – sind neue, kreative Strategien, Werkzeuge und Nutzungsmodelle ent-
standen, Stadt entsprechend der jeweiligen Bedingungen durch und mit unterschiedlichen Akteuren weiter zu entwickeln. 
Aus der Reaktion auf die vielschichtigen Veränderungen haben sich somit neue Arten des Stadtmachens und neue Stadt-
macher etabliert, von denen wir heute auch in der klassischen Planung von Stadt profitieren und die diese bereichern. 

1

2

Für uns bestehen die größten Neuerungen in einem veränderten Umgang mit Planung und Planungsinstrumenten: ei-
nem verstärkt „systemisch denkenden Planungsansatz“. Der systemische und integrative Ansatz will robuste, anti- 
fragile und gleichzeitig lebenswerte Systeme schaffen, die mit zukünftigen Herausforderungen und sich verändernden Ansprüchen 
umgehen können und gleichzeitig die Lebensqualität in unseren Städten stetig verbessern.

Hintergrund sind vielfältige Einflüsse und zunehmend komplexere Rahmenbedingungen, die auf Planung einwirken: 

1.	 Ein neuer Fokus auf Bauen im Bestand verlangt nach maßgeschneiderten Lösungen und führt zu neuen Qualitäten. 

2. 	 Leere Kassen der öffentlichen Hand, Wandel in Gesellschaftsstrukturen und andere Einflüsse stellen Planung zunehmend vor  
	 vielfältigere Anforderungen. 

3. 	 Das Feld der Akteure, die Stadt gestalten, hat sich erweitert und neue Impulsgeber in der Stadtentwicklung hervorgebracht.

Planung muss auf die zunehmende Komplexität reagieren, indem Lösungen als integrative Systeme entwickelt wer-
den. Das bedeutet, die unterschiedlichen Anforderungen und Ansätze zusammen zu denken – aber nicht in der  
„einen/besten Lösung“ die Antwort auf viele Fragen zu integrieren, sondern die bestehenden Systeme so zu verbessern und zu be-
fähigen, dass sie von sich aus und in ihrem Zusammenwirken positive Effekte auf vielfältigen Ebenen stimulieren. Transdisziplinäre 
Zusammenarbeit und das Einbinden aller Impulsgeber sind der Schlüssel für die Entwicklung integrativer Systeme. 

Für uns stellt ein systemischer Umgang mit Planung, Städtebau und Architektur eine Innovation dar, die auch weiterhin großen 
Einfluss auf die zukünftige Entwicklung von Städten haben wird. Ein zunehmend wichtiges Wirkungsfeld hierfür sehen wir beispiels-
weise bei der Anpassung städtischer Infrastruktur. Hier besteht ein enormes Potenzial, Stoffströme, Ressourcen und Energieeffizienz 
zu erhöhen und gleichzeitig Stadtraumgestaltung und -struktur, soziale Interaktion und Lebensqualität entscheidend zu verbessern. 
Das Resultat wird eine noch grünere, essbarere, gesündere, wasserdurchzogenere, erlebbarere, buntere ... Stadt sein.

CITYFÖRSTER Architekten und Stadtplaner

Weiterentwicklung der Baunutzungsverordnung

Auf den ersten Blick mag dies ein Thema mit wenig Sexappeal sein, für mich allerdings der Schlüssel zu einer 
neuen Art, Stadt zu machen. Das Konzept der Funktionstrennung mit ihrer rechtlichen Verankerung in der Bau-
nutzungsverordnung entspricht zunehmend nicht mehr den Lebenswirklichkeiten in den Städten. Die gewünsch-
te Mischung von Nutzungen scheitert oftmals daran, keinen rechtlichen Rahmen dafür zu finden, der nicht einer 
Nutzungsrichtung eine höhere Schutzwürdigkeit einräumt. 

Um urbane Mischung tatsächlich zu ermöglichen, bedarf es in diesem Sinne einer Überarbeitung bzw. Ergän-
zung der bestehenden Gebietstypen. Mit dem Wunsch nach Mischung geht auch die Forderung nach einer 
Dynamisierung einher, die Veränderungen eines Gebietscharakters möglich macht. Einer solchen Anpassungs- 
und Entwicklungsfähigkeit bedarf es, um eine prozessuale Stadtentwicklung zu unterstützen, die, ausgehend 
von der Definition urbaner Qualitäten in Phasen der Qualifizierung und Evaluierung, eine Entwicklung ermöglicht, 
steuert und begleitet.

Prof. Dr. Martina Baum, Universität Stuttgart
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Design for London (2001–2013)

1986 wurde die regionale Verwaltung Greater London Council von Premier Maggie Thatcher kurzerhand abgeschafft. 2000 wurde Ken 
Livingstone als Bürgermeister neu gewählt. Konfrontiert mit einem enormen Wachstum der Stadt musste er mit eingeschränkten Mitteln 
und verminderter Macht eine Rückkehr zur ganzheitlichen städtebaulichen Planung bewältigen. Dazu holte er sich Richard Rogers als 
Berater und sie gründeten Design for London. Die Idee war neu für eine Metropole und einfach: Eine kleine Unit aus Architekten und 
Planern mit „direktem Draht“ zur obersten Etage wurde ins Leben gerufen, die auf allen Maßstäben unabhängig und flexibel arbeiten 
kann. In der Gestaltung wurden hohe Qualitätsstandards einfordert und in Planungsprozesse und Projekte eingebettet. Ausgestattet mit 
Geldern zur Forschung und Realisierung, arbeitete sie ortsbezogen mit lokalen Ämtern und Partnern eng zusammen und setzte Pilot-
projekte um. Dieser „Catch und Steer“-Ansatz ermöglichte es, sich als strategischer Partner einen Platz am Tisch zu erwerben, neue 
Ideen einzubringen und die Entwicklung vor Ort zu steuern. 

Die künftige Stadtentwicklung wird sich vermutlich mit innovativen räumlichen Lösungen befassen, die ein neuartiges 
Mobilitätsverhalten stimulieren, um die Abhängigkeit vom motorisierten Individualverkehr zu verringern. Die Stadtpla-
nung wird sich zudem vermehrt mit Funktionsmischung und der vielschichtigen Zusammensetzung der Gesellschaft 
befassen müssen (Inklusion). 

Hierzu gehören das Planen in höherer Dichte und großer Funktionsmischung in den Innenstädten sowie der sparsa-
me Umgang mit Freiflächen in suburbanen Randbereichen der Ballungsräume. Eine besondere Bedeutung erhält die 
Vernetzung alternativer Mobilitätssysteme wie Fahrradwegnetzen, ÖV- und Carsharingangeboten in kleinmaschigen 
Umsteigepunkten. 

Das Planen in höherer Dichte und mit intelligenten Verknüpfungspunkten misst dem öffentlichen Außenraum eine 
besondere Bedeutung bei. Der Freiraum wird künftig mehr als bisher eine gestalterische Teilaufgabe der Stadtentwick-
lung werden. Der Freiraum wird stets mehr zum Erlebnisraum beim Bewegen durch die Stadträume. Somit verändert 
sich Straßenbegleitgrün in bewusst gestaltete städtische Freianlagen, Plätze und Alleen. Stadtmarketing wird weniger 
mit einzelnen Prestigeprojekten betrieben, als vielmehr mit einem gesamtstädtischen Netzwerk hocheffizienter und 
differenziert gestalteter Bewegungs- und Aufenthaltsräume.

Christoph Elsässer, West 8, Rotterdam
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Big Mix statt Entmischung

Planer haben die Möglichkeit, sich von der Nachkriegsutopie der funktionsgetrennten Businessparks, der Fußgängerzone und 
des Einfamilienhauses zu befreien und das Arbeiten wieder richtig mit dem Wohnen zu mischen. Die Idee der Schlafstadt mit 
nur einem Eckladen oder des Finanzdistrikts, der am Wochenende wie leer gefegt ist, erweist sich als Sackgasse. Manufak-
turen werden durch Produktionsinnovation wieder in der Garage und im Erdgeschoss möglich. Schlipsträger setzen sich mit 
Laptops in Co-working Hubs oder gleich in die Parks. Groß anders als heute wird sie jedoch nicht aussehen, diese bunt ge-
mischte neue Welt: Die klassische, gründerzeitliche innerstädtische Bebauung mit Ladenlokalen, Fabriken im Hinterhof, Büros 
und Wohnungen im Obergeschoss ist nach wie vor die flexibelste Struktur. Um lokale Produktion wieder stärker in die Stadt 
zu bringen, können die aufgrund des zunehmenden Onlinehandels leerstehenden Erdgeschoßzonen durchaus eine Chance 
darstellen. Doch auch außerhalb der Zentren, etwa entlang der Radialen müssen räumliche Kapazitäten für re-lokalisierte Ar-
beitsplätze wie z. B. in der Fabrikation gesichert werden, damit Wohnen, Arbeiten und Freizeit enger miteinander im „Big Mix“ 
verknüpft werden können – auch wenn das nicht immer „schick“ aussieht.

Tobias Goevert, Principal Regeneration Officer, Harrow, London
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Die auffälligsten Stadtentwicklungskonzepte Europas der vergangenen 20 Jahre befassten sich mit 
innerstädtischen Aufgaben. Die Entwicklung war vielerorts veranlasst durch den Rückbau innen-
stadtnaher Industrie-, Gewerbe-, Hafen- und Bahnareale. Auch das Anlegen neuer Infrastrukturen 
wie Hochgeschwindigkeitstrassen, innerstädtische Straßentunnels hat die Stadtplanung nachhaltig 
beeinflusst. Damit gingen die Entdeckung urbaner Qualitäten und die Frage nach Eigenständigkeit 
und Wiedererkennungswert eines Quartiers einher. Die Hamburger Hafen City beispielsweise veran-
schaulicht, wie Stadtentwicklung zum Instrument das Marketing wurde. Parallel zu den innerstäd-
tischen Flaggschiffen entwickelte sich aber auch stillschweigend eine Strömung zu teppichartigen, 
extensiven Erweiterungen der Ballungsräume. Auch fanden Umweltbelange wie Ökologie, Lärm, 
Bodenverunreinigungen, Ressourcenknappheit und Stadtklima nachhaltig Einzug in der Stadtent-
wicklung. Dies vergrößerte einerseits die Dauer von Planungsprozessen, legte aber andererseits die 
Grundlage für eine ganzheitlichere, nachhaltigere Planung für die vielschichtigen Planungsaufgaben 
der Zukunft.
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Was sind die inzwischen bekannten Annahmen einer zeitgemäßen Stadtentwicklung:

1.	 Es braucht frühere und authentische Bürgerbeteiligung

2.	 Es braucht klare Spielregeln, um Stadtverwaltungen aus der ohnmächtigen und gleichzeitig allmächtigen Erwartung zu  
	 befreien, sie könne alle Bereiche steuern, während sie genauso ohnmächtig Flüchtlingsstürmen oder den Strategien von  
	 Wirtschaftskonzernen ausgeliefert ist. 

3.	 Es braucht vielerlei hybrid-flexible Strukturen, um nicht für die Ewigkeit zu planen, sondern schnell auf Veränderungen  
	 reagieren zu können. 

Soweit, so gut. Innovativ hieße in diesem Zusammenhang, dass Stadtentwicklung zielstrebig nicht für ein heute, sondern ein Morgen 
plant und den Weg z. B. zu neuen Technologien und Formen des Zusammenlebens freiräumt. Wie so oft, wenn „alles klar“ ist, gilt 
es, die realen Widersprüche und Alltagsprobleme zu verstehen und die richtigen Schlussfolgerungen daraus zu ziehen.

Kaum ein städtisches Großprojekt kommt voran (Stuttgart 21 / Tempelhof / Olympiade München) auf dem „idealtypischen Weg“. 
Die Bürgerbeteiligung hat eine derart schräge Verteilungsgerechtigkeit, dass ohne gezielte Strategien nur einseitig bestimmte Inter-
essensgruppen gestärkt werden, die ohnehin beteiligt sind. Die Stadt spaltet sich mit falsch verstandener Beteiligung noch mehr in 
Beteiligte und Migranten, Jugendliche, Bildungsferne, sozial Schwache, Hedonisten – mit fatalen Folgen. Es wird dann eben nicht 
wirklich innovativ entschieden, sondern defensiv. Was gesetzlich machbar ist, im Mainstream liegt und ökonomisch von Sach-
zwängen begleitet erscheint, wird realistisch. Das „Innovative“, etwa bei der Energiewende oder der Flüchtlingspolitik, verkommt 
zu gesetzlich-fördertechnischen Ausführungsbestimmungen. Schon die Bürgerbeteiligung fängt an, gleiche Ergebnisse zu zeitigen: 
Überall mehr Grün, bezahlbaren Wohnraum, wenig Autos und keine Nachbarschaftsprobleme. 

Stadtentwicklung kann sich daraus nur befreien, wenn sie 

a)	 ein dynamisch zugehendes Verständnis von Beteiligung hat, fristenorientiert, offensiv dialogische Grenzen setzend

b)	 ein Verständnis einer zukünftigen Stadtgesellschaft, von der sich hier Notwendigkeiten und keine Beliebigkeiten ergeben und  
	 der Umgang mit großer Diversität und Inklusion „ist nicht banal“

c)	 Formeln wie „Eigentum verpflichtet“ nicht sanktionierend, sondern als Verhandlungs-win-win-Situationen durchsetzt.

Der gegenseitige Kompromiss und Dialog ist gefragt. Was müssen wir heute tun, damit in 10 Jahren alle Menschen friedlich und 
nachhaltig weiter zusammenleben können? Das ist die innovative Kernfrage.

Dr. Konrad Hummel, Stadt Mannheim

Bereits in den 1980er Jahren begannen erste Nachbarn und Aktivisten auf unkrautüberwucherten Brachflächen mitten 
in deutschen Städten gemeinsam Gemüse anzubauen, Blumenbeete anzulegen und Bänke aufzustellen. Sie schafften 
sich selbst, was Stadtverwaltungen weithin versäumten: innerstädtische Grünflächen und soziale Treffpunkte. Sie waren 
kleine Pflänzchen einer Bewegung, die in den letzten 20 Jahren stark wuchs. Mit den Interkulturellen Gärten, 1996 in 
Göttingen gegründet, und den 2009 in Berlin-Kreuzberg angelegten Prinzessinnengärten seien nur zwei Eckpunkte dieser 
Entwicklung erwähnt. Seit Ende der 1990er Jahre werden Gartenprojekte zunehmend von Städten unterstützt, welche auf 
diese Weise auch sinkende Mittel für städtisches Grün zu kompensieren suchen. Doch noch immer müssen sich Gemein-
schaftsgärten mit gesetzlichen Auflagen und Grundstücksverlustängsten herumquälen. So sehr die Gärten auch gedeihen, 
für die rechtlichen Grundlagen ihrer Existenz müssen sie vielerorts noch kämpfen

1

2 Sowohl ökologisch als auch sozial sinnvolle Lösungen für das „Problem der letzten Meile“, eine harte Nuss der 
Logistik- und Mobilitätsforschung. In der Logistik bezeichnet es den zeit- und energieaufwendigen Gütertrans-
port durch die letzten Kilometer des Stadtdschungels zum Empfänger. Hier erwarte ich statt herumschwirrender 
Tragedrohnen lieber Anlaufstellen im Quartier, in denen man ebenso Pakete oder die wöchentliche Gemüsekiste 
abholen wie Werkzeug, Haushalts- oder Sportgeräte leihen kann. Auch mit der Nachbarin mal auf einen Kaffee 
zu bleiben, sollte dort möglich sein. Diese Orte würden ganz von allein für mehr Teilen, Tauschen und Gemein-
schaft und weniger Transportaufwand sorgen. Ähnlich verhält es sich im Personenverkehr: zukünftig lieber kluge 
Fahr- und Lastenradleihsysteme und entsprechend angepasste Infrastrukturen als nervenraubende Stauszena-
rien auf dem Weg nach Hause.

Josefa Kny, FUTURZWEI. Stiftung Zukunftsfähigkeit, Berlin
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Die nächste große Innovation wird im Aufheben von Grenzen entstehen. Noch haben wir uns daran gewöhnt, dass öffentliches 
und privates Land klar getrennt ist. Wir sind so aufgewachsen, dass sich schon irgendjemand kümmert um den Park (Tempelhofer 
Feld), um die Stadt, um die Brücken. Seien es staatliche Institutionen oder auch Firmen. Doch die Bürger werden Mittel und Wege 
finden, wie sie mitgestalten können. Trennlinien, ob Baulinien oder auch Ländergrenzen, werden unschärfer. Allein mit der Entwick-
lung von Drohnentechnologie und Google Maps ist es schon heute nicht mehr so eindeutig, ab wann man eigentlich eine private 
Grenze überschritten hat. Und wenn die ersten Häuser durch neue Technologien einige Zentimeter schwebend über den Boden 
gebaut werden können, werden auch juristische Grenzen über Grund und Boden plötzlich sehr diffus. Wenn normale Menschen 
(nicht nur Lobbies oder Experten und Politiker) anfangen, über die Stadt zu entscheiden (so wie es ja die Tempelhof-Initiative mit-
tels Volksbegehren geschafft hat), wird die Stadt große Innovationssprünge machen. Man denke an die Allmende-Revivals, an die 
Transition Towns, an die Earthship-Bewegung, urban gardeners und die vielen ehrenamtlichen StadtAktivisten (Foodsharing, offene 
Werkstätten, Give Boxen). Ehrenamt ist ein gutes Stichwort. Stellen Sie sich vor, Häuser, Straßen und Städte würden nicht durch 
von Profitmaximierung motivierte Firmen angetrieben, sondern durch eisernen bürgerlichen Willen. In den USA ist die Tiny House-
Bewegung sehr stark. Ähnliche Lösungen werden hier auch kommen. Der bürgerliche Wille hat in anderen Branchen unlängst die 
Wirtschaftsordnung korrigiert: Die Häuslebauer haben mit ihren Selbstmontage Solarzellen die Energiekonzerne ins Schleudern 
gebracht. Diese Veränderungen werden in alle Bereiche überschwappen. L‘Etat c‘est nous!

Van Bo Le-Mentzel, Berlin
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Die wichtigsten drei Bauprojekte der letzten Zeit haben etwas mit Bürgerbeteiligung zu tun. Da ist Stuttgart21 zu nen-
nen, welches dann nach einer Bürgerbeteiligung nun doch besänftigt werden konnte, der BER-Großflughafen in Berlin 
und die Initiative 100 % Tempelhof. Es ist offensichtlich, dass man in Zukunft Großbauvorhaben nicht mehr wie ein 
Business aufziehen kann. Das heißt, ein Bauherr formuliert Ziele, errechnet die Rendite und schreibt die Leistungen 
aus. Stuttgart21 und BER zeigen, dass sich während eines Bauprojektes Dynamiken entwickeln können, die unmög-
lich zu planen sind. Beide Projekte hatten von Anfang an ein schlechtes Karma. Doch ich meine, dass auch so eine 
Herausforderung durch eine Sache bewältigt werden kann, die weder bei Stuttgart21 noch am BER vorhanden war: 
Ein kollektiver Wille. Dieser war bei den vielen Tausenden 100 % Tempelhof-Aktivisten zu spüren. Was zeichnet diesen 
kollektiven Willen aus? Er muss dem Gemeinwohl dienen. Die Menschen wehren sich, wenn Geld und Raum geopfert 
werden für das Diktat des Höher-Schneller-Weiter. Denn diesem Diktat können Menschen naturgemäß nicht lange fol-
gen, ohne zu erkranken. Bei all diesen Projekten fehlt, um es mal völlig unwissenschaftlich zu sagen: Herz. Was wir in 
industrialisierten Ländern verlernt haben, ist mit dem Herzen zu planen, mit dem Herzen zu sehen und mit dem Herzen 
zu denken. Künstler, Musiker, Kinder und Trisomie21-Betroffene haben das noch am wenigsten verlernt. 

Wer es gelernt hat, mit Herz zu planen, das heißt mit Crowdbuilding-Methoden (Crowdfunding z. B.), mit Transparenz 
statt Exklusivität, kooperativ und weniger kompetitiv, mehr beta statt zu viel alpha, mehr prophetisch statt profitori-
entiert, und wer vor allen den Menschen wieder als Maßstab nimmt (und nicht Waggons, Flugzeuge), der wird große 
Unterstützer finden.

Eine wichtige institutionelle Innovation, die seit 2013 leider nicht mehr existiert, war die 2001 gegründete Städtebauab-
teilung des Londoner Bürgermeisters „Design for London“ (DfL). DfL war ein höchst interessantes Modell dafür, wie die 
öffentliche Hand trotz reduzierter Ressourcen handlungsfähig blieb. Strategische Projekte wurden in den dichten urbanen 
Kontext Londons injiziert, um an Orten mit besonders herausfordernden Situationen Veränderungen hervorzurufen und 
eine Entwicklung in eine bestimmte Richtung zu lenken. Zu zentralen Ansätzen gehörte es, früh in Planungsprozesse ein-
zugreifen und Bürger etwa durch Charrette-Verfahren zu beteiligen, Ideen vor der endgültigen Umsetzung durch temporäre 
Maßnahmen auszutesten oder an Bezirke mit erhöhtem Bauaufkommen besonders qualifizierte Mitarbeiter „auszuleihen“. 
Bei eigenen Projekten wurde auf exzellente Gestaltung und Innovation Wert gelegt, um mit gutem Beispiel voran zugehen. 
Deshalb können von DfL Impulse für andere Städte ausgehen, die mit sinkenden Ressourcen konfrontiert sind, aber nicht 
auf Qualität in der städtebaulichen Gestaltung verzichten wollen. 

Angesichts zahlreicher Proteste gegen größere und kleinere Planungsprojekte, eines wachsenden Gestaltungsanspruchs der Be-
völkerung sowie der zunehmenden Kritik an neoliberalen Stadtentwicklungsstrategien, muss das Verständnis von Partizipation und 
Mitwirkung neu definiert werden. Als Reaktion auf diese Entwicklung erwarte ich deshalb, dass auf Selbstbestimmung und ökono-
mischer Mitwirkung basierende Modelle der Stadtentwicklung an Bedeutung gewinnen. Projekte wie Ex-Rotaprint in Berlin oder das 
bundesweit tätige Mietshäusersyndikat zeigen, dass es in der Zivilgesellschaft vielfältige Ressourcen für eine Stadtentwicklung gibt, 
die gemeinwohlorientiert ist. Ein wichtiger nächster Schritt wäre es, solche Modelle auf eine nachhaltige Quartiersentwicklung zu 
übertragen, sodass ein breites Nutzungsspektrum abgedeckt sowie dezentrale Ver- und Entsorgungssysteme und eine weitgehend 
postfossile Erschließung geplant und umgesetzt werden können. Instrumente wie gemeinsames Planen, unternehmerische Selbsthilfe, 
Eigenleistung, gemeinsam übernommene Bauherrenschaft, genossenschaftliche Trägerschaft etc. müssen in großflächigen Modellvor-
haben weiter ausgetestet und verfeinert werden, wie es etwa von der Entwicklungsgenossenschaft Tempelhofer Feld angedacht war.

Dr. Cordelia Polinna, Polinna Hauck Landscape + Urbanism und Initiative Think Berl!n
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Am wichtigsten erscheint mir die Renaissance der Innenstädte und deren emotionale Neuaufladung. Nachdem Innenstäd-
te lange Transiträume für Touristen und Konsumenten gewesen und abends ab 18 Uhr leergefegt waren, setzte Ende der 
1990er Jahre die Trendwende ein. Plötzlich entdeckte man allerorts die „Neue Mitte“ – die Innenstadt als gespeicherte 
kollektive Identität, als Epizentrum der Emotionen.

Strategische Kooperationen zwischen Kommunen und Handel, Immobilienwirtschaft, kreativen Szenen und anderen Ak-
teuren führten vielerorts zu einer Wiederbelebung der Innenstadt. Dies erfordert freilich eine – kreative und behutsame – 
Orientierung an der Identität der Stadt und ihren räumlichen Besonderheiten. Der öffentliche Raum muss dabei ein Stück 
weit auch als Open Space den Akteuren überlassen werden – Stadtplanung fungiert hier als Moderator systemischer 
Prozesse. 

Die Digitalisierung der Ökonomie und damit verbunden eine dramatische Virtualisierung vieler Branchen erfor-
dert radikale neue Strategien in der Umnutzung städtischer Räume und Immobilien. So wie im 19. Jahrhundert 
die Industrialisierung den öffentlichen Raum neu ordnete, so bricht die Netz-Ökonomie das Gewebe unserer 
Städte auf. Der öffentliche Raum wird völlig neu definiert werden. Arbeiten und Wohnen vermischen sich in der 
Wissensgesellschaft, aber auch Arbeiten in Transit- und Freizeiträumen (Bahnhöfe, Airports, in Verkehrsmitteln 
usf.) gehört zum Alltag Vieler. Die Smart City mit ihrer allumfassenden Vernetzung von Menschen, Räumen und 
Dingen beschleunigt diese Entwicklung. Doch je mehr Leben in den virtuellen Raum auswandert, desto wichtiger 
wird der physische Raum, die Lebenswelt vor Ort. Und dafür müssen hybride Räume entwickelt werden, Dritte 
Orte, die zentrale Lebensbereiche (Arbeiten, Freizeiten, Erleben etc.) leichtfüßig verschränken.

Andreas Reiter, ZTB Zukunftsbüro, Wien

Relevante Systeme

Stadtgesellschaften produzieren in verschiedenen Zeiten verschiedene sozial-ökologische Systeme der Ver- und Entsorgung, des 
Transports oder der militärischen Abwehr. Wenn sich die Bedingungen ändern, werden diese Systeme obsolet. Von Interesse ist 
dann die bauliche Struktur selbst, in der enorme Energie und politischer wie ökonomischer Durchsetzungswille manifest ist, der 
auf keine andere Weise und in keiner anderen Zeit wiederholbar ist. Im besten Fall nutzt man die immanente Kraft eines solchen 
Systems als Ausgangspunkt für eine soziale Innovation. Dies zeigt das Schleifen der Befestigungsanlagen der europäischen Städte 
im 19. Jahrhundert und deren Umwandlung in Cat-Walks für die aufkommende Bürgergesellschaft. – Vor dem Hintergrund des 
Wandels des Mobilitätsverhaltens wird die autogerechte Stadt erneut systemrelevant: Sie könnte als grünes Nervensystem die Re-
Urbanisierung lenken und an ihren Rändern neue Typologien der Dichte ermöglichen. Darüber hinaus garantiert sie die Verbindung 
von zunehmend segregierten Stadtteilen. Vielleicht ist die auto-gerechte Stadt von gestern der öffentliche Raum der gerechten 
Stadt von morgen. 

Prof. Stefan Rettich Hochschule Bremen und KARO*
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Lehmans Crash

Seit einigen Jahren rücken die Kommunen Stück für Stück von der Höchstgebotspraxis beim Verkauf städtischer 
Grundstücke ab und setzen stattdessen auf Konzepte, die den Zielen der Stadtentwicklung dienen. Das ist gut, denn 
nur wer über Boden und Programm bestimmt, kann die Zukunft unserer Städte positiv gestalten. Dass es dafür eines 
so gehörigen Knalls bedurfte wie den Fall der Lehman Brothers und der darauf folgenden, globalen Finanzkrise, zeigt 
aber, wie fest der Politikwechsel der 1980er Jahre auch im kommunalen Handeln verankert war. – Wirklich neu ist diese 
Innovation zwar nicht, denn wir kehren schließlich nur zurück von der ungesteuerten Dominanz des Marktes zu alten Tu-
genden europäischer Stadtkultur. Vollständig entfalten wird sich dieser alt-neue Weg zudem nur, wenn die kommunalen 
Liegenschaften (wieder) im Hoheitsbereich der Stadtplanung liegen und dort ein modernes Grundstücksmanagement 
etabliert wird. Wenn die Städte dann noch beginnen würden, ihre Grundstücke selbst zu entwickeln, wäre dies in Zeiten 
der Re-Urbanisierung die sinnvollste kommunale Gelddruckmaschine seit Langem.
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Der aktive Gestaltungsspielraum der öffentlichen Hand wird sich in vielen Kommunen verringern. Deshalb werden neue Wege zur 
Einbindung relevanter zivilgesellschaftlicher und institutioneller Akteure für die Kommunen an Bedeutung gewinnen, um Stadtent-
wicklung in die gewünschte Richtung lenken zu können. Wachsen dürften ein neues Rollenverständnis der Stadtplanung und der 
Bedarf an neuen Kompetenzen eines aktiven Stadtmanagements, das sich in Richtung „Governance“ entwickelt. Das Anwenden 
von komplexen Steuerungsstrategien wird das Anforderungsprofil der kommunalen Planungsverwaltung weiter verändern. Verwal-
tung muss vorhandene Kompetenzen durch interdisziplinäre Zusammenarbeit bündeln und in passgenaue Handlungsstrategien 
überführen. Verstärkt wird dieser Trend durch die zunehmende Bedeutung der Planung im Bestand. Die Möglichkeiten für eine 
Stadtentwicklung auf der grünen Wiese verengen sich – durchaus gewollt. Mit dem Planungsleitbild der Innenentwicklung konzen-
triert sich die Stadtentwicklung damit auf Flächen, bei deren Nutzung und Gestaltung eine Vielzahl an Akteuren betroffen und zu 
beteiligen sind. In einem Umfeld, das von Interessengegensätzen und Medienkompetenz geprägt ist, steigen die Anforderungen an 
Professionalität, Steuerungswille, Dialogbereitschaft und Durchsetzungskraft der Planungsverwaltungen

Marc Lucas Schulten, Schulten Stadt- und Raumentwicklung, Dortmund
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Nach einer Zeit der Stadtentwicklung durch Einzelprojekte und häufigem Verzicht auf größere konzeptionelle Grundla-
gen kehrte in den letzten 20 Jahren die integrierte Stadtentwicklungsplanung mit dem Anspruch zurück, die verschie-
denen fachlichen Ebenen im räumlichen Zusammenhang zu betrachten und die weitere Entwicklung strategisch vor-
auszudenken. Integrierte Konzepte, wie sie inzwischen für die Städtebauförderung verpflichtend sind, werden immer 
häufiger auch unabhängig davon und für die Gesamtstadt aufgestellt; sicherlich eine der zentralen Neuerungen der 
Stadtentwicklung. Als sehr bedeutend erweist sich auch die kontinuierlich sinkende finanzielle Handlungsfähigkeit vie-
ler Kommunen, die infolge von Einsparungen eigenes Fachpersonal abgebaut haben, ohne immer in der Lage zu sein, 
Fachkompetenz extern einzukaufen. Damit einher ging die wachsende Ökonomisierung der Stadtentwicklung: Jegliche 
konzeptionelle und planerische Betrachtung folgt vor allem dem Diktat der Wirtschaftlichkeit und Förderfähigkeit eines 
Vorhabens.

1
Die letzten Jahre sind geprägt von einer Multifunktionalität und Uminterpretation von Räumen und einem neuen Verständ-
nis von Raumnutzung. Multifunktionalität ist nicht neu und gibt es schon lange bei Produkten, wie z. B. den unzähligen 
Varianten des Schweizer Taschenmessers oder dem MuFu-Tisch aus der DDR. In den letzten Jahren verzeichnen wir 
jedoch eine Ausweitung des Begriffes auf öffentliche und private Räume und auf deren Nutzung. Und so werden Treppen-
häuser von Hochhäusern temporär zu Sporträumen, Parkplatzflächen werden am „Parking Day“ zu Cafés und Uferflächen 
entwickeln sich zu hippen Strandbars. Planer bezeichnen diese Entwicklung als „Urban Hacks“, einer Befreiung der Stadt 
und ihrer Räume, aus den ihr auferlegten „Fesseln“. Durch das erhöhte Interesse der Bürger an Stadt und ihrem Bedürfnis 
nach Mitbestimmungs- und Gestaltungsfreiheit hat sich die Inanspruchnahme von Räumen und deren Uminterpretation 
in hohem Maße gewandelt. Vor allem die junge Generation macht sich über Eigentum Gedanken, fragt danach, wem die 
Stadt gehört und erhebt Anspruch auf ungenutzt Räume. Dies wurde zu Beginn seitens der Städte kritisch beäugt und 
zum Teil schweren Herzens geduldet. In der heutigen Zeit haben viele Städte jedoch den Mehrwert und die gesellschaft-
liche Bedeutung dieser ungesteuerten und „wilden“ Nutzungen erkannt und stellen sich darauf ein. Dies hat zu einem 
großen Wandel des Planungsverständnisses in den Verwaltungen geführt, deren Mitarbeiter oft aus einer Zeit des „Gott-
spielens“ stammen.

Was bringt nun die Zukunft mit sich, denkt man die obige Entwicklung weiter? Die Zukunft ist gekennzeichnet durch 
Offenheit, Flexibilität, Gemeinschaft und Digitalisierung.

Wir werden uns von einer rein „hoheitlichen“ Planung entfernen. Verwaltung ist nicht mehr Bestimmer, sondern Mode-
rator und Ermöglicher. Sie wird nicht mehr nach dem „warum“, sondern nach dem „wie“ fragen und ihrer Rolle, Bür-
gerinteressen zu unterstützen, gerecht werden. Es wird neben einem räumlichen Rahmen, Möglichkeitsräume geben, 
die von ihren Nutzern geprägt und gestaltet werden. Die Räume werden damit stetig verändert, ähnlich wie bei Harry 
Potters Wunschraum.

Der Gemeinschaftsgedanke wird sich ständig weiterentwickeln. Die Entwicklung von Commons, Almenden, Co-Wor-
kingspaces, Couchsurfing etc. wird sich noch weiter verbreiten und neue Systeme zur Professionalisierung entstehen. 
Die Digitalisierung wird weiterhin eine große Rolle spielen. W-LAN für alle ist eine Selbstverständlichkeit und in öffent-
lichen Räumen wird sich Digitales immer mehr mit dem Räumlichen verbinden. Neben Aufladestationen auf Plätzen 
und neuen „Internet-Cafés“ wird die Medialisierung und Eventisierung der öffentlichen Räume zunehmen. Da der On-
linehandel seinen Höhepunkt noch nicht erreicht hat, wird die Innenstadt mit dem Internet verknüpfte Showrooms auf-
weisen, die Online mit Offline intelligent verbinden. Leergefallene Läden entwickeln sich zu Räumen für Gemeinschaft, 
Sport und soziokulturelle Nutzungen. Sie sind damit Möglichkeitsräume in der Innenstadt und werden Nutzergruppen 
anziehen, die bisher auf Außenbezirke oder unattraktive Flächen vertrieben wurden. Soziokultur wird damit weiter an 
Bedeutung gewinnen und für Städte der neue Motor sein.

Stephanie Haury, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Bonn
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Die letzte Innovation war vielleicht nicht riesengroß. Sie wurde nicht gefördert. Die Fachzeitschriften haben sie nicht 
bemerkt. Sie fand nicht in Berlin statt, sondern in der Mittelstadt Spontra. Trotzdem könnte sie den Weg weisen in eine 
demokratischere Zukunft der Stadtentwicklung. Denn in dieser kleinen Stadt wird seit 2011 ein neuer Weg der Mitbestim-
mung gegangen. Es fing damit an, dass durch Probleme bei der Auszählung von Stimmzetteln die Wahl des Stadtrates 
schiefging. Der alte bereits aufgelöst, ein neuer Wahltermin erst in einigen Monaten … Ideen waren gefragt, um das Va-
kuum zu füllen. Man ging auf den Stadtältesten zu, den 98-jährigen ehemaligen Leiter des städtischen Jugendamtes. Der 
schlug vor, für jeweils eine Woche einen Schüler zum Bürgermeister zu ernennen und diesem einen per Los bestimmten 
älteren Mitbürger als Berater an die Seite zu stellen. Diese beiden sollten dann die Gemeinde führen, Projekte mit der 
Bevölkerung diskutieren und verantwortliche Entscheidungen treffen. Als erster meldete sich Justin B., ein 15-jähriger 
Gesamtschüler, der seinen Großonkel, den 63-jährigen Automechaniker Karl-Heinz B. zum Berater ernannte. Das so ein-
geführte Rotationsprinzip war in Spontra ein voller Erfolg: kein Bürger wurde übermäßig belastet, die Generationen wurden 
zusammengeführt und die Bindung der Bürger an ihre Stadt gestärkt. Zwar wurde inzwischen auf Drängen der Bezirksre-
gierung ein neuer Stadtrat gewählt, dieser beschloss aber in seiner ersten Sitzung, die zunächst vorläufige Regelung zu 
verstetigen und sieht sich seitdem vor allem als Unterstützer des jeweiligen B.A.Z. (Bürgermeister auf Zeit). 

Royals werden immer normaler. Sogenannte Promis zu beobachten wird immer langweiliger. Top-Models sind wir sel-
ber. Vieles deutet deshalb darauf hin, dass wir in wenigen Jahren völlig neue mediale Öffentlichkeiten haben werden. 
Diese werden nicht mehr von Profitinteressen gesteuert werden und uns irrelevante Dinge als wichtig verkaufen. Sie 
werden aber auch nicht mehr den bürgerlichen Idealen der „Öffentlich-Rechtlichen“ folgen. Sie werden polyzentrisch 
sein, viel näher an den Alltagswelten ihres Publikums. Von lokaler Relevanz und gleichzeitig grenzüberschreitend, 
Mikro und Mega. Es werden Teilöffentlichkeiten sein, intelligent, vernetzt, mit gigantischen Ausmaßen: Menschen aus 
aller Welt werden gemeinsam gegen teure Prestigeprojekte kämpfen, sich für toll ausgestattete Stadtteilbüchereien 
zusammentun, Petitionen gegen kreischende Straßenbahnen verfassen, sich vieltausendfach an Bauleitplanverfahren 
beteiligen, … Was das für die heutigen Akteure der Stadtentwicklung bedeutet, lässt sich kaum erahnen.

Stephan Willinger, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Bonn
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